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Editorial der Gastherausgeber:
Einleitung — Internationale Politische Theorie
in der Diskussion

Nicole Deitelhoff | Christian Volk

Internationale Politische Theorie (IPT) ist heute weit mehr als ein spezifisches Themen-
feld im Bereich der Politischen Theorie oder der Internationalen Beziehungen. Die IPT ist
zu einem Forschungsgebiet geworden, in dem aus einer Vielzahl an disziplindren Zugin-
gen iiber Globalisierung und die von ihr ausgehenden Effekte fiir das politische Zusam-
menleben begrifflich-theoretisch und normativ nachgedacht wird. Dabei ergibt sich die
interdisziplinidre Ausrichtung bereits aus dem Gegenstand selbst, {iber den hier in begriff-
lich-theoretischer Absicht reflektiert wird. Denn in den Debatten um die politisch-soziale
Konzeptualisierung der Gegenwart als post- oder transnationale Konstellation, als Welt-
gesellschaft oder gar als Weltstaat geht es bereits und in erster Linie darum zu verstehen,
was das liberhaupt ist: eine globalisierte politische Welt. Soziologische und kulturgeogra-
phische Studien zur Globalisierung riicken damit ebenso zwangsléufig in den Fokus eines
begrifflich-theoretischen Reflektierens in globaler Perspektive wie die Rechtswissen-
schaften, die Internationalen Beziehungen, die Philosophie und Okonomie. Dieser Um-
stand hat dazu gefiihrt, dass die Debatten im Bereich der beziechungsweise um die IPT un-
iibersichtlich geworden sind.

Bereits diese einleitenden Uberlegungen machen deutlich, dass die IPT als For-
schungsgebiet nicht von einer Disziplin allein zu vermessen ist. Wenngleich die entspre-
chende interdisziplindre Kooperation an den zentralen, auf globalpolitische Fragen ausge-
richteten Forschungsstitten (Sonderforschungsbereiche, Exzellenzcluster et cetera) tag-
tiglich geschieht, war ein erster wichtiger und fruchtbarer institutioneller Klarungsver-
such die von den Sektionen fiir Politische Theorie und Internationale Beziehungen ge-
meinsam organisierte Tagung im Jahr 2010 in Frankfurt zum Thema ,,Internationale Poli-
tische Theorie“. In diesem Sinne fithrt dieses Themenheft der Zeitschrift fiir Politische
Theorie mit der doppelten Herausgeberschaft durch eine ,IB-lerin‘ und einen Politischen
Theoretiker die damals begonnene Diskussion ,,an der Schnittstelle zwischen Politischer
Theorie und I[nternationalen] B[eziehungen]“ (Deitelhoff 2010: 280, Auslassung der
Hervorhebung) fort. Gleichzeitig schlieBt es an Ansétze in beiden Disziplinen an, den Dia-
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log in einem gemeinsamen Forschungsgebiet der Internationalen Politischen Theorie zu
vertiefen.'

Mit den Folgen von Globalisierungs- und Transnationalisierungsprozessen riicken
auch die theoretischen und begrifflichen Anforderungen, oder besser: Herausforderungen,
die diese Prozesse fiir beide Disziplinen bedeuten, verstirkt in den Blick*: Eine zentrale
Herausforderung, mit der sich die Politische Theorie heute konfrontiert sieht, liegt darin,
dass viele ihrer verhandelten Konzepte — von Freiheit und Herrschaft iiber Gerechtigkeit
bis hin zu demokratischer Legitimation und Selbstbestimmung — sowohl in ihrer normati-
ven Begriindung als auch in der Analyse durch die Vorstellung territorial abgeschlossener
Einheiten geprégt sind (dazu etwa Bleiker 2004; Walker 2010; 1993). Umgekehrt kreist
die IB in ihrer traditionellen Form um Beziehungen und Interaktionen zwischen souvera-
nen Staaten beziehungsweise voneinander unabhdngigen politischen Gemeinschaften
(siche etwa Bull 1977; Waltz 1979). Dieser methodologische Nationalstaatszentrismus
stoBt angesichts jener vielgestaltigen Prozesse der Entgrenzung, (Re-)Integration und Dif-
ferenzierung des sozialen, 6konomischen, kulturellen und politischen Zusammenlebens,
die mit dem Begriff ,Globalisierung* assoziiert werden, an seine Grenzen. Denn diese
Prozesse zeichnen sich nicht nur dadurch aus, dass politische Aktivitdten eine staatliche
Rahmung zunehmend transzendieren und von anderen Akteuren als nationalstaatlichen
Regierungen getragen werden. Auch die Sinnfalligkeit verschiedener traditioneller bindrer
(Denk-)Muster — wie etwa ,innen/auflen‘, ,lokal/global® — wird infrage gestellt, wahrend
es gleichzeitig zu einer weltweiten Multiplikation von (neuen) Grenzziehungen kommt
(dazu Mezzadra/Neilson 2013). Bezugnehmend auf den von Gilles Deleuze und Félix
Guattari gepriagten Begriff der ,,double articulation* (Deleuze/Guattari 1987: 504) und in
Anlehnung an Saskia Sassen (2006) ldsst sich die gegenwartige Konstellation auf eine
Weise charakterisieren, in der politische Praktiken dadurch, dass sie an vielen Orten zur
gleichen Zeit und in gleicher Weise stattfinden, selbst dann translokale Topographien
etablieren und sub- und supranationale Rdume miteinander verbinden, wenn sie sich auf
staatlich institutionalisierte Kontexte stiitzen. Aus diesem Grund ist es auch kaum ver-
wunderlich, dass sowohl in der Politischen Theorie als auch in den Internationalen Bezie-
hungen seit Langerem dariiber diskutiert wird, wie in beiden Disziplinen auf die ange-
sprochenen Verdnderungen theoretisch-methodisch und begrifflich reagiert werden kann
—und soll.

Politische TheoretikerInnen haben angesichts voranschreitender Globalisierungs- und
Transnationalisierungsprozesse beispielsweise argumentiert, dass der Gegenstand ihrer
Disziplin auf die normativen Grundlagen des politischen Zusammenlebens jenseits natio-
nalstaatlich verfasster Gemeinschaften ausgedehnt werden miisse (programmatisch etwa
Niesen 2010). Zur gleichen Zeit werden normativ denkbare und wiinschenswerte Ord-

1  Fir diese Forderung vergleiche das Symposium ,,Internationale Politische Theorie® in der Zeitschrift fiir
Internationale Beziehungen (ZIB) mit Beitrdgen von Peter Niesen (2010), Nicole Deitelhoff (2010), Hau-
ke Brunkhorst (2010b), Oliver Kessler (2010), Antje Wiener ( 2010) und Rainer Forst (2010).

2 FEine globale und sich bestindig weiter globalisierende Welt stellt freilich nicht nur die Disziplinen der Po-
litischen Theorie und der IB hinsichtlich der Konzeptualisierung ihrer eigenen Forschungsgegenstande vor
neue Herausforderungen. In der Volkerrechtswissenschaft, der Rechtsgeschichte, aber auch der Soziologie
und der Geschichtswissenschaft finden sich ganz dhnlich gelagerte Debatten zur disziplindren Neuausrich-
tung. Fiir das Volkerrecht vergleiche etwa Paul Schiff Berman (2004/2005), Gunther Teubner (1996) und
Peer Zumbansen (2011); fiir die Geschichtswissenschaft vergleiche etwa Jiirgen Osterhammel und Niels
Petersson (Osterhammel/Petersson 2003); fiir die Soziologie programmatisch unter anderem Bettina
Heintz et al. (Heintz et al. 2005) sowie Ulrich Beck (Beck 2002; vgl. auch Beck/Grande 2010).
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nungen jenseits des traditionellen Ordnungsmodells des souverdnen Nationalstaats ent-
worfen und zur Diskussion gestellt (etwa Benhabib 2004; Fraser 2007; Held 2009).
Selbstverstandlich wird auch die Frage diskutiert, was Globalisierungs- und Transnationa-
lisierungsprozesse eigentlich fiir Konzepte bedeuten, die, wie Demokratie oder Legitimi-
tat, urspriinglich im Kontext nationalstaatlich verfasster Gemeinschaften formuliert wur-
den (Bohman 2005; Habermas 1998), und auch die Frage, wie Nationalstaaten selbst auf
das spannungsgeladene Verhéltnis reagieren, das Globalisierungs- und Transnationalisie-
rungsprozesse mit Blick auf den Nationalstaat instituieren, wird thematisiert (etwa jiingst
Brown 2014). In den Internationalen Beziehungen fordern Wissenschaftlerlnnen bereits
seit den 1970er Jahren eine paradigmatische Wende in der Fassung des Gegenstands der
eigenen Disziplin. Die Internationalen Beziehungen, so die Forderung, miisse sich von ei-
ner Betrachtung der ,internationalen Bezichungen® im engen Sinn 16sen und ihren Gegen-
stand iiber den Begriff der ,Weltpolitik® konzipieren (prominent etwa Albert 2002;
Nye/Keohane 1971; Czempiel 1991). Der Begriff der , Weltpolitik‘ steht dabei fiir die Ab-
sicht, den traditionellen Gegenstandsbereich der Disziplin um Prozesse und Strukturen ei-
nes ,,Regieren[s] jenseits des Nationalstaates™ (Ziirn 1998) zu erweitern beziechungsweise
einer ,,[global] Governance without Government[s]“ (Rosenau/Czempiel 1992). Die iiber
den Begriff der ,Weltpolitik* erreichte Perspektivverschiebung erlaubt somit ein Einbe-
ziehen von grenziiberschreitenden Aktivitdten von nichtstaatlichen oder substaatlichen
Akteuren, wie etwa Nichtregierungsorganisationen oder Biirokratien (vgl. etwa Risse-
Kappen 1995; Slaughter 2005), in den Gegenstandskanon der IB. Sie hat gleichzeitig ei-
ne analytische Offnung der einst postulierten Einheit des souverinen Nationalstaats (Keo-
hane/Nye 1974; Risse-Kappen 1995; Slaughter 2004) befordert wie auch ein Verstdndnis
von grenziiberschreitender Politik als genuin gesellschaftsimmanentes Phanomen (Brock/
Albert 1995) und hat entstehende Formen nichtstaatlicher 6ffentlicher Autoritdt in das
Sichtfild der IB gebracht (Cutler et al. 1999; Hall/Biersteker 2002; Strange 1996; Ruggie
2004).

Internationale Politische Theorie, die einstmals nicht viel mehr war als internationale
Ethik und angewandte Moralphilosophie in globaler Dimension, meist mit gerechtigkeits-
theoretischer Ausrichtung,” hat sich zu einem eigenstindigen, multidiszipliniren und vor
allem multiperspektivischen Forschungsgebiet ausgebildet.” Die Grenzzichung stellt sich
schwierig dar; die Themenfelder mégen noch diffus erscheinen; und die methodischen
Zugangsweisen sind sehr unterschiedlich. Und dennoch: IPT kristallisiert sich mehr und
mehr als das Forschungsgebiet heraus, das in erster Linie damit beschiftigt ist, die Nor-
men, Praktiken, Strukturen und Organisationsformen politischen Handelns vor dem Hin-
tergrund der vielgestaltigen Prozesse der Globalisierung zu theoretisieren, zu diagnosti-
zieren und zu kritisieren. Angesichts eines solchen, zugegebenermalien weiten Versténd-
nisses dessen, was IPT ist, konnen Fragen nach den Widerstandspraktiken transnationaler
sozialer Bewegungen (Daase/Deitelhoff 2015) ebenso in dieses Forschungsgebiet fallen
wie die Debatte um den globalen Konstitutionalismus oder die nach dem Formwandel von
Staat und Souverinitét in der postnationalen Konstellation (Volk/Kuntz 2014). Freilich
gilt, dass die IPT diese Fragen oftmals anders angehen wird als die rechtswissenschaftli-
chen oder die empirisch-sozialwissenschaftlich arbeitenden Expertlnnen, die sich diesen

3 Ausfiihrlicher finden sich diese Uberlegungen in Volk/Kuntz (2014: 10 ff.).
4 Vergleiche hierzu auch den Beitrag von Niesen et al. in dieser Ausgabe.
5 Vergleiche hierzu Deitelhoff/Daase in dieser Ausgabe.
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Themen widmen. Der Unterschied liegt nicht darin, dass sie besagte Entwicklungen oder
Veranderungen immer auch in (politisch- oder moralisch-)normativer Absicht begleitet.
Das tut gute empirisch ausgerichtete sozialwissenschaftliche oder rechtswissenschaftliche
Forschung mitunter ebenso. Entscheidender ist, dass die IPT an den konzeptionellen
Riickschliissen interessiert ist, die aus diesen Entwicklungen und Verdnderungen fiir poli-
tische Grundlagenbegriffe wie Freiheit, Macht, Souverdnitit, Demokratie, Gerechtigkeit,
Herrschaft, Ordnung, politisches Handeln et cetera gezogen werden kdnnen — im Hinblick
auf die Aussage- und Analysekraft dieser Begriffe, ihrer orientierungsgebenden Funktion,
ihrem Status und vieles mehr.® Aus diesem Grund ist es nur folgerichtig, dass die Politi-
sche Theorie eine zentrale Gesprachspartnerin bleibt bei der Begriffs- und Theoriebildung
in einer globalisierten Welt. Entsprechend vereinigt die vorliegende Ausgabe der ZPTh
eine Reihe solcher Versuche.

Den Auftakt machen die Uberlegungen von Nicole Deitelhoff und Christopher Daase.
In ithrem Gastbeitrag fiir dieses Themenheft argumentieren sie, dass die wesentliche Auf-
gabe von IPT die kritische Analyse von Herrschaftsstrukturen sei. Sie verweisen auf eine
Reihe realweltlicher Entwicklungen, durch die sich die internationalen Beziehungen als
Herrschaftsordnung zu konstituieren beginnen. Nicht strukturelle Anarchie und freiwillige
Kooperation, sondern Ungleichheit, Zwang und Autoritdt werden zu zentralen Analyseka-
tegorien der IB, die damit die Grundfragen der Politischen Theorie nach den Formen,
Rechtfertigungen und Reproduktionsbedingungen von Herrschaftsordnungen auch fiir die
Internationalen Beziehungen aufwerfen und nach einer gesellschaftstheoretischen Ausei-
nandersetzung verlangen. Zugleich verbindet sich fiir Deitelhoff und Daase mit dieser
Transformation auch eine Dezentrierung der Internationalen Politischen Theorie, die sich
nun nicht mehr alleine auf Internationale Beziehungen und Politische Theorie stiitzen
kann, sondern zusehends weitere disziplindre Ankniipfungspunkte sucht.

Peter Niesen, Svenja Ahlhaus und Markus Patberg wollen mit der Wendung von der
»Kkonstituierende Autoritit” einen neuen Grundbegriff fiir die Internationale Politische
Theorie begriinden. Dabei geht es ihnen darum, die Defizite des Moralismus, der natur-
rechtlichen Expertokratie und der Orientierung an etatistischen Demokratievorstellungen
zu lberwinden, die lange Zeit das Wesen einer IPT ausgemacht haben. Diese Defizite
manifestieren sich heute vorranging darin, dass kein konstruktives Paradigma der Legiti-
mitédt vorliegt, welches in Konkurrenz zur Demokratie im nationalstaatlichen Kontext tre-
ten konnte. Bislang, so Niesen et al., hat sich kein funktionales Aquivalent herausgebildet,
das abstrakt genug wire, um den verdnderten Anforderungen politischer Selbstbestim-
mung jenseits des Staates gerecht zu werden. Das Kernproblem von Politischer Theorie,
d. h. das Problem politischer Legitimitét, stelle sich auch als das Kernproblem einer Inter-
nationalen Politischen Theorie dar — und sei weiter ungeldst. Die Idee der konstituieren-
den Autoritit soll hier Abhilfe schaffen.

Oliver Eberl und David Salomon schlieBen mit ihren Ausfithrungen an Niesen et al.
insofern an, als sie — ebenfalls in Abgrenzung zur angelséchsischen Tradition — ein Ver-
standnis von IPT als globaler Demokratiewissenschaft vertreten. Allerdings verweisen sie
darauf, dass die postdemokratische Konstellation die Hoffnungen eintriibt, den diversen
Kommunikationsblockaden mit deliberativen Verfahren beizukommen. Um die IPT als
Demokratiewissenschaft weiterhin zu fundieren, muss der Schulterschluss mit der Inter-
nationalen Politischen Okonomie gesucht werden, so das Plidoyer der beiden Autoren.

6  Vergleiche exemplarisch hierfiir Niesen (2012).
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Mit seinem Beitrag Die Normativitdiitsbegriindungsfalle setzt Oliver Fliigel-Martinsen
einen Kontrapunkt gegen ein Verstidndnis von IPT als (deliberativer) Demokratiewissen-
schaft und moralphilosophischem Begriindungsunternehmen. Fliigel-Martinsen kritisiert
die vermeintliche Grundiiberzeugung einer IPT, die Aufgabe der Theoriebildung bestehe
in umfassender Begriindungsaktivitdt. Stattdessen pléadiert er fiir eine herrschafts- und
machtkritische Analyse, die auch dann noch legitim ist, wenn sie nicht unmittelbar an die
Begriindung von Normen, Prinzipien, Konzeptionen oder Verfahren anschliefit. Im An-
schluss an seine Kritik entwirft Fliigel-Martinsen in Auseinandersetzung mit Foucault,
Derrida und Ranciére ein negativ-befragendes Modell einer kritischen Theorie und skiz-
ziert die Aufgaben, die einer IPT daraus erwachsen.

Janne Mendes Beitrag trigt den Titel Privatheit und Global Governance in der Inter-
nationalen Politischen Theorie. Darin verfolgt sie das Ziel, ausgehend vom Konzept der
Privatheit die IPT als Forschungsfeld zu konturieren. Mende pladiert nicht nur fiir ein
Verstandnis von IPT als eigenstindiger Forschungsperspektive, die mehr ist als die blof3e
Addition der beiden Teildisziplinen IB und Politische Theorie, sondern verweist auch auf
eine Leerstelle, die diese eigenstindige IPT zu fiillen habe: Die Uberkreuzung der beiden
Begriffspaare ,privat/6ffentlich® und ,staatlich/global‘ fiihre zu einer Verdoppelung des
Privaten und zu einer Ausblendung der innerstaatlichen familidren Privatsphére — the do-
mestic sphere — und ihrer Wechselwirkungen mit anderen Sphéren. Zwar werden private
transnationale Akteure im Zuge von Globalisierungs- und Global-Governance-Prozessen
sichtbarer; Familie und der Haushalt jedoch riickten kaum in dieses neue Aufmerksam-
keitsfeld — trotz bestehender Strukturen der Ungleichheit und Ungerechtigkeit.

Wihrend Janne Mendes Uberlegungen an der Schnittstelle von IB und Politischer
Theorie angesiedelt sind, problematisiert Pablo Holmes das Verhiltnis von Internationa-
lem Recht und Politischer Theorie. In seinem Beitrag befasst er sich mit den Grenzen
transnationaler Rechtspolitik und den politischen Paradoxien des fragmentierten globalen
Konstitutionalismus. Dabei geht es Holmes darum, die Moglichkeiten einer internen Poli-
tisierung der transnationalen Governance und des transnationalen Rechts auszuloten — mit
dem Ziel, die Expertenherrschaft in diesem Bereich infrage zu stellen. Unter Bezugnahme
auf Claude Leforts sozialtheoretischen und politisch-philosophischen Uberlegungen skiz-
ziert Holmes die sozialen Bedingungen einer solchen Politisierung des Rechts. Seine Di-
agnose féllt erniichternd aus: Die Politisierung des Rechts beruht auf Bedingungen, die in
der heutigen transnationalen Governance nicht vorhanden sind.

Indem die Beitrdge in dieser Ausgabe unterschiedliche und sich zum Teil gegenseitig
widersprechende Zugriffs- und Verstdndnisweisen dessen, was IPT ist oder sein soll, ver-
einen, versuchen die HerausgeberInnen bewusst, sowohl die grole Bandbreite moglicher
Forschungsfragen aufscheinen zu lassen als auch die Umstrittenheit und Umkampftheit
dieses sich neu strukturierenden Forschungsgebietes zum Ausdruck zu bringen. Die bei-
den Herausgeberlnnen dieses Themenheftes bedanken sich ganz herzlich bei den Auto-
rInnen fiir ihr Mitwirken. Ein ganz besonderer Dank geht an die Redaktion und die Her-
ausgeber der Zeitschrift fiir ihre wertvollen Hinweise bei der Konzipierung dieses The-
menheftes.
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1. Einleitung™

Internationale Politische Theorie (IPT) ist nach wie vor ein vergleichsweise vage kontu-
riertes Forschungsfeld. Besteht noch weitgehend Einigkeit darin, dass der empirische Ge-
genstand einer Internationalen Politischen Theorie die Sphére grenziiberscheitender Poli-
tik im weitesten Sinne darstellt, ist der theoretisch-methodische Zugriff offen. Ob Interna-
tionale Politische Theorie ein Feld der Politischen Theorie (PT), der Philosophie oder der
Internationalen Beziehungen (IB) sei oder sich an der Schnittstelle zwischen Teildiszipli-
nen verortet, ob IPT primédr einem normativen Zugriff entspriche im Sinne einer Ethik
oder eher einer Demokratiewissenschaft, und ob sich damit eine dezidiert %esellschafts—
theoretische Herangehensweise verbinden sollte, ist immer noch ungeklirt.” In unserem
Aufsatz wollen wir uns zu diesen Fragen in zweierlei Hinsicht positionieren. Erstens wol-
len wir begriinden, warum Internationale Politische Theorie sich in erster Linie als kriti-
sche Analyse von Herrschaftsstrukturen, das heiflt als Gesellschaftstheorie der internatio-
nalen Beziehungen, verstehen sollte. Zweitens argumentieren wir, dass auch die Veror-
tung von IPT zwischen Politischer Theorie und Internationalen Beziehungen briichig
wird. Internationale Politische Theorie wird zunehmend zu einem multidisziplindren Feld,
das zwar seinen Gegenstand den IB entnimmt und seine Grundbegriffe zunéchst der Poli-
tischen Theorie entlehnt, sich aber ldngst in theoretisch-methodischer Hinsicht fiir andere
Disziplinen wie die Ethnologie, die Soziologie, die Rechtswissenschaft, die Geographie
und Geschichte 6ffnet.

Innerhalb der Internationalen Bezichungen hat Internationale Politische Theorie iiber
lange Zeit ein Schattendasein gefiihrt. Denn obwohl die Anfénge der Internationalen Be-
ziehungen, wie sie sich in den theoretischen Schriften der frithen Realisten wie Hans
Morgenthau, Reinhold Niebuhr oder der Liberalen wie David Mitrany zeigen, noch deut-
lich von normativen Theorieansétzen durchzogen waren, vollzog sich die Professionali-
sierung als politikwissenschaftliche Teildisziplin im Grofen und Ganzen als Entnormati-
vierungsunternehmen. Nicht allein normative Theorie, auch Normen als solche, Regeln,
Werte, kurz: ,,ideationale” Phdnomene wurden in diesem Prozess aus dem Gegenstands-
bereich der Internationalen Beziehungen weitgehend ausgeschlossen. Vor allem die Eng-
lische Schule (und mit Abstrichen die klassischen kritischen Theorien) hat sich diesem
Unternehmen entgegengestellt, wie wir in Abschnitt zwei nachzeichnen. In ihrem intel-
lektuellen Umfeld blieb Internationale Politische Theorie insbesondere in der Frage legi-
timer Gewaltanwendung und als Erorterung von Gerechtigkeitsprinzipien ein lebendiger
Forschungszweig, in dem einige der bekanntesten Schriften der IPT entstanden sind
(Frost 1986; Walzer 1977; Beitz 1979). Allerdings wurden diese Arbeiten nicht von unge-
fahr gemeinhin als Arbeiten der Politischen Philosophie beziehungsweise der Moralphilo-
sophie verortet, denn diese Arbeiten verstanden Internationale Politische Theorie primédr
als Internationale Ethik, das heifit als Erdrterung, welche normativen Prinzipien fiir die
Sphére grenziiberschreitender Politik anwendbar und folglich zu beférdern seien.

ek
Der Beitrag wurde auf Einladung der Herausgeber verfasst und durchlief deshalb nicht das reguldre dou-

ble-blind review Verfahren. Die Herausgeber danken Nicole Deitelhoff und Christopher Daase ganz herz-
lich fiir ihre Bereitschaft, diesen Gastbeitrag zum Themenheft IPT zu verfassen.

1 Vergleiche hierzu etwa die Beitrdge des ZIB-Symposiums zu Internationaler Politischer Theorie: Niesen
(2010); Forst (2010); Kessler (2010); Brunkhorst (2010); Deitelhoff (2010); Wiener (2010).
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Diese Verengung von IPT auf Fragestellungen der Internationalen Ethik und Moral-
philosophie begann bereits mit der einsetzenden Debatte um den politischen Charakter
der Européischen Gemeinschaften beziehungsweise der Européische Union aufzubrechen,
insofern iiber die Legitimation von internationalen Institutionen und zumindest implizit
von politischen Ordnungen nicht mehr allein normativ, sondern nunmehr auch empirisch
gestritten wurde. Vollends obsolet erwies sich diese Verengung aber erst als Ergebnis ei-
ner Reihe von realweltlichen Entwicklungen, die die traditionelle Haltung innerhalb der
IB erschiitterten, den eigenen Gegenstand als kategoriales Gegenstiick zum Nationalstaat
mit eigener Logik und eigenen Gesetzen zu verstehen. In dem Moment, in dem internati-
onale Beziehungen nicht langer als strukturell anarchisch und auf freiwilliger Kooperation
beruhend verstanden werden koénnen, sondern in Kategorien von Ungleichheit, Zwang
und Autoritdt erfasst werden miissen, werden die Grundfragen der Politischen Theorie
nach den Formen, Rechtfertigungen und Reproduktionsbedingungen politischer Ordnun-
gen auch fiir die Internationalen Beziehungen relevant und verlangen nach einer gesell-
schaftstheoretischen Auseinandersetzung, wie wir in Abschnitt drei argumentieren wol-
len.

Zugleich verbindet sich mit dieser Transformation auch eine Dezentrierung der Inter-
nationalen Politischen Theorie, die sich nun nicht mehr alleine auf IB und PT stiitzen
kann, sondern zusehends andere disziplindre Ankniipfungspunkte sucht, wie wir zumin-
dest knapp im Schlussteil anreilien wollen. Als Kritische Geographie stellt sie die Frage
nach der rdumlichen Ausgestaltung des Internationalen, als Internationale Politische Sozi-
ologie rekonstruiert sie die gesellschaftlichen Wandlungsprozesse und Formationen der
Weltgesellschaft, als Globalgeschichte sucht sie nach den historischen Briichen und Kon-
tinuitdten internationaler Ordnungen und als Internationale Rechtspolitik fragt sie nach
der spezifischen Normativitdt von Recht. Alle diese multidisziplindren Debatten finden
ihren gemeinsamen Bezugspunkt in der Pramisse, dass wir es bei internationalen Bezie-
hungen mit einer multiplen Herrschaftsordnung zu tun haben, die eine kritische Analyse
ihrer unterschiedlichen Formen, Rechtfertigungsordnungen und Reproduktionsbedingun-
gen verlangt.

2. Internationale Politische Theorie als Internationale Ethik

Die Etablierung der Internationalen Beziehung als einer sozialwissenschaftlichen Disziplin
ist eng mit der schrittweisen Verabschiedung von kritischen Anséitzen und normativen The-
orien verbunden. Nur in Nischen wie der Englischen Schule, der Internationalen Ethik und
der kritischen Theorie hielten sich Fragestellungen, die man heute der Internationalen Poli-
tischen Theorie zurechnet. Ihre Marginalisierung hatte Auswirkungen auf beiden Seiten. Sie
fiihrte auf Seiten der Internationalen Beziehungen zu einer Verarmung der Theorie und zu
dem, was Ole Weaver (1996) die ,,Neo-Neo-Synthese genannt hat, einer Konvergenz rea-
listischer und liberaler Ansatze, die auf Kosten alternativer Sichtweisen auf die internationa-
le Politik ging. Auf Seiten der Marginalisierten flihrte sie zu einem Hang zum Dogmati-
schen, zur Selbststilisierung als Dissidenz und zu weiterer Selbstmarginalisierung (vgl. etwa
Ashley/Walker 1990). Gleichwohl blieben vor allem zwei Forschungsfelder einflussreich,

2 Gemeint ist hier die kritische Theorie internationaler Beziehungen im Sinne von Cox (1981); vergleiche
auch Hoffmann (1987), George (1994), Devetak (1996), Linklater (1996).
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einerseits die Theorie des gerechten Krieges, andererseits die Fragestellung nach globaler
Gerechtigkeit. Allerdings wurden diese Themen iiberwiegend in normativer Absicht, also
im Sinne einer politischen Ethik verstanden (vgl. Niesen 2010), die unmittelbar Antwort auf
dringende aktuelle Fragen zu geben versprach. Erst in jiingerer Zeit zeigen sich Anzeichen
einer Erweiterung der Fragestellung hin zu ordnungspolitischen Grundsatzfragen iiber die
Rolle von Gewalt und Zwang in der internationalen Politik einerseits und die Gerechtigkeit
internationaler Institutionen andererseits.

2.1 Die Professionalisierung der Internationalen Beziehungen

So sehr man das Narrativ der ,groflen Debatten® in den Internationalen Beziehungen in-
frage ziehen kann, so klar ist auch, dass dieses Narrativ die Identitdt des Faches maf3geb-
lich geprigt hat (Smith 1995). Gleichviel, ob die Debatten zwischen Idealisten’ und Rea-
listen in den 1940er und 50er Jahren, zwischen Szientisten und Traditionalisten in den
60er und 70er Jahren und zwischen Neorealisten und Neoinstitutionalisten in den 80er
und 90er Jahren so stattgefunden haben, wie vielfach kolportiert, sie wurden um das The-
orieverstindnis und die Frage gefiihrt, was die angemessenen Gegenstinde des Faches
und die Methoden ihrer Erforschung seien. Das Ergebnis der ersten Debatte war eine kon-
sequente Fokussierung auf die Wirklichkeit der ,,Politics Among Nations* im Sinne Hans
Morgenthaus (1954) und die Absage an utopische Entwiirfe eines ,,Working Peace Sys-
tems* im Sinne von David Mitrany (1966). Die zweite Debatte fiithrte zu einer Zuriick-
weisung eines ,klassischen‘, an Diplomatiegeschichte orientierten Ansatzes a la Hedley
Bull (1966) und einer Neuausrichtung des Fachs an ,wissenschaftlichen® Methoden im
Sinne Morton Kaplans (1966). Die dritte Debatte hatte schlieBlich zwar zum Ergebnis,
dass internationale Interdependenz kein ,Mythos* ist, wie Kenneth Waltz (1982) gemeint
hatte, und dass ,,international institutions matter®, wie Robert Keohane und Lisa Martin
nachwiesen (Keohane/Martin 1995), aber sie fokussierte auf einen so kleinen Ausschnitt
internationaler Politik, dass fortan mit mehr Recht denn je von Paradigmendominanz
(Smith 1987) und den Internationalen Beziehungen als einer ,amerikanischen Wissen-
schaft® gesprochen werden konnte (Hoffmann 1977). Das Ergebnis der Debatten war je-
denfalls, dass sich theoriegeleitete Forschung ,,zum kaum noch hinterfragten Standard der
Professionalisierung des Fachgebietes* entwickelte (Ziirn 2003: 28), sich gleichzeitig aber
ein enges Theorieverstindnis durchsetzte, das nichtpositivistische Formen von Theorie-
bildung weitgehend ausschloss.

Auch in der deutschen IB fand — mit der charakteristischen zeitlichen Verzégerung —
diese Entwicklung statt. Christoph Humrich spricht von der ,,Normalisierung® der IB und
meint damit die Konzentration auf das Problemldsen ,,normaler Wissenschaft” im Sinne
Thomas Kuhns unter weitgehendem Verzicht auf wissenschaftstheoretische Reflexion
sowie die radikale Reduzierung theoretischer Vielfalt durch die Fokussierung auf den ra-
tionalen Institutionalismus (Humrich 2006). Tatsdchlich hatte eine Art ,nachholender Pro-
fessionalisierung® stattgefunden (Deitelhoff/Wolf 2009; Daase 2010), die dazu fiihrte,
dass die deutschen Debatten — etwa die sogenannte ZIB-Debatte — bei aller Heftigkeit im
Detail doch im Rahmen eines gemeinsamen Theorie- und Wissenschaftsverstindnisses

3 Das generische Maskulinum wurde zugunsten der besseren Lesbarkeit hier und im Folgenden verwendet
und impliziert auch immer die weibliche Form.
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geflihrt wurden. Gerade diese Diskussionskultur bestitigt die theoretische Engfithrung des
Faches, indem sie den Rahmen akzeptabler theoretischer Varianz neu absteckte und die
Linie zwischen professioneller und nichtprofessioneller Beschéftigung mit den internatio-
nalen Beziehungen nur umso strikter zog.

Drei Theorietraditionen sind in diesem Prozess weitgehend marginalisiert beziehungs-
weise in andere Disziplinen oder Wissenschaftsbereiche verdringt worden. Zunédchst das,
was man als systemkritische Theoriebildung bezeichnen konnte. Die Frage, inwiefern sich
die Internationalen Beziehungen als eine kritisch-emanzipative Wissenschaft verstehen und
sich aktiv an der Uberwindung als ungerecht erkannter politischer Verhiltnisse beteiligen
sollten, geht bis in die 1960er Jahre zuriick. Die sich damals etablierende Friedensforschung
verstand sich einerseits normativ als an der Uberwindung von Krieg und Not orientierte und
andererseits als ,,praxeologisch* ausgerichtete — und damit im emphatischen Sinne ,,politi-
sche — Wissenschaft (Senhaas 1971). Zwar hatte Ernst-Otto Czempiel (1965; 1986) wie-
derholt betont, dass ,,[w]issenschaftstheoretisch und wissenschaftshistorisch [...] die Wis-
senschaft von den internationalen Beziechungen mit Friedensforschung identisch® sei. Aber
in den politisch aufgeheizten Debatten der frithen 1970er Jahre und in einem komplexen
Prozess der Marginalisierung und Selbstmarginalisierung verschwanden die Kritische Frie-
densforschung und andere ,kritische® Theorietraditionen, etwa die neomarxistisch inspirierte
Politische Okonomie, weitgehend aus dem Kern dessen, was ,professionelle IB* ausmachte.

Damit héngt die zweite Marginalisierung zusammen, ndmlich die der normativen
Theorie. Obwohl ethische Fragen der internationalen Politik oft als wichtig bezeichnet
wurden, hat der Siegeszug positivistischer Theorien und Methoden in der Politikwissen-
schaft der Sechziger- und Siebzigerjahre auch in Deutschland dazu gefiihrt, dass norma-
tive Probleme aus dem Kreis professioneller Fragestellungen der IB weitgehend ausge-
schlossen wurden. Zwar wurde die Bedeutung von Normen, Ideen und Werten nicht grund-
sétzlich geleugnet (Jachtenfuchs 1995). Aber sie wurden, ganz in der amerikanischen
Tradition (vgl. zum Beispiel Goldstein/Keohane 1993), als empirische Fakten und ,unab-
hingige Variablen® objektiviert und in das deskriptive Theorieverstindnis integriert. Thre
inhaltliche Bestimmung und Begriindung sowie die Analyse internationaler Politik in ih-
rem Lichte wurde den Nachbardisziplinen wie der Rechtswissenschaft, der Philosophie
oder — innerhalb der eigenen Disziplin — der Politischen Theorie iiberlassen. Arbeiten zur
Ethik nuklearer Abschreckung, zur Theorie des gerechten Krieges oder zur Begriindung
der Menschenrechte gehorten nicht mehr zum Kernbestand der Disziplin.

Die dritte Marginalisierung betrifft die politikorientierte Forschung oder das, was in
den USA als policy theory bezeichnet wird. Damit ist eine Theoriebildung gemeint, die
sich dicht an den normativen Uberzeugungen und operativen Bediirfnissen politischer
Entscheidungstriager orientiert und direkt verwertbare Erkenntnisse in Wenn-dann-Aussa-
gen tiibersetzt (George/Smoke 1974). Die Theorie der Abschreckung und die Mechanis-
men der Zwangsdiplomatie sind klassische Beispiele, wie durch praktische Theoriebil-
dung der Graben zwischen Wissenschaft und Politik iiberwunden werden kann (George
1993). Immer verfeinerte Methoden und immer komplexere Theorien haben diesen Gra-
ben aber in den letzten Jahrzehnten breiter werden lassen und zu Forschungsergebnissen
geflihrt, die politischen Entscheidungstrigern immer weniger Handlungsorientierung bie-
ten konnen (Avery/Desch 2014). Selbstbild und Fremdbild politikwissenschaftlicher Pro-
fessionalitdt in den Internationalen Beziehungen implizieren also eine Ndhe zur Theorie
und eine Ferne zur politischen Praxis. Politikorientierte Theoriebildung im Sinne der Po-
licy-Forschung steht in den IB nicht hoch im Kurs.
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Obwohl die Professionalisierung der Internationalen Beziehungen als Sozialwissen-
schaft mit einer Engflihrung des Theoriebegriffs und der Marginalisierung kritischer,
normativer und praxisorientierter Ansétze einherging, haben sich an ihren Réndern Posi-
tionen behauptet, die sich dem Mainstream entzogen. Es sind diese Ansitze, die fiir die
Entwicklung der Internationalen Politischen Theorie wichtig wurden, weil sie ein Reper-
toire an — vorzugsweise normativen — Themen boten, die heute als Ausgangspunkte fiir
eine Herrschaftsanalyse internationaler Politik dienen kénnen. Zunéchst freilich blieben
diese Ansidtze ihrem normativen Programm verpflichtet und wirkten im Sinne einer politi-
schen Ethik, etwa im Diskurs um den Gerechten Krieg oder Globale Gerechtigkeit.

Ein vergleichsweise méchtiger Diskurs war dabei die Englische Schule. In den 1960er
Jahren bildete sich im Umfeld des British Committee on the Theory of International Poli-
tics und um Wissenschaftler wie Herbert Butterfield, Martin Wight und Hedley Bull eine
intellektuelle Tradition heraus, die einen dezidiert klassischen, antipositivistischen, an
Hermeneutik und Diplomatiegeschichte orientierten Ansatz vertrat (Bull 1966). Theorie-
bildung wurde vor allem als normative Aufgabe betrachtet (Wight 1977). Im Zentrum der
Englischen Schule steht das Konzept der ,internationalen Gesellschaft‘, das dem Konzept
des ,internationalen Systems® entgegengesetzt wird. Nach Bull (1977: 13) existiert eine
internationale Gesellschaft dann, ,,when a group of states, conscious of certain common
interests and common values, form a society in the sense that they conceive themselves to
be bound by a common set of rules in their relations with one another, and share in the
working of common institutions“. Fiir Bull basiert eine ,internationale Gesellschaft® auf
der Idee einer ,internationalen Ordnung‘, wobei Ordnung fiir ihn einen objektiven Wert
darstellt, wahrend etwa ,Gerechtigkeit® nur die Bedeutung eines subjektiven Wertes zu-
kommt. Die Ablehnung einer universalistischen Gerechtigkeitsvorstellung, die dem Indi-
viduum vor allen anderen sozialen Einheiten normative Prioritit einfdumen wiirde, und
die Betonung des Aspekts internationaler Ordnung als Staatenordnung zeigen, dass Bulls
Position dem Staat einen unabhéngigen Wert als Garant internationaler Gesellschaft ein-
raumt. Gleichwohl ist das Konzept der internationalen Gesellschaft zum Ausgangspunkt
normativer Debatten um universalistische Werte einerseits (Wheeler/Dunne 1996) und
Pluralismus andererseits (Jackson 2000) geworden und diente als Folie fiir die frithe De-
batte um humanitire Interventionen (zum Beispiel Wheeler 2000). Auch wenn man ein-
rdumen muss, dass sich aus der Englischen Schule und dem Konzept der internationalen
Gesellschaft keine eindeutigen normativen Aussagen ableiten lassen, muss man feststel-
len, dass die Englische Schule das Vokabular und die Kategorien bereitstellte, diese und
andere Fragen internationaler Ordnungspolitik tiberhaupt zu thematisierten. Und genau
darin war die Englische Schule den Mainstream-Ansitzen der IB tiberlegen.

3. Internationale Politische Theorie als Herrschaftsanalyse

Trotz aller Uberlegenheit blieb Internationale Politische Theorie — auch als Internationale
Ethik, wie Harald Miiller noch 2004 beklagte — nur eine Randerscheinung innerhalb der In-
ternationalen Beziehungen (Miiller 2004: 130 f.). Gute zehn Jahre spéter ldsst sich diese
Aussage kaum noch halten. Binnen weniger Jahre ist aus der Randerscheinung eine vielfal-
tige Forschungslandschaft geworden, die nicht mehr allein normative Entwiirfe fiir das ge-
ordnete Zusammenleben jenseits des Staates oder eine Kasuistik fiir die legitime Anwen-
dung von Gewalt entwirft, sondern die Legitimitét internationaler Institutionen und politi-
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scher Ordnung jenseits des Staates problematisiert (Nullmeier et al. 2012), ihre handlungs-
theoretischen Grundlagen analysiert (Niesen/Herborth 2007), den Charakter politischer
Ordnung nachzeichnet (Albert/Stichweh 2007; Beck 2007; Hobson 2014) und kritisch die
Natur des ,Internationalen sowie ihrer Herrschaftsmechanismen hinterfragt (Volk 2013).

Den Hintergrund dieses enormen Aufschwungs der Internationalen Politischen Theorie
bilden die Verdnderungen, die der empirische Gegenstand der Internationalen Beziechungen
seit den 1990er Jahren erfahren hat und die in der Summe als ein Ubergang vom einem
anarchischen System zu einer politischen Herrschaftsordnung beschrieben werden kénnen.*
Mit diesen Verdnderungen treten gesellschaftstheoretische Grundfragen zu den Formen von
Herrschaft, ihrer Legitimation und Reproduktion in das Erkenntnisinteresse der Internatio-
nalen Beziehungen. Internationale Politische Theorie erweitert sich damit in ihrem Zugriff
auf die grenziiberschreitende Politik, indem neben normativer Theorie nun auch dezidiert
gesellschaftstheoretische Perspektiven entfaltet werden. Damit schwindet zugleich die si-
chere Verortung Internationaler Politischer Theorie zwischen Politischer Theorie und Inter-
nationalen Beziehungen, denn im Zuge ihrer Entfaltung dezentriert sich IPT, indem sie sich
als Fragekomplex in unterschiedlichsten disziplindren Zuschnitten materialisiert.

3.1 Aus der Anarchie in die Herrschaftsordnung

Riickblickend lassen sich die 1990er Jahre — gleichermafen politisch wie theoretisch — als
optimistische Phase beschreiben. Insbesondere aus Sicht liberaler Ansétze wurde das En-
de der Blockkonfrontation zwischen Ost und West mitunter euphorisch begriifit als An-
kunft eines neuen Zeitalters, in dem Demokratie, Menschenrechte und Frieden nicht nur
die normativen Leitsterne seien, sondern sich auch tatsdchlich materialisieren sollten
(Bush 1991). Der vermeintliche Sieg der Demokratie als Staats- und Lebensform iiber den
kommunistischen Ostblock sollte die dritte Welle der Demokratisierung weiter befliigeln.’
Mehr oder weniger subtil wurde damit eine zivilisatorische Mission verbunden, in der die
westlichen liberalen Demokratien nunmehr den Auftrag hétten, fiir die Verbreitung von
Menschenrechten und Demokratie in der Welt einzutreten, ndtigenfalls auch mit militéri-
schen Mitteln (vgl. kritisch dazu Geis et al. 2005; 2006; Ish-Shalom 2006; Jahn 2005). Ih-
re theoretische Reflexionsfolie gewann diese Mission durch die breite Rezeption des Bu-
ches von Francis Fukuyama The End of History and the Last Man (1992), in dem Fuku-
yama ein Ende der Geschichte verstanden als immer wiederkehrender Streit um Ideolo-
gien konstatierte, da die Demokratie als einzige relevante Idee verblieben wire.

Neben diesen ordnungspolitischen Visionen lief sich dieser Optimismus auch in der
konkreten Ausgestaltung der internationalen Beziehungen beobachten, denn die internati-
onalen Institutionen erlebten in dieser Phase einen ungeahnten Aufschwung. Vergleicht
man nur die Anzahl internationaler Vertrage, wird bereits deutlich, wie stark sich interna-

4 Wobei sich trefflich dariiber streiten ldsst, ob die Ausiibung von Herrschaft auf der iiberstaatlichen Ebene
tatsdchlich etwas Neues ist oder nicht vielmehr gewandelten Wahrnehmungsmustern geschuldet ist (vgl.
Deitelhoff 2010: 284).

5 Samuel Huntington (1991) unterscheidet drei Wellen der Demokratisierung, das heifit des Wandels von
autoritdren Staatssystemen in Richtung auf eine demokratische Staatsordnung. Die erste setzt er im 19.
Jahrhundert an, die zweite setze mit dem Ende des zweiten Weltkrieges ein und endet mit der Entkolonia-
lisierung und die dritte beginnt Mitte der 1970er Jahre mit Aufstinden in mehreren Ostblockldndern und
setzt sich liber Lateinamerika und Asien fort bis in die Mitte der 1990er Jahre.
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tionale Regulierung ausgeweitet hat.® Aber nicht nur die Zahl von Regulierungen und
damit auch von internationalen Institutionen hat zugenommen, auch die Reichweite ihrer
Kompetenzen stieg. Internationale Institutionen griffen verstirkt in Bereiche ein, die vor-
mals der nationalen Hoheitskompetenz unterstanden und banden zunehmend auch direkt
nichtstaatliche Akteure ein. Entscheidungsverfahren in internationalen Institutionen lie3en
immer héufiger das klassische autonomieschonende Konsensprinzip hinter sich und grif-
fen auf Mehrheitsentscheidungen zuriick (vgl. Ziirn et al. 2012). Auch nichtstaatliche Ak-
teure begannen in internationalen Institutionen FuB zu fassen,” und nicht zuletzt traten
multinationale Unternehmen zunehmend als politische Akteure auf die internationale
Biihne und entwickelten Standards, die ihr wirtschaftliches Handeln an Prinzipien von
good governance (Menschenrechte, Umwelt- und Sozialstandards) orientierten (vgl. dazu
Flohr et al. 2010; Deitelhoff/Wolf 2013).

Die institutionelle Dynamik der 1990er Jahre machte auch vor dem Sicherheitsbereich
nicht halt. Der UN-Sicherheitsrat wurde aus seiner langen Blockade gelst und autorisier-
te eine Vielzahl von Interventionen in krisen- und kriegsgeschiittelte Lander, darunter in
Bosnien-Herzegowina, Kuwait, Irak, Ruanda, Somalia und in Haiti. Aber auch ohne Si-
cherheitsresolutionen kam es zu Interventionen, so etwa beim NATO-Einsatz im Kosovo-
Konflikt 1999, wobei hilfsweise andere Rechtfertigungskonstruktionen (sei es die Legiti-
mierung durch eine multilaterale Organisation oder den Verweis auf eine entstehende
Norm der ,humanitiren Intervention‘) bemiiht wurden. Die Interventionen wurden aber
nicht nur héufiger, sie dauerten auch immer langer und gingen mit komplexen Wieder-
aufbaumalnahmen einher (Chonjacki 2006).

Gegen Ende der 1990er Jahre setzte jedoch Erniichterung ein. Die dritte Demokrati-
sierungswelle blieb stecken und ,defekte Demokratien entstanden, in denen zwar Wahlen
abgehalten wurden, Menschenrechte und biirgerliche Freiheiten aber nicht dauerhaft
durchgesetzt werden konnten. Kaum eine militirische Intervention konnte ihr erklartes
Ziel, dauerhaft Frieden oder gar Demokratie zu bringen, erfolgreich umsetzen (vgl. Ca-
rothers 2002). Stattdessen versanken ganze Regionen in dauerhafte Konflikte und Armut.
»Staatszerfall“ (Lambach 2008; Schneckener 2006a; Risse/Lehmkuhl 2007) und ,,Neue
Kriege* (Kaldor 1999; Miinkler 2002) wurden zu neuen Schlagworten internationaler De-
batten und spétestens mit den Terroranschliagen auf die USA vom September 2001 und
den nachfolgenden Interventionen in Afghanistan und im Irak im Gefolge des Global War
on Terror schien die liberale Euphorie beendet zu sein (vgl. Schneckener 2006a). Die Er-
folglosigkeit vieler Militdreinsétze fiihrte zu neuer Zuriickhaltung im Sicherheitsrat und
viele internationale Organisationen sahen sich zunehmender Kritik ausgesetzt angesichts
der Erfolglosigkeit ihrer Bemiihungen nicht nur bei der Friedenserhaltung, sondern auch
der Klimapolitik oder der Armutsbekdampfung.

Die Legitimation internationaler Institutionen ist traditionell auf die freiwillige Zu-
stimmung der Regulierungsadressaten zugeschnitten (Konsensprinzip) und basiert dann
auf ihren Problemlésungskompetenzen. In Anlehnung an den klassischen Funktionalis-
mus werden internationale Institutionen als funktionale Gebilde beschrieben, die Schnitt-

6  Die Anzahl aller bei den Vereinten Nationen registrierten internationalen Vertrige stieg von 1960 mit
8776 Vertragen auf 63419 im Jahr 2010. Fiir multilaterale Vertrdge ist das Bild dhnlich: Sie stiegen von
942 im Jahr 1969 bis auf 6154 im Jahr 2010 (vgl. treaties.un.org sowie Deitelhoff/Ziirn 2016).

7  Die Zahl an Nichtregierungsorganisationen (NGOs), die in internationalen Institutionen aktiv sind, hat
sich vervielfacht und ihr Gewicht in diesen Institutionen und in internationalen Verhandlungen hat gene-
rell deutlich zugenommen (vgl. Tallberg et al. 2013: 4, 246).
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stellenprobleme zwischen Staaten l0sen, ihre nationale Hoheit aber unangetastet lassen
und deshalb, wie Andrew Moravcsik (2004) ausfiihrte, fiir die Selbstbestimmung der
Biirger vernachldssigbar seien. Dieses Verstdndnis, nach dem internationale Institutionen
ihre Legitimation {iber ihren Output, also die Effektivitit, mit der sie Probleme 16sen, ge-
winnen (Scharpf 2004), ist so lange unproblematisch, wie sie tatsdchlich nur ihre unmit-
telbaren Adressaten (ndmlich die Staaten) binden und Konsens tatséchlich der Entschei-
dungsmodus ist. Je mehr Institutionen aber durch die nationalen Grenzen hindurch greifen
und unmittelbare Bindungswirkungen fiir gesellschaftliche Akteure entfalten und je mehr
sich Entscheidungsverfahren vom traditionellen Konsensprinzip entfernen, desto frag-
wiirdiger wird diese Logik. Denn damit ist die Input-Seite der Legitimation, das heift die
Zustimmung der Adressaten, kaum noch gesichert (Nullmeier et al. 2012; Ziirn 2012;
Steffek 2009). Nimmt man dazu noch die auch in den 1990ern Jahren weiter angestiegene
materielle Ungleichheit zwischen Globalem Norden und Globalem Siiden hinzu (Kapstein
2000; Higgott 2000), wird deutlich, dass das Bild einer internationalen Politik als System
horizontaler Koordination, das auf Staatenkonsens beruht, kaum noch zu halten ist (Hur-
rell 2007). Vielmehr beginnt sich globale Politik zunehmend als eine — wenngleich frag-
mentierte und uneinheitliche — Herrschaftsordnung zu strukturieren, die nationale Herr-
schaftsordnungen nicht nur unterlduft, sondern partiell auch zu iiberschreiben beginnt.®
Damit stellen sich die Grundfragen politischer Ordnungsbildung, ihrer Legitimation und
Reproduktion auch in der Sphére des Internationalen (vgl. Miiller 2008).

Mit dieser Herrschaftsordnung verbindet sich gleichwohl keine einheitliche Unter-
worfenheit unter Regeln und Zwang. Es gibt auf der iiberstaatlichen Ebene kein Zentrum
der Herrschaft, das ein Adressat normativer Kritik oder von Widerstand sein konnte. Das
Idealbild eines hierarchisch strukturierten Herrschaftsverbands im Weberschen Sinne
(Weber 1972) hat sich jenseits des Nationalstaats nicht herausgebildet. Stattdessen lésst
sich eine Vielzahl von institutionalisierten Unter- und Uberordnungsverhltnissen identi-
fizieren, die nebeneinander bestehen oder sich iiberlappen, ohne dass ein einzelnes Zent-
rum erkennbar ist, das Kollisionen zwischen ihnen schlichten konnte. Eine solche dezent-
rale Struktur von Uber- und Unterordnungsverhiltnissen lisst sich am ehesten als heterar-
chische Ordnung beschreiben (vgl. Hedlund/Rolander 1990; Donnelly 2009: 63). Heterar-
chische Ordnungen zeichnen sich nicht durch klassische Befehls- und Gehorsamsbezie-
hungen aus, sondern beziehen sich auf dezentralisierte Verfahren, in denen Herrschaft
sich in konkurrierenden, zumindest aber {iberlappenden Entscheidungs- und Machtzentren
manifestiert. Auch die Machtformen, die die Uber- und Unterordnungsverhiltnisse kon-
stituieren und absichern, variieren: Sie konnen sich auf formal-legale Regulierung oder
auf informelle Diskursmacht stiitzen, auf struktureller Macht im klassischen Sinne (das
heifit als Macht, die Agenda zu bestimmen) oder ungleicher Ressourcenverteilung beru-
hen (vgl. Onuf/Klink 1989), schlielich aber auch auf physisch abgesicherter Zwangsge-
walt basieren (vgl. Barnett/Duvall 2005: 40). Keine dieser unterschiedlichen Formen der
Machtausiibung ist a priori privilegiert. Sie stellen nur unterschiedliche Ausprigungen der
Herrschaftsausiibung dar.

8  ,Herrschaft’ nennen wir dabei alle asymmetrischen Machtbezichungen, die von einiger Dauer und institu-
tionell verfestigt sind, also Strukturen institutionalisierter Uber- und Unterordnung, durch die Lebensgiiter
und Einflusschancen verteilt und Handlungsoptionen effektiv beschriankt werden, gleichviel, ob diese
Strukturen primér soziokultureller, 6konomischer oder militdrischer Natur sind (vgl. Daase/Deitelhoff
2015: 304).



150 Zeitschrift fur Politische Theorie, Heft 2/2015

Je mehr Herrschaft allerdings auflerhalb formal-legaler Regelsysteme ausgeiibt wird
und je weniger sie einerseits auf direkte Zwangsgewalt setzt und sich dabei andererseits in
einer einheitlichen Struktur der Uber- und Unterordnung bewegt, wie es typisch fiir die
Sphire iiberstaatlicher Politik ist, desto schwieriger wird es, sie begrifflich zu fassen und
empirisch zu greifen. Solch heterarchische Herrschaftsordnungen lassen sich nur sehr
eingeschrinkt an offenen Zwangsverhiltnissen (wie etwa Kolonialbeziechungen) oder
asymmetrischen Institutionen (wie etwa ungleichen Vertrdgen) ablesen, sondern sie miis-
sen im Diskurs, in der An- und Abwesenheit von Regelwerken und der Analyse von
Handlungsmoglichkeiten und -grenzen rekonstruiert werden (vgl. dhnliche Uberlegungen
zu Heteronomie bei Onuf/Klink 1989).

3.2 Grundfragen einer Gesellschaftstheorie der internationalen
Beziehungen

Mit diesem qualitativen Wandel des empirischen Gegenstands ist ein Verstandnis von In-
ternationaler Politischer Theorie als Internationale Ethik nicht mehr zureichend. Vielmehr
dringen sich mit den skizzierten Verdnderungen gesellschaftstheoretische Fragen in den
Vordergrund, die die Formen, Rechtfertigungen und Reproduktionsbedingungen von
Herrschaftsordnungen betreffen.

In grundbegrifflicher Hinsicht geht es zunichst darum, Kernkonzepte von Herrschatft,
Ordnung, Gleichheit und Legitimitét fiir die {iberstaatliche politische Ordnung zu gewin-
nen. Herrschaft ist ein in den Internationalen Beziehungen kaum genutztes Konzept. Trotz
aller unbestritten bestehenden Ungleichheit zwischen den Staaten haben es die Vertreter
der Internationalen Beziehungen stets vermieden, von einer internationalen Herrschafts-
ordnung zu sprechen. Geholfen hat ihnen dabei die begriffliche Unterscheidung von
,Anarchie‘ und ,Hierarchie‘, und die Behauptung des politischen Realismus, Anarchie sei
das Ordnungsprinzip, das internationale und innere Politik kategorial unterscheide (Waltz
1979: 116). Entsprechend fehlt in den Internationalen Beziehungen schon das (empiri-
sche) Wissen um den Charakter der Herrschaftsordnung,” und die begriffliche Einordnung
der empirischen Phdnomene ist umstritten. Das ldsst sich schon daran ablesen, dass zwar
Einigkeit dariiber besteht, dass wir es in den internationalen Beziehungen inzwischen
auch mit relativ stabilen Formen institutionalisierter Uber- und Unterordnung zu tun ha-
ben, aber umstritten ist, ob die Ordnung, die sich dahinter verbirgt, eher in Kategorien von
(legitimer) Autoritdt (vgl. Ziirn 2012; 2015; Hurd 2007), Hegemonie und Imperium
(Hardt/Negri 200; Cox 1981), Hierarchie (Lake 2009; Donnelly 2006) oder Herrschaft
(vgl. Daase/Deitelhoff 2015; Volk/Junk 2013; Onuf/Klink 1989) zu fassen ist.

Die Debatte um die addquate Begrifflichkeit zur Beschreibung der politischen Ord-
nung verdeckt allerdings auch die massiven Wissensliicken, die iiber die Formenvielfalt
von Herrschaft auf der iiberstaatlichen Ebene existieren. Wir wissen kaum etwas iiber
Mechanismen, durch die Herrschaft ausgeiibt wird oder die Effekte, die sie auf unter-
schiedliche Akteure ausiibt. Hier sind sowohl phidnomenologische als auch normativ-
kritische Zugriffe vonnoten, um die unterschiedlichen Auspragungen von Herrschaft (be-
ziehungsweise Autoritédt oder Hierarchie) in den Blick zu nehmen.

9  Wobei hier einschriinkend zu bemerken ist, dass dies nicht in gleicher Weise fiir die Europdische Union
gilt, deren Sui-generis-Charakter als normative politische Ordnung frith und extensiv debattiert wurde.
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Eine Moglichkeit, dies zu tun, ist Herrschaft iiber den Widerstand, den sie erzeugt, zu
rekonstruieren. Denn im Widerstand werden die asymmetrischen Machtverhéltnisse und
die Mechanismen, Folgebereitschaft zu erzeugen, offenbar, die jede Herrschaft auszeich-
nen, sei sie legitim oder illegitim. Wir drehen damit Foucaults (1990: 95) beriihmten Satz
— ,,wo Macht ist, ist auch Widerstand“ — um und vermuten, dass durch die Analyse von
Widerstand auch verborgene Machtverhiltnisse aufgedeckt werden kénnen. Damit kann
die Schwierigkeit insbesondere liberaler Ansidtze umgangen werden, auf Herrschaft (im
Sinne von Autoritdt) aus der Folgebereitschaft (compliance) internationaler Akteure
schlieBen zu miissen, die freilich ganz unterschiedliche Ursachen haben kann (vgl. zu die-
ser Problematik ausfiihrlich Daase/Deitelhoff 2015: 302 f.). Ein Kennzeichen komplexer,
heterarchischer Herrschaft ist, dass sie sich gleichsam unsichtbar macht, weitgehend auf
Zwangsgewalt verzichtet und immer subtilere Formen der Fremdbestimmung wéhlt.
Dadurch bietet sie weniger Angriffsfliche als repressive Herrschaftsformen. Dort aber,
wo sich Widerstand regt, muss Herrschaft auch durchgesetzt werden und ,sich zeigen®. In
den Reaktionen auf Widerstand konnen dann Formen, Funktionen und Transformationen
von Herrschaft empirisch analysiert werden. Die konzeptuelle Verbindung zwischen
Herrschaft und Widerstand ist gewiss nicht zwingend, aber sie ermdglicht, Herrschaft an-
ders zu denken als von der Folgebereitschaft. Herrschaft ist dann nicht in erster Linie das,
was (mehr oder weniger freiwillig) befolgt wird, sondern das, was gegen (mehr oder we-
niger) Widerstand durchgesetzt wird (vgl. Caygill 2013: 137-172).

Dariiber hinaus erlaubt der Umweg iiber den Widerstand, von einer kritischen Analy-
se zu einer Analyse der Kritik tiberzugehen, das heifit: die Parteilichkeit und die normati-
ven Vorentscheidungen insbesondere kritischer Ansétze zu vermeiden, ohne auf eine me-
takritische Position verzichten zu miissen. Nach Luc Boltanski (2010: 56 f.) besteht die
metakritische Position einer Analyse der Kritik darin, ,,sich den Gesichtspunkt der Akteu-
re zunutze zu machen, das heif3t sich auf ithren moralischen Sinn und insbesondere ihr All-
tagsgesplir fiir Gerechtigkeit zu stiitzen, um die Kluft sichtbar zu machen, die zwischen
der gegebenen sozialen Welt und jener besteht, die den moralischen Erwartungen der Per-
sonen entsprache”. Das bedeutet freilich nicht, die normativen Positionen der Akteure zu
iibernehmen, sondern sie als Anhaltspunkte fiir kritische Uberlegungen zu nutzen. Uber
die Analyse des Widerstands lieen sich so nicht nur die immanenten Widerspriiche einer
Ordnung identifizieren, die von sich behauptet, widerspruchsfrei zu sein (zum Beispiel
keine Herrschaft auszuiiben), sondern auch Elemente kritischer Normativitdt entwickeln
(Celikates 2009).

Hier scheint ein weiterer Fragekomplex fiir eine Internationale Politische Theorie auf,
namlich nach der Legitimation und Legitimationsfahigkeit einer {iberstaatlichen Herr-
schaftsordnung. Diese Fragen diirften von allen diejenigen sein, die bereits die deutlichs-
ten Spuren in den IB-Debatten hinterlassen haben. Die Debatte um die Legitimation der
iiberstaatlichen Ebene ldsst sich grob auf den Beginn der 1990er Jahre und den Wandel
der Europdischen Gemeinschaft in eine politische Union datieren. Damit war erstmals ein
weitgehend integrierter supranationaler Handlungsraum entstanden, der in seinen Recht-
fertigungsnarrativen Anschluss an nationalstaatliche Legitimationsverstdndnisse suchte
(vgl. Deitelhoff/Thiel 2014). Entsprechend entziindeten sich die ersten Debatten an der
Frage der Legitimationsfahigkeit der europdischen Polity (Grimm 1995; Kielmannsegg
2003; Habermas 1999), die unter der Anarchieprdmisse der internationalen Beziehungen
entsprechend noch als politische Ordnung sui generis zu gelten hatte. Unter dem Eindruck
einer quantitativ wie qualitativ verdnderten Institutionenordnung erreichte diese Debatte
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Ende der 1990er Jahre schlieSlich auch die Ebene liberstaatlicher Politik. Gefragt wurde,
ob eine demokratische Legitimation globalen Regierens iiberhaupt moglich (Dahl 1999;
Scharpf 2004; Neyer 2012), nétig (Moravcesik 2004; 2006) und wenn, in welcher instituti-
onellen Ausgestaltung am plausibelsten zu konzipieren sei (Wolf 2000; Abromeit 2002;
Buchanan/Keohane 2006). Insbesondere die Prominenz, die deliberativ-demokratische
Theorien innerhalb der Politischen Theorie entwickelten (vgl. Landwehr/Schmalz-Bruns
2014: 7), hat diese Debatten vorangebracht und enge Beziige zwischen Politischer Theo-
rie und Internationalen Beziehungen deutlich werden lassen (Deitelhoff/Thiel 2014; G6h-
ler et al. 2009; vgl. Niesen/Herborth 2007).

Obgleich diese Debatten um die Legitimation internationaler Institutionen im engeren
Sinne und die politische Ordnung im weiteren Sinne ldngst den Raum rein normativer
Erwédgungen verlassen haben und sich eine produktive Auseinandersetzung zwischen em-
pirischen und normativen Analysen entwickelt hat, in der jlingst insbesondere die Frage
nach den soziodkonomischen Bedingungen von Demokratie eine prominente Rolle spielt
(vgl. etwa Dingwerth 2014), bleibt die Frage nach der Legitimation internationaler Ord-
nung noch immer nationalstaatlich gepréigten Kategorien verhaftet. Nach wie vor steht die
Identifikation geeigneter institutioneller Blaupausen im Zentrum, die die iiberstaatliche
Ordnung so demokratisieren konnten, dass sie zumindest anschlussfihig wird an die legi-
timatorischen Leistungen moderner demokratischer Nationalstaaten. Dabei wird zum ei-
nen die Frage vernachldssigt, ob es jenseits oder im Verbund mit Demokratie nicht alter-
native Legitimationskonzepte gibt (vgl. aber Neyer 2010; 2012; Nullmeier et al. 2012),
die fiir die Ebene iiberstaatlicher Politik eine angemessenere Grundlage bieten konnten.

Zum anderen muss problematisiert werden, ob die gingigen Demokratiemodelle
iiberhaupt den Anforderungen der iiberstaatlichen Herrschaftsordnung entsprechen. Das
Gros gegenwartiger Demokratiemodelle ist darauf angelegt, Verfahren zu pramieren, die
helfen, auch im Angesicht von Pluralitit zu gemeinsamen, verniinftigen Losungen zu kom-
men. Ausdruck dieses Ansinnens ist die Betonung von offenen Beratungs- und Diskussi-
onsverfahren, die die Rationalitdt von Politik steigern und mehr Perspektiven in die politi-
sche Entscheidung einholen sollen bei gleichzeitigem Verzicht auf starke Zwangsinstru-
mente. Vollig unklar ist in vielen der Modelle aber, ob die jeweiligen Verfahren eigent-
lich entscheidungsvorbereitend sind oder selbst Entscheidungsmechanismen darstellen
und wie sie eigentlich an so etwas wie politische Gleichheit anschlieBen konnen. Wie soll
aus der freiwilligen und offenen Beratung die Vermutung erwachsen konnen, es habe sich
ein gemeinsamer Wille herausgebildet? Viele Modelle zehren von der (nationalstaatlich
geprigten) Vorstellung einer Herrschaftsordnung als einheitlich-hierarchischem Verband,
das heift, sie verweisen auf ein Entscheidungszentrum, innerhalb dessen ein gemeinsamer
politischer Wille gebildet und anschlieBend in Entscheidungen umgesetzt wird. Wie soll
aber demokratische Legitimitdt in einer Ordnung gedacht werden, die primér sektoral
strukturiert ist und die kein Zentrum kennt? Die keinen Ort aufweist, an dem sich Kritik
biindeln und in eine demokratische Willensbildung transformiert werden konnte? Woran
kann sich Kritik liberhaupt entziinden in einer politischen Ordnung, die sich unter der
Governance-Chiffre nach wie vor als herrschaftsfreie, rein ,problemlésende‘ Sphére ver-
steht? Und in der Zwang selten unverhiillt auftritt, sondern sich eher in faktischen Sach-
zwiangen und Disziplinierungen zeigt (vgl. dazu etwa Schlichte 2015)?

Um in solchen Ordnungen iiberhaupt Ankniipfungspunkte fiir eine Demokratisierung
zu schaffen, ist es zundchst vonndten, in kritisch gesellschaftstheoretischer Absicht die
Funktionsweisen der Herrschaft zu analysieren, um ihre Effekte auf Akteure sichtbar zu
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machen und sie damit auch fiir diese Akteure kritisierbar zu machen. Statt immer weiter
an den altbekannten institutionellen Bauplénen fiir Demokratie zu arbeiten, konnten hier
Einsichten aus konflikttheoretischen Demokratietheorien und poststrukturalistischen An-
sétzen instruktiv sein, die Legitimitdt weniger in der festen institutionellen Struktur politi-
scher Ordnung lokalisieren, in der sie eher eine Form geronnener Hegemonie sehen, son-
dern auf das Aufbrechen institutioneller Strukturen setzen. Erst dadurch kann eine Ausei-
nandersetzung iiber diese Strukturen stattfinden und ihr politisch ,gemachter* Charakter
deutlich werden; und nur so kénnen sich diejenigen, die gegen sie angehen, selbst als po-
tenzielle Subjekte demokratischer Legitimitét erkennen (Sparks 1997: 75, 83 f.). Solche
Vorstellungen, die sich etwa bei Ranciére (2002) in der Unterscheidung von Polizey und
der Sphére des Politischen, aber auch bei stirker an Institutionen orientierten Ansédtzen
zeigen, die im Anschluss an Lefort den Nukleus demokratischer Legitimitit in der kon-
fliktgesteuerten Erneuerung der demokratischen Frage sehen (vgl. Rodel et al. 1989: 71;
Celikates 2010: 291), finden fiir die internationalen Bezichungen bislang nur wenig An-
wendung. Ankniipfungspunkte fiir solche Analysen konnten auch die dlteren kritischen
Theorien der Internationalen Beziehungen bieten, die sich aus marxistischer und spéter
vorrangig neogramscianischer Perspektive der Kritik von Herrschaftsstrukturen ver-
schrieben haben, allerdings haufig nicht liber eine Entlarvung soziodkonomischer Un-
gleichheitsstrukturen hinausgekommen sind (Sklair 2001; Gill 2008). In der Verbindung
mit poststrukturalistischen Demokratietheorien konnten diese Ansitze aber Ausgang-
punkt fiir eine alternative Beschreibung der {iberstaatlichen politischen Ordnung bilden,
die neue Perspektiven auf Legitimitdtsprobleme und ihre Losung eréffnet.

4. Schlussbemerkungen

Die Forschungsfelder einer Internationalen Politischen Theorie als kritische Gesell-
schaftstheorie der internationalen Beziehungen, die wir hier skizziert haben, sind nicht er-
schopfend. Internationale Ethik und angewandte Moralphilosophie bleiben wichtige Fel-
der der Internationalen Politischen Theorie, aber sie stehen, geht man von den realweltli-
chen Verwerfungen aus, die sich in den internationalen Beziehungen der letzten zwei
Jahrzehnte gezeigt haben, nicht mehr allein.

Dariiber hinaus ist deutlich geworden, dass eine solchermafBlen beschriebene Internati-
onale Politische Theorie sich kaum mehr als Schnittstelle zwischen Politischer Theorie
und Internationalen Beziechungen verstehen kann, sondern sich in zahlreiche Debatten
verzweigt, in denen andere disziplindre Ankniipfungspunkte geschaffen werden. In der
Kritischen Geographie wird die rdumliche Ausgestaltung der gesellschaftlichen Formati-
onen jenseits des Nationalstaats erforscht und das ,Internationale‘ selbst problematisiert
(Agnew et al. 2012), in der Internationalen Politischen Soziologie werden funktionale
Differenzierungsmuster in der Weltgesellschaft nachgezeichnet (vgl. Buzan/Albert 2010)
und Politisierungsbewegungen und Widerstandsbewegungen gegen internationale Ord-
nungsvorstellungen und internationale Institutionen analysiert (Ziirn et al. 2012; Daa-
se/Deitelhoff 2015; Volk/Junk 2013; Tilly/Tarrow 2007), wihrend die Globalgeschichte
sich mit den historischen Briichen und Kontinuititen von Ordnungsvorstellungen und
Vergesellschaftungsformen beschiftigt (vgl. Osterhammel/Petersson 2003). Kritische Po-
litische Ethnologie untersucht die Ubersetzungsmechanismen von globalen kulturellen
Skripten in lokale Gesellschaften und die Aneignungs- und Abwehrprozesse, die sie dort



154 Zeitschrift fur Politische Theorie, Heft 2/2015

zeitigen (vgl. Merry 2006). Die Postkoloniale Theorie und feministische Ansitze rekon-
struieren wissenschaftssoziologisch oder ethnographisch Ungleichheitsstrukturen, die tief
in soziale Institutionen, aber auch elementare Strukturen wie Sprache und Diskurse einge-
schrieben sind (Matin 2013; Dhawan 2013), wihrend schlieSlich die Internationale
Rechtspolitik der spezifischen Normativitit von internationalem Recht nachspiirt und Er-
machtigungs- und Entmachtungstendenzen von internationalem Recht diskutiert oder die
Frage nach der Moglichkeit einer rechtlichen Konstituierung der politischen Ordnung de-
battiert (Peters 2009; Kumm 2009; Krisch 2011).

Trotz aller heterogenen methodisch-theoretischen Herangehensweise, die diese De-
batten auszeichnen, eint sie ein gemeinsamer Ausgangspunkt: Sie betrachten die interna-
tionalen Beziehungen als eine politische Ordnung, die sich an den gleichen Kategorien
messen lassen muss wie nationalstaatliche Ordnungen. Sie alle analysieren in unterschied-
lichem Ausmalf die Herrschaftsmechanismen und Effekte, die sich auf der {iberstaatlichen
politischen Ebene ergeben oder jene, die diese Ordnung auf der lokalen Ebene zeitigt, und
sie alle zeichnen sich durch eine Verbindung von empirischen Analysen, begrifflichen
Reflexionen und normativ-kritischen Problematisierungen aus, die kennzeichnend fiir ei-
ne Internationale Politische Theorie als Gesellschaftstheorie der internationalen Bezie-
hungen in ,Herrschaftszeiten® sind.
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Konstituierende Autoritat
Ein Grundbegriff fir die Internationale Politische Theorie
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Schliisselworter: verfassunggebende Gewalt, konstituierende Autoritdt, Demokratie, Internationale Politische
Theorie

Abstract: In diesem Beitrag fiihren wir mit ,konstituierender Autoritit® einen neuen Grundbegriff fir die In-
ternationale Politische Theorie ein, der es dem noch jungen Forschungsfeld ermoglichen soll, die Defizite des
Moralismus, der naturrechtlichen Expertokratie und der Orientierung an etatistischen Demokratievorstellungen
zu uberwinden. Unter konstituierender Autoritit verstehen wir die legitime Ausiibung verfassunggebender
Gewalt in Prozessen, in denen staatliche oder iiberstaatliche politische Ordnungen begriindet oder transformiert
werden. Im Riickgriff auf John Locke argumentieren wir, dass mit jeder innerstaatlichen Verfassunggebung
unweigerlich die Grundlagen fiir zwischenstaatliche Verrechtlichung geschaffen werden. In diesem Sinn sind
staatliche und iiberstaatliche Griindungsmacht gleichurspriinglich. Wir illustrieren das Potenzial unseres kon-
zeptionellen Vorschlags anhand der Debatten iiber die politische Form der EU, die Zusammensetzung grenz-
iiberschreitender demoi und die Legitimitét internationaler Gerichte.

Abstract: In this contribution, we put forward constituent authority as a basic concept of International Political
Theory. The concept is to enable the developing research field to overcome the deficits of moralism, natural
law expertocracy, and its orientation towards statist notions of democracy. By constituent authority we under-
stand the legitimate exercise of constituent power in processes in which state as well as supra-state political or-
ders are founded or transformed. Drawing on John Locke, we argue that any constitution-making act at the
state level inevitably creates the foundations for a juridical condition among states. In that sense, manifesta-
tions of constituent power at the state and the supra-state level are co-original. We illustrate our proposal’s po-
tential with regard to contemporary problems by reference to the debates about the political form of the EU, the
composition of border-crossing demoi, and the legitimacy of international courts.

Als im Juni 2010 die erste deutschsprachige Konferenz zur Internationalen Politischen
Theorie (IPT) stattfand, ging es einerseits darum, die Neuansétze zu sichten, die in den
vorangegangen 30 Jahren im Schnittpunkt von Politischer Theorie und Philosophie, V&l-
kerrecht und Internationalen Bezichungen entstanden waren.! Andererseits galt es, den
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State of the Art einer Kritischen Priifung zu unterziehen. Unser Beitrag nimmt seinen Aus-
gang von drei Defiziten, die das junge Forschungsfeld der IPT in seiner ersten Phase
prigten, die von Moralismus, naturrechtlicher Expertokratie und der unbeholfenen Uber-
tragung eines etatistischen Demokratieverstdndnisses gekennzeichnet war. Wéhrend me-
thodische und theoretische Innovationen der jiingeren Zeit zumindest fiir die ersten beiden
Probleme teilweise Abhilfe schaffen konnten, ist es denjenigen Teilen der IPT, denen an
einer demokratietheoretischen Riickversicherung der Theoriebildung gelegen ist, nach
wie vor nicht gelungen, aus dem Denken in staatsbezogenen Kategorien auszubrechen
(1.). An diesem Punkt setzen wir mit unserem konstruktiven Vorschlag an und fiihren die
Idee konstituierender Autoritét ein, eine Variante der traditionellen Idee der verfassung-
gebenden Gewalt. Wir skizzieren im Riickgriff auf John Locke eine neue Konzeption des
Begriffs, die hinreichend abstrakt ist, um sich sowohl auf inner- als auch auf iiberstaatli-
che Kontexte beziehen zu lassen (2.). Drei Anwendungsbeispiele illustrieren sodann die
Leistungsfahigkeit der Konzeption. In Umrissen wird aufgezeigt, inwiefern die Debatten
iber die politische Gestalt der Europédischen Union, die Zusammensetzung grenziiber-
schreitender demoi und die Legitimitét internationaler Gerichte von dem unterbreiteten
Ansatz profitieren konnten (3.). Wir schliefen mit einer Bemerkung zum methodischen
Selbstverstindnis der IPT (4.).

1. Drei Defizite der Internationalen Politischen Theorie

Internationale Politische Theorie fiihrt empirische, gesellschaftstheoretische und normati-
ve Beobachtungen zu internationalen, supranationalen und transnationalen (kurz: {iber-
staatlichen) Phdnomenen zusammen. Aus der Sicht der normativen Theorie lieBen sich
gegen die Griindungstexte der IPT, die das Feld bis ins frithe 21. Jahrhundert hinein prag-
ten, drei Einwénde vorbringen. Diese richteten sich (a) gegen die Gleichsetzung von IPT
mit Internationaler Ethik, (b) gegen volkernaturrechtliche Fundierungen sowie (c) gegen
die unreflektierte Ubertragung des einzelstaatlichen Demokratiepostulats auf institutionel-
le Ordnungsformen jenseits des Staates (Niesen 2010).

(a) Da die normativen Disziplinen der Politischen Philosophie und der Politischen Theo-
rie einen stark {iberlappenden gemeinsamen Bereich von Fragen bearbeiten, wire es
zundchst notwendig gewesen, ihr Verhéltnis zueinander zu bestimmen. ,Internationale
Politische Theorie* wurde aber hidufig mit ,Internationaler Ethik‘ gleichgesetzt, so wie
bereits in der innerstaatlichen Diskussion Politische Theorie oft als ,angewandte Mo-
ralphilosophie verstanden wurde.” Wenn Internationale Politische Theorie als moral-
philosophische Untersuchung globaler Konflikte durchgefiihrt wird, liegt es nahe, zu-
néchst die personlichen Verpflichtungen von Individuen zu etablieren. Klassische
Werke der philosophischen IPT, von Peter Singers Famine, Affluence and Morality
tiber Peter Ungers Living High and Letting Die bis hin zu Thomas Pogges negativem
Pflichtenansatz haben diesen Weg gewdhlt (Mieth 2012). Die IPT ging vielfach indi-
vidualistisch vor und sah dabei in der Problemidentifikation zundchst von bereits be-

Frankfurt am Main ausgerichtet. Das einleitende Symposium erschien in der Zeitschrift fiir Internationale
Beziehungen, Heft 2/2010.

2 Vergleiche das neu eingefiigte Kapitel ,,International Political Theory/International Ethics®, in der zweiten
Auflage von Griffiths et al. (2009); Schaub (2012).
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stehenden oder realisierbaren institutionellen Zusammenhéngen ab. Ein wichtiger Teil
der Zunft betrieb IPT als ein moralisierendes Unternehmen, als eine A-priori-Variante
iiberstaatlicher Policy-Wissenschatft.

Ein anderer Einwand, der sich am besten durch eine Abgrenzung zum Voélkerrecht il-
lustrieren ldsst, betraf den Status der Theoriebildung. Die These lautete, dass ihre
Themen und Methoden die IPT als eine Nachfolgedisziplin des Volkernaturrechts
auszeichneten, ohne dass jedoch die Problematik des naturrechtlichen Erbes angemes-
sen reflektiert wiirde. IPT befasst sich mit Problemen, die zum groflen Teil auch Ver-
treter des Volkernaturrechts wie Grotius oder Vattel interessierten (Brown et al. 2002)
— eine neue Einfithrung nennt die klassischen Themen Krieg, humanitéire Intervention
und Terrorismus, Sezession, Migration und Weltarmut und fiigt den Klimawandel
hinzu (Dietrich/Zanetti 2014). Fiir all diese Fragen ist charakteristisch, dass sie die
Anwendung von Gewalt und Rechtszwang in den internationalen Beziehungen the-
matisieren (Nardin 2006: 462). Heutige Verteidigerinnen® natiirlicher Rechte setzen
diesen volkernaturrechtlichen Diskurs systematisch fort, indem sie gewaltbewehrte
Anspriiche identifizieren, die auch unabhéngig von sozialen Kontexten und institutio-
nellen Mechanismen, also von Natur aus bestehen (Steiner 1994; Risse 2012: 130-
132; Fabre 2012: 54-61). Wie soll aber die theoretische Bestimmung vermeintlich
verbindlicher Anspriiche mit ihrer politischen Erzwingung vermittelt werden? Das
Volkernaturrecht von Grotius bis heute gibt darauf eine klare Antwort. Seine Ergeb-
nisse sollen als eine Rechtsquelle unter anderen in der Bearbeitung internationaler
Konflikte dienen und damit unmittelbare Bindungskraft entfalten (Koskenniemi
2004). Die IPT als akademische Praxis wird sich diesen Anspruch kaum zu eigen ma-
chen wollen. Aber wie ist die Verbindung zwischen normativen Expertinnendiskursen
und legitimer Normsetzung und -durchsetzung jenseits des Staates dann zu denken?
Die Riickkehr der Rede von natiirlichen, zwangsbewehrten Rechten in der normativen
Theorie zeigt, dass das traditionelle Kernproblem der Politischen Theorie, das Prob-
lem politischer Legitimitét, in wichtigen Teilbereichen der IPT weiterhin der Erorte-
rung harrt.

Moralismus und naturrechtliche Expertokratie sind fiir die Politische Theorie keine
neuen Herausforderungen. Bereits in einer fritheren, noch auf die Einrichtung inner-
staatlicher Verhéltnisse beschrankten Konstellation lie8 sich gegen die Ableitung po-
litisch normativer Vorgaben aus moralischen und naturrechtlichen Argumenten pole-
misieren:

,,Are these the laws of nature? Enact them. Is this a just scheme of distribution? Establish it. Is this a
basic human right? Enforce it. Why else would one want to know about such things?* (Walzer
1981: 382-383)

An die Stelle einer unvermittelten Formulierung zwangsbewehrter Vorgaben ist daher zu-
nehmend die Einsicht getreten, dass Politische Theorie in ihrer Einbettung in Verfahren
demokratischer Willensbildung Wirksamkeit anstreben sollte: Theoretische Expertise und
politische Geltung scheinen sich unter der Bedingung zwanglos miteinander vermitteln zu
lassen, dass die Politische Theoretikerin die bescheidenere Rolle eines ,,democratic under-
labourer” einnimmt (Swift/White 2008: 54; vgl. De-Shalit 2006; Niesen 2007). Ihr Bei-

3

Hier und im Folgenden wird das generische Femininum verwendet, welches ebenso die méannliche Form
impliziert.



162 Zeitschrift fur Politische Theorie, Heft 2/2015

trag liegt dann darin, die selbstbestimmte Auferlegung politischer Normen innerhalb eines
demokratischen Gemeinwesens zu begleiten, zu reflektieren und sie mit inhaltlichen Ar-
gumenten zu stimulieren:

,Trained in particular skills — the making of careful distinctions, an understanding of how to assess
and examine arguments about values, arguments for and against political principles — the political
theorist is specially equipped to help her fellow citizens make their political choices.” (Swift/White
2008: 54)

Fiir die Internationale Politische Theorie ist dagegen offensichtlich, dass jenseits der Ein-
zelstaaten ein institutionelles Pendant zur Beziehung zwischen der Theoretikerin und ih-
ren ,.fellow citizens” und damit zur demokratischen Implementierung politischer Prinzi-
pien fehlt, welches sich in einer analog zuriickhaltenden methodischen Position spiegeln
lieBe. Dem Mangel an aktivbiirgerlicher Selbstbestimmung im Regieren jenseits des Staa-
tes entspricht die Abwesenheit eines angemessen komplexen Methoden- und Selbstver-
standnisses der Theoretikerin.

Wie ldsst sich diesem Mangel abhelfen? Die Theoretikerinnen der ersten Generation
reagierten auf die wahrgenommenen iiberstaatlichen Legitimitidtsdefizite zunédchst mit
konstruktiven Blaupausen, die eine staatsanaloge Demokratisierung als Reaktion auf alle
iibergreifenden Legitimitdtsprobleme forderten. Methodisch simple ,Globalisierungen’
der demokratischen Idee, etwa die ambitionierten foderal-kosmopolitischen Weltstaats-
modelle von David Held oder Otfried Hoffe mussten als Visionen oder Alptrdume einer
»globalen BRD* erscheinen (Giinther 2000). Doch bereits ein Blick auf den umstrittenen
Charakter der EU hitte vor Augen fiihren konnen, dass neue Formen politischer Verge-
meinschaftung mit den hergebrachten Kategorien einzelstaatlicher Demokratie nicht zu
greifen sind. Aullerdem gab es kaum Vorschldge, wie sich die ambitionierten institutio-
nellen Ziele auf legitimem Wege friedlich und effektiv erreichen lieBen. Ein drittes Be-
denken gegen die erste Welle der IPT richtete sich daher gegen die unterkomplexen insti-
tutionellen Vorschldge ebenso wie gegen die mangelnde Sensibilitét fiir prozessuale Be-
dingungen der Transformation, denen ein diffuses professionelles Selbstverstindnis ent-
sprechen musste. Die Aufgabenstellung fiir eine zweite Welle lautete, nach Grundbegrif-
fen Ausschau zu halten, die aus normativen und methodischen Griinden die Verbindung
zum Demokratiebegriff nicht kappten, aber sich weniger an staatsanalogen Ordnungsty-
pen als vielmehr an der politisch selbstbestimmten Gestaltung politischer Ordnungen ori-
entierten.

Einige dieser Einwinde sind in den letzten Jahren in einer zweiten Phase der IPT auf-
genommen worden. Der Fortschritt verdankt sich dabei nicht der antiphilosophischen Re-
aktion eines normativ blinden Realismus a la Raymond Geuss, der die disziplindre Prob-
lematik unterlduft. Die konstruktiven Neuerungen liegen vielmehr in der normativen Poli-
tischen Theorie selbst. Erstens zeichnen sich viele philosophische Auseinandersetzungen
mit internationaler Politik inzwischen selbst durch einen institutionellen Zugriff aus. Im
Feld des Kosmopolitismus gewinnen die institutionalistischen gegeniiber den rein morali-
schen Ansidtzen an Boden, und die Diskussion richtet sich zunehmend am Kriterium
rechtméBiger Erzwingung aus (Valentini 2013). Das Genre globaler Philanthropie hat sich
zu einem Nischenunternehmen entwickelt, und Theoretikerinnen unterscheiden zuneh-
mend selbst zwischen akademischer und Kampagnenarbeit. Zweitens dominieren in der

4 Zu den bekanntesten Kampagnen gehoren Thomas Pogges Academics Stand Against Poverty und Peter
Singers The Life You Can Save.
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Gerechtigkeits- und Menschenrechtstheorie inzwischen praxisbasierte Ansidtze das Feld,
die sich von naturrechtlichen Zugéngen abgrenzen (Sangiovanni 2007; Young 2010; Beitz
2009; Lafont 2012). Gerechtigkeitsforderungen, die auf die Interpretation bestehender In-
stitutionen und Kooperationszusammenhinge aufsatteln, haben ein Widerlager in der
Realitdt und konnen in bereits bestehenden Strukturen zur Geltung gebracht werden. Die-
se beiden Entwicklungen kénnen zumindest teilweise die Vorwiirfe des moralischen und
naturrechtlichen Apriorismus entkriften und zur angestrebten Versohnung zwischen der
theoretischen Erdrterung normativer Anspriiche und den politischen Bedingungen ihrer
legitimen Erzwingung innerhalb bestehender Kontexte beitragen. Was ihnen bisher fehlt,
ist eine konstruktive Perspektive, die auch die Entwicklung oder Erzeugung fehlender oder
die vollstindige Transformation bestehender Institutionen anleiten koénnte. Dem ent-
spricht, dass die IPT im Hinblick auf den dritten Einwand kaum Fortschritte gemacht hat.
Wihrend die Literaturen zu Global Governance und Global Constitutionalism neue Vo-
kabulare erzeugt haben, um Prozesse grenziiberschreitender politischer Integration zu be-
schreiben, ist nach wie vor unklar, worin — iiber die inhaltsleere Formel der ,good gover-
nance‘ hinaus — ihre normative Orientierung liegen soll. Wir verfiigen weder iiber ein
konstruktives Paradigma der Legitimitét, welches in Konkurrenz zur Demokratie im staat-
lichen Kontext treten konnte, noch iiber ein vertretbares Methodenideal der Theoretike-
rinnen als ,international‘ oder ,cosmopolitan underlabourer‘. Es hat sich kein funktionales
Aquivalent herausgebildet, das abstrakt genug wire, um den verinderten Anforderungen
politischer Selbstbestimmung jenseits des Staates gerecht zu werden und das zugleich at-
traktiv genug wére, um zur Biindelung der Kréfte und zur Explikation des Selbstverstind-
nisses der IPT zu fithren. Unsere These lautet, dass die Idee konstituierender Autoritét da-
zu beitragen kann, diese Leerstelle zu schlie3en.

2. Konstituierende Autoritat

Der Begriff der konstituierenden oder verfassunggebenden Gewalt (constituent power,
pouvoir constituant) fihrt seit den demokratischen Umbriichen und Revolutionen des 17.
und 18. Jahrhunderts einen normativ-empirischen Doppelsinn mit sich, der sich auf die
zugleich effektive wie legitime Einrichtung und Transformation verbindlicher Ordnungen
bezieht. Mit der Idee des pouvoir constituant verbanden sich Hoffnungen auf die Unter-
werfung und Zéhmung der staatlichen Gewalten, sodass nur das Staatsvolk als sein Inha-
ber infrage kommen konnte (Maus 1992; Kalyvas 2013). In jiingerer Zeit wird dagegen
die Stiftung staatlicher und {iberstaatlicher Verfassungen nicht selten aus einer empiri-
schen Perspektive betrachtet und mit der Faktizitit effektiver Griindungsakte gleichge-
setzt. Wird der Vorgang der Verfassunggebung seiner urspriinglich demokratischen Be-
deutung entkleidet und freihdndig beliebigen effektiven Tridgern zugeordnet (Schmitt
1921), verliert aber die Rede von ,verfassunggebender Gewalt® ihre kritische Funktion.
Wir verwenden daher den Ausdruck ,konstituierende Autoritdt® fiir eine engere Konzepti-
on verfassunggebender Gewalt, die lediglich die Teilklasse legitimer Ausiibungen abdeckt
und autoritative Griindungsmacht von missbréuchlichen, aber deshalb noch nicht rechtlich
unwirksamen ,,konstitutionellen Usurpationen® abgrenzt (Cohen 2012: 268).

In ihren klassischen Fassungen bildet die Idee des pouvoir constituant den Gravitati-
onspunkt fiir demokratietheoretische Analysen, die sich auf die Zusammensetzung konsti-
tuierender und konstituierter demoi sowie auf die Legitimititsbedingungen von Verfas-
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sunggebung und -revision richten. Die Konzeption der konstituierenden Autoritdt behalt
offensichtlich den legitimierenden Bezug zur Demokratie bei, setzt aber abstrakter an.
Unser Ansatz ist insofern praxisbasiert, als wir die Existenz sowie die Handlungs- und
Organisationsfahigkeit von Individuen und Kollektiven voraussetzen. Wir gehen aber
nicht von einem vorgédngigen Bestehen entsprechender Ordnungen oder Grundstrukturen
aus und legen uns auch nicht auf uniiberschreitbare, transformationsresistente Funktionen
solcher Strukturen fest. Fiir die IPT bringt konstituierende Autoritdt das Potenzial mit
sich, von Institutionen- und Systemskizzen auf Prozesse institutioneller Transformation
umzustellen und die Voraussetzungen einer ergebnisoffenen Gestaltung der globalen Ord-
nung unter Bedingungen politischer Selbstbestimmung zu ihrem primiren Forschungsin-
teresse zu machen. Eine normative Theorie konstituierender Autoritét soll legitime Trager
und legitime Handlungsmodi in Prozessen der Konstituierung neuer und in der demokra-
tischen Transformation bestehender staatlicher ebenso wie iiberstaatlicher Organisationen
identifizieren. Kurz gesagt, aus der Perspektive konstituierender Autoritdt ldsst sich die
Frage beantworten, wie Prozesse gestaltet sein konnen, die auf akzeptable Weise zur
Etablierung legitimititsfahiger Institutionen fithren kénnen. Daneben kann in Umrissen
die Frage behandelt werden, wie Institutionen aussehen sollen, die solche Prozesse auf
Dauer stellen kdnnen — hier ist es allerdings erforderlich, sich auf allgemeine Aussagen zu
beschranken, um dem ungebundenen Charakter konstituierender Gewalt keine unzuldssi-
gen Fesseln anzulegen.

Ein wesentlicher Neuaufbruch liegt in der Ubertragung des pouvoir constituant auf
iiberstaatliche Kontexte. Wenngleich die Figur urspriinglich staatsbezogen war, ldsst sie
sich, wie gleich zu zeigen sein wird, parallel fiir inner- und iiberstaatliche Ordnungen
entwickeln. Die heutige Diskussion, die sich auf die Konstituierung und Konstitutionali-
sierung liberstaatlicher Ordnungen richtet, hat jedoch um eine Erdrterung der Akteure und
Modi der Ausiibung konstituierender Gewalt einen weiten Bogen gemacht und sich
héchstens zu polemischen Zwecken auf die Kategorie des pouvoir constituant bezogen.’
In der Ausweitung der Verfassungsterminologie auf iiberstaatliche Institutionen wie die
EU, die UN, die WTO oder gar privatrechtlich begriindete, ,sozietale® Konstitutionen
glaubte man bisher, ohne die grundbegriffliche Erorterung inner- und tiberstaatlicher kon-
stituierender Autoritit auskommen zu koénnen. Um zu verdeutlichen, inwiefern es sich
dabei um einen folgenreichen Irrtum handeln kénnte, soll nun in einem kurzen Riickblick
auf das verfassungspolitische Denken John Lockes die interne Beziehung zwischen der
innen- und auBenpolitischen Bedeutung konstituierender Autoritét illustriert werden.

Lockes Zweiter Abhandlung tiber die Regierung verdanken wir zwei grundlegende
Innovationen, zum einen die Unterscheidung zwischen konstituierenden und konstituier-
ten Akteuren, zum anderen die Unterscheidung zwischen innerstaatlicher Exekutiv- und
Legislativgewalt und zwischenstaatlicher ,Foderativgewalt‘. Die Trennung von konstitu-
ierenden und konstituierten Gewalten hat eine hierarchisierende Funktion. Sie besagt,
dass keine iibertragene Gewalt an den Bedingungen ihrer Ubertragung etwas #ndern kann
(Locke 2007 [1689]: § 132—-147; vgl. Maus 2011: 126). Die Foderativgewalt wird dage-
gen auf horizontaler Ebene ausgeiibt, im Konsens oder Konflikt mit anderen Staaten. Der

5 Vergleiche zum Beispiel die Positionen von Grimm (1995) und Kumm (2009). Zu den Ausnahmen geho-
ren Patberg (2013a) und Thornhill (2014) sowie der Band von Loughlin/Walker (2007), wobei Letzterer
im Zeichen eines vermeintlich unldsbar paradoxalen Verstidndnisses konstituierender Autoritét steht, von
dem wir uns distanzieren.
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Wortstamm weist darauf hin, dass es Locke nicht nur um die Befugnis zu Kriegserklarun-
gen und Friedensschliissen geht, sondern dass er ebenso elementar an der Konstitution
von Biinden (foedera), etwa ,Leagues and Alliances™ zwischen Staaten interessiert ist
(Locke 2007 [1689]: § 147). Locke antizipiert die Konstituierung, wenn auch noch nicht
die Konstitutionalisierung iiberstaatlicher Ordnungen.

Der Biindnisschluss zwischen Staaten unterscheidet sich wesentlich von der inner-
staatlichen Ausiibung konstituierender Autoritdt. Die Koordination verlduft horizontal,
nicht hierarchisch, und die Akteure sind selbst verfasste Gemeinwesen. Gleichzeitig be-
steht ein systematischer Zusammenhang zwischen den internen und externen Dimensio-
nen konstituierender Autoritdt, der dadurch bedingt ist, dass man keine innerstaatliche
Verfassung griinden kann, ohne damit die Grundlagen fiir zwischenstaatliche Verrechtli-
chung zu schaffen. Damit wird nicht nahegelegt, dass jede volkerrechtliche Vereinbarung
als Ausdruck konstituierender Autoritdt anzusehen wire; schlieBlich weisen langst nicht
alle zwischenstaatlichen Vertragsschliisse und Griindungen von Organisationen den Cha-
rakter dauerhafter Ordnungen auf. Locke geht dem Gedanken nicht nach, ob einige Ord-
nungen selbst Verfassungsrang oder auch nur die Chance erhalten kénnen, sich zu ver-
fassten Gemeinwesen zu entwickeln. Einige Foderationen sind aber dadurch gekenn-
zeichnet, dass der Beitritt zu ihnen innerstaatliche Verfassungsinderungen nach sich
zieht. Wenn beispielsweise die Einrichtung eines Verteidigungsbiindnisses zur Folge hat,
dass ein Angriff auf einen der Mitgliedsstaaten eine Beistandspflicht auslost, so konnen
die einzelstaatlichen Organe nicht mehr allein und ungebunden iiber Krieg und Frieden
disponieren. Die Handlungsgrundlage der foderativen Gewalt wird verdndert; die verfas-
sungspolitische Bedeutung der Beistandsverpflichtung liegt auf der Hand. Somit betrifft
die Ausiibung der Foderative die konstituierende Autoritdt in zwei Hinsichten: Sie agiert
griindend nach aufen, transformierend nach innen.

Lockes Parallelfiithrung von innerstaatlich verfassender und zwischenstaatlich ver-
biindender Autoritit krankt nun daran, dass er den Gebrauch der Foderative zwar der
Kontrolle der verfassten Legislativgewalt, nicht aber der verfassunggebenden Gewalt des
Volkes unterwirft (§ 153). Der Sinn der Unterscheidung konstituierender von konstituier-
ter Autoritdt lag aber gerade darin, Kompetenzénderungen, vor allem Kompetenzabtre-
tungen durch konstituierte Gewalten zu vermeiden. Auf der Basis von Lockes internatio-
naler politischer Theorie lésst sich daher die Konzeption einer gleichurspriinglich innen-
und zwischenstaatlich konstituierenden Autoritdt entwickeln. Thre Ausiibung kann von
unten nach oben, durch die Kombination bereits verfasster ,Atome‘ zu iibergreifenden,
ebenfalls zu verfassenden ,Molekiilen® voranschreiten, wobei die Struktur der Atome
nicht unangetastet bleibt. Die Untersuchung der korrespondierenden Entwicklungen in-
nen- und auBlenpolitischer Griindung und Transformation erlaubt es nun, den komplexe-
ren Binnenstrukturen iiberstaatlicher Organisationen stirker nachzugehen, als es die vor-
herrschende Orientierung am Verfassungsstaat vermag. Im Einzelnen sehen wir drei spe-
zifische Leistungen, die der Riickgriff auf eine solche Konzeption konstituierender Auto-
ritdt fiir das Forschungsfeld erbringen konnte.

Erstens bietet sie eine Grundlage, um die demokratische Legitimitit existierender
iiberstaatlicher Ordnungen zu analysieren, ohne sie an der Struktur einzelstaatlicher De-
mokratien messen zu miissen. Wir kénnen zu neuen und iiberlegenen Verstindnissen der
internen Logik politischer Gemeinwesen jenseits des Staates gelangen, indem wir sie ret-
rospektiv daraufthin befragen, wo der pouvoir constituant zu verorten ist. Zweitens kann
sie dazu dienen, die festgefahrene Diskussion iiber die legitime Zusammensetzung iiber-
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staatlicher politischer Gemeinschaften aufzubrechen. Konstituierende Autoritdt gibt der
Idee, dass legitime grenziiberschreitende demoi von der gesellschaftlichen Basis aus her-
vorgebracht werden sollten, theoretische Riickendeckung. Drittens eroffnet die Konzepti-
on eine Alternative zur pauschalen Forderung, die Operationsweise internationaler Institu-
tionen solle demokratischen Standards geniigen. Aus der Perspektive konstituierender Au-
toritét ist vielmehr entscheidend, ob iiberstaatliche Trager 6ffentlicher Gewalt aus demo-
kratisch legitimen Prozessen der Griindung hervorgehen, in denen ergebnisoffen iiber
Form und Modus Operandi der betreffenden Institutionen befunden wird, und ob sie legi-
timitédtsstiftende Verfahren ihrer eigenen Revision zulassen und institutionalisieren.

3. Drei IPT-Debatten als Anwendungsbeispiele

Die Fruchtbarkeit der vorgeschlagenen Strategie soll nun durch die Anwendung der Idee
konstituierender Autoritdt auf drei zeitgendssische Debatten der IPT untermauert werden.
Dabei sollen ihre oben umrissenen Leistungen jeweils an einem Beispiel in Ansétzen vor-
gefiihrt werden. Wir fassen erstens die Diskussion dariiber ins Auge, welchem Typ von
politischem System die angebliche Ordnung sui generis der Europdischen Union ent-
spricht (3.1), zweitens die Auseinandersetzung zwischen den Vertreterinnen des All-
affected- und des All-subjected-Prinzips zur Identifizierung der legitimen Zusammenset-
zung grenziiberschreitender demoi (3.2) und drittens die Debatte {iber die normativen
Standards, denen internationale Gerichte geniigen miissen (3.3). In allen Bereichen er6ff-
net der Riickgriff auf konstituierende Autoritit Optionen zur Uberwindung der eingangs
skizzierten Schwéchen.

3.1 Die politische Form der Europaischen Union

Was kann politische Selbstbestimmung in einer supranationalen Foderation wie der Euro-
paischen Union heillen, wenn sich die Kriterien demokratischer Staatlichkeit nicht einfach
auf ein iberstaatliches Gemeinwesen iibertragen lassen? Die Auseinandersetzungen iiber
das politische System der EU spielen sich zwischen zwei Polen ab, die die Beteiligten
sich jeweils von etatistischen Konzepten vorgeben lassen — der Idee eines zwar regional
begrenzten, aber intern kosmopolitisch operierenden Gemeinwesens mit demokratischen
Eigenschaften (Eriksen 2014) sowie der Idee einer zwar rechtlich integrierten, aber poli-
tisch intergouvernemental legitimierten Konfoderation demokratischer Staaten (Neyer
2012). Im Riickgriff auf die Idee konstituierender Autoritit lieBe sich vermuten: Wenn
wir eine Antwort auf die Frage finden, wer die verfassunggebende und -dndernde Kompe-
tenz innerhalb der EU innehat, kdnnen wir hoffen, von dort aus zu einer fundierten Diag-
nose ihres Systemtyps zu gelangen, und damit auch etwas iiber ihren erreichten Grad an
demokratischer Legitimitdt und die verbleibenden Defizite sagen zu kdnnen.

Weder die Diagnose einer (defizitdren) kosmopolitisch-foderalen Demokratie noch
die eines intergouvernementalen Verhandlungssystems vermag zu iiberzeugen. Ansétze,
die die européischen Institutionen allein als vertraglich gewillkiirte Kreationen der Einzel-
staaten ansehen, konnen weder die Existenz eines gemeinsamen Legislativorgans erklaren
noch die eines europdischen Biirgerrechts. Umgekehrt konnen sich etatistische Foderalis-
ten schwerlich damit zufriedengeben, wenn das Prinzip demokratischer Gleichheit in ei-
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ner Reihe von Entscheidungsverfahren nicht nur von gegen- und supermajoritiren Anfor-
derungen blockiert wird, sondern den Interessen kleinerer Mitgliedsstaaten eine stirkere
Bertlicksichtigung zuteilwird. Das Bundesverfassungsgericht etwa hat in seiner bekannten
Lissabon-Entscheidung auf der Grundlage seines staatsbezogenen Demokratieverstind-
nisses die starke Position der Vertreterinnen kleiner Staaten im Europdischen Parlament
fiir unvertrdglich mit dem Anspruch erklirt, dort demokratische Legitimitdt zu erzeugen
(BVerfGE 123, 267). In rekonstruktiver Perspektive erscheint daher weder die Vorstel-
lung von sich miteinander koordinierenden Einzelstaaten noch die eines gesamteuropéi-
schen demos in der Lage, das distinktive institutionelle System der EU plausibel zu erkl-
ren.

Geht man dagegen auf die Idee der Verfassunggebung zuriick, lassen sich Losungsan-
sétze in Gestalt einer geteilten oder ,an der Wurzel gespaltenen® konstituierenden Autori-
tit entwickeln (Habermas 2011: 67; 2014; Patberg 2013b). Habermas zufolge haben Per-
sonen in zweifacher Gestalt — als Biirgerinnen ihrer Staaten und als Biirgerinnen Europas
— Teil an der jeweils eigenstindigen, gemeinsam konstituierenden Autoritét eines pouvoir
constituant mixte. Auch wenn Habermas’ doppelt individualistischer Beschreibung entge-
gengehalten werden kann, dass es sich um die Kombination aus Staatsvédlkern und Uni-
onsbiirgerinnen handelt, die in europdischen Verfassungstransformationen Legitimitét
stiften, so ist doch der Idee eines pouvoir constituant mixte gutzuschreiben, dass sie die
beiden bei Locke identifizierten, gleichurspriinglichen Modi der Verfassungspolitik mit-
einander verschrankt. Die hierarchische Dimension eines verfassunggebenden oder -trans-
formierenden demos geeinter Aktivbiirgerinnen lasst sich etwa in Bezug auf die Einset-
zung der europdischen Legislative rekonstruktiv verbinden mit der multilateralen Dimen-
sion der Staatenvertrdge. Wenn es gelingt, die institutionellen Besonderheiten der EU auf
die dauerhafte Kombination zweier Legitimitétstypen zuriickzufiihren, muss die dualisti-
sche Struktur einer Union von Staaten und Biirgerinnen nicht nach einer Seite hin aufge-
16st werden. Fiir die Theorie der Demokratie jenseits des Staates hat dies wichtige Aus-
wirkungen. Sie kann sich nicht nur von der eindeutigen Allokation von Letztentschei-
dungsbefugnissen lossagen, sondern ohne Rekurs auf einheitliche Souverénitit Demokra-
tisierungserfordernisse formulieren. Diese werden weniger in der Angleichung der Wahl-
bezirke fiir das Europdische Parlament liegen als in der Unterwerfung des nichtautorisier-
ten Modus der Verfassungstransformation, der sich offiziell allein iiber die Staaten als
,Herren der Vertrdge*, inoffiziell {iber den exekutiven Modus der Krisenbewiltigung
vollzieht.

3.2 Die Zusammensetzung grenziberschreitender demoi

Ein weiterer Fall, anhand dessen sich die Leistungsfahigkeit des Begriffs konstituierender
Autoritdt aufzeigen ldsst, ist die IPT-Diskussion iiber die legitime Zusammensetzung
grenziiberschreitender demoi. Ausgangspunkt dieser Debatte sind die diversen Kongru-
enzprobleme, die die postnationale Konstellation kennzeichnen. Zum einen treffen Ein-
zelstaaten Entscheidungen, deren Effekte iiber ihre Grenzen hinausreichen und somit Per-
sonen betreffen, die nicht in die Entscheidungsfindung einbezogen werden. Zum anderen
lassen sich neue Problemlagen wie der Klimawandel, Umweltverschmutzung oder die
Krise der Finanzmiérkte identifizieren, die in den bestehenden Institutionen nur unzu-
reichend adressiert werden kdnnen, weil sie auBerhalb der Reichweite ihres regulierenden
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Zugriffs liegen. Vor diesem Hintergrund hat die Idee grenziiberschreitender politischer
Gemeinschaften Popularitit erlangt. Diese sollen sich aus Individuen zusammensetzen,
die entweder aufgrund ihrer Betroffenheit von den Auswirkungen spezifischer Entschei-
dungen iiber Partizipationsanspriiche verfiigen, oder aufgrund ihrer Beeintrichtigung
durch bestimmte nichtregulierte Probleme gemeinsame Institutionen bendtigen. Kurz ge-
sagt geht es um die Frage, wann die Griindung grenziiberschreitender demoi erforderlich
ist und wie diese zusammengesetzt sein sollten (Bohman 2007; Owen 2012).

Im Zentrum dieser Uberlegungen stehen die Prinzipien all-affected und all-subjected.
Wihrend Vertreterinnen des Betroffenheitsprinzips (all-affected) zufolge all diejenigen an
politischen Entscheidungen beteiligt sein sollten, deren Interessen in relevantem Male be-
troffen sind (Goodin 2007; Nésstrom 2011), gehen Verfechterinnen des Unterworfen-
heitsprinzips (all-subjected) davon aus, dass nur diejenigen, die durch politische Ent-
scheidungen rechtlich gebunden sind, Teilnahmeanspriiche innehaben (Owen 2012; Ben-
habib 2011). Die Schwiche des Unterworfenheitsprinzips liegt darin, dass es keine Aus-
kunft dariiber geben kann, wann und fiir welche Personenkreise neue Systeme kollektiv
verbindlichen Entscheidens gegriindet werden sollten. Das Betroffenheitsprinzip hélt auf
diese Frage zwar eine Antwort bereit, diese bringt aber bislang ungeldste Folgeprobleme
mit sich. Zum einen ist offen, welche Interessen in welchem Maf3e betroffen sein miissen,
damit ein Anspruch auf politische Partizipation gerechtfertigt ist, zum anderen ist unklar,
wie sich Betroffenheit praktisch feststellen ldsst (Karlsson Schaffer 2012; Erman 2014).

Unabhéngig davon, welches der beiden Prinzipien am Ende die besseren Argumente
fiir sich hat, scheint die Diskussion insgesamt dem expertokratischen Standpunkt noch
nicht vollstindig entwachsen zu sein. Die notorische Unterbestimmtheit des Betroffen-
heitsprinzips verweist darauf, dass es sich bei der Frage, wer Mitglied iiberstaatlicher de-
moi werden sollte, um eine Angelegenheit von politischer Natur handelt, die nicht am
theoretischen Rei3brett entschieden werden kann. Aus diesem Grund erscheinen Ansétze
iiberlegen, in denen Fragen politischer Mitgliedschaft als Anliegen kollektiver Entschei-
dungsfindung behandelt werden. Die Idee einer globalen Metademokratie etwa soll es
Biirgerinnen ermoglichen, Entscheidungen tiber die Angemessenheit bestehender oder die
Griindung neuer demoi in deliberativen Verfahren selbst herbeizufiihren. Die Aufgabe der
IPT besteht demnach in der ,invention of new global democratic institutions” (Fraser
2009: 69), in denen die weltweite Verteilung von Partizipationsanspriichen fortlaufend
neu festgelegt werden kann. Wenngleich die Idee, Zugehorigkeitsentscheidungen an einen
globalen Metademos und eine gewihlte Metainstitution abzutreten, eine Losung fiir das
Expertokratieproblem darstellte, vermag das in diesem Vorschlag aufscheinende Operie-
ren mit simplen staatsanalogen Figuren nicht zu {iberzeugen.

An diesem Punkt konnte man nun mit dem Begriff der konstituierenden Autoritét
produktiv in die Debatte intervenieren. Der scharfe Lichtkegel des pouvoir constituant
richtet sich auf die Frage, wo die legitime Befugnis liegt, neue demoi zu griinden. Aus der
Gleichurspriinglichkeit von konstituierender Autoritdt diesseits und jenseits des Staates
folgt, dass politische Gemeinschaften mit der innerstaatlichen Verfassunggebung zugleich
die Kompetenz generieren, auch jenseits des Staates griindend titig zu werden. Aus dieser
Perspektive erscheint die demokratische Legitimitdt grenziiberschreitender politischer
Gemeinschaften davon abhingig, dass sie aus politischen Prozessen ,von unten‘ hervor-
gehen. Somit liele sich eine Alternative zur hierarchisch organisierten Metademokratie
entwickeln. Genauer gesagt konnte die bottom-up-Konzeption konstituierender Autoritét
zu einem Modell fiir die Griindung neuer demoi jenseits der Staaten in demokratisch legi-
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timen Prozessen ausgearbeitet werden. Ein solches Modell liefe nicht Gefahr, einen Me-
tademos voraussetzen zu miissen. Ebenso wenig wire es auf die systematische Aufstu-
fung politischer Gemeinschaften festgelegt, sondern mit {iberlappenden demoi in pluralen
Ordnungskonstellationen vereinbar. Mithin konnte die mittlerweile festgefahrene Gegen-
iberstellung von all-affected und all-subjected zugunsten eines prozeduralen Ansatzes
iiberwunden werden, der skizziert, wie Biirgerinnen und Voélker die Bedingungen politi-
scher Zugehorigkeit autonom festlegen konnen.

3.3 Die Legitimitat internationaler Gerichte

Anhand der Diskussion iiber die Legitimitit internationaler Gerichte ldsst sich verdeutli-
chen, inwiefern der Begriff der konstituierenden Autoritit einen Perspektivenwechsel von
Praskriptionen legitimer Ordnungen hin zu Modellen legitimer Ordnungsbildung anleiten
kann. Die Frage nach den normativen Grundlagen iiberstaatlicher Rechtsprechung ist in
den letzten Jahren zu einem wichtigen Forschungsgebiet der IPT aufgestiegen. Dabei
werden unterschiedliche Institutionen unter dem Label ,internationale Gerichte® zusam-
mengefasst. Ad-hoc-Tribunale, wie diejenigen fiir Ruanda und fiir das ehemalige Jugo-
slawien, sind ebenso Gegenstand der Diskussion wie der permanente Internationale Straf-
gerichtshof, der Européische Gerichtshof fiir Menschenrechte, der WTO-Streitbeilegungs-
mechanismus oder Investitionsschiedsgerichte (von Bogdandy/Venzke 2014: 85-127).

Auf Teile dieser Debatte treffen noch immer die Kritikpunkte des Moralismus und der
naturrechtlichen Expertokratie zu. In der Auseinandersetzung iiber die internationale Straf-
gerichtsbarkeit ldsst sich beobachten, dass moralphilosophische Argumentationen mit An-
spriichen auf realpolitische Erzwingbarkeit kurzgeschlossen werden. Einige Autorinnen se-
hen ihre Aufgabe in der Rechtfertigung universeller Rechte, die ohne Vermittlung politi-
scher Deliberation und Dezision Geltung beanspruchen und auch gegen den Willen von
Staaten durchgesetzt werden sollen (May 2005; Altman/Wellman 2009). Insofern ist es zu
begriiien, dass die Frage demokratischer Legitimitét es inzwischen zumindest auf die Ta-
gesordnung der Debatte {iber das Volkerstrafrecht geschafft hat (Glasius 2012).

In anderen Rechtsbereichen steht das Problem der demokratischen Autorisierung inter-
nationaler Gerichte langst im Zentrum der Diskussion. Allerdings gelingt es auch in diesen
Strangen der IPT nicht, den Riickgriff auf staatliche Demokratiekategorien zu iiberwinden.
So wird unter anderem problematisiert, internationalen Gerichten, die mit ihren Urteilen den
Entscheidungsspielraum staatlicher Legislativen begrenzen, fehle die elektorale Verantwort-
lichkeit. Zwar wird nicht die Direktwahl von Richterinnen gefordert, aber doch die indirekte
Riickbindung an die Wahlerinnen, beispielsweise mittels der Beteiligung nationaler Parla-
mente am Vorgang der Richterinnenernennung (von Bogdandy/Venzke 2014: 218; Hama-
moto 2007: 204). Vorschliage dieser Art erscheinen fehlgeleitet, weil sie einzelne Mecha-
nismen aus dem demokratisch-rechtsstaatlichen Gesamtzusammenhang isolieren und auf in-
ternationale Institutionen iibertragen, ohne dass ersichtlich wird, ob und wie sich daraus ein
neues System der Legitimitdtsproduktion ergeben kdnnte. Umgekehrt wird an anderer Stelle
eine umfassende Nachbildung der klassischen Gewaltenteilung in Spiel gebracht. Die Lo-
sung soll darin bestehen, internationalen Gerichten eine demokratische Legislative an die
Seite zu stellen, die jenes Recht generieren soll, welches zur Anwendung gebracht wird
(Maliks 2014). Solche theoretischen Entwiirfe stellen wiederum schlichte Extrapolationen
der klassischen demokratischen Ordnung auf den iiberstaatlichen Kontext dar. Aber was
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bleibt, wenn weder die direkte Anwendung demokratischer Mechanismen auf internationale
Gerichte noch die Replikation der herkdmmlichen Institutionenordnung einen plausiblen
Modus demokratischer Legitimation vorzeichnen?

Aus der Perspektive konstituierender Autoritdt 14sst sich argumentieren, dass die de-
mokratische Legitimitét internationaler Gerichte zuallererst davon abhingt, ob sie von
den richtigen Akteuren in einem angemessen Verfahren etabliert wurden und ob sie auf
diese Weise auch reformiert werden kénnen.® Diese Sichtweise stimmt auf den ersten
Blick mit der des political constitutionalism liberein, dessen Vertreterinnen unabhingig
von der Idee des pouvoir constituant argumentieren, internationale Gerichte seien demo-
kratisch legitim, insofern ihre Statute von demokratischen Exekutiven ausgehandelt und
in parlamentarischen Ratifizierungsverfahren bestétigt wiirden (Bellamy 2014: 250-255).
Das damit umschriebene Modell des demokratischen Intergouvernementalismus sieht al-
lerdings dariiber hinweg, dass die Schaffung internationaler Gerichte und ihre Ausstattung
mit Kompetenzen zur Ausiibung 6ffentlicher Gewalt ein Vorgang von verfassungspoliti-
scher Qualitét ist (vgl. Patberg 2014: 88-97). Im Lichte der Gleichurspriinglichkeit ver-
fassunggebender Gewalt diesseits und jenseits des Staates sollten entsprechende Prozesse
nicht unter der Kontrolle der konstituierten Regierungsorgane und parlamentarischen
Korperschaften stehen. Vielmehr ergibt sich aus der Idee konstituierender Autoritét die
Notwendigkeit, spezifische Prozeduren fiir iiberstaatliche Verfassungspolitik vorzusehen,
die es ermdglichen, die Institutionen des reguldren Regierungssystems von Entscheidun-
gen dieser Art zu exkludieren und mithin die hierarchisierende Trennung verfassungge-
bender und verfasster Gewalt zu wahren.

4. Schlussbemerkung

AbschlieBend sollen zwei kurze Bemerkungen nachgetragen werden, eine zum deontischen
Status der skizzierten Kategorie und eine zum Selbstverstindnis der IPT. Konstituierende
Autoritét begriindet eine Prima-facie-Normativitit, es wird also nicht beansprucht, dass ihre
Ausiibung andere Quellen der Normativitdt tibertrumpfte. Sie erzeugt nicht automatisch
bindende Praskriptivitéit, etwa im Konflikt mit Gerechtigkeitsanspriichen oder menschen-
rechtlichen Anspriichen. Aber auch die Umkehrung ist nicht vorgesehen: Keine normativ
noch so erwiinschte Entwicklung kann aus gouvernementalen Akteuren, die aus eigener
Machtvollkommenheit verfassunggebend oder -dndernd tétig werden, konstituierende Auto-
ritdten machen und die damit einhergehenden Legitimitétsdefizite kompensieren.
SchlieBlich: Kann konstituierende Autoritdt nicht nur als Ausgangspunkt einer plau-
siblen normativen Theorie globaler politischer Institutionalisierung dienen, sondern auch
dem Selbstverstindnis der Theoretikerin eine klare Orientierung bieten? Wenn die kom-
plexe, molekulare Konzeption konstituierender Autoritdt angemessen ist, so lisst sich der
methodische Status eines ,democratic underlabourer® nicht einfach zum ,cosmopolitan
underlabourer* globalisieren, so attraktiv ein solches Profil auch erscheinen mag. Eine
Theorie konstituierender Autoritdt macht Aussagen iiber die entscheidungsbefugten Sub-
jekte: seien es Staaten oder Staatsvolker, nichtstaatliche Kollektive, juristische oder natiir-
liche Personen, Mitglieder oder Fremde. Die IPT handelt von all diesen Akteuren, muss
aber diejenigen unter ihnen, die als Subjekte konstituierender Autoritit infrage kommen,

6  Vergleiche bereits die Idee einer reflexiven Institutionenpolitik bei Schmalz-Bruns (1999).
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gleichzeitig als Adressatinnen ihres ,underlabouring® verstehen, die mit klarenden Inter-
ventionen zu unterstiitzen, zu inspirieren oder gar zu {iberzeugen, in jedem Fall in der An-
lage der Theorie zu beriicksichtigen wéren.
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Internationale Politische Theorie: Globale
Demokratiewissenschaft in der
postdemokratischen Konstellation?
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Schliisselworter: Postdemokratie, Demokratiewissenschaft, Internationale Politische Okonomie, Gesell-
schaftstheorie, Kapitalismus

Abstract: Der Beitrag untersucht den Vorschlag, Internationale Politische Theorie als Demokratiewissenschaft
zu verstehen im Hinblick auf seine gesellschaftstheoretischen und sozialen Implikationen. Dazu wird die De-
batte um Postdemokratie herangezogen und gezeigt, dass die tiblichen Implikationen der Diagnose der ,post-
nationalen Konstellation® vom Verhiltnis von Demokratie und Kapitalismus, wie es dem aktuellen demokra-
tiewissenschaftlichen Verstandnis zugrunde liegt, nicht ausreichen, um IPT als eine globale Demokratiewissen-
schaft in der ,postdemokratischen Konstellation® zu fundieren. Dies kann nur durch eine Verbindung von De-
mokratiewissenschaft und Internationaler Politischer Okonomie gelingen, die wir abschlieBend aufzeigen.

Abstract: Our contribution analyzes the social and social-theoretical implications of the proposition to under-
stand International Political Theory as Democracy Science. Drawing on the post-democracy debate we show
that the usual implications of a diagnosed ‘post-national constellation’ in the relationship between democracy
and capitalism, as international political scientists who refer to Democracy Science currently understand it, do
not suffice to consolidate IPT as a global Democracy Science within the ‘post-national constellation’. This can
be achieved only through linking Democracy Science and International Political Economy, as we will show in
the following.

1. IPT und Demokratietheorie

Die Anfénge der Disziplin einer Internationalen Politische Theorie (IPT) liegen in Ansét-
zen, die Jirgen Habermas’ (1998) Diagnose einer ,postnationalen Konstellation® aufge-
nommen und sich mit Fragen demokratischer Ordnungsbildung jenseits des Staates be-
schéftigt haben. Konturiert wurde die Diskussion seit der zweiten Hélfte der 1990er Jahre
insbesondere durch die Ideen eines ,deliberativen Supranationalismus® (Schmalz-Bruns
1999) und einer ,Konstitutionalisierung der Weltpolitik® (Habermas 2004). Schon 1995
ging Schmalz-Bruns (1995: 9) von den spezifischen Herausforderungen der mit der Glo-
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balisierung verbundenen Transnationalisierungsprozesse aus, wenn er forderte zu ,,erkun-
den, wie es gelingen koénnte, den politischen Entscheidungen dorthin zu folgen, wo sie
tatsdchlich fallen und die Installation demokratischer Strukturen ober- und unterhalb der
Schwelle des Nationalstaats ins Auge zu fassen®. Diese Forderung prégt seither die vor-
rangige Diskussion normativer Demokratietheorie.

Als Ausgangspunkt der Bemiihungen um eine supranationale Demokratie begreift die
Diagnose einer ,postnationalen Konstellation® insbesondere die Bedrohung des Sozial-
staats im globalisierten Kapitalismus. Der hierbei angenommene Zusammenhang von
Demokratie und Sozialstaat ist gleichermalBlen funktional wie normativ. ,Deliberativer
Supranationalismus‘ ist gerade dadurch ausgewiesen, dass er aus der dilemmatischen
Struktur nachwachsender nationaler Staatlichkeit, die entweder auf wohlfahrtsstaatliche
Handlungsrdume oder demokratische Legitimitdt verzichten muss (vgl. Schmalz-Bruns
1999: 187), hervorgeht. Das Problem, dass Sozialpolitik in der postnationalen Konstella-
tion nicht mehr national gestaltet werden kann, 16st die ,,Strategie der Supranationalisie-
rung [...] um den Preis der Inkaufnahme eines ethischen Substanzverlustes der Politik mit
der Folge einer abnehmenden Verpflichtungsfihigkeit und allgemeinen Entsolidarisie-
rung, was die Spielriume distributiver und redistributiver Politiken entscheidend ein-
engt® (ebd.: 187). Dennoch ist der deliberative Supranationalismus von der optimistischen
Annahme getragen, ,,wonach neu entstehende institutionelle Rdume durch nachwachsen-
de gemeinschaftliche Bindungen durchzogen und durch neu entstehende Solidarititen
auch politisch stabilisiert wiirden™ (ebd.: 191). Die Versprechungen des Nachwachsens
tragen also nicht nur die Begriindung fiir supranationale Institutionen, sondern mit diesen
Institutionen verbindet sich auch die Hoffnung auf eine nachwachsende solidarische Bin-
dung der Biirger innen dieser Raume. Deliberative Demokratie sieht nun nicht mehr den
Bezug auf die Nation als Grund fiir die Moglichkeit von der Herausbildung von Solidari-
tat, sondern die Einbettung in iibernationale Prozesse deliberativer Meinungs- und Wil-
lensbildung (vgl. Habermas 1998: 117; Schmalz-Bruns 1999: 198), die ihrerseits freilich
von demokratischen Voraussetzungen abhéngig bleiben. Denn ,,nur ein demokratischer
ProzeB, der fiir die angemessene Ausstattung mit und eine faire Verteilung von Rechten
sorgt, [kann] als legitim gelten und Solidaritét stiften” (Habermas 1998: 117). Solidaritét
unter Ungleichen kann also nur unter demokratisch Gleichen gestiftet werden.' Eben die-
se Gleichheitsvoraussetzungen werden — Postdemokratie-Diagnosen zufolge — auch in
etablierten Demokratien zunehmend infrage gestellt (vgl. Crouch 2008). Auch hier fun-
giert der Abbau sozialer Sicherungssysteme neben der Transformation von Parteien und
Offentlichkeit als diagnostischer Ausgangspunkt: Zunehmend werde soziale Ungleichheit
auch zu politischer Ungleichheit und werde die Substanz des Demokratischen bei Beibe-
haltung formaler demokratischer Formen aufgezehrt. In der Postdemokratie erscheint der
grundlegende Zusammenhang von Demokratie und Sozialstaat infrage gestellt, der die
soziale Verwirklichungsbedingung von Demokratie ist. Es ist daher vielversprechend zu
untersuchen, inwiefern im Licht dieser Diagnose die spezifischen Annahmen der delibera-
tiven Demokratietheorie iiber das ,Nachwachsen® der internationalen Institutionen und ih-
re nachtrigliche Demokratisierung tatsidchlich noch geeignet erscheinen, einen Weg zur
Demokratisierung internationaler Verhéltnisse zu weisen. Wir gehen dieser Frage in der
Absicht nach, die Bedingungen zu bestimmen, unter denen es moglich ist, IPT als globale
Demokratiewissenschaft zu etablieren.

1 Zur ausfiihrlicheren Diskussion der Position von Rainer-Schmalz-Bruns vergleiche Eberl (2014).
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2. Ansatze zu einer demokratiewissenschaftlichen IPT

Eine demokratiewissenschaftliche IPT ist keineswegs die einzige mogliche Form der Dis-
ziplin. Wie Peter Niesen (2010: 272) hervorhebt, ist IPT vor allem mit der Frage konfron-
tiert, ob sie ,als Internationale Ethik Rechtfertigungen fiir zwingendes und gewaltsames
Handeln produzieren oder sich vielmehr auf legitime institutionelle Ordnungen konzent-
rieren” soll. In dieser Alternative spiegelt sich die konzeptuelle Differenz der angelséchsi-
schen Tradition, wo die IPT vornehmlich aus Strdngen einer politischen Philosophie her-
vorgegangen ist, und der deutschen Debatte, die sich an der Schnittstelle von Politischer
Theorie (PT) und Internationalen Beziehungen (IB) positioniert (vgl. Niesen 2010; Dei-
telhoff 2010). Diese disziplindre Herkunft und Selbstverortung fiihrt dazu, dass in der
Diskussion in den Vereinigten Staaten und in GroBbritannien naturrechtliche Setzungen
tiberwiegen, deren moraltheoretischer Rigorismus dazu tendiert, Fragen der politischen
Realisierbarkeit entweder auszuklammern oder sie — gerade darin unter Umstdnden ideo-
logisch funktional — schlechthin unreflektiert vorauszusetzen. Gegen diese naturrechtli-
chen Fixierungen pléddiert Peter Niesen fiir eine Weiterentwicklung der IPT im Horizont
einer solchen interdisziplindren Perspektive, wenn er im Anschluss an seinen fritheren
Vorschlag, Politische Theorie als Demokratiewissenschaft zu verstehen, auch IPT als de-
mokratiewissenschaftliche Disziplin verstanden wissen will. Dieser Vorschlag vermeidet
die tendenzielle Politikferne blofl moralistischer Neuauflagen von naturrechtlichen Theo-
rien iiber den vermeintlich gerechten Krieg, die nicht erst seit dem Aufkommen des mo-
dernen imperialistischen Kolonialismus zurecht stets unter dem Verdacht einer ideologi-
schen Flankierung beliebiger Gewaltpolitiken stand.”> Nimmt man diesen Impuls auf und
versteht IPT mit Niesen als Demokratiewissenschaft, hingt freilich alles Weitere vom
normativen Verstdndnis der Demokratie ab, das dieser Feststellung zugrunde gelegt wird.
Niesen selbst folgt den Prinzipien eines deliberativen Egalitarismus. Wir werden im Fol-
genden dartiber hinaus fiir die Notwendigkeit einer Spezifizierung der IPT in sozialen
Demokratietheorien optieren, die die Orientierung an den Folgen sozialer Ungleichheit
ins Zentrum stellt und damit den politdkonomischen Reproduktionsbedingungen moder-
ner (Welt-)Gesellschaft groBBere Aufmerksamkeit schenkt.

Das Spezifikum des demokratiewissenschaftlichen Paradigmas besteht nach Niesen
(2007: 129) ,,in der Reflexion des Umstandes, dass politische Theorie nicht nur iiber und
fiir sie, sondern auch in einer demokratischen Gesellschaft betrieben wird*. Dieser Fest-
stellung entspricht die Erkenntnis, dass PT selbst teilhat an jenen Offentlichkeits- und
Entscheidungsstrukturen, die demokratische Willensbildungsprozesse auszeichnen und
sich darum nicht als der Gesellschaft, in der sie stattfindet, duferlich begreifen kann.
Doch auf globaler Ebene kdnnen weder die ,.kiinftigen institutionellen Strukturen® noch
die Entscheidungstriger oder die Foren der Rechtfertigung klar bestimmt werden (Niesen
2010: 274). Schon deshalb kann IPT nicht schlechthin als Verldngerung der PT konzipiert
werden und lassen sich Entwiirfe kosmopolitischer Staatlichkeit nicht einfach als theorie-
immanente Moglichkeit auf die globale Situation iibertragen (vgl. ebd.: 275). Wo natur-
rechtliche Argumentationsmuster dazu neigen, aus diesem Befund die Konsequenz zu
ziehen, dass ethische Verpflichtung, deren Advokat in der oder die an Regierungen ap-

2 Zurecht betont Niesen (2007: 147), dass damit die Frage nach der Legitimitit von Zwang und Gewalt kei-
neswegs gelost ist: ,,Das Problem der legitimen Zwangsausiibung, so charakteristisch fiir die politische
Philosophie, verbleibt also im Mittelpunkt einer politischen Theorie als Demokratiewissenschaft®.
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pellierende Internationale Politische Theoretiker in selbst sei, an die Stelle politischer Of-
fentlichkeit zu treten habe, antwortet Niesen, IPT miisse ,,ihre demokratischen Verwirkli-
chungsbedingungen mitreflektieren” (ebd.: 274). Gerade ihre Erkenntnisse und Argumen-
te diirften nicht expertokratisch an die Entscheidungstriager, sondern miissten egalitdr an
die Offentlichkeit gerichtet werden. Mit diesem demokratiewissenschaftlichen Anspruch
lassen sich die Aufgaben der IPT erst prézise bestimmen: So argumentiert Nicole Deitel-
hoff (2010: 280), dass sich das Erkenntnisinteresse der IPT auf das ,,Resultat der Trans-
formation grenziiberschreitender Politik in eine politische Herrschaftsordnung® richte.
Angesichts der fehlenden institutionellen Einbettung dieser Ordnung in legitimitétserzeu-
gende Institutionen ermangele es der IPT, so in Analogie hierzu Niesen, ,,eine Theorie des
legitimen Institutionenwandels und eine Theorie des 6ffentlichen Vernunftgebrauchs, auf
deren Basis sich ein solcher Wandel kognitiv motivieren und bewerkstelligen liee* (ebd.:
275 Hervorhebung im Original). Gerade im Hinblick auf die von Jiirgen Habermas ange-
stoene Debatte um eine ,Konstitutionalisierung des Volkerrechts® (Habermas 2004) wire
»die erste Frage der IPT, was einem methodischen Bekenntnis zur Demokratiewissen-
schaft auf internationaler Ebene entsprechen kdnnte* (ebd.: 275).

Gerade hier liegt der Einsatzpunkt einer sozialen Demokratietheorie. Denn trotz ihrer
unbestreitbaren Verdienste um die Herausstellung der Bedeutung von Offentlichkeits-
strukturen und Rechtsverhédltnissen (Konstitutionalisierung) erweist sich die deliberative
Perspektive auch dort, wo sie sich nicht auf nationale, sondern auf internationale Verhélt-
nisse bezieht, als nur unzureichend in der Lage, die sozialen Verwirklichungsbedingungen
der Demokratie ausreichend zu reflektieren. Auch wenn sie — um einen Begriff von Hau-
ke Brunkhorst zu gebrauchen — mit ihrer Betonung der Reflexion von Verwirklichungs-
bedingungen und der Institutionalisierbarkeit und Konstitutionalisierbarkeit von Arenen
der Rechtfertigung nicht in gleicher Weise ,,normativistisch® (Brunkhorst 2010: 293) er-
scheint, teilt sie doch mit dem naturrechtlichen Moralismus die methodische Indifferenz
fiir die politokonomischen Machtstrukturen im (globalisierten) Kapitalismus. Auch eine
deliberativ-demokratiewissenschaftliche IPT, die sich allein auf die Herrschaftsdimension
des Staates und seine Gewaltformigkeit beschriankt, bleibt demnach ,politizistisch® und
muss die Moglichkeiten, die in einer demokratiewissenschaftlichen Fundierung der IPT
liegen, ungenutzt lassen. Die starke Fokussierung auf einen rein politischen Herrschafts-
begriff erscheint als Engfithrung der IPT, die noch einmal eine Weichenstellung nachvoll-
zieht, die sich eine zeitdiagnostisch orientierte Demokratietheorie gerade anschickt zu
iiberwinden. So ldsst sich als Resultat der seit einiger Zeit kontrovers gefiihrten Debatte
um ,,Postdemokratie” (Crouch 2008) festhalten, dass sich die demokratietheoretische Dis-
kussion zunehmend den Einsichten sozialer Demokratiekonzeption, die das Gesellschaft-
liche und hier zuvérderst das Okonomische mit umfasst, 6ffnet (vgl. Eberl/Salomon
2013). Die derzeit vielfdltig beobachtbaren Bemiihungen, das Soziale wieder in die De-
mokratietheorie einzufiihren (vgl. Streeck 2013a; Nullmeier 2013; Brunkhorst 2010;
Kreide 2014; Jorke 2013), teilen mit der deliberativen Tradition durchaus die Frontstel-
lung gegen klassisch liberale Entwiirfe einer ,,minimal democracy* (vgl. etwa Pelinka
2012). An die Stelle einer Entpolitisierung des Demokratischen, auf die freilich auch
marktradikale Alternativlosigkeitspostulate hinauslaufen, tritt in einer sozialen Theorie
der Demokratie eine konsequente Politisierung des Gesellschaftlichen, wie sie etwa
Wolfgang Streeck durch seine Kritik einer ,Entpolitisierung der Okonomie* bei gleich-
zeitiger ,,Entokonomisierung der Politik nahelegt (Streeck 2013a: 28, Hervorhebung im
Original). Indem soziale Demokratietheorie die von fritheren Entwiirfen einer Demokra-
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tiewissenschaft (vgl. Abendroth/Lenk 1968) bereits scharf herausgestellten sozialen Vo-
raussetzungen in den Kanon der zu reflektierenden Verwirklichungsbedingen mit auf-
nimmt, schliefit sie durchaus an die Erkenntnis an, dass sowohl in der PT als auch in der
IPT ein spezifischer Bedarf an gesellschaftstheoretischer Fundierung und Reflexion be-
steht (vgl. Deitelhoff 2010: 288; Brunkhorst 2010: 300; Niesen 2010: 274). Soziale De-
mokratietheorie lenkt den Blick stirker auf materielle Ungleichheiten und die Interdepen-
denzen zwischen sozialer Herrschaft und politischen Institutionen, als es ein deliberativer
Ansatz zu leisten vermag, der aufgrund seiner — nicht zuletzt im Kontext der Diagnose ei-
ner ,postnationalen Konstellation‘ offenbar werdenden — Engfithrung der demokratischen
Frage auf reaktive politische Gestaltungen durchaus selbst einen Beitrag zur Tendenz ge-
leistet hat, globale Institutionen spekulativ zu entwerfen, wie ,,allerorten” zu besichtigen
ist (Niesen 2010: 275).

3. ,Postnationale’ und/oder ,Postdemokratische’ Konstellation

Jiirgen Habermas’ Studien zur ,postnationalen Konstellation® wurden zur meistdiskutier-
ten Zeitdiagnose im Kontext der gesellschaftstheoretischen Debatten um die Herausforde-
rungen der ,Globalisierung‘ und prédgten den Entstehungsprozess der IPT wie erwéhnt in
herausragender Weise. Seine richtungsweisenden Uberlegungen zur marktgesteuerten
Globalisierung stehen ganz im Horizont jener Kritik einer ,Kolonialisierung der Lebens-
welt® durch 6konomische Systemimperative, die seit der Theorie des kommunikativen
Handelns (Habermas 1981) den Kernpunkt der kritischen Gesellschaftstheorie von Jiirgen
Habermas bilden und die auch heute von zahlreichen Autor innen aus der Tradition Kriti-
scher Theorie zur Fundierung ihrer eigenen gesellschaftstheoretischen Uberlegungen ge-
nutzt werden (vgl. Kreide 2014; Brunkhorst 2010; vgl. jedoch auch skeptisch Neckel
2013). Gleichwohl lésst sich bereits im Kontext der kommunikationstheoretischen Wende
jene Engfiithrung konstatieren, die seither die Debatten um Demokratietheorien maligeb-
lich bestimmt und die sich prominent auch in der Problembestimmung der ,postnationalen
Konstellation® auffinden ldsst, zu der es bei Habermas (1998: 96 f.) heil3t: ,,Unsere natio-
nalstaatlich verfassten, aber von Denationalisierungsschiiben {iberrollten Gesellschaften
,o0ffnen® sich heute gegeniiber einer 6konomisch angebahnten Weltgesellschaft. Mit die-
ser Feststellung lag Habermas einerseits ganz im zeitdiagnostischen Trend, den Globali-
sierungsprozess als einen Prozess der Denationalisierung (vgl. Ziirn 1998) oder als ,,Nie-
dergang des Nationalstaats* (Hardt/Negri 2002: 248) zu interpretieren. Andererseits — und
zundchst unabhingig davon, ob diese These eines Bedeutungsverlusts nationalstaatlicher
Regulation zu iiberzeugen vermag — verbindet Habermas seine Diagnose mit einer spezifi-
schen Verhiltnisbestimmung von Okonomie und Politik als 6ffnender und schlieBender
Dynamik, deren Problematik sich insbesondere dann zeigt, wenn man sie zunéchst mit ei-
ner verwandten zeitdiagnostischen Perspektive und schlie8lich mit Crouchs Diagnose ei-
ner postdemokratischen Tendenz konfrontiert. So beschrieb Ulrich Beck (die Postdemo-
kratiediskussion beinahe vorwegnehmend), die politischen Konsequenzen eines ékonomi-
schen Globalisierungsprozesses folgendermafen: ,Industriegesellschaftliche Institutio-
nen, die der politischen Gestaltung génzlich verschlossen schienen, konnen ,geknackt®
und dem politischen Zugriff geéffnet werden [...]. Warum bedeutet Globalisierung Politi-
sierung? Weil die Inszenierung der Globalisierung es den Unternehmen erlaubt, die poli-
tisch und sozialstaatlich gezdéhmte Handlungsmacht des demokratisch organisierten Kapi-
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talismus aufzuschniiren und zuriickzuerobern.“ (Beck 2007: 13 )’ Globalisierung, so
Beck, ermogliche, ,,dall die Unternehmen, insbesondere die global agierenden, nicht nur
eine Schliisselrolle in der Gestaltung der Wirtschaft, sondern der Gesellschaft insgesamt
innehaben — und sei es auch ,nur® dadurch, dal} sie der Gesellschaft die materiellen Res-
sourcen (Kapital, Steuern, Arbeitsplitze) entzichen konnen® (ebd.: 14).

Bei Habermas wie bei Beck erscheint der ,Globalisierungsprozess® mithin als 6kono-
misch induzierter Angriff auf jene Variante westlicher Demokratie, die vermittelst sozial-
staatlicher Eingriffe ihren Frieden mit der kapitalistischen Produktionsweise geschlossen
hatte. Gerade die Differenz zwischen beiden Schilderungen ist hingegen aufschlussreich:
Was bei Habermas, der die Perspektive einer auf Regulierung ,der Wirtschaft® ausgerichte-
ten, traditionell wohlfahrtsstaatlichen Option einnimmt, als politischer Kontrollverlust im
Kontext der Offhung staatlicher Politik fiir transnationale Marktprozesse erscheint, begreift
Beck als politische Strategie transnationaler Unternehmen: ,,Die Inszenierung von Globali-
sierung als Drohfaktor, also die Politik der Globalisierung zielt nicht nur darauf, die ge-
werkschaftlichen, sondern auch die nationalstaatlichen Fesseln abzustreifen, sie betreibt ei-
ne Entméchtigung nationalstaatlicher Politik” (ebd.: 16, Hervorhebung d. A.). Tatséchlich
scheinen Colin Crouchs erstmalig 2004 publizierte Analysen (vgl. Crouch 2008) beinahe
nahtlos an Becks demokratiepolitische Uberlegungen anzuschlieBen. Nicht nur das Italien
Silvio Berlusconis, sondern auch den ,dritten Weg® New Labours vor Augen, sieht Crouch
insbesondere in transnationalen Wirtschaftsunternehmen interessierte Akteure, die von der
von ihm auf den Begriff der Postdemokratie gebrachten Tendenz einer Aushéhlung demo-
kratischer Entscheidungsstrukturen und Verfahren profitieren. Indem er nicht bei den bereits
von Beck geschilderten Erpressungsmoglichkeiten politischer Akteure stehenbleibt, sondern
mittels einer Analyse der demokratischen Kontextbedingungen, unter denen die Erschlie-
Bung privilegierter Zugangswege 6konomischer Eliten zu den ,Hinterzimmern der Macht'
stattfindet, den Umbau von Entscheidungsstrukturen nachzeichnet, radikalisiert er das
Becksche Argument einer auf Sozialabbau gerichteten politischen Strategie transnationaler
Konzerne erheblich. In der Konsequenz dieser Radikalisierung steht auch die Tragweite des
Habermasschen Konzepts einer ,postnationalen Konstellation® infrage: Nicht eine Entstaat-
lichung 6konomischen Machtpotenzials, das ,von auBlen‘ auf nationalstaatliche Politik zu-
riickwirkt, sondern eine Durchdringung staatlicher Entscheidungsstrukturen auf allen Ebe-
nen des politischen Systems bedroht Crouch zufolge die etablierten biirgerlichen und korpo-
ratistischen Demokratiemodelle. Nicht der Druck, den ,entfesselte’ — oder mit Polanyi ,ent-
bettete’ — Wirtschaftsmacht von aullen auf sich blof widerwillig den ,Sachzwingen® fiigen-
de politische Akteure ausiibt, sondern die bis in Gesetzgebungsverfahren hineinwirkende
Partizipation 6konomischer Eliten an politischen Entscheidungsverfahren bestimmt dem-
nach, den bereits von Beck (2007: 14) beobachteten Versuch, ,,in einer neuen Runde den al-
ten Widersacher ,Arbeit® elegant auf das historische Abstellgleis zu schieben®, in dem die
von den ihre Politik pragenden Kréifteverhiltnissen eben nicht unabhéngigen Nationalstaa-
ten der kapitalistischen Zentren selbst eine treibende Rolle spielen. Wenn sich somit, wie
Wolfgang Streeck (2013a: 45) betont, die Geschichte des Kapitalismus seit den 1970er Jah-
ren als ,,Geschichte des Ausbruchs des Kapitals aus einer sozialen Regulierung, die ihm
nach 1945 aufgezwungen worden war, die es aber selber nie gewollt hatte”, schreiben l&sst,

3 Man mag freilich dariiber streiten, inwieweit die Rede von einem ,,demokratisch organisierten Kapitalis-
mus* die Realitdt fordistischer Sozialstaatlichkeit trifft, wird hier doch suggeriert, die Produktionsweise
selbst folge demokratischen Maximen.
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so bezeichnet dies gerade keine entpolitisierte, gewissermaBen naturwiichsig sich bahnbre-
chende Urgewalt, sondern einen stets auch politisch-rechtlich vermittelten Prozess, der von
klar benennbaren gesellschaftlichen Akteuren forciert und vorangetrieben wird. Die Rede
von einer ,postdemokratischen Konstellation* erweist sich hier deshalb als politikwissen-
schaftlich priziser als die These einer ,postnationalen Konstellation®, weil sich in ihrem
Kontext die recht allgemeine Vorstellung von einer ,Entmachtung des Staates® zur Analyse
einer ,Entleerung der Demokratie® konkretisiert, die es zugleich moglich macht, in transna-
tionalen Rechtssetzungen nicht schlechthin das Korrektiv 6konomischer Offnungsdynami-
ken zu sehen, sondern gerade im transnationalen Privatrecht ein Mittel auszumachen, dem
Kapital zuvor nicht ohne Weiteres verfiigbare Rdume und Sphéren der Kapitalverwertung
zu erschlieen (vgl. Gill 2000; Harvey 2003; Salomon 2005; Biebricher/Vogelmann 2014).

Die These einer postnationalen Konstellation liel ihre Forderung nach einer Riick-
gewinnung politischer Gestaltungsmacht des Staates auf der Pramisse einer demokrati-
schen Verfasstheit der westlichen Nationalstaaten aufruhen. Weil jedoch der Arm der
demokratisch legitimierten Parlamente nicht weit genug reiche, sollten ihm supranatio-
nale (zundchst europdische) Institutionen als Verldngerung zur Hand gegeben werden.
Die Diagnose einer postdemokratischen Konstellation hingegen macht deutlich, dass
die Produktion demokratischer Legitimitdt auch in den Nationalstaaten des kapitalisti-
schen Zentrums lidngst nicht mehr vorausgesetzt werden kann (vgl. Gill/Solty 2013).
Diese Feststellung freilich hat sowohl fiir die PT als auch die IPT in empirischer (1) wie
in analytischer (2) Hinsicht weitreichende Folgen, die hier freilich nur knapp skizziert
werden konnen.

(1) Mochten Crouchs Uberlegungen zum Zeitpunkt ihres erstmaligen Erscheinens 2004
noch als eine mehr oder weniger nostalgische Reminiszenz an vergangene Zeiten mittels
eines weiteren ,Post-Begriffs‘ erscheinen, so gewinnen sie unter dem Eindruck der dreifa-
chen Krise, wie sie Wolfgang Streeck als Banken-, Finanz- und Wirtschaftskrise be-
schrieben hat, uniibersehbar neues Gewicht (vgl. Streeck 2013a: 29 ff.). Die nun seit
2007/2008 anhaltenden Krisenprozesse, die nicht zufillig zum Katalysator der Postdemo-
kratiedebatte wurden, erscheinen im Horizont der Crouchschen Diagnose betrachtet auch
als Ausdruck der Verfasstheit der politischen Systeme ,des Westens‘: Expertenregierun-
gen, Troika-Regime und Exekutivfoderalismus machen die Auswirkungen gesellschaftli-
cher Entwicklungen auf demokratische Institutionen und ihre Prozeduren auf drastische
Weise deutlich. Die letzte Verhandlungsrunde mit der linken Regierung Griechenlands
hat unmissverstiandlich vor Augen gefiihrt, dass Postdemokratie ebenfalls ein Regime ist,
das sich Widersacher unterwirft. Auch dann, wenn man die im Kontext der Postdemokra-
tiediskussion bislang iibrigens kaum beachteten biirgerrechtlichen Diskussionen um den
Ausbau von Uberwachung oder die in manchen Staaten zu beobachtenden repressivstaat-
lichen Zugriffe etwa auf Demonstranten und whistleblower beiseiteldsst, zeigen sich al-
lerorten Phidnomene einer fortschreitenden Entdemokratisierung, sei es als Zugriff der
Exekutiven auf dem Souverdn zustehende Kompetenzen (vgl. Habermas 2013) oder als

4 Der Begriff geht auf Ingolfur Blithdorn zuriick. Blithdorn freilich fordert einen ,,soziologisch starken Be-
griff der Postdemokratie* im Sinne eines Epochenbegriffs, den er vor allem in den Formulierungen ,,post-
demokratische Wende* und ,,simulative Demokratie* aufgehoben sieht. Der im Folgenden zugrundelie-
gende Begriff der ,postdemokratischen Konstellation® versteht — hier eher in der Tradition von Habermas
— ,Konstellation® starker als ein Biindel von Merkmalen und Tendenzen. Blithdorn wiirde dies vermutlich
als ,,soziologisch schwach* beschreiben (vgl. Blithdorn 2012; 2013).
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Abwendung des demos von tradierten wie alternativen Verfahren der politischen Ent-
scheidungsfindung (vgl. Schifer 2010; Merkel 2011; Jorke 2013). Der politisch-6kono-
mische Mechanismus, der einer solchen Aushohlung der Demokratie ohne die offen anti-
demokratische Zerschlagung ihrer Verfahrensordnungen — obschon es nicht nur in Ungarn
auch hierfiir Anzeichen gibt — zugrunde liegt, verweist Streeck (2013b: 88 f.) zufolge auf
ein Spezifikum des Gegenwartskapitalismus selbst: ,,Neoliberaler Kapitalismus und elek-
torale Demokratie konnen ndmlich auch dann friedlich zusammenleben, wenn es gelingt,
die Demokratie ihrer Féhigkeit zu egalitdrer politischer Intervention in das ,freie Spiel der
Marktkréfte® zu entkleiden.” Die Konsequenz freilich sind ,,[pJostdemokratisch sterilisier-
te Wahlen* (ebd.), in deren Folge sich an den die Gesellschaft im Ganzen priagenden
Machtverhiltnissen nichts oder nur wenig verdndert. Spétestens diese politischen Folgen
der Krise entziehen somit der (freilich schon immer illusiondren) Vorstellung, das Projekt
einer supranationalen Demokratisierung konne sich auf die westlichen Nationalstaaten
verlassen, empirisch den Boden.

(2) Die von Crouch und Streeck nachgezeichnete Verschiarfung der Demokratieentleerung
lenkt jedoch auch analytisch den Blick zuriick auf das ldngere Zeit aus dem Fokus politik-
wissenschaftlicher Forschung geriickte Phiinomen der Ubersetzung sozialer in politische
Macht. Soziale Macht bezeichnet in diesem Zusammenhang insbesondere die im dkonomi-
schen System der Gesellschaft fundierten Krafteverhiltnisse. Im Paradigma der ,postdemo-
kratischen Konstellation® wird das Verhéltnis von sozialer und politischer Macht grundsétz-
lich anders bestimmt als im Paradigma der ,postnationalen Konstellation‘: Wo Habermas
und in gewisser Weise auch Beck ein Ausweichen transnationaler Wirtschaftsakteure vor
dem Einfluss demokratisch legitimierter staatlich-politischer Regulation konstatieren, das
sich — bei Beck freilich deutlicher akzentuiert als bei Habermas — erst im zweiten Schritt als
politische Machtressource des Kapitals enthiillt, erkennen die Postdemokratietheoretiker
Crouch und Streeck ein direktes Umschlagen von 6konomischer in politische Macht. Die
Vertreter_innen der These einer ,postnationalen Konstellation® sahen (im Rahmen ihres Pa-
radigmas durchaus folgerichtig) die normativ-politische Aufgabe vornehmlich im Nach-
wachsen politischer Institutionen auf globaler oder européischer Ebene. Das Postdemokra-
tie-Theorem zeigt nun, wie die freigesetzte soziodkonomische Macht den nationalstaatli-
chen Regeln zunehmend nicht mehr nur entflieht, sondern die Gesetzgebung auf allen Ebe-
nen des Mehrebenensystems selbst beeinflusst, wenn nicht gar weitgehend bestimmt. Unter
den Bedingungen jener sozialen Machtverhiltnisse, die die Postdemokratisierung der Nati-
onalstaaten vorantreiben, erscheinen transnationale und supranationale Institutionen nun
selbst als Verstérker postdemokratischer Tendenzen (vgl. Knodt 2013; Gill 2000). Im Kon-
text des europdischen Integrationsprozesses markiert dies die Differenz zwischen den euro-
idealistischen Schriften von Jirgen Habermas und Wolfgang Streecks Zweifel daran, dass
supranationale politische Institutionen allein — ohne ,,Umbau der institutionellen Architektur
der Wihrungsunion“ — einen Ausweg aus der postdemokratischen Tendenz bieten konnten:
,,Was dann als ,europiische Demokratie* figurierte, mit Parlament, Regierung, Offentlich-
keit und was immer, wére nichts als eine den nationalen Postdemokratien von oben aufer-
legte weitere postdemokratische Lahmschicht* (Streeck 2013b: 88). Angesichts solcher Be-
funde greift eine sich institutionalistisch verengende Internationale Politische Theoriebil-
dung im Sinne einer Demokratiewissenschaft nur die eine Seite des Problems auf. Zugleich
wurde jedoch die internationale Dimension von Vertreter innen der Postdemokratiediagno-
se bisher nicht hinreichend betont. Besonders Crouch hat sich bislang liberwiegend um die
Analyse der Schwiche sozialer Kréfte in demokratisch verfassten Nationalstaaten bemiiht
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und dabei iibersehen, dass die Losung keineswegs von innerstaatlichen Demokratisierungs-
bemiihungen allein ausgehen kann (vgl. Moller 2014).

4. IPT als globale Demokratiewissenschaft: IPT und IPO

Pragnant hat Frank Nullmeier (2013: 427 f.) als Aufgabe der PT herausgestellt: ,,Ein Ge-
genentwurf zur Postdemokratie kann heute nicht mehr als politisches Projekt allein ver-
standen werden. Das Nachdenken iiber Wege zur Sicherung der politischen Demokratie
verlangt, dass sich die politische Theorie mit ihren Mitteln auch auf die Okonomie er-
streckt, dass sie um Entwiirfe zur normativen Bindung oder Neustrukturierung der Markt-
Okonomie ringt. Ohne eine entwickelte politische Theorie der Restrukturierung der
Marktokonomie wird sich keine normative Konzeption mehr entwickeln lassen, die ver-
standlich machen konnte, wie die Demokratie ihrer Aushdhlung durch Marktdynamiken
entgehen sollte.“ Als theoretisches Haupthindernis fiir eine demokratietheoretische Er-
neuerung, die der postdemokratischen Konstellation gewachsen ist, macht Nullmeier die
weithin {ibliche Trennung von Politik (beziehungsweise Demokratie) und Okonomie (be-
ziehungsweise Kapitalismus) aus, die beiden eine normativ gleichrangige Legitimitét als
verschiedenen Sphéren des Sozialen zuschreibt (vgl. ebd.: 428).

Aus einer konzeptionellen Perspektive, die sich in der Uberwindung dieses ,,Trenn-
modells* (ebd.) eine demokratietheoretische Antwort auf die postdemokratische Konstel-
lation verspricht, begriindet sich nicht nur ein neues Interesse an klassischen Debatten um
eine soziale Demokratie im nationalstaatlichen Kontext, sondern zugleich die Notwendig-
keit, den Zusammenhang von politisch-institutioneller und 6konomischer-sozialer Ent-
wicklung im internationalen Kontext schirfer zu akzentuieren, als dies in den Entwiirfen
einer IPT bislang der Fall war. So wie PT in der postdemokratischen Konstellation nicht
umhin kann, sich Fragen einer Politischen Okonomie zu 6ffnen, muss auch IPT jene Ein-
sichten, die im Kontext der IPO seit Jahren zum vermachteten Prozess der Globalisierung
gewonnen wurden, in ihre Problembestimmungen stirker einbeziehen. Eine stirkere In-
tegration beider Disziplinen erscheint auch deshalb naheliegend, da IPT und ihre nur we-
nig dltere Schwester IPO sich nicht zuletzt darin treffen, dass im Zentrum ihrer Forschun-
gen jene Umbruchsperiode steht, die mit den weltweiten Krisenprozessen in den 1970er
Jahren begann, schon bald als ,Globalisierung* bezeichnet wurde und spétestens durch die
Auflésung der bipolaren Nachkriegsordnung nach dem Zusammenbruch des Ostblocks
das traditionelle Koordinatensystem, mit dem Sozialwissenschaften gewdhnlich iiber In-
ternationale Bezichungen redeten, grundsétzlich infrage stellte (vgl. Bieler/Morton 2003:
337). Trans- und supranationale Strukturen und Institutionen, politische Integrationspro-
jekte, die freilich zumeist schon wéhrend des Kalten Krieges begonnen wurden, lieen
nicht nur die Rede von Nationalokonomien und Volkswirtschaften antiquiert erscheinen,
sondern auch die hergebrachten Kategorien der AuBenpolitik alt aussehen. Diskutiert
wurde nun auch offen iiber das ,Ende des Nationalstaats‘, das Entstehen einer ,Weltge-
sellschaft®, gar eines global village. Zunéichst war die Hoffnung unter vielen groB, die
Menschheit konne nun eine ,Friedensdividende® einstreichen und Kants, freilich weit eher
den Ostseehandel und die Hanse als etwa die East India Company adressierende, Feststel-
lung, der ,,Handelsgeist* konne auf Dauer mit dem Krieg nicht zusammen bestehen (Kant
2011: A 64, B 65), beschreibe geradezu zeitdiagnostisch die Realititen der sich abzeich-
nenden one world, in der wohl auch die wirksame Bekdmpfung von Armut, Hunger und
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Seuchen nur eine Frage der Zeit sei. Dem marktoptimistischen Gestus des noch weit von
seiner Krise entfernten Neoliberalismus entsprach beinahe spiegelbildlich die These vom
unaufhaltsamen Fortschreiten einer politischen Demokratie, das, da nun einmal Demokra-
tien keine Kriege (gegeneinander) fiihrten, liber kurz oder lang, das Seine zum ,demokra-
tischen Frieden‘ beisteuern werde (Eberl 2008). Wére diese — freilich von Anbeginn
schlecht begriindete — Hoffnung Realitit geworden, so wiren IPO und IPT in eins gefal-
len. Doch bekanntlich kam es anders. Die Debatten um IPT wurden nicht zuletzt durch
eine massive Riickkehr politischer Gewalt in die Internationale Politik befeuert: ,,Neue
Kriege* (vgl. Kaldor 2000; Miinkler 2002) flankierten Neugriindungen teils zwerghafter
Nationalstaaten (Kosovo), gingen aus — teilweise von aulen forcierten — Staatszerfalls-
prozessen (Syrien) hervor oder folgten auf von au3en mit Mitteln militdrischer Gewalt be-
triebenen regime change (Irak, Libyen). Eine zunehmend offen auf militdrische Optionen
setzende Gewaltpolitik des ,Westens® (Interventionskriege, Drohnenkrieg) und gleichzei-
tig aufkommende Identitétspolitiken (vgl. Meyer 2002), unter ihnen am erfolgreichsten
der politische Islamismus, als dessen terroristischste Auspragung die sich selbst ,Islami-
scher Staat‘ nennende Bewegung erscheint, befeuern sich gegenseitig, wiahrend regionale
Maichte wie die Tiirkei, Saudi-Arabien und Katar die wachsend chaotische Lage weiter
chaotisieren und versuchen, ihren politischen Einfluss auf die Region des Nahen und
Mittleren Ostens auszubauen. Auch die Diskussionen um IPO waren seither von der Re-
flexion tiefgreifender Verwerfungen und Verdnderungen gepragt. Wihrend die Kluft zwi-
schen Zentrum und (vor allem der schwarzafrikanischen) Peripherie weiter zunahm, mar-
kiert zugleich der Aufstieg der Schwellenldnder (BRIC) neue Konfliktlinien um politisch-
okonomische Durchsetzungsmacht und Absatzmirkte mit den etablierten kapitalistischen
Zentren des so genannten ,Westens, die — wie der Konflikt um die Ukraine oder die
Spannungen zwischen China und Japan zeigen — das Potenzial aufweisen, sich zuneh-
mend gefahrlich zuzuspitzen. Seit 2008 erschiittert zudem die tiefste Weltwirtschaftskrise
seit 1929 die Weltokonomie. Nicht zuletzt in Europa haben sich die durch sie induzierten
Verwerfungen mittlerweile zu einer manifesten Legitimationskrise verscharft, wéhrend
eine zunehmend autoritire Fiskalpolitik sukzessive die Prinzipien auch einer biirgerlich-
parlamentarischen Demokratie untergréibt. Als erkldrungskriftig erwiesen sich im Kontext
der TPO-Diskussion insbesondere solche Ansitze, die in der Tradition des von Susan
Strange hervorgehobenen strukturellen Begriffs der Macht, den ,,Einfluss auf die struktu-
rellen Rahmenbedingungen, Spielregeln und damit auch auf die Resultate der internatio-
nalen politischen Okonomie* (Bieling 2003: 370), den Akteure ausiiben kénnen, ins Zent-
rum ihrer Forschungen gestellt haben. So fokussieren sowohl jene Schulen, die wie die
Weltsystemtheorie in der Tradition der Dependencia-Theorien stehen (vgl. Nolke 2003),
als auch jene, die wie die Amsterdamer Schule und die Wissenschaftler innen in der
Nachfolge von Robert W. Cox in Toronto einen an Antonio Gramsci orientierten hege-
monietheoretischen Ansatz vertreten (vgl. Bieler/Morton 2003), weitgehend auf die Ana-
lyse jener vermachteten Arenen, in denen wirtschaftliche Abhéngigkeit und Ungleichheit
(nicht nur von und durch Staaten) produziert und konsensfahig gemacht werden.

Gerade dadurch, dass diese Stringe der IPO-Diskussion die Konfiguration sozialer
Krifteverhdltnisse scharf hervorheben, konnen sie einer demokratiewissenschaftlichen
IPT wertvolle Impulse geben. Nicht zuletzt die Amsterdamer Studien zur Herausbildung
einer transnationalen herrschenden Klasse (van der Pijl 1998; Overbeek 2000) lesen sich
streckenweise wie eine klassensoziologische Préizisierung der von Colin Crouch und an-
deren Theoretiker innen der Postdemokratie herausgestellten Bedeutung transnationaler
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Konzerne, die zunehmend in der Lage sind, Wirtschaftsmacht in politischen Einfluss zu
verwandeln. Wie die Diagnosen der postdemokratischen Konstellation heben auch im
Kontext einer neogramscianischen IPO erstellte Analysen die Bedeutung hervor, die der
institutionalisierten Macht der Arbeiterklasse im politisch-6konomischen Nachkriegssys-
tem zukam. Gerade diese auf nationale Arenen der Politik beschriankten Formen der Mit-
bestimmung stehen jedoch zunehmend unter Druck. Diese starke Orientierung auf verdn-
derte Krifteverhiltnisse zwischen Kapital und Arbeit hat Michael Haus veranlasst, den
insbesondere durch Crouch, der vom ,Niedergang der traditionellen Arbeiterklasse*
(Crouch 2008: 71) ausgeht, reprasentierten Strang der Postdemokratiediskussion als ,,post-
proletarische Perspektive™ (Haus 2012: 146) zu kennzeichnen. So wie im Kontext der PT
vor diesem Hintergrund ein erneutes Zusammenfallen von sozialer und demokratischer
Frage konstatiert werden kann, erscheint aus der Perspektive einer sozialen Demokra-
tietheorie auch fiir die IPT die Frage nach sozialen Bewegungen zentral, die als Trager ei-
ner alternativen Weltordnung — jenseits der Dominanz des transnational operierenden Ka-
pitals — fungieren konnen.

Eine solche Neuakzentuierung der Diskussion findet im Kontext der bisherigen De-
batte durchaus Anschlussstellen. Tatsdchlich wurden im Kontext der jiingeren IPT bereits
erste Schritte in der anvisierten Richtung gegangen. So stellt der erste Band der Reihe /n-
ternationale Politische Theorie die Frage nach ,Souverénitiat® im Rahmen der transnatio-
nalen Konstellation und stellt fest, der Begriff beschreibe in der ,transnationalen Konstel-
lation‘ die Wirklichkeit falsch und setze irrefiilhrende normative Anreize (Volk/Kuntz
2014). Friederike Kuntz sieht private Wirtschaftsakteure als Begiinstigte von Transnatio-
nalisierung und Globalisierung (vgl. Kuntz 2014). Durch die Einbindung in globales Re-
gieren und die neue Macht transnationaler Konzerne, die sich dem Staat entziehen konnen
und ihn gleichzeitig beeinflussen, ergibt sich eine neue Konstellation (ebd.: 47). Eine
ebenso skeptische Perspektive formuliert Christian Volk, der sich gegen die souverini-
tatsgeleitete Vorstellung wendet, der Staat setze diesen scheinbar von au3en kommenden
Bedrohungen etwas entgegen. ,,Das Problem ist die Dominanz eines allumfassenden pri-
vat-0konomischen Imperativs. [...] Weit gefehlt, dass der Staat hier als Bastion demokra-
tischer Mitbestimmung gegen die Durchsetzung dieses Imperativs auftritt. Von Beginn an
ist der Staat vielmehr Komplize in diesem Prozess* (Volk 2014: 152). Volk sieht eben-
falls die ,,politische Macht privat-6konomischer Akteure* als Problem (ebd.: 154). Er
thematisiert auch die Durchdringung der staatlichen Institutionen mit diesen Positionen.
Am Beispiel des Umgangs mit Naturressourcen der less und least developed countries be-
tont Volk, der ,,Ausverkauf von Naturressourcen™ geschehe ,,im Namen des Staates*
(ebd.: 156). ,,Weit gefehlt, dass die Souverinitét ein Bollwerk gegen den Ausverkauf ist;
in vielen Fillen agiert der souverdne Staat im Dienste des privat-6konomischen Impera-
tivs. Der politische Protest und Widerstand indigener Bevolkerungsgruppen gegen die
O0konomische Verwertung des von ihnen bewohnten Lebensraumes richtet sich daher
meist sowohl gegen die politischen und wirtschaftlichen Eliten des Landes, dies mit den
Weihen der Souverénitit versehen, dieser Verwertung zustimmen und an ihr verdienen,
als auch gegen den transnationalen Konzern selbst” (ebd.: 157).

Es scheint so, als laste Volk dem Begriff Souverénitit das Mitwirken des Staates an
der Umsetzung des neoliberalen Imperativs an und halte ihn deshalb fiir unglaubwiirdig
und ungeeignet. Ubersehen wird hier die 6konomische Lage jener less and least develo-
ped countries. Es ist ihre 6konomische Schwiche und ihre Position in der globalen politi-
schen Okonomie, die iiber ihre Souverinitit entscheidet. Norwegen droht ein solcher
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Ausverkauf der Naturressourcen namlich nicht, aber Griechenland muss seine staatlichen
Immobilien einer europédischen Treuhand-Agentur unterstellen. Die Position von Ingeborg
Maus, die an Volkssouverinitit festhélt, nimmt die vielfachen Eingriffe in staatlichen
Souverinitdt durch wirtschaftliche Akteure ebenfalls als Verletzung demokratischer Sou-
verdnitit in den Blick und fordert, eine ,,globale Kontrolle der Weltwirtschaft (Maus
2014: 16) zu errichten, die das Prinzip der Verteilungsgerechtigkeit global verwirklicht.

Ein zentrales Problem jeder akteursorientierten Perspektive besteht freilich darin, dass
soziale Bewegungen, die Triger grundsétzlicher demokratiepolitischer Verdnderungen sein
konnten, derzeit weltgesellschaftlich gesehen weit entfernt davon sind, soziale und instituti-
onelle Gestaltungsmacht zu erlangen. Regina Kreide (2014: 271) verarbeitet bereits die Di-
agnose der Postdemokratie, wenn sie feststellt, ,,zur Hierarchie zwischen staatlichen Institu-
tionen und Biirgern ist stirker denn je jene zwischen besitzhabenden und nicht-besitzenden
Biirgern hinzugekommen. Durch eine Verbindung von PT und Gesellschaftstheorie lieBen
sich die ,,realen Voraussetzungen von Demokratie und der Frage danach, wer in den politi-
schen Prozess ein-, wer ausgeschlossen ist“ (ebd.: 273), herausarbeiten. Durch eine ,,Rekon-
struktion von Handlungs- und Kommunikationsblockaden® lie3en ,,sich zugleich mogliche
Demokratisierungspotentiale bestimmen* (ebd.: 274). Kreide schlie3t damit an das Verfah-
ren der rationalen Rekonstruktion von Habermas in der Demokratietheorie an (vgl. Gaus
2013). Dariiber hinaus macht sie einen Vorschlag, die Kolonialisierungsthese der Theorie
des kommunikativen Handelns fiir eine kritische Analyse der Globalisierung zu nutzen. Da-
bei rdumt Kreide ein, dass aus heutiger weltgesellschaftlicher Perspektive die keynesiani-
schen Voraussetzungen, von denen Habermas noch ausgehen konnte, nicht mehr gegeben
seien: ,,das globale Kapital ist eine Verbindung mit dem ebenso globalisierten Privatrecht
eingegangen und diktiert den 6konomischen ,Fortschritt‘; der Finanzmarkt hat sich weitest-
gehend unkontrolliert verselbststdndigt; die nationalstaatliche Politik ist auf vielen Gebieten
entmachtet; der Sozialstaat ausgehohlt und einem neuen, marktgéngigen Paradigma des ,ak-
tivierenden Staates® unterworfen™ (ebd.: 278). Die Kolonialisierungsthese vom Ubergriff
der systemischen Imperative Geld und administrative Macht auf die lebensweltliche Kom-
munikation wird nun von Kreide fiir eine ,,Analyse globaler systemischer Prozesse* anhand
von vier Aspekten herausgearbeitet: Monetarisierung von und Ausbeutung in neuen gesell-
schaftlichen Bereichen wie Alten- und Kinderpflege, Monetarisierung gesellschaftlicher
Ressourcen wie Wasser, erschwerte Partizipation durch globale hegemoniale und plurali-
sierte Rechtsstrukturen, ein entformalisiertes Privatrecht sowie die Uberwachung in der
,Aktivierungsgesellschaft* (vgl. ebd.: 278-283).

Das Programm der Demokratie sieht Kreide angesichts dieser Tendenzen sich vor al-
lem in kommunikativer Macht entfalten, die als ,,Widerstand“ und ,,Infragestellen auftritt
und ,,ihren Grund in gesellschaftlichen Krisen, in Ungerechtigkeiten und Kolonialisierun-
gen‘ hat (ebd.: 287). Es geht nach Kreide darum, die nichtinstitutionelle mit der instituti-
onellen Seite der Demokratie zu verbinden. ,,Kommunikative Macht ist Widerstand und
Konstruktion zugleich. Sie ist kritische Praxis in argumentativer Hinsicht™ (ebd.: 288).
Kreide hilt — ganz in Ubereinstimmung mit deliberativen Grundsitzen — auch fiir globale
Situationen an dem demokratischen Ziel fest, dass ,,die beschriebenen Handlungs- und
Kommunikationsblockaden von den Betroffenen selbst in der Offentlichkeit thematisiert
werden konnen® (ebd.: 289). Fiir Minderheiten und Ausgeschlossene, die ,,nicht das Wort
ergreifen, ,bedarf es einer soziologisch informierten Riickbindung der Demokratie an
die Gesellschaftstheorie®. Nur so kdnnen ,,Partizipationsblockaden offengelegt und mog-
liche Instrumente ausgelotet werden™ (ebd.: 290). ,,.Der heuristische Wert einer global
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gewendeten Habermasschen ,Kolonialisierungsthese® liegt darin, 6konomische und recht-
lich-administrative Eingriffe in lebensweltliche Zusammenhénge aufzeigen zu koénnen,
die die Verstdndigung dariiber, wie wir leben wollen[,] erschweren” (ebd.). Dies ist deut-
lich mehr als bloB3 ein weiterer institutioneller Entwurf, handelt es sich doch um eine
durchaus soziologisch sensible Bestandsaufnahme von ,Kolonialisierungen®, die demo-
kratisch — und nicht expertokratisch — {iberwunden werden sollen. Die Diagnostik ruht
dabei explizit auf der Trennung von System und Lebenswelt auf, wéhrend Impulse zur
Veranderung allein von den Betroffenen selbst kommen kénnen.

Die Diagnostik der Postdemokratie verschiebt hier allerdings die Gewichte und analy-
siert weitere ,Kommunikationsblockaden‘, denen mit deliberativen Verfahren kaum bei-
zukommen sein diirfte. ,Postdemokratie’ bezeichnet auf gesellschaftlicher Ebene einen
Ausbau der Demokratie bei gleichzeitiger Entleerung der Verfahren, die Formierung von
Klasseninteressen von ,oben‘ bei gleichzeitigem Ausbleiben der Bildung eines politischen
Gegengewichts von ,unten‘ und dies unter der — hiermit verbundenen — Bedingung des
Endes des redistributiven Wohlfahrtsstaats. Dies fiihrt zwar zu verstirkter demokratischer
Partizipation privilegierter Gruppen — die Partizipationskanédle sind offen —, dient ihnen
jedoch vorrangig zur Privilegienverteidigung. Die Blockade besteht unter den Bedingun-
gen einer postdemokratischen Konstellation zuvorderst in einem Riickzug der ,Schwa-
chen aus den Systemen, einer resignierten Enthaltung. Auch Kapitalismus wird nicht als
System allein, sondern zugleich als von Akteuren getragen gefasst. Mit transnationalen
Konzernen werden so wirtschaftliche Akteure bestimmt, die in der Lage sind, ihre 6ko-
nomische Macht in politische zu transformieren, dem aber durch die Schwichung der Ar-
beiterbewegung oder dquivalent motivierter Gruppen das politische Gegengewicht fehlt.
Aus diesem Befund ergibt sich die Notwendigkeit, dem Zusammenhang von Kapitalismus
und Demokratie eine grofiere Bedeutung zuzumessen als dies im Horizont der Koloniali-
sierungsthese moglich ist.”

Insbesondere Hauke Brunkhorst hat auf die auch von Kreide aufgeworfene Frage
nach dem gesellschaftstheoretischen Fundament der IPT mit der Forderung nach einer ho-
listischen Gesellschaftstheorie der Weltgesellschaft geantwortet und in dieser Perspektive
die Moglichkeit einer Vermittlung von Realismus und Normativismus ausgemacht, wie
sie Marx und die Kritische Theorie geleistet hitten: ,,Die reflexive Selbstbegriindung der
Theorie ist ndmlich [...] durch die Perspektive der jeweils betroffenen sozialen Akteure
und deren Krisenerfahrungen vermittelt. Erst wenn eine Lebenswelt in die Krise gerét,
kommt sie als Totalitit in den Blick [...]. Diesen Blick hat Georg Lukacs Klassenbewusst-
sein (1967) genannt. In seiner geschichtlichen Perspektive wird die Gesellschaft als ganze
distanzier- und kritisierbar.”“ (Brunkhorst 2010: 302, Hervorhebung im Original) Kriti-
sche Theorie setzt auf Negation, auf den ,,sense of injustice®, ,,den ausgebeutete Klassen,
unterdriickte Volker und exkludierte Populationen selbst artikulieren® (ebd.: 303, Hervor-
hebung im Original). Brunkhorst schlieft damit an eine klassische Position an, derzufolge
eine auf globale Demokratisierung gerichtete politische Bewegung ihr Fundament im In-
ternationalismus einer Klassenbewegung haben muss und sich nicht auf Appelle an Staa-
ten beschranken kann. Wie bei der Kolonialisierungsthese zur Diagnose von Kommunika-
tionsblockaden artikulieren die Betroffenen sich auch hier letztlich selbst, wobei der Zu-
stand der Demokratie sich daran messen ldsst, inwieweit sie solche Artikulation ermog-
licht oder behindert. Gerade diese Perspektive scheint freilich durch die ,postproletari-

5 Vergleiche dazu auch Eberl/Salomon (i. E.).
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sche® soziale Ausgangssituation der postdemokratischen Konstellation infrage gestellt. Es
ist daher kein leerer Alarmismus, wenn Regina Kreide (2014: 276 f.) die Frage stellt, ,,0ob
die Demokratie den Kampf mit den unverséhnlichen Folgen einer kapitalistischen Welt-
gesellschaft schon verloren hat, oder ob es eine Transformation der Demokratie geben
kann, die trotz der repressiven Bedingungen selbst demokratisch verlauft”. Eine eindeuti-
ge Antwort kann freilich weder von PT noch IPT erwartet werden. Soweit sie sich als
Demokratiewissenschaft verstehen wollen, kommen sie jedoch nicht umhin — unter ge-
nauer Beobachtung bestehender sozialer Bewegungen —, die Frage sozialer Gleichheit ins
Zentrum ihrer Bemiithungen zu stellen.
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Die Normativitatsbegrindungsfalle

Die unterschatzte Bedeutung befragender und negativer
Kritikformen in der Politischen Theorie und der
Internationalen Politischen Theorie

Oliver Fligel-Martinsen’

Schliisselworter: Kritik, Poststrukturalismus, Befragung, Foucault, Derrida, Ranciére

Abstract: Der Beitrag entwickelt eine umfassende und grundlegende Kritik des gegenwirtig dominanten Ver-
standnisses normativer Politischer Theorie und Internationaler Politischer Theorie. Dazu wird zunéchst gezeigt,
dass Politische Theorie und IPT auf die Aufgabe der Begriindung von Normativitit fixiert sind. Gegen dieses
begriindungstheoretische Verstidndnis von Politischer Theorie und IPT wird in Auseinandersetzung mit unter
anderem Foucault, Derrida und Ranciére ein negativ-befragendes Modell kritischer Theorie entworfen. Ab-
schlieBend wird skizziert, wie sich die Aufgaben von Politischer Theorie und IPT im Lichte dieses anderen kri-
tischen Theoriemodells verschieben.

Abstract: The article develops a broad and fundamental critique of the currently dominant understanding of
normative Political Theory and International Political Theory. It begins by demonstrating that Political Theory
as well as IPT mainly focusses on the task of the justification of normativity. Referring to Foucault, Derrida
and Ranciére a rather negative and interrogative model of a critical theory is sketched out against an orientation
of Political Theory and IPT based on justification. The concluding remarks are dedicated to the question of
how the main tasks of Political Theory and, particularly, IPT are shifting due to this alternative model of a crit-
ical theory.

Raymond Geuss (2011) hat in seinem zu Recht viel beachteten kleinen Buch Kritik der
politischen Philosophie nachdriicklich darauf aufmerksam gemacht, dass die Hauptstro-
mungen in der Politischen Philosophie und Politischen Theorie' der Gegenwart von einer
Begriindungsfixierung durchdrungen sind. Dies fiihrt, wie sich im Anschluss an  Geuss
festhalten ldsst, einerseits dazu, dass alle Kritik mit einem Konstruktivitidtsgebot konfron-
tiert wird (vgl. auch Geuss 2014), und hat andererseits zur Folge, dass Dimensionen wie
Macht, Konflikt und Dissens nur wenig in den Blick genommen werden, da Politische
Theorie und Politische Philosophie sich als ein Anwendungszweig der Moralphilosophie

* Prof. Dr. Oliver Fligel-Martinsen, Universitat Bielefeld
Kontakt: oliver.fluegel-martinsen@uni-bielefeld.de

1  Hier und im Folgenden verwende ich die Begriffe der Politischen Theorie und der Politischen Philoso-

phie, wie im angelsadchsischen Sprachraum iiblich, weitgehend dquivok (vgl. Kersting 1999: 49; Williams
2005: 1; Geuss 2011: 32).
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lediglich mit der feldspezifischen Aufgabe der Begriindung von Demokratie, Recht, Ge-
rechtigkeit und verwandten Kategorien gerieren.

Dieser kritische Einwand Geuss’, der Parallelen bei so unterschiedlichen Autoren wie
Claude Lefort, Jacques Ranciére, Bernard Williams oder James Tully ﬁndet,2 trifft, so die
These des vorliegenden Beitrags, auch auf die Entwicklung der noch recht jungen Subdis-
ziplin der Internationalen Politischen Theorie (IPT) zu — zumindest auf die grundsétzliche
Richtung, die die Behandlung ihrer Fragen aus den Feldern der Politischen Theorie und
Philosophie herausnimmt.®> Wie mehrheitlich die normativ interessierte Politische Theorie
insgesamt, so scheint auch die junge IPT von der Uberzeugung getragen zu sein, dass die
Aufgabe der Theoriebildung in erster Linie in einer umfassenden Begriindungsaktivitit
statt in einer herrschafts- und machtkritischen Analyse besteht beziehungsweise dass
Herrschafts- und Machtkritik nur in dem MaBe legitim oder produktiv sein konnen, indem
sich an sie die Begriindung von Normen, Prinzipien, Konzeptionen, Verfahren und so fort
anschlieBt — und das ist, wie ich behaupten werde, ein Problem.

Im Folgenden wird es deshalb darum gehen, eine Kritik an dieser theoretisch-
konzeptionellen Ausrichtung der Politischen Theorie und der IPT zu formulieren und zu-
dem die Konturen einer alternativen, negativ-kritischen Politischen Theorie und IPT we-
nigstens anzudeuten. Hierzu werde ich in drei Schritten verfahren: Zunédchst mochte ich in
einer rekonstruktiv-kritischen Skizze die gegenwirtig dominante Form der normativen
Theoriebildung in der Politischen Theorie in ihren Grundziigen vergegenwértigen und
herausarbeiten, wie dieser derzeit tendenziell hegemoniale Theorietypus auch in der IPT
zur Geltung gelangt (1). In einem zweiten Schritt werden dann von der Warte einer alter-
nativen, befragenden und ens- statt begriindenden politischen Theorie* aus einige grund-
sétzliche Einwinde gegen das gesamte Vorhaben, Politische Theorie und IPT auf norma-
tive Begriindungsbemiihungen zu verpflichten, formuliert (2). Gegen diese Weise, Politi-
sche Theorie und IPT zu betreiben, formuliere ich einen doppelten Einwand, der die ein-
gangs angesprochenen Linien von Raymond Geuss’ Kritik der Politischen Philosophie
wieder aufnimmt. Die Normativititsbegriindungsfixierung wird fiir die IPT wie auch fiir
die Politische Theorie insgesamt zu einer Normativitdtsbegriindungsfalle, da sie zum ei-
nen dazu fiihrt, dass die Politische Theorie zu einer angewandten Moralphilosophie de-
gradiert wird, die freilich gerade nicht in der Lage ist, das Politische zu denken, was zum
anderen zur Preisgabe der Perspektive einer radikalen Kritik fiihrt, die sich nicht von
vornherein auf eine konstruktive Perspektive festlegen und damit zdhmen lésst (vgl. Adorno
1997b: 792; Geuss 2011: 129; Fligel-Martinsen 2010; 2012). Um eine Falle handelt es
sich dabei, so meine These, weil die Begriindungsverpflichtung angesichts der tragenden
Bedeutung, die normativen Sitzen und Prinzipien innerhalb dieses Verstdndnisses Politi-
scher Theorie beigemessen wird, zu einer derart kardinalen Aufgabe wird, dass alle ande-

2 Bei allen genannten Autoren finden sich darum Uberlegungen zu einer Neubegriindung Politischer Philo-
sophie, die mit einer grundlegenden Kritik des Mainstreams der auf Normativitéts-, Modell- und Ord-
nungsbegriindungen fixierten Politischen Philosophie einhergehen. Diese Neubegriindungsversuche kon-
nen sich dabei auf die Rolle der Kritik stiitzen (Lefort 1986a; Ranciere 2002; Tully 2008), einen politi-
schen Realismus gegen die Begriindungsfixierung in Stellung bringen (Williams 2005) oder auch beides
kombinieren (Geuss 2011).

3 Peter Niesen weist darauf hin, dass der Begriff ,Internationale Politische Theorie‘ zumeist insgesamt fiir
den Bereich der normativen Internationalen Politischen Theorie reserviert wird (vgl. Niesen 2010).

4 Vergleiche zu diesem befragenden Ansatz Politischer Philosophie Fliigel-Martinsen (2008b: 28-32, 219—
260; 2010; 2011: 125-134; 2012) und Fligel-Martinsen/Martinsen (2014).
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ren Dimensionen — wie etwa Kritik oder Machtanalyse — in ein Abhdngigkeitsverhéltnis
zu dieser Begriindungsverpflichtung geraten: Sie erscheinen aus der begriindungstheoreti-
schen Perspektive ndmlich nur dann legitim, wenn sie sich auf eine wohlbegriindete Nor-
mativitdtskonzeption zu stiitzen vermodgen. Damit werden, wie ich zeigen werde, die
Moglichkeiten und die Reichweite von Kritik auf fatale Weise beschnitten.

Wie eine andere, radikale und negative Kritik in der IPT aussehen konnte, ldsst sich er-
ahnen, wenn man priift, wie sich die Aufgabenbestimmung der IPT aus der Perspektive je-
nes anderen, zum Begriindungsdenken alternativen negativ-kritischen Strangs Politischer
Theorie gestalten lieBe. Das soll in einem dritten Schritt zumindest noch angedeutet werden
(3). In diesem Zusammenhang erlangt eine Uberlegung ihr volles Gewicht, die uns bei Le-
fort begegnet (und die auch in den Schriften Foucaults und Derridas eine kardinale Rolle
spielt)’, dass Begriindungsversuche angesichts einer grundlegenden Kontingenz und epis-
temischen Unsicherheit ohnehin fehlleiten, da wir in einem Zeitalter der Ungewissheit le-
ben, in dem die letzten Fixpunkte der Gewissheit aufgelost werden (vgl. Lefort 1986b). Wir
bewegen uns damit in einem Diskurs der Politischen Theorie jenseits letzter Griinde, der
sich mit Oliver Marchart (2010) als postfundamentalistisch bezeichnen lsst.®

Das Ziel des Aufsatzes ist daher ein dreifaches: Erstens wird gezeigt, dass die IPT
dem begriindungsfixierten Weg der normativen Politischen Theorie folgt, zweitens wird
diese Begriindungsorientierung einer kritischen Befragung unterzogen und drittens soll
die Rehabilitierung der zu Unrecht in Verruf geratenen Idee einer radikalen, befragenden
und weitgehend negativen Kritik zumindest angedeutet und als fruchtbarer Alternativpfad
sowohl fiir die Politische Theorie als auch fiir die IPT ausgewiesen werden.

1. Die Begrindungsfixierung

1.1 Die Begrindungsverpflichtung in der normativen Politischen Theorie
der Gegenwart’

Seit John Rawls’ bahnbrechender, 1971 erschienener Monographie 4 Theory of Justice,
deutsch: Eine Theorie der Gerechtigkeit (Rawls 1979), ist es vor allem ein Verstdndnis
politischer Theoriebildung, das heute geradezu selbstverstindlich fiir die Politische Philo-

5 Wir kommen auf Foucault und Derrida weiter unten wiederholt zuriick. Leforts politischem Denken kann
ich mich hier leider nicht widmen, vergleiche aber: Marchart (2010: 118-151), Abbas (2015) und Fligel-
Martinsen (i. E.).

6  Wiewohl ich mich damit der Postfundamentalismus-These anschlie3e, folge ich aber nicht deren linkshei-
deggerianischer Deutung, die fiir Marcharts Uberlegungen von groBem Gewicht ist. Vergleiche zu meiner
kritischen Auseinandersetzung mit linksheideggerianischen Verstindnissen Politischer Theorie: Fliigel-
Martinsen (2013a).

7  Aus darstellungspragmatischen Griinden beschrianke ich mich hier auf eine Auseinandersetzung mit kanti-
anischen Ansitzen, bei denen die Begriindungsverpflichtung am deutlichsten hervortritt. Bei meiner Kritik
von Normativititsbegriindungen spielt iibrigens die Unterscheidung zwischen unmittelbar normbegriin-
denden und davon abgegrenzten verfahrensbegriindenden Theorien, die in Teilen der normativen Politi-
schen Theorie gemacht und auch fiir die IPT in Anschlag gebracht wird (vgl. Niesen 2010; Forst 2010),
keine groe Rolle, da es im vorliegenden Zusammenhang um eine Rekonstruktion und Kritik des iiber-
greifenden Anliegens, Normativitét begriinden zu konnen und zu miissen, geht — ob es sich dabei um die
Normativitdt konkreter praskriptiver Normen und Prinzipien oder um die Normativitit von Prozeduren
handelt, ist nachrangig.
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sophie und Theorie als solche zu stehen scheint: Politische Theorie hat demnach die Auf-
gabe, normative Prinzipien zu begriinden, auf deren Grundlage bestehende politische In-
stitutionengefiige oder normative Ordnungen einerseits normativ evaluiert werden konnen
und andererseits iiber alternative, normativ angemessenere Modelle nachgedacht werden
kann. Damit wird Politische Theorie, wie Autoren wie Raymond Geuss und Bernard Wil-
liams unterstreichen, zu einer Art angewandter Ethik (Geuss 2011: 11 ff.) oder ,,applied
morality” (Williams 2005: 2). Sicherlich ist hier der Hinweis richtig, dass John Rawls
(1996; 2005: 3) seinen urspriinglich sehr weitreichenden moraltheoretischen Anspruch im
Laufe seiner Wende zu einem politischen Liberalismus ermdfBigt hat. Aber Williams weist
zu Recht darauf hin, dass auch nach der ,politischen® Wende Rawls’ Konzeption im Gan-
zen eine moralische bleibt (vgl. Williams 2005: 2; Rawls 1996: 11). Was sich, wie ein ni-
herer Blick auf die auch von Williams herangezogene Passage aus Political Liberalism
zeigt, lediglich gegeniiber der Theorie gedndert hat, ist der Geltungsanspruch dieser ,,mo-
ral conception®, von der Rawls (1996: 11) nun behauptet, sie sei eben ,,a moral concepti-
on worked out for a specific kind of subject, namely, for political, social, and economic
institutions*. Damit wird zwar unterstrichen, dass diese moralische Konzeption, so sie po-
litisch verstanden wird, keinen unkontestierbaren Wahrheitsanspruch erhebt, aber letztlich
bleibt die Aufgabenbestimmung der Politischen Theorie die gleiche: Sie wird betrieben
als ein moralphilosophisches Begriindungsunternechmen, das moralphilosophische Prinzi-
pien auf politische Kontexte iibertragt. Wahrend Rawls (1996: 89-129; 2006: 19-72,
132-210) dieses begriindungstheoretische Vorhaben bekanntlich in Form einer kombinie-
renden Aktualisierung von Kants Konstruktivismus und der Vertragstheorie betreibt, in-
dem er sich als Philosoph gedankenexperimentell reflexiv in die original position einer
Reprisentantenversammlung gesellschaftlicher Gruppen begibt, die hinter einem veil of
ignorance, also ohne liber ihre gesellschaftlichen Positionen informiert zu sein, die Ge-
rechtigkeitsprinzipien einer Gesellschaft diskutieren, wéhlt Habermas (1994: 19 ff.) einen
Weg, den er als normative Rekonstruktion versteht. Normative Prinzipien sollen hier
nicht konstruktiv, sondern in einer Bewegung des Explizitmachens von Implizitem den
intersubjektiven Strukturen des argumentativen Sprachspiels gleichsam entnommen wer-
den (ebd.: 19-20). Obwohl die Bezugnahme auf Konstruktion einerseits und Rekonstruk-
tion andererseits zundchst vermuten lassen konnte, dass hier deutlich unterschiedliche
Wege beschritten werden sollen, bezieht sich Habermas in der konzeptionellen Verortung
seiner politischen Philosophie nicht nur ebenso wie Rawls auf das kantische Erbe (ebd.:
9), sondern stellt auch explizit eine Ndhe zu Rawls her, indem er seine Differenzen zu
ihm als Familienstreit bezeichnet (Habermas 1996: 65-66; vgl. Forst 1999: 105 ff.). Was
Habermas, Rawls und auch Forst, der sich bekanntlich ebenfalls selbst zur ,Familie‘ der
Kantianer zihlt (vgl. Forst 2007b), teilen, ist die starke Uberzeugung, dass die Aufgabe
der Politischen Theorie in der Begriindung normativer Prinzipien besteht und dass dabei
die rationale Struktur von Argumentationen eine entscheidende Rolle {ibernimmt. Die fiir
unsere vorliegenden Zwecke eher zu vernachlédssigenden Differenzen beziehen sich ledig-
lich darauf, wie die philosophische Operationalisierung dieser Rationalitdt erfolgen kann
und welchen Begriindungsstatus die aus ihr gezogenen Schliisse haben kénnen. Wéhrend
Rawls hier in seinem Spiatwerk fiir einen eher zuriickhaltenden, leicht deutungsoffenen
Pluralismus einer von ihm als politisch bezeichneten Position votiert (vgl. Rawls 1994a;
1994b), insistiert Habermas auf dem universalen Anspruch der normativen Einsichten.
Forst (2007a: 14; vgl. auch Forst 2011a: 15) legt die vermutlich ambitionierteste Variante
vor, indem er sein grundlegendes Rechtfertigungsprinzip mithilfe ,,des klassischen Be-
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griffs der praktischen Vernunft (in verdnderter Form)“ abzusichern sucht, womit er einen
Begriff teilrehabilitiert, den Habermas (1994: 18-20) in Faktizitit und Geltung zugunsten
des Begriffs der kommunikativen Vernunft hatte fallen lassen, um die weitreichenden
substanziellen Assoziationen des Begriffs der praktischen Vernunft zu vermeiden; insbe-
sondere die Vorstellung, Vernunft konne ,,unmittelbar der Anleitung zu einer normativen
Theorie des Rechts und der Moral* dienen (ebd.: 19). Natiirlich versucht Forst nicht eine
bloe Wiederaufnahme des bei Kant noch prisenten Umfangs der praktischen Vernunft
und folgt Habermas in der Konzentration auf die anleitende Funktion der Vernunft fiir die
Argumentationsspiele und nicht fiir die Formulierung der Prinzipien selbst: Das Recht auf
Rechtfertigung soll Forst (2007a: 14—19) zufolge ja ein argumentatives Geschehen eroff-
nen und nicht dazu dienen, direkt anzuwendende Prinzipien zu formulieren; allerdings ist
die Begriindung dieses Rechts selbst dem diskursiven Austausch argumentativ vorgeord-
net und insofern wird es selbst als Prinzip im Grunde direkt aus der verdnderten prakti-
schen Vernunft abgeleitet (Forst 2007c: 300).® Aber obwohl er in jiingerer Zeit verstirkt
darauf insistiert, dass seine politische Philosophie ihre kritische Wirksamkeit gerade
dadurch entfaltet, dass sie eine kritische Distanzierung und — im Falle von SchlieBungen —
auch eine Offnung von normativen Ordnungen erméglicht (vgl. Forst 2011a: 20), darf
nicht iibersehen werden, dass Forst mindestens die semantischen Akzente der Vernunft,
und damit auch der Politischen Philosophie, abverlangten Begriindungsleistungen gegen-
iiber Habermas eher noch verstiirkt,” indem er auf die Sprache der praktischen Vernunft
anstelle der von Habermas zuriickhaltend gemeinten Rede von der kommunikativen Ver-
nunft setzt. Zudem radikalisiert Forst den Begriindungsanspruch auch uniibersehbar ge-
geniiber Rawls: Hatte dieser, wie wir oben sehen konnten, an der Begriindungsaufgabe
der Politischen Philosophie — die hierzu freilich weiterhin eine begriindungstheoretische
Unternehmung bleibt, die auf die intellektuellen und konzeptionellen Ressourcen der Mo-
ralphilosophie zuriickgreifen muss (vgl. Williams 2005: 1-3) — gewisse Abstriche ge-
macht, indem er sie nicht im Sinne umfassender moralischer Geltung, sondern im Sinne
politischer Geltung verstanden wissen wollte, so gibt sich Forst mit einer solchen Aufga-
benbestimmung keineswegs zufrieden. Gegen Rawls’ Trennung von politischem und mo-
ralischem Konstruktivismus besteht Forst auf einer stufenartigen Verschrinkung beider
Perspektiven (vgl. Forst 2007¢: 310-315) und schreibt dem Politischen selbst die fiir sei-
ne eigene Konzeption wesentliche Normativitit des Rechts auf Rechtfertigung ein. Um zu
verstehen, wie stark hier die Politische Philosophie mit der Moralphilosophie verkniipft
wird und wie fundamental daher der Begriindungsanspruch ausféllt, muss man freilich
sehr genau hinsehen: Forst fiihrt seine Uberlegungen zum Politischen als Rechtferti-
gungspraxis ndmlich zunichst so ein, dass es auf den ersten Blick scheinen konnte, es ge-
he um eine Stirkung der politischen Moglichkeiten einer Ordnungskontestation gegen-
iiber bestehenden normativen Ordnungen (vgl. Forst 2011a: 14) — recht schnell wird dann
aber klar, dass diese ,Infragestellung® von Ordnungen aus Forsts Sicht nach festen moral-

8  Zwar fiirchtet Forst selbst zuweilen, dass seine Argumentation als philosophischer Fundamentalismus
kritisiert werden konnte (vgl. Forst 2011b: 151), aber andererseits zeigt er sich davon tiberzeugt, dass sich
das Recht auf Rechtfertigung selbst rekursiv und diskursiv rechtfertigen lasse (Forst 2007c: 306-307) —
und das nach seiner Auffassung sogar kulturiibergreifend (Forst 2007c: 294-305). Wir kommen hierauf
zuriick.

9  Habermas selbst operiert freilich schon mit einem sehr starken Begriindungsanspruch, indem er die Uni-
versalitdt des auch seiner politischen Theorie zugrunde liegenden Diskursprinzips voraussetzt; vgl. Ha-
bermas (1994: 135-165).
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philosophisch stipulierten Prinzipien zu erfolgen hat (vgl. ebd.: 15), sodass das Politische
von vornherein zu einem Einsatzgebiet des moralphilosophisch begriindeten Rechts auf
Rechtfertigung wird."

1.2 Die Fortsetzung der Begriindungsverpflichtung in der IPT

Stellt man in Rechnung, dass Rawls seine politische Philosophie der Gerechtigkeit vor al-
lem fiir den Kontext nationalstaatlich verfasster Gesellschaften entworfen hat (vgl. Rawls
1979; 1996; 2006), so ist es im Grunde genommen iiberraschend, dass sein Theorieansatz
nicht nur in der Politischen Theorie, sondern gerade auch in der IPT von enormem Ein-
fluss ist. Zudem sind seine Uberlegungen zu Fragen der Gerechtigkeit jenseits des Natio-
nalstaats im Vergleich zum Anspruch seiner Gerechtigkeitstheorie insgesamt eher zu-
riickhaltend (vgl. Rawls 1999; 2010).11 Dennoch belehrt auch schon ein kurzer Blick auf
die Debatten iiber globale Gerechtigkeit, dass Rawls’ Ansatz von nahezu allen gewichti-
gen Stimmen innerhalb dieser Kontroverse, und sei es in abgrenzender Hinsicht, zum
Ausgangspunkt genommen wird. Von partikularistischen Positionen, die, wie Rawls
selbst, eine Theorie globaler Gerechtigkeit vor dem Hintergrund einer Welt partikularer,
zumeist staatlicher Einzelgemeinschaften entwerfen (vgl. Nagel 2010; Miller 2010), die
nicht iiberwunden werden soll, sondern deren Vorhandensein normatives Gewicht beige-
messen wird, bis hin zu kosmopolitischen Theorien, die gedanklich jenseits partikularer
Zugehorigkeit ansetzen (vgl. Beitz 1999; 2010; Nussbaum 2007; 2010; Pogge 2002;
2010) — stets sind es Rawls’ Uberlegungen, die im Ringen um eine angemessene theoreti-
sche Anndherung an normative Fragen im, wie unterschiedlich auch immer beschriebe-
nen, Raum jenseits des Nationalstaats herangezogen werden.'?

Fiir die vorliegenden Fragestellungen sind diese Kontroversen wie auch die teils weitrei-
chenden Abweichungen in der Beschaffenheit und Reichweite von Rawls’ Begriff der Ge-
rechtigkeit diesseits und jenseits partikularer Gemeinschaften'’ von eher nachrangigem Inte-
resse — was uns hier darstellungspragmatisch entgegenkommt, da wir somit nicht die materia-
len Einzelheiten von Rawls’ Entwurf eines Law of Peoples, deutsch Recht der Vilker disku-
tieren miissen. Ungleich wichtiger sind wiederum der Typus der Theoriebildung und der
normative Anspruch, der hier zum Tragen kommt. Und in dieser Frage ergibt sich eine deut-
lich groBere Kontinuitdt zwischen dem ,nationalstaatlichen’ und dem ,volkerrechtlichen
Rawls, als es der wesentlich bescheidenere Begriff der Gerechtigkeit, den Rawls seinen
Uberlegungen jenseits des Nationalstaats zugrunde legt, zunéichst vermuten lassen kénnte. ™

10 Aus darstellungspragmatischen Griinden habe ich mich hier auf eine Kritik der Begriindungsfixierung in
kantianischen Ansitzen beschrinkt; wie ich andernorts zu zeigen versuche, lésst sich diese Kritik aber auf
begriindungstheoretische Ansitze in der Politischen Theorie und Philosophie insgesamt ausweiten; ver-
gleiche Fliigel-Martinsen (2015b: Kap. 1.2).

11 Rawls schliet so beispielsweise redistributive Dimensionen weitgehend aus.

12 Broszies/Hahn (2010)weisen in ihrer instruktiven Einleitung zu dem von ihnen herausgegebenen Reader
zur globalen Gerechtigkeit zu Recht darauf hin, dass sich diese beiden Lager zwar analytisch klar unter-
scheiden lassen, es aber de facto im Debattenverlauf zu mittlerweile groen Schnittmengen gekommen ist.

13 Rawls (1999) rekurriert in seinen Beitragen zur IPT bekanntlich nicht auf Nationalstaaten, sondern auf die
alternative, wenngleich schwer fassbare Kategorie der Volker (peoples).

14 Der Rawls-Schiiler Thomas Pogge (2010) hat diese Zuriickhaltung Rawls’ einer systematischen Kritik un-
terzogen und versucht, eine ungleich anspruchsvollere Theorie globaler Gerechtigkeit im rawlsschen
Geiste zu entwerfen.
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Wie auch schon in den verschiedenen Fassungen seiner Theorie der Gerechtigkeit
(Rawls 1979; 1996, 2006) macht Rawls auch auf der Ebene der IPT von einem normati-
ven Konstruktivismus Gebrauch, auf dessen Grundlage zunéchst einmal im Rahmen einer
idealen Theorie normative Prinzipien begriindet werden (vgl. Rawls 1999: §§ 1- 12), iiber
deren Anwendung dann innerhalb einer nichtidealen Theorie nachgedacht wird (Rawls
1999: §§ 13-16). Unabhéngig von der Frage, was genau — etwa im Unterschied zu den
beiden Gerechtigkeitsprinzipien fiir die nationalstaatlich verfassten Gesellschaften — hier
begriindet wird, tritt damit klar zutage, dass Rawls den Weg der Normativititsbegriindung
wihlt, um sich Fragen der IPT anzunihern. Rawls’ gesamte Uberlegungen zur IPT biirden
sich dadurch, wie auch seine Gerechtigkeitstheorie im Ganzen, die Last auf, normative
Begriindungen auf dem Wege normativer Konstruktion liefern zu kdnnen. Auch auf der
Ebene der IPT bleibt Rawls’ Ansatz deshalb jenem Typus Politischer Theorie verpflichtet,
den wir weiter oben mit Geuss als angewandte Ethik (2011: 11 ff.) und mit Williams
(2005: 2) als ,,applied morality” bezeichnet haben. Auf die Kritik an diesen Ansétzen
werden wir sogleich im nichsten Schritt eingehen miissen; hier reicht es vorldufig zu no-
tieren, dass sich die Begriindungsverpflichtung auch in die IPT fortsetzt.

Diese stark préaskriptive Pragung der IPT ist, wie etwa Peter Niesen und Rainer Forst,
freilich aus einer selbst normativen Perspektive, unterstreichen, keineswegs eine Rander-
scheinung. Vielmehr ist aus ihrer Sicht die IPT insgesamt iiberwiegend mit préaskriptiven
Begriindungsaufgaben befasst (vgl. Niesen 2010: 271; Forst 2010a). Forst (2010a: 361)
postuliert nun allerdings angesichts dieser Diagnose einer Konzentration der IPT auf die
praskriptive, zumeist von der Konstruktion einer idealen Theorie ausgehenden Normen-
begriindung eine zugleich realistischere IPT, die aber selbst durchaus universelle Prinzi-
pien (in Forsts Fall solche der Rechtfertigung) gegen einen nach Forsts Uberzeugung
falsch verstandenen Realismus verteidigt, der nichtpartikularistische Normativititsver-
standnisse insgesamt verwirft (ebd.: 359). Als eine solche zugleich realistische, kritische
und normative Version der IPT versteht Forst seine eigenen Uberlegungen, die er im
Ausgangspunkt seines Theorems eines Rechts auf Rechtfertigung entfaltet. Mit dem Be-
griff des Realismus verbindet Forst eine Kritik an praskriptiven Ansdtzen der IPT, die im
Rahmen einer Idealtheorie von den sozialen und politischen Gegebenheiten abstrahieren,
um normative Sdtze zu begriinden und die, so sein Vorwurf, ,,zu einem weitgehend abs-
trakten Kosmopolitismus* gelangen, ,,der der praktischen Welt fremd gegeniibersteht™
(ebd.: 361). Seinem eigenen Ansatz geht es demgegeniiber zwar auch auf der Ebene der
IPT, ebenso wie zuvor auf der Ebene der Politischen Theorie, um die Begriindung einer
normativen Perspektive, aber er beansprucht zugleich, erstens gesellschaftstheoretisch ge-
erdet zu sein, indem eine ,,Analyse der politischen und sozialen bzw. 6konomischen Ver-
haltnisse [...], die wir jenseits der Staaten antreffen” (ebd.: 357), zum realistischen Aus-
gangspunkt der normativen Uberlegungen wird. Zweitens versteht Forst seine Variante
der IPT zudem als dezidiert kritische Perspektive: Sein Anliegen ist, wie er emphatisch
hervorhebt, zuvorderst immer auch die Eroffnung einer Kritik bestehender Verhéltnisse
(vgl. ebd.: 362). Diese kritische Perspektive ist dabei insofern reflexiv verfasst, als Forst
nicht nur auf eine Kritik bestehender Verhéltnisse zielt, wodurch nach seiner Auffassung
die IPT realistisch wird (ebd.), sondern zugleich auch auf die Kritik der Rechtfertigungs-
ordnungen, in die diese Verhéltnisse eingebettet sind (vgl. Forst 2011a). Diese kritische
Perspektive schreibt er seinen konzeptionellen Anndherungen an zwei kardinale Gegen-
stinde der IPT konstitutiv ein: Im Zusammenhang des Diskurses iiber globale Gerechtig-
keit unterstreicht er so, dass die erste Frage der Gerechtigkeit nicht die der gerechten Gii-
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terverteilung, sondern die der Macht sei, da erst die Machtfrage den Blick auf die Gerech-
tigkeit der normativen Ordnung richtet, die Giiterverteilungen zugrunde liegt (Forst
2007d). Und mit Blick auf die Frage der Menschenrechte variiert er Hannah Arendts be-
riihmte Losung vom Recht auf Rechte (Arendt 2011) zu einem Recht auf Rechtfertigung,
mit dessen Hilfe sowohl die Reklamation von Rechten als auch die kritische Frage nach
den Griinden fiir bestimmte Verhiltnisse eroffnet wird (Forst 2007¢c). Zugleich versteht
Forst das Recht auf Rechtfertigung als eine universelle und kulturneutrale Moglichkeit,
die normative Perspektive zu eréffnen: Nach seiner Uberzeugung darf die IPT keinen be-
griindungstheoretischen Partikularismus zulassen, der die Menschenrechte und die aus
ihnen erwachsenden Kritik- und Protestmoglichkeiten, wie es Forst (2010a: 359) fasst,
nur fiir ,,bestimmte Gesellschaften reserviert; gleichzeitig aber muss der Einwand eines
moglichen Kulturimperialismus der ,westlichen Menschenrechte’ ernst genommen wer-
den, weshalb Forst eine ,,Konzeption von Menschenrechten“ vorschwebt, die ,,gleicher-
malBen kultursensitiv und kulturneutral ist, d. h., die sich als interkulturell nicht zuriick-
weisbar, universal giiltig und partikular anwendbar herausstellt (Forst 2007c: 292-293).
An deren Grund befindet sich nach Forsts Uberzeugung das von ihm entworfene Recht
auf Rechtfertigung, das er zwar im Rahmen einer normativen Konstruktion begriindet,
von dem er aber behauptet, dass es nicht zuriickweisbare interne Ansatzpunkte in allen
Kulturen findet (ebd.: 298-300). Dieses Recht auf Rechtfertigung ist nicht nur im Rah-
men einer Konzeption der Menschenrechte zentral, sondern liegt auch seiner Kritikidee
insgesamt, insbesondere auch der innerhalb der IPT, zugrunde: ,,Daher ist die IPT dort am
realistischsten, wo sie empirisch fundiert die Verhéltnisse benennt, die nicht rechtfertigbar
sind und Rechtfertigung als Praxis verhindern* (Forst 2010a: 362).

Diese von Forst behauptete Verkniipfung von normativer Kritik und Realismus steht
und fallt aber letztlich mit dem Nachweis der Plausibilitit seines Rechts auf Rechtferti-
gung, das allerdings — néher betrachtet — begriindungstheoretisch alles andere als geringe
Voraussetzungen hat, sondern im Gegenteil auf sehr starken normativen Annahmen be-
ruht: Letztlich handelt es sich dabei, wie Forst (2007a: 14) selbst herausstellt, um ein mo-
ralisches Recht, das begriindungstheoretisch auf die besagte verénderte Variante ,,des
klassischen Begriffs der praktischen Vernunft zuriickgreift, von der aus Forst die Norma-
tivitdt der Griinde bestimmt, auf die sich Argumentationen im Rahmen seiner Konzeption
eines Rechts auf Rechtfertigung stiitzen. Forst hebt explizit hervor, dass der normative
Sinn dieser Konstruktion darin besteht, die Qualitidt von Griinden zu bemessen und so
,bessere von schlechteren Begriindungen abzuheben® (ebd.: 15). Hier sind es vor allem
zwei Begriffe, denen eine zentrale Stellung zukommt. Auf der einen Seite handelt es sich
um Reziprozitit, mit der Forst die Vorstellung verbindet, ,,dass niemand seinem Gegen-
iiber bestimmte Forderungen verwehren darf, die er oder sie selbst erhebt (Reziprozitit
der Inhalte), und dass niemand anderen die eigenen Wertvorstellungen und Interessen ein-
fach unterstellen darf — auch nicht im Riickgriff auf ,hohere Wahrheiten®, die nicht geteilt
werden (Reziprozitéit der Griinde)“ (ebd.: 15). Hinzu tritt auf der anderen Seite der Begriff
der Allgemeinheit, der den Umstand hervorhebt, dass in Rechtfertigungsargumentationen
nur allgemeine, das heifit fiir alle teilbare Griinde Anspruch auf Geltung erheben kénnen.
Es mag auf der Hand liegen, dass eine universelle normative Konstruktion ohne solche
Vorkehrungen nicht zu haben ist. Angesichts dieser rationalistischen Konstruktion stellt
sich aber durchaus die Frage, ob hier nicht ein letztlich fundamentalistischer Begriin-
dungsanspruch erhoben wird, der die anvisierten Eigenschaften, realistisch und reflexiv
kritisch zu sein, von vornherein auf entscheidende Weise konditioniert: Denn die selbst-
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kritische Reflexivitit (Forst 2011a: 14) der Theorie setzt, wie sich an Forsts Erlduterung
der beiden Dimensionen von Reziprozitit und Allgemeinheit zeigt, stets voraus, dass die-
se universalistischen Vorannahmen bereits begriindet sind. Sie dhneln, benutzt man ein
Bild aus der Chemie, einem Katalysator der Kritik, der im Fortgang des Prozesses nicht
verzehrt wird. Kehren wir von diesem Bild aus zur Frage der Rechtfertigung des Rechts
auf Rechtfertigung und damit zur Frage nach Begriindung der Normativitdt von Forsts
Uberlegungen zur IPT und zur Politischen Theorie im Allgemeinen zuriick, dann heif3t
das, dass diese Vorannahmen und ihre Giiltigkeit selbst nicht infrage gestellt werden kon-
nen, wiirde ohne sie doch das ganze Recht auf Rechtfertigung seinen Sinn einbiilen. Das
Némliche gilt auch fiir Forsts Befragung von Rechtfertigungsordnungen (vgl. Forst
2011a), durch die, wie es in der weiter oben bereits zitierten Wendung heif3t, die IPT ,,am
realistischsten (Forst 2010a: 362) wird: Forst zufolge ist sie dann realistisch, wenn sie
,» Verhiltnisse benennt, die nicht rechtfertigbar sind* (ebd.) — und die Antwort auf die Fra-
ge, um welche Verhéltnisse es sich dabei handelt, muss sich unvermeidlich auf die wiede-
rum vorausgesetzten starken normativen Kriterien zur Beurteilung der Qualitét von Griin-
den stiitzen. Damit aber wird Forsts Anspruch, eine geerdete IPT vorzulegen, die nicht
einfach eine von ihm selbst wiederholt kritisierte abstrakte Idealtheorie ist (vgl. Forst
2010a: 362; 2011a: 13), ausgesprochen fragwiirdig, hangt doch die gesamte Theorieanla-
ge von der normativen Konstruktion der Kriterien des Rechts auf Rechtfertigung ab, mit
denen verschiedene soziale Kontexte dann von auBlen konfrontiert werden. Zwar sucht
Forst im Zusammenhang seiner Begriindung der Menschenrechte den Nachweis zu er-
bringen, dass die Frage nach Griinden und damit das Recht auf Rechtfertigung innerhalb
grundsitzlich aller Kulturen interne Ansatzpunkte finden kann (vgl. Forst 2007¢: 294 ff.),
was richtig sein mag — dass es sich aber dabei um die normativ voraussetzungsreiche rati-
onalistisch-universelle Variante handelt, die Grundlage seines eigenen Ansatzes ist, ist
hingegen ausgesprochen zweifelhaft. Zumindest dann, wenn man die Begriindungsver-
pflichtung aus der Sicht einer radikaleren Befragungsvariante in den Blick nimmt, der wir
uns nun zuwenden miissen.

2. Jenseits der Begriindungsverpflichtung

Diese zentrale Stellung der Normativitétsbegriindung in der Politischen Theorie und der IPT
ist keine willkiirliche Entscheidung, sondern sie wird jeweils mit wesentlichen konzeptio-
nellen Griinden verteidigt: Ohne die Begriindung normativer Prinzipien, so lieBen sich die
diesbeziiglichen Uberlegungen zusammenfassen, ist keine angemessene politische Theorie
zu haben. Wie aber ist das zu verstehen? Welche Anforderungen werden damit an eine poli-
tische Theorie gestellt? Auch hierauf hat sich eine allgemeine Antwortlinie ergeben: Politi-
sche Theorie, so kdnnen wir vor dem Hintergrund unseres kleinen Rundgangs durch kantia-
nische Theorieansdtze sagen, muss neben einer analytisch erschlieBenden Ebene eine kriti-
sche Ebene umfassen, die aber — und daraus erklért sich ein GroBteil der Bedeutung, die der
Normativitétsbegriindung beigemessen wird — erst vor dem Hintergrund wohlbegriindeter
normativer Annahmen orientiert und gerechtfertigt werden kann. Ohne Normativitétsbe-
griindungen bliebe die Politische Theorie demnach richtungslos.

Allerdings ist diese gegenwértig im Bereich der Politischen Theorie und der IPT he-
gemoniale Theoriebildung (vgl. Mouffe 2007; 2014) zu keinem Zeitpunkt unwiderspro-
chen geblieben. Derrida (2003a: 15) etwa hat sich seinerseits {iber diesen Vorwurf mo-
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kiert und notiert, dass damit ,,gewisse deutsche oder anglo-amerikanische Theoretiker
diejenigen Philosophen, ,,die staunen, die Fragen stellen®, stillzustellen suchen, indem
ihnen der Vorwurf gemacht wird: ,,Was Sie sagen, ist nicht wahr, da Sie die Wahrheit in
Frage stellen, Sie sind also ein Skeptiker, ein Relativist, ein Nihilist, Sie sind kein ernst-
hafter Philosoph* (ebd.: 16)."> Und er hat damit in wenigen Strichen ein alternatives Ver-
standnis kritischer Theoriebildung angedeutet, das den konzeptionellen Kern der normati-
ven Politischen Theorie und damit auch der IPT beriihrt. Diese alternative Politische The-
orie oder, allgemeiner, dieses andere kritische Denken lésst sich ndmlich gerade nicht von
vornherein auf Begriindungspflichten festlegen — ja, es geht sogar entscheidende weitere
Schritte, indem es die Moglichkeit solcher Begriindungen generell infrage stellt und sich
nicht mit der Konzession eines fallibilistischen Wahrheitsverstdndnisses zufriedengibt
(vgl. Habermas 1999), sondern a limine Wahrheitsdiskurse als Machtdiskurse entlarvt.
Derrida (1999) hat das bildlich als ein dekonstruktives Zum-Platzen-Bringen des Trom-
melfells der Philosophen bezeichnet und in seinem spdten Denken eine radikalkritische
politische Philosophie entworfen (vgl. Derrida 1994a; 1994b; 2003b), die eine analytische
und eine emanzipatorisch-kritische Dimension umfasst — aber gerade keine Dimension
der Normativitdtsbegriindung. Seine Dekonstruktion setzt zersetzend statt begriindend an
den internen Antinomien von Begriffen an, die, weil nicht fest in sich ruhend, sondern in-
tern widerspriichlich verfasst, auto-dekonstruktive Tendenzen aufweisen (vgl. Derrida
2003b: 206); an denen also eine dekonstruktive Kritik moglich ist, ohne dass sie auf nor-
mative Griinde angewiesen wire. Die Normativitdt einer solchen Kritik (vgl. Fliigel-
Martinsen 2010; 2011; 2012) stiitzt sich daher keineswegs auf Begriindungen, sondern sie
zehrt von der dekonstruktiven Bewegung, die Derrida expressis verbis als emanzipatori-
sches Geschehen begreift (vgl. Derrida 1994b: 62), da es uns durch sie doch mdglich
wird, diskriminierende und hierarchische Begriffsgebdude infrage zu stellen. Eine solche
politische Philosophie verfolgt ganz offensichtlich die normativen Ziele der Emanzipation
und der Kritik, ohne sich dafiir auf Begriindungen verpflichten zu lassen. Derrida setzt
sogar geradezu umgekehrt an und bringt das in einer emphatischen Pointierung auf den
Begriff, wenn er festhilt, dass die Dekonstruktion die Gerechtigkeit sei (ebd.: 35). Hier
wird der grundlegende Abstand zu den auf Normativitdtsbegriindungen bedachten politi-
schen Theorien wie unter einem Brennglas sichtbar: Wo diese behaupten, Normativitats-
begriindungen seien die Voraussetzung der Kritik und geben dieser, wie der Theorie ins-
gesamt, erst die notwendige Orientierung, zeigt sich Derrida vom Gegenteil iiberzeugt:
Emanzipatorisch-kritische Offnungsbewegungen, die normativ folgenreich sind, da sie
normative Geflige verschieben oder gar sprengen, werden gerade erst durch die Dekon-
struktion normativer Griinde moglich. Diese Uberlegung riihrt gleich mehrfach an die
Grundfesten begriindender Theoriebildung, wird mit ihr doch erstens entschieden zuriick-
gewiesen, dass eine normativ bedeutungsvolle Perspektive, die Kritik und Emanzipation
ermoglicht, auf Begriindungen angewiesen ist; sie besagt zudem zweitens nicht nur, dass
Begriindungen ein vergebliches, da von autodekonstruktiven Bewegungen heimgesuchtes
Unterfangen sind, sondern mit ihr wird drittens behauptet, dass Begriindungen selbst als
Machtdiskurse begriffen werden miissen.

Dieser letztgenannte Zusammenhang wird in den Arbeiten Michel Foucaults noch un-
gleich schérfer als bei Derrida ausgeleuchtet. Auch Foucault kann als ein skeptischer

15 Spiter gibt es dann iibrigens politisch-publizistisch eine Anndherung zwischen beiden Autoren (Haber-
mas/Derrida 2004) und freundlichere Texte Habermas’ zu Derrida (vgl. Habermas 2008a; 2008b).
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Denker begriffen werden (vgl. Veyne 2008), der eine Theorie entwirft, die auf Analytik
und Kritik setzt (vgl. Foucault 1971: 62-72), wéhrend sie Begriindungsversuche radikal
zuriickweist. Foucault hat sich so, im Anschluss an Nietzsche, als einen untergrabenden
Philosophen verstanden und nicht nur eine Diskursanalyse von Wahrheitsdiskursen als
Machtdiskursen entworfen (vgl. Foucault 1971), in deren Lichte Begriindungsversuche im
Kontext von diskursiven Machtbeziehungen zu verorten sind, sondern er hat diese Uber-
legungen auch auf das Feld der Politischen Theorie {ibertragen (Foucault: 2004a; 2004b).
Wesentlich fiir die vorliegende Aufgabenstellung einer Kritik der normativen Begriin-
dungsdiskurse in der Politischen Theorie und der IPT ist auch bei Foucault wiederum,
dass er die normativ auf eine andere, ndmlich enfgriindende Weise gehaltvolle Aufgabe
der Kritik keineswegs verwirft, sondern sie geradezu zu einer wesentlichen Aufgabe er-
klart, die er aber jenseits der Begriindung situiert und als eine fortwéhrend befragende
Kritik und Selbstkritik konzeptualisiert (vgl. Foucault 2001: 1391), die auf Offnung statt
auf Begriindung konzentriert ist (ebd.: 1393).

Wir miissen uns im vorliegenden Zusammenhang mit einer knappen Skizze dieser Kri-
tiklinie an der normativen Politischen Theorie und ihrer Begriindungsfixierung bescheiden
und werden uns dabei auf die Uberlegungen von Jacques Ranciére auf der einen und Ray-
mond Geuss auf der anderen Seite konzentrieren. Jacques Ranciére verwirft nicht einfach
nur die Begriindungsfixierung, sondern er erhebt sogar den Vorwurf, dass es einer solchen,
an der Begriindung ausgerichteten Politischen Theorie letztlich darum geht, Schluss mit der
Politik zu machen.'® Dieser Vorwurf des Schlussmachens ist vor dem Hintergrund von
Ranciéres Politikbegriff zu verstehen. Politik ist aus Ranciéres Sicht ndmlich eine im Modus
des Dissenses operierende Bewegung des Aufbrechens gegebener institutioneller Ordnun-
gen und der sie stiitzenden Legitimationssemantiken (vgl. Ranciére 2002: 33-55). Eine Poli-
tische Philosophie, die auf die Begriindung von normativen Modellen bedacht ist, trachtet,
so sein Vorwurf, danach, den Streit zu beenden, der doch gerade Politik isz. Diesen weltoff-
nenden Charakter des politischen Streits, der unweigerlich iiber die rationale Argumentation
hinauswuchert, auszublenden, kritisiert er iibrigens auch explizit an Habermas (vgl. Ranci-
ére 2002: 67 £.).!” Auch fiir Ran-ciére spielen damit Offnungsbewegungen eine wesentliche
Rolle, die er als einen politischen Streit um die Einrichtung der Welt des Sozialen und Poli-
tischen versteht, der sich nicht im Vorhinein durch normative Prinzipien zéhmen ldsst — da-
rin, in der Eroffnung des Streits um die Einrichtung der Welt, liegt aus seiner Sicht die
emanzipatorische Sprengkraft eines Streits um die Worter, der deshalb gerade kein blofer
Streit um die Worter ist, sondern auch einer um die Dinge (vgl. insgesamt Ranciére 1992;
2005: 101; vgl. auch Fliigel-Martinsen 2015a). Eine auf die Begriindung normativer Verfah-
ren und Prinzipien fixierte Politische Philosophie verliert, wie sich im Anschluss an Ranci-
ére festhalten ldsst, unweigerlich die Politik nicht nur aus dem Blick, sondern verdrangt sie
geradezu, indem sie weder Raum fiir den alle normativen Begriindungen iiberschreitenden
Streit um die jeweilige normative Semantik l4sst noch zu verstehen bereit ist, dass die Fest-
legung auf eine normative Semantik eine SchlieBungsbewegung darstellt, an der die politi-
schen Forderungen jener abprallen, die in ihr keinen Anteil zugewiesen bekommen und die
an ihr keinen Anteil haben.

16 Diesen Vorwurf macht Ranciere im Grunde der gesamten Geschichte der Politischen Philosophie von Pla-
ton bis Habermas, der es stets darum gegangen sei, Modelle zu begriinden, die den politischen Streit erset-
zen sollen (vgl. Ranciére 2002).

17 Eine Kritik an Habermas, die sich auf eine radikale Moglichkeit des Be- und Hinterfragens stiitzt, findet
sich auch bei Tully (2009: 96); vergleiche dazu auch Fliigel-Martinsen/Martinsen (2014: 114—118).
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Diese Dimension der Machtvergessenheit und der fehlenden Kritik bestehender Macht-
verhéltnisse hebt Geuss in seiner Kritik der Politischen Philosophie und seiner engagierten
Verteidigung einer radikalen Kritik ohne vorangehende normative Absicherungen hervor.
Diese Kritiklinie ist nicht allein fiir sein Buch {iber Die Kritik der politischen Philosophie
(Geuss 2011) maligeblich, sondern sie ist auch in seiner genealogischen Kritik der Versu-
che, Privatheit philosophisch wohlbegriindet zu fixieren, am Werke, in deren Rahmen er
iiber den speziellen Fall der Distinktion von Privatheit und Offentlichkeit hinaus zeigt, dass
normative Unterscheidungen als Formen ,,ideologische[r] Konkretion® (Geuss 2002: 21) zu
verstehen sind, deren konkrete Ausgestaltung aber von politischen Auseinandersetzungen
abhéngig ist und die folgerichtig gerade nicht philosophisch begriindet werden konnen. Fiir
Geuss ist es dabei wesentlich, dass die Politische Philosophie (vgl. Geuss 2011) ebenso wie
die Ethik (vgl. Geuss 2005) in ihren Hauptstromungen auf eine Begriindungsaufgabe fixiert
bleiben und deshalb radikale, nicht a /imine auf konstruktive Losungen verpflichtete Kritik-
formen ausschlieen (vgl. Geuss 2014). Dadurch wird erstens der Kontakt zu der durch
Machtbeziehungen gekennzeichneten sozialen und politischen Wirklichkeit unterbrochen
(Geuss 2011: 35-81); zweitens wird durch die Begriindungsfixierung die seit Hegel, Marx
und (spétestens) Nietzsche wesentliche historisch-zeitliche Situierung theoretischer Reflexi-
on zugunsten einer Konzentration auf der Tendenz nach ,,geschichtlich invariant[e]“ (Geuss
2011: 19) normative Prinzipien preisgegeben; und drittens wird die Perspektive radikaler
Kritik aufgegeben, indem die Kritik von vornherein verpflichtet wird, positiv sein zu sollen
(Geuss 2011: 129-130; Geuss 2014). Damit konnen wir die Kritik an begriindungsorientier-
ten Varianten Politischer Theorie und IPT in drei Stichworten zusammenfassen: Sie sind re-
alititsfern, machtvergessen und affirmativ. Geuss versteht das iibrigens, wie er exempla-
risch an der normativen politischen Theoriebildung Rawls’ erortert — und dieser Selbstver-
ortung schliefe ich mich im vorliegenden Aufsatz an und erweitere sie auf all jene Formen
Politischer Theorie und IPT, die Normativititsbegriindungen zur kardinalen Aufgabe ma-
chen — nicht als eine Kritik ,,an einem einzelnen Aspekt von Rawls’ Theorie, sondern [als]
eine grundsitzliche Zuriickweisung seiner ganzen Art, sich dem Gegenstand der politischen
Philosophie zu ndhern (Geuss 2011: 128).

3. Unterwegs zu einer Internationalen Politischen Theorie?

Nach einer umféanglichen Auseinandersetzung mit der Begriindungsfixierung der Politi-
schen Theorie und der IPT sowie einer Skizze der Kritik an diesem hegemonialen Pfad
politiktheoretischen Denkens aus der Sicht einer befragenden politischen Theorie soll ab-
schlieBend zumindest noch kurz angedeutet werden, wie eine fruchtbare IPT jenseits der
Begriindungsfixierung aussehen konnte. Wenn ich dabei das Attribut des Politischen her-
vorhebe, dann schliefe ich damit an eine Begriffsverwendung an, die in unterschiedlichen
Varianten von Lefort (1986) bis Mouffe (2007; 2014) und Ranciére (2002) unter dem Po-
litischen (Lefort) beziehungsweise der Politik (Ranciére) eine streitbare, subversive, im
Modus des Dissenses verfahrende, bestehende Gefiige befragende Aktivitit versteht.®

18 Das ist der Forstschen Fassung des Politischen, die, indem auch sie auf eine Befragungspraxis setzt, auf
den ersten Blick Nahen aufzuweisen scheint, tatsdchlich diametral entgegengesetzt: Forst begreift das Po-
litische ndmlich als eine Rechtfertigungspraxis im Sinne seines Begriindungsmodells einer Rechtferti-
gungstheorie (vgl. Forst 2011a: 14).
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Wer in diesem Sinne Politische Theorie oder Internationale Politische Theorie betreibt,
unterstreicht diese kontroverse Dimension und beschrankt damit zugleich die Aufgaben
der Theorie: Diese liegen in einer kritischen Analytik, die durchaus einen emanzipatori-
schen, weil 6ffnenden und damit normativ bedeutsamen Charakter hat, und nicht in der
Begriindung von Konzeptionen und Modellen. Eine solche IPT kann hier freilich nicht
mehr ausgefiihrt, sondern nur noch angedeutet werden. Das vornehmliche Ziel des vorlie-
genden Aufsatzes war das Negative einer Kritik des dominanten begriindungstheoreti-
schen Versténdnisses von Politischer Theorie und IPT.

Abschlieend mochte ich aber zumindest noch an zwei zentralen Gegenstandsbereichen
der IPT jenen anderen, kritisch-befragenden Zugang zur IPT skizzieren: Zum einen wird es
hier um die Eroffnung eines befragenden Zugangs zur Kategorie der Souverdnitit gehen,
dessen Grundziige ich anhand einer Auseinandersetzung mit Derridas Souveranititsdekon-
struktion umreifle. Zum anderen modelliere ich mithilfe von Ranciéres Diskussion der Men-
schenrechte ein jenseits von Begriindungsversuchen situiertes Denken der Menschenrechte,
das diese wesentlich als politisches Kampfinstrument versteht, dessen politische Sprengkraft
sich gerade nicht aus der Begriindung einer bestimmten Konzeption von Menschenrechten,
sondern aus der konstitutiven semantischen Umstrittenheit der Menschenrechte speist.

Ad Souverdnitdt: Derrida hat sich in seinen spéten Arbeiten zur Politischen Philosophie Ge-
genstidnden wie Recht und Gerechtigkeit (Derrida 1994b), der Demokratie (Derrida 1994a),
aber auch Fragen der Legitimitit von Staatlichkeit und Souverénitdt (Derrida 2002; 2008)
angenommen. Die dort angestellten Uberlegungen sind allesamt nicht nur fiir die Perspekti-
ve der Politischen Theorie im Allgemeinen, sondern vor allem auch fiir diejenige der IPT
von groBBem Gewicht — eines von Derridas letzten Biichern, Voyous (Derrida 2002), ist Fra-
gen der internationalen Politik sogar explizit gewidmet. Wir werden uns auf wenige Striche
beschriinken miissen."”” Derridas Buch Voyous (deutsch: Schurken) lisst sich als ein Beitrag
zur Rolle von Staatlichkeit und Souverénitit in einer gewandelten Staatenwelt® verstehen,
in der Fragen der militdrischen Intervention und damit Fragen der Beurteilung der Legitimi-
tit von Staaten durch andere Staaten virulent werden.”! Wofiir sich Derrida dabei vor allem
interessiert, ist das von der US-Regierungsadministration unter George W. Bush verwendete
Konzept der Schurkenstaaten (engl. rogue states, frz. Etats voyous) in seinem Verhiltnis zur
staatlichen Souverdnitdt insgesamt. Derrida geht es dabei erwartungsgemaf keineswegs um
die Begriindung einer angemessenen Verhéltnisbestimmung. Was er im Zuge einer dekon-
struktiven Befragung negativ auflosend in den Blick nimmt, ist ein in seiner Wirkung para-
lysierender wechselseitiger Verweisungszusammenhang zwischen Souverénitdt und Schur-
kenhaftigkeit. Derrida hat in seinen Arbeiten von Anfang an begriffliche Entgegensetzungen
dekonstruiert, indem er in insistenten Befragungen herausgestellt hat, dass das jeweils An-
dere in den von ihm abgegrenzten Begriff eindringt — und dass damit die Dignitét der einen,
privilegierten Seite der Unterscheidung ins Schwanken gerét. Einen solchen dekonstrukti-
ven Verweisungszusammenhang ldsst Derrida auch zwischen der Unterscheidung legitimer

19 Umfanglicher habe ich mich mit Derrida in einer Vielzahl an Publikationen beschiftigt, auf die zur wei-
tergehenden Vertiefung der hier nur knapp skizzierten Uberlegungen verwiesen sei. Vergleiche unter an-
derem Fliigel-Martinsen (2008a: 128—139, 189-208; 2008b: 243-269; 2009; 2011: 101-134) und Fligel-
Martinsen/Martinsen (2014: 119-140, 150—158).

20 Vergleiche dazu ausfiihrlicher: Fliigel-Martinsen (2009).

21 Zum Themenkomplex der humanitidren Intervention vergleiche den Sammelband von Miinkler und
Malowitz sowie die von den beiden Herausgebern verfasste, das Forschungsfeld umreilende Einleitung
(Miinkler/Malowitz 2009a; 2009b).
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Souverdnitdt und illegitimer Schurkenstaatlichkeit hervortreten, wodurch auch diese Unter-
scheidung letztlich aufgelost wird. Es liegt ndmlich, wie Derrida (2002: 144) befragend zu-
tage fordert, geradezu im Begriff der Souverinitit, die Verfiigung iiber eine Gewalt zu be-
haupten, die sich keinem Recht beugen kann.”? Damit werden aber die gleichen Staaten, die
Schurkenstaaten eine Verletzung internationalen Rechts zum Vorwurf machen, in ihrem In-
neren in bestimmten Hinsichten zu Schurkenstaaten — was Derrida mit Blick auf die Geor-
ge-W.-Bush-USA zu der Formel fiihrt, die USA, also genau jener Staat, der anderen die
Schurkenhaftigkeit zum Vorwurf mache, seien selbst ein Schurkenstaat, da sie sich in ihrer
internationalen Politik kraft ihrer Souverdnitdt der Unterwerfung unter das internationale
Recht entziehen (Derrida 2002: 145). An dieser dekonstruktiven, negativ-kritischen Anné-
herung an Fragen der IPT wird deutlich, wie eine kritisch-emanzipatorische und zugleich
realistische Perspektive eroffnet werden kann, ohne dass hierfiir auf die Begriindung norma-
tiver Modelle zuriickgegriffen werden muss.

Aber lassen sich aus einem solchen, begriindungsskeptischen Verstdndnis auch Forde-
rungen formulieren? Darin, dazu unfihig zu sein, liegt ja ein hdufiger Vorwurf gegen unter-
grabende Kritik- und Theorietypen. Dazu ist aus meiner Sicht zweierlei zu sagen: Erstens ist
dieser Vorwurf dann zuriickzuweisen, wenn mit ihm behauptet werden soll, eine Kritik, die
nicht auch selbst konstruktive Perspektiven er6ffnet, sei in irgendeiner Weise unzulénglich
oder gar illegitim. Eine radikal-kritische Perspektive hat durchaus ihre Berechtigung, kom-
biniert sie doch, wie wir am Beispiel Derridas gesehen haben, eine scharfe Analytik mit ei-
ner starken Kritik23. Hinzu kommt, dass die Verpflichtung auf die Eroffnung einer kon-
struktiven Perspektive leicht dazu tendieren kann, der Kritik den Stachel zu ziehen (vgl.
Geuss 2011; Adorno 1997b; Fliigel-Martinsen 2010; 2012). Zudem sind negativ-kritische
Perspektiven durchaus normativ von Bedeutung, indem sie ndmlich neue Handlungs- und
Deutungsspielrdaume 6ffnen, die durch hegemonial wirksame Unterscheidungen geschlossen
gehalten werden. Derrida (1994b: 62) weist deshalb zu Recht darauf hin, dass auch aus ei-
ner dekonstruktiven Perspektive Emanzipation alles andere als veraltet erscheint. Zweitens
aber ist hervorzuheben, dass sich auch aus einem solchen befragend-kritischen Theoriever-
standnis heraus durchaus Forderungen formulieren lassen, die dann aber, wie zum Schluss
noch kurz am Beispiel von Ranciéres Beschiftigung mit dem Subjekt der Menschenrechte
umrissen werden soll, als genuin politische Forderungen, also nicht als theoretisch wohlbe-
griindete Konzeptionen, sondern als Beitrdge in einem Deutungskampf zu verstehen sind.24

Ad Menschenrechte: Rancicéres Menschenrechtstheorie ist vor dem Hintergrund seiner poli-
tischen Philosophie und der in ihr artikulierten Annahme einer kontroversen Konstitution
der politischen und sozialen Welt zu deuten.”” Ranciére geht dabei davon aus, dass politi-
sche Ordnungen, fiir die er den Namen der ,Polizei‘ reserviert, von einer Aktivitit zu unter-

22 Zumindest keinem weltlichen, wie schon Bodin, der Begriinder des Souverénititsdiskurses, unterstreicht:
Vergleiche Bodin (1976: 25-26).

23 Hierfur ist auch das oben angesprochene Denken Foucaults und dessen Verkniipfung von Analytik und
Kritik ein gutes Beispiel. Die Produktivitit dieses Typus von Kritik hebt auch James Tully (2008) in sei-
nem Entwurf einer Public Philosophy as a Critical Activity hervor.

24 Es ist hier nicht der Ort, die allgemeine Diskussion um die Politische Theorie als Deutungskampf zu er-
oftnen, aber es spricht, wie sich im Anschluss an so unterschiedliche Autoren wie Quentin Skinner, Mi-
chel Foucault oder Jacques Derrida festhalten lésst, vieles dafiir, das zu tun. Vergleiche hierzu Fligel-
Martinsen/Martinsen (2014: 150-158).

25 Dieser komplexe Theorieentwurf kann hier nicht umfassend diskutiert werden; ich verweise fiir eine ein-
gehendere Darlegung meiner Lesart Ranciéres auf Fliigel-Martinsen (2015a).
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scheiden sind, die diese Ordnungen infrage stellt und die er als ,Politik‘ bezeichnet (Ranci-
ére 2002: 33-54). ,Polizei‘ meint dabei eine Verteilungs- und Legitimierungsordnung, die
Individuen Plétze und Anteile zuweist, wobei jede Ordnung als unvermeidlich partikulare
Ordnung einen Teil ohne Anteil (la part sans part) hervorbringt, der nicht nur keinen Anteil
erhilt, sondern der noch nicht einmal einen Platz auf der gemeinsamen Biihne hat und fol-
gerichtig auch am politischen ,Spiel‘ nicht teilnehmen kann — von Frauen iiber Proletarier
bis hin zu Fliichtlingen ist die Kette der Teile ohne Anteil eine historisch lange. Die politi-
sche Aktivitdt besteht nun im Konflikt um die Einrichtung dieser gemeinsamen Biihne, also
im aufbegehrenden Streit des Teils ohne Anteil um die Einrichtung der Welt (vgl. Ranciére
2002: 38). Hierzu ist allerdings zundchst eine Subjektkonstitution jenes Teils ohne Anteil
ndtig, da die Anteillosen ja nicht quasi naturwiichsig ein politisches Subjekt sind, sondern
sich als ein solches erst einmal hervorbringen miissen. Diesen Vorgang bezeichnet Ranciére
als politische Subjektivierung (vgl. Ranciére 1998; 2002: 47 ff)* und mit dessen Hilfe
kdmpfen Subjekte, indem sie an bestehende Strukturen ankniipfen und diese streitend um-
zugestalten suchen, flir eine andere Finrichtung der Welt, fiir eine politische Ordnung, an
der sie Anteil haben. Damit sind wir beim entscheidenden Punkt fiir Ranciéres Beitrag zu
einer kritischen IPT der Menschenrechte: Die Menschenrechte versteht Ranciére (2012:
481) als eine politische Semantik, die Anteillosen genau diese politische Subjektivierung
und den an sie anschlieBenden Kampf um eine andere Einrichtung der Welt ermoglicht. Fiir
diese Wirkungsweise der Menschenrechte bedarf es, und das macht zugleich die normative
Sparsamkeit und den kritischen Charme von Ranciéres Vorschlag aus, keineswegs einer
umfassenden — etwa moralischen — Begriindung der Menschenrechte: Ranciére versteht sie
stattdessen in einem politischen Sinne als ein Kampfinstrument, dessen Deutung durchaus
umstritten sein kann, an dessen kontroverse Semantik aber genau deshalb unterschiedliche
Anteillose ankniipfen kdnnen, um den Streit um eine andere Ordnung zu fiihren. Mithilfe
der Semantik der Menschenrechte lésst sich ein Dissens artikulieren, ldsst sich eine Diffe-
renz zwischen der bestehenden Welt (der bestehenden polizeilichen Ordnung) und einer an-
deren Welt, fiir die die Anteillosen streiten, behaupten — wodurch sich der Kampf er6ffnen
lasst. Das ist weit von einem wasserdichten, moralphilosophisch gestiitzten normativen
Konzept der Menschenrechte entfernt, aber es ist eine scharfe Beschreibung und Analyse
der Praxis politischer Kdmpfe und der politischen Kritik, die sie antreibt. Zudem gelingt es
uns mithilfe dieses weitgefassten Politikbegriffs, der alle kritischen Befragungen institutio-
neller und semantischer Gefiige diesseits und jenseits des Nationalstaats als politische Be-
wegungen in den Blick nimmt, Formen politischen Widerstands auf ganz unterschiedlichen
politischen Ebenen zu denken, ohne dass diese selbst einer vorgingigen politisch-
institutionellen Einbettung bediirften. Ein im Namen der Menschenrechte ausgetragener po-
litischer Streit ldsst sich mit Ranciére so etwa als eine Variante radikaler demokratischer
Aktivitdt verstehen, die selbst nicht institutionelle Modelle voraussetzt, sondern kritisch an
ganz unterschiedlichen Strukturen und Ordnungsformen, wiederum diesseits und jenseits
von Nationalstaaten, ansetzen kann. Demokratie ist fliir Ranciére nidmlich gerade nicht das
Modell eines Regierungssystems, sondern der Name fiir einen Streit um die politische Ein-
richtung der Welt (Ranciére 2002: 110-111). Das eroffnet Perspektiven auf eine radikal-
demokratische Politik der Menschenrechte, die wesentlich als eine unabléssige kritische Be-
fragungsbewegung zu verstehen ist.

26 Diesen Begriff der Subjektivierung diskutiere ich in seinem Verhdltnis zu einer anderen Verwendungs-
weise bei Foucault und Butler andernorts ausfiihrlich: Fliigel-Martinsen (2013b).
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Mag das auch manchen zu wenig sein, so ist doch die Eroffnung dieser kritischen Befra-
gung bestehender normativer und politischer Ordnungen, die sich, wie wir beobachten
konnten, bei Autoren wie Foucault, Derrida, Geuss und Ranciére andeutet, weit davon
entfernt, nichts zu sein — und nicht zuletzt bewahrt sie Politische Theorie wie IPT davor,
sich in Begriindungsglasperlenspielen zu verlieren, wihrend es darum geht, die analyti-
schen Waffen der Kritik zu schérfen.
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Privatheit und Global Governance in der
Internationalen Politischen Theorie

Janne Mende’

Schliisselworter: Internationale Politische Theorie, Privatsphére, nichtstaatliche Akteure, Global Governance,
Internationale Beziehungen, Politische Theorie, Autoritét, Familie

Abstract: Die sich entwickelnde Subdisziplin Internationale Politische Theorie wird als ein Forschungsfeld
konturiert, das im Gegen- und Miteinander ausgewihlter Konzepte aus den Internationalen Beziehungen und
der Politischen Theorie gleichzeitig iiber diese Teildisziplinen hinausragen und neue Perspektiven erdffnen
kann. Dies wird anhand des in beiden Teildisziplinen relevanten Konzeptes der Privatheit verdeutlicht. Im
Rahmen Internationaler Politischer Theorie wird erstens die Struktur einer intrinsischen Vermittlungsbezie-
hung zwischen Privatem und Offentlichem sichtbar, zweitens eine tendenzielle Ausblendung der innerstaatli-
chen und familidren domestic sphere — ein entscheidender Teilbereich des Privaten, der sich aus einer konzep-
tuellen Verdoppelung des Privaten und dessen Uberkreuzung mit der Unterscheidung zwischen staatlichem
und globalem Raum ergibt. Die Relevanz und die gegenseitigen Effekte offentlicher und privater, einander
durchdringender Bereiche konnen aus der Perspektive Internationaler Politischer Theorie untersucht werden,
ohne konzeptuelle Unterschiede einzuebnen.

Abstract: The currently emerging subdiscipline International Political Theory is outlined as a perspective that
is simultaneously inside and beyond its two branches of origin, International Relations and Political Theory.
The discussion of privacy, a concept that is as relevant as it is ambiguous in both branches, is illustrative for
this approach. The International Political Theory perspective analyzes the relation between the public and the
private as intrinsically mutually constitutive concepts and reveals a possible research gap regarding the domes-
tic sphere, resulting from a conceptual duplication of the private and its overlap with the national/global di-
chotomy. International Political Theory can fill this gap by recognizing different public and private spheres and
by analyzing their mutual effects, implications and meanings, without ignoring conceptual differences.

In der deutschsprachigen Politikwissenschaft entwickelt sich mit der Internationalen Politi-
schen Theorie eine Subdisziplin, deren Konturen, Inhalte und Methoden aktuell intensiv
diskutiert werden. Wéhrend Einigkeit dariiber besteht, dass die Internationale Politische
Theorie mit den beiden Teildisziplinen Internationale Beziehungen und Politische Theorie
in Verbindung steht, wird die genaue Art der Verbindung unterschiedlich konzeptualisiert."

* Dr. Janne Mende, Universitat Kassel
Kontakt: janne.mende@uni-kassel.de

1 Vergleiche Niesen (2012a), Kreide/Niederberger (2015) sowie die im Anschluss an die von den DVPW-
Sektionen fiir Internationale Beziehungen und fiir Politische Theorie und Ideengeschichte 2010 veranstal-

Janne Mende: Privatheit und Global Governance, ZPTh Jg. 6, Heft 2/2015, S. 207-222


mailto:janne.mende@uni-kassel.de

208 Zeitschrift fur Politische Theorie, Heft 2/2015

Diese Diskussionen aufgreifend, wird Internationale Politische Theorie (IPT) im Fol-
genden als ein Forschungsfeld verstanden, das an beide Teildisziplinen anschlief3t und das
zugleich in deren Zusammenfiihrung {iber sie hinausgeht und neue Perspektiven ermog-
licht. So verstanden ist Internationale Politische Theorie weder eine von Politischer Theo-
rie und Internationalen Beziehungen vollstdndig abgetrennte, eigenstdndige Teildisziplin
der Politikwissenschaft, noch lésst sie sich auf eine Schnittmenge reduzieren, die lediglich
gemeinsame Begrifflichkeiten oder Parallelen beinhaltet. Ebenso wenig lassen sich die
aktuellen Diskussionen der Internationalen Politischen Theorie auf die Denkfigur einer
bloBen Verldngerung der einen oder der anderen Teildisziplin reduzieren. Vielmehr eroff-
net Internationale Politische Theorie neue Perspektiven durch das Gegen- und Miteinan-
der der beiden Teildisziplinen, die sich gegenseitig erweitern, ergdnzen oder korrigieren.
Entsprechende Offnungen und gegenseitige Anniherungen zwischen Internationalen Be-
ziehungen und Politischer Theorie in den letzten Jahrzehnten (paradigmatisch Walker
1993; Beitz 1979; vgl. auch Barnett/Sikkink 2008; Nardin 2008), konnen zwar als wesent-
licher Bestandteil der aktuellen Entwicklungen einer Internationalen Politischen Theorie
verstanden werden. Dariiber hinaus jedoch ergibt sich die Moglichkeit und die Notwen-
digkeit eigendynamischer IPT-Perspektiven, die weder der einen noch der anderen Teil-
disziplin vollstdndig zugeordnet werden kénnen.

Diese Konturierung Internationaler Politischer Theorie wird im Folgenden anhand ei-
nes in beiden politikwissenschaftlichen Teildisziplinen relevanten Konzepts nachgezeich-
net, das sich jeweils einer statischen Definition entzieht. Es handelt sich um das Konzept
der Privatheit und in einem weiteren Schritt um dessen Relation zur 6ffentlichen Sphére.

Die Auseinandersetzung mit Privatheit verdeutlicht zweierlei: Erstens wird in der Zu-
sammenfithrung der unterschiedlichen Bestimmungen, Voraussetzungen und Implikatio-
nen in den Internationalen Beziehungen und der Politischen Theorie zu einem For-
schungsrahmen, der sich nicht auf eine der Teildisziplinen und auch nicht auf deren blof3
additive Zusammensetzung festlegt, eine spezifische Konstellation von Privatem und Of-
fentlichem erkennbar. Auf dieser Grundlage lédsst sich eine konzeptuelle Verdoppelung
des Privaten herausarbeiten, die in der Uberkreuzung mit der Trennung zwischen dem
staatlichen und dem globalen Raum zu einer Ausblendung eines entscheidenden Teilbe-
reichs des Privaten fiihren kann: der domestic sphere. Dies hat implizite und explizite
Konsequenzen fiir aktuelle Forschungen in der Internationalen Politischen Theorie ebenso
wie in der Politischen Theorie und in den Internationalen Bezichungen.

Zweitens und gleichzeitig ermdglicht die Diskussion von Privatheit eine genauere
Konturierung der Aufgabenfelder und Perspektiven Internationaler Politischer Theorie,
die sich weder als vollkommen unabhdngig von noch als bloe Addition der beiden Teil-
disziplinen versteht, in denen sie ihre Urspriinge hat.

Dem Vorschlag einer Konturierung Internationaler Politischer Theorie (1) folgt der
Blick auf die Konzeption von Privatheit innerhalb der beiden Teildisziplinen Politische
Theorie und Internationale Beziehungen (2). Deren Zusammenhénge und gegenseitige Ef-
fekte, die bereits vor einer Zusammenschau der jeweiligen Begriffe auffindbar sind, ver-
helfen zu einer Kldrung des Verhiltnisses von Privatheit und Offentlichkeit, das gleich-
zeitig innerhalb und jenseits der beiden Teildisziplinen steht (3). Auf dieser IPT-Grund-

tete Konferenz ,,Internationale Politische Theorie” entstandenen Beitridge in der Zeitschrift fiir Internatio-
nale Beziehungen: Niesen (2010), Deitelhoff (2010), Brunkhorst (2010), Kessler (2010), Wiener (2010),
Forst (2010).
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lage wird mit dem Theorem der Verdoppelung des Privaten eine Diagnose mdglich, die
potenzielle Leerstellen in den Teildisziplinen sichtbar machen (4) und Anschlussmoglich-
keiten skizzieren kann (5).

1. Konturen Internationaler Politischer Theorie

Entwicklungen neuer politikwissenschaftlicher Forschungsfelder werden stets von Debatten
dariiber begleitet, wie deren Inhalte, Methoden und Grenzen zu bestimmen seien und inwie-
fern sie sich als ,neu‘ qualifizieren kdnnen. Eine solche Debatte findet seit einigen Jahren in
Bezug auf eine Internationale Politische Theorie statt, die sich weder auf (a) eine normative
Erweiterung der Internationalen Beziehungen (im Sinne einer Internationalen Ethik) noch
auf (b) eine demokratietheoretische Internationalisierung der Politischen Theorie und auch
nicht auf (c) eine Uberlappung beider politikwissenschaftlicher Teildisziplinen reduzieren
lasst (vgl. Niesen 2010: 267; Deitelhoff 2010: 288; Kessler 2010: 327). Der Notwendigkeit
einer Internationalen Politischen Theorie jenseits dieser drei Ausrichtungen liegen aktuelle
Entwicklungen zugrunde, die den Gegenstandsbereich der beiden Teildisziplinen transzen-
dieren. Davon zeugen Prozesse der wirtschaftlichen Liberalisierung und Privatisierung, die
Gleichzeitigkeiten von Globalisierung und Lokalisierung, von De- und Reregulierung, von
Grenzoffnungen und GrenzschlieBungen, die Emergenz von Rédumen jenseits des Staates
und die wirkméchtige Verschiebung transnationaler Machtverhéltnisse, in denen Staaten als
ehemals entscheidendste internationale Akteure ergdnzt werden durch die zunehmende
Handlungsmacht nichtstaatlicher Akteure. Diese Prozesse, die Fragen nach Gerechtigkeit,
Recht, Demokratie, Legitimitét, Souverdnitdt und Macht aufwerfen, fiihren die Internationa-
len Beziehungen und die Politische Theorie in der Suche danach zusammen, ,,wie die empi-
rischen Entwicklungen transnationaler politischer Ordnungen unter normative Begriffe ge-
bracht werden konnen® (Niesen 2012b: 7).

Die drei skizzierten, unzureichenden Ausrichtungen Internationaler Politischer Theo-
rie stehen angesichts dessen vor jeweils dhnlichen Herausforderungen: Normative Begrif-
fe der Politischen Theorie wie ,Gerechtigkeit® oder ,Demokratie®, die ideengeschichtlich
mit Blick auf den staatlichen Raum entstanden (Niesen 2010: 270), konnen nicht ohne
Weiteres auf die globale Ebene iibertragen werden,” auf der Strukturen der demokrati-
schen Willensbildung, Gesetzgebung und -durchsetzung oder auch die Imagination von
gemeinschaftlicher Ndhe nicht in derselben Form vorhanden sind wie im Staat. Die ge-
genseitige Korrektur von Internationalen Beziehungen und Politischer Theorie erschopft
sich auch nicht in der Frage nach globalisierten priskriptiven Normen, die inter- und
transnationale Akteure ,,zu bestimmten Handlungsweisen autorisieren™ (dazu ebd.: 272).
Als bloBe Uberlappung beider Teildisziplinen schlieBlich wiirde Internationale Politische
Theorie verengt auf ,,einen Kanon von Themen und zentralen Denkern [...], die aktuell
sowohl in der PT als auch in der IB einen breiteren Riickhalt finden* (Kessler 2010: 327).

Internationaler Politischer Theorie muss es demgegeniiber gelingen, Konzepte und
Perspektiven aus beiden Teildisziplinen in ihrer begrifflichen wie empirischen Anwend-
barkeit grundsétzlich zu hinterfragen (vgl. auch Deitelhoff 2010: 288). Damit ist eine Re-
flexion jenseits bekannter Diskussionen verbunden, ohne diese auszublenden oder zu ig-

2 Vergleiche aber beispielsweise Beitz (1979), Nardin (1983), Brown (2002) oder O’Neill (1996) fiir ent-
sprechende Ansitze.
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norieren. Ein Verstindnis fiir institutionelle und prozessuale Zusammenhénge auf transna-
tionaler, internationaler und staatlicher Ebene ist dafiir ebenso notwendig wie die analyti-
sche Auseinandersetzung mit Begriffen und Konzepten.

Wie sich eine solche Internationale Politische Theorie gestalten kann, wird im Fol-
genden am Beispiel des heterogenen Konzeptes ,Privatheit® sowie seiner normativen und
konzeptuellen Effekte innerhalb und jenseits der beiden Teildisziplinen nachgezeichnet.

2. Privatheit in den Internationalen Beziehungen und der
Politischen Theorie

Privatheit erlangte in den Internationalen Beziehungen mit der Fokussierung auf Globali-
sierung, Transnationalisierung und Global Governance erst jiingst an expliziter Bedeu-
tung. Dieser Paradigmenwechsel (Barnett/Sikkink 2008) zeitigt weitreichende Effekte fiir
die Internationalen Beziehungen ebenso wie fiir die Internationale Politische Theorie. Er
schwicht die hegemoniale Stellung realistischer Theorien innerhalb der Internationalen
Beziehungen und gestattet eine Offnung hin zur Internationalen Politischen Theorie (Nie-
sen 2010: 269).

Das zu Beginn der neunziger Jahre in den Mittelpunkt politischer und politikwissen-
schaftlicher Aufmerksamkeit geriickte Konzept der Global Governance bezeichnet Be-
strebungen, angesichts globaler Problemstellungen nach globalen Antwortmdglichkeiten
zu suchen. In Netzwerken, die staatliche und nichtstaatliche Akteure, formelle und infor-
melle Mechanismen, lokale, nationale, regionale, inter- und transnationale Ebenen umfas-
sen, soll durch Global Governance die Steuerung globaler Herausforderungen gemeistert
werden (exemplarisch Rosenau/Czempiel 1992; The Commission on Global Governance
1995). Das beinhaltet eine Verlagerung oder Delegation von Handlungsfihigkeit, Regu-
lierung, Normenformulierung, Normendurchsetzung und Autoritét hin zu nichtstaatlichen,
das heil3t privaten Akteuren. Entsprechend werden private Akteure von Staaten und inter-
gouvernementalen Organisationen wie der Européischen Union oder den Vereinten Natio-
nen zunehmend als Akteure und sogar als Vilkerrechtssubjekte anerkannt (Alston 2005b:
4; Arat 2006: 16). Vermehrt iibernehmen private Akteure Aufgaben, iiber die der westfa-
lische Staat ein Monopol innehatte, sei es im Bereich von Sicherheit (Deitelhoff/Fischer-
Lescano 2012), in Kriegseinsédtzen und Konflikten (Haufler 2004; Utesch 2014), bei der
infrastrukturellen Versorgung (Leibfried/Ziirn 2005; Kerner 2013) oder in Bezug auf
menschenrechtliche Verantwortung (Alston 2005a; Clapham 2006a). Die realistische
Vorstellung eines anarchischen globalen Raums, in dem einzig Staaten und intergouver-
nementale Organisationen verbindlich agieren und der sonst von Regellosigkeit geprigt
ist, wird abgelost vom Bild komplexer Netze der Normenbildung und Handlungsfahigkeit
staatlicher wie nichtstaatlicher Akteure. ,,Governance kann, eher als Anarchie, der Kandi-
dat fiir ein gemeinsames Narrativ der Internationalen Beziehungen sein® (Bar-
nett/Sikkink 2008: 64; vgl. auch Barnett/Duvall 2005: 1; Hall/Biersteker 2002b: 4).
Wenngleich das Narrativ der Anarchie in den Internationalen Beziehungen nie ubiquitér
war (Barnett/Sikkink 2008: 66 f.; Messner/Nuscheler 2006: 24) und ebenso wenig voll-
stindig aufgelost wurde (vgl. Lake 2010: 587), ist der Paradigmenwechsel von Anarchie
zu Global Governance doch allgegenwirtig.

3 Hier und bei folgenden Zitaten aus englischen Quellen: Ubersetzung der Autorin.



Janne Mende: Privatheit und Global Governance 211

An diesem Punkt riickt das Feld des Privaten prominent in den Blick der Internationa-
len Beziehungen: Es umfasst private Akteure, die dadurch bestimmt werden, dass sie kei-
ne staatlichen Akteure sind. Staaten oder Staatenbiinde sind demgegeniiber der Sphére des
Offentlichen zugeordnet — eine Aufteilung, die auf den ersten Blick eindeutig zu sein
scheint.

Aufseiten der Politischen Theorie wird Privatheit historisch prominent vor allem in
liberalen Ansdtzen diskutiert. Sie entwerfen die Privatsphére als einen Bereich, der vor
staatlichen Eingriffen bewahrt werden miisse, da er nur dann seine Funktion des Riick-
zugs, der Intimitét, des Schutzes der Familie, der Gedanken- und Meinungsfreiheit oder
des Schutzes von Privateigentum und freier wirtschaftlicher Transaktion erfiillen konne.
Diese Trennung der 4privaten von einer 0ffentlichen Sphére wird historisch weit zurtick-
reichend angesiedelt” und ,,es scheint sehr wahrscheinlich, dass alle zivilisierten Gesell-
schaften ein Bewusstsein von dem Konflikt zwischen privaten und 6ffentlichen Interessen
aufweisen® (Moore 1984, zit. n. Okin 1991: 67). Das Private als vom Offentlichen abge-
trennte und abzutrennende Sphére findet sich mit unterschiedlichen Schwerpunktsetzun-
gen in zahlreichen Klassikern der Politischen Theorie, bei Thomas Hobbes und John Lo-
cke ebenso wie bei John Stuart Mill, Charles Montesquieu, Immanuel Kant und G. W. F.
Hegel (vgl. Okin 1991: 71 ff.; Hotter 2011: 14 ff.; Pateman 1983: 283 ff.). Auch in aktu-
ellen Diskussionen der Politischen Theorie spielt die ,,grofle Dichotomie* (Bobbio 1997)
zwischen Privatheit und Offentlichkeit eine zentrale Rolle (vgl. nur Habermas 1990;
Rossler 2001; Jurczyk/Oechsle 2008; Niesen/Seubert 2010). Die heterogenen Herange-
hensweisen umfassen ein konzeptuelles Spektrum zwischen dem Privaten als ,,residuale
Sphére* (kritisch Youngs 2007: 37) und dem ,,normativen Eigenwert des Privaten* (Seu-
bert 2010a: 10). Thnen gemeinsam ist die Annahme einer gesellschaftlich, politisch und
okonomisch relevanten Trennung zwischen Privatheit und Offentlichkeit: ,,Was als privat,
was als oOffentlich zu betrachten ist, ist fiir das Selbstverstindnis moderner, liberal-
demokratischer Gesellschaften konstitutiv. Umstritten sind [lediglich, d. A.] die Grenz-
ziehungen zwischen beiden Sphéren® (Riescher 2014: 35).

Der kurze Abriss 1ddt auf den ersten Blick dazu ein, die scheinbar eindeutige Abtren-
nung des Privaten vom Offentlichen in den Internationalen Beziehungen und in der Politi-
schen Theorie aufzugreifen, um sie in einer IPT-Perspektive zu vereinigen. Problematisch
an solch einem Vorgehen wire allerdings erstens, dass es eine ganze Reihe konzeptueller
Uneindeutigkeiten und Widerspriiche ausblenden miisste. Zweitens wiirde es sich um ein
statisches Verfahren handeln, das Begriffe jeweils dichotom aus den Internationalen Be-
ziehungen und der Politischen Theorie entnehmen zu koénnen glaubt, um sie additiv zu-
sammenzufiigen und daraus eine IPT-Perspektive anzufertigen. Demgegeniiber wurden
hier Perspektiven beider Teildisziplinen als zunéchst eigenstindige Ausgangspunkte her-
angezogen, um in einem néchsten Schritt aufzuzeigen, inwiefern Kritiken, gegenseitige
Korrekturen und Weiterentwicklungen im IPT-Rahmen gleichzeitig inner- und auflerhalb
von Internationalen Beziehungen und Politischer Theorie stehen.

4 Zu ihrer Entwicklung im westlichen Denken, ihrem Ausgangspunkt unter anderem bei Homer, bei Aristo-
teles, im romischen Recht und dessen Corpus Juris Civilis vergleiche Habermas (1990: 55 ff.), Peterson
(2000: 13 ff.), Saxonhouse (1983), Geuss (2002), Bobbio (1997).
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3. Privatheit in der Internationalen Politischen Theorie

Eine dichotome Trennung des Privaten vom Offentlichen wurde in der Politikwissen-
schaft ebenso frith wie vehement kritisiert. Als besonders wirkméchtig erwiesen sich fe-
ministische Diskussionen, die die Kategorie Geschlecht in den Vordergrund riickten und
auf diese Weise das Private und das Offentliche als geschlechtsspezifisch, exkludierend
und konstitutiv miteinander verbunden analysierten.” Im Folgenden interessiert insbeson-
dere die Denkfigur der Verbundenheit des Privaten mit dem Offentlichen, die sich sowohl
in politiktheoretischen als auch in Governance-Ansétzen der Internationalen Beziehungen
nachzeichnen lasst.

Feministische Theorien legen offen, wie Definitionen, die das Private als unabhéngig
von gesellschaftlicher oder staatlicher Offentlichkeit skizzieren, Ungleichheiten und Herr-
schaftsmechanismen innerhalb der Privatsphire allzu rasch ausblenden. ,,Das Private fallt
in die Vergessenheit der Geschichte, ist ausgeschlossen aus sozialem Wandel, klebt an
den Fiilen der Frauen* (Kriiger 2008: 264). Die Vorstellung einer dichotomen Trennung
zwischen Privatem und Offentlichem ,,dient vor allem dazu, weibliche Unterdriickung zu
legitimieren und hédusliche Menschenrechtsverletzungen dem 6ffentlichen Blick zu ent-
ziehen™ (Bunch 1995: 14). Demgegeniiber wird die Dichotomie in feministischen Analy-
sen als eine nur scheinbare enttarnt (Peterson 2000). Ebenso wie die Aufrechterhaltung
der o6ffentlichen Sphére auf die private Sphire angewiesen ist, ist die Privatsphére ihrer-
seits konstituiert von der &ffentlichen Sphére. ,,[W]ir miissen iiber das Offentliche im Pri-
vaten genauso nachdenken wie iiber das Private im Offentlichen (Youngs 2007: 43). Den
unterschiedlichen Perspektiven feministischer Theoriebildung entsprechend sind die Ge-
genentwiirfe zur kritisierten Dichotomie zwischen Privatheit und Offentlichkeit vielfaltig.
Sie beinhalten die Vorstellung einer vollstindigen Auflésung der einen oder der anderen
Sphire, einer harmonischen Identitdt beider Sphiren oder deren konstitutive Wechselsei-
tigkeit (vgl. Pateman 1983: 300).

Governance-Ansitze kniipfen mindestens implizit an Verhéltnisbestimmungen zwi-
schen Privatheit und Offentlichkeit an. Sie bieten Theoriemodelle, die das Private (das
Nichtstaatliche) mit dem Offentlichen (in der Regel dem Staatlichen) in nichtdichotomer
Weise in Verbindung bringen. Demnach ist die Fahigkeit privater Akteure, Governance-
und Machtfunktionen auszuiiben, implizit oder explizit stets an eine Anerkennung oder
Unterstiitzung des Staates gebunden. Diese wird je nach Schwerpunktsetzung als Schatten
staatlicher Hierarchie (Héritier 2002; Borzel 2008), als Notwendigkeit verbindlicher Insti-
tutionen (Graz/Nolke 2008: 13) oder als Unhintergehbarkeit sozialer Kréfteverhdltnisse
(Holman 2008) konzeptualisiert. Auch zivilgesellschaftliche Akteure, die innerhalb der
Internationalen Beziechungen als privat (da nichtstaatlich) charakterisiert werden, stehen
demnach in komplexen, nichtdichotomen Interaktionen zur O6ffentlichen Sphére (Colés
2002: 26; Kerner 2013: 14). In neuen Perspektiven auf globale Offentlichkeit wird diese
nicht linger mit souverdnen Staaten gleichgesetzt (Ruggie 2004). ,,Gerade im Raum jen-
seits des Staates verschwimmen die Grenzen zwischen &ffentlicher Herrschafts- und pri-
vater Machtausiibung und Beherrschung®™ (Wolf 2012: 197 f.).

5 Die feministischen Auseinandersetzungen mit dem Begriffspaar ,privat/6ffentlich® wurden vor allem aus
volkerrechtlicher (Charlesworth 2002; Graycar/Morgan 2002; Peters/Wolper 1995; Thornton 1995) und aus
politiktheoretischer Perspektive (Landes 1998; Mackinnon 1991; Okin 1989; Pateman 1983) formuliert, sie-
he aber auch beispielsweise Youngs (2000) und Tickner (2001) fiir die Internationalen Beziehungen.
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Das Konzept privater Autoritét bietet sich fiir eine exemplarische Untersuchung der
Frage an, wie das Verhiltnis vom Privaten zum Offentlichen genauer gefasst werden
kann, da hier der Widerspruch zwischen beiden Sphéren in das Konzept selbst Eingang
gefunden hat: Traditionell galt politische Autoritét als eine Eigenschaft, die Staaten zu-
kommt. Deren interne Autoritit und Legitimitdt war Grundlage fiir ihre externe Souveri-
nitdt und ihre Befahigung, mit anderen Staaten zu interagieren (Hall/Biersteker 2002b: 3).
Diese Perspektive, mit der das Narrativ des anarchischen globalen Raums einherging,
wurde durch die wirkméchtige Emergenz nichtstaatlicher Akteure eingeholt. Das so ent-
standene Konzept privater Autoritét entzieht sich einhelligen Definitionen. Beispielsweise
unterscheiden Hall/Biersteker (2002b: 4 f.) Autoritdt von Macht dadurch, dass Erstere auf
Legitimitdt und einem normativen Konsens beruhe, wihrend Ziirn et al. (2012) Autoritét
durch einen moglichen Mangel an Legitimitdt charakterisieren, der durch gesellschaftli-
che Auseinandersetzungen behoben werden konne. Kennzeichnend bleibt, dass mit dem
Konzept privater Autoritdt eine ehemals ausschlieBlich 6ffentlich definierte Féhigkeit nun
im Privaten angesiedelt wird, ohne das Private dichotom vom Offentlichen abzutrennen.
,»Kurz gesagt: Der Erfolg privater Autoritdt ist nicht einfach eine externe Kraft, die den
Staat einschrankt. Sie kommt teilweise aus dem Inneren des Staates selbst™ (Sassen 2006:
223, Hervorhebung d. A.; vgl. auch Cutler et al. 1999b: 16 ff.).

Mit dem Konzept privater Autoritit kann demnach weit iiber die bloe Feststellung
empirischer Mischformen staatlicher und privater Governance-Funktionen (wie in Public-
Private-Partnerships) hinausgegangen werden: Die Konstitution des Privaten kommt aus
dem Inneren des Offentlichen selbst.

An dieser Stelle ergibt sich eine gravierende Uberschneidung mit feministischen Kri-
tiken der Dichotomie von Privatem und Offentlichem. Die in der feministischen politi-
schen Theorie kritisierte ,,Vorstellung, dass 6ffentliche Belange mit relativer Einfachheit
von privaten getrennt werden konnen* (Okin 1991: 67), wird transzendiert: Es gibt keine
eindeutig 6ffentliche und keine prizis davon abgetrennte private Autoritit (die hochstens
in Mischformen zusammenkommen), sondern beide stellen sich intrinsisch gegenseitig
her, ohne dabei identisch in eins zu fallen. Trotz gegenseitiger innerer Konstitution kon-
nen in beiden unterschiedliche Logiken und Entwicklungspfade entstehen.

Damit verwirklicht das Governance-Konzept privater Autoritdt {iberraschend eine
Perspektive, die in der feministischen politischen Theorie eingefordert wird. Illustrativ
sind folgende, jeweils den Internationalen Beziehungen und der Politischen Theorie ent-
nommene Uberlegungen:

,»Was meint [der feministische Slogan,] ,das Personliche ist politisch‘? Wir meinen zum einen, dass
das, was im Privatleben passiert, insbesondere in Beziehungen zwischen den Geschlechtern, nicht
vor Dynamiken der Macht geschiitzt ist, die traditionell als unterscheidendes Merkmal des Politi-
schen verstanden werden. Wir meinen auch, dass [keine der beiden Sphéren] unabhingig von der
jeweils anderen verstanden oder interpretiert werden kann® (Okin 1991: 77, Hervorhebung im Ori-
ginal).

,»Wir assoziieren politische Autoritdt automatisch mit der 6ffentlichen Sphire des Staates. Demge-
geniiber betrachten wir die private Sphére individueller oder 6konomischer Aktivitdten als unpoli-
tisch oder apolitisch. [...] Das bedeutet allerdings nicht, dass die Privatsphire nicht auch autoritativ
wirken kann. Tatsédchlich kdnnen private Akteure vollig undemokratisch wirken und dennoch eine
betrachtliche ,Autoritét® iiber ihresgleichen ausiiben. [Zudem] beginnt sich private Autoritit mit der
offentlichen Sphére zu vermischen* (Cutler et al. 1999b: 18).
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Die inhaltliche Ubereinstimmung der Kritikmuster in den beiden Teildisziplinen ist auf-
fallig. Mit dem Konzept privater Autoritdt wird die lang bestehende Forderung feministi-
scher politischer Theorie nachvollzogen, Macht- und Herrschaftsverhéltnisse auch im Pri-
vaten anzuerkennen und sie nicht getrennt vom 6ffentlichen oder staatlichen Handeln zu
konzeptualisieren. Die IPT-Perspektive ist somit nicht darauf reduziert, substanzielle Pa-
rallelen oder Uberlappungen in politiktheoretischen und Governance-Perspektiven auf
Privatheit oder auf Offentlichkeit zu finden. Solch ein Unterfangen stieBe rasch an die
Grenzen der intra- und interdisziplindren konzeptuellen Heterogenitit. Demgegeniiber
kann die IPT-Perspektive das Verstindnis einer gegenseitigen Konstitutionsbeziehung
zwischen Privatem und Offentlichem beider Subdisziplinen aufnehmen und weiterentwi-
ckeln.

Ankniipfend an diese Uberlegungen ist es moglich, das Verhiltnis des Privaten zum
Offentlichen jenseits von identitirer Auflosung und zergliedernder Dichotomie zu charak-
terisieren, ohne vor einem ,,Paradox (Cutler 1997) zu resignieren. Vielmehr kann die
Struktur ihrer Bezichung als intrinsische Vermittlung gefasst werden:® Die private und die
offentliche Sphére konstituieren sich gegenseitig und durch einander hindurch — trotz und
wegen ihrer Trennung. Sie sind duBlerlich miteinander vermittelt, das heifit, sie stehen in
einem Zusammenhang, in dem Ausschlussverhéltnisse auch Einschliisse herstellen und
umgekehrt. Diese duBlere Vermittlung, die sowohl in der Politischen Theorie als auch in
den Internationalen Beziehungen mit dem Bild der ,,zwei Seiten derselben Medaille” (Pa-
teman 1983: 285; Graz/Nolke 2008: 11) umschrieben wird, reicht allerdings nicht aus, um
die intrinsische Verwobenheit beider Sphéren zu erfassen. Denn die gegenseitige Abhén-
gigkeit geht in die innere Konstitution beider Sphéiren hinein. Die Eigenlogik jeder Sphére
ist von der jeweils anderen durchzogen, ohne dass sie sich ineinander auflésen oder
gleichsetzen lieBen. Umkadmpft und kontingent ist neben dem Grenzverlauf zwischen bei-
den Sphiren auch deren jeweilige substanzielle Bestimmung (Cerny 1999: 199; Ackels-
berg/Shanley 1996). Diese Bestimmungen unterscheiden sich innerhalb staatlicher und
globaler Ebenen ebenso wie zwischen ihnen. Differenzierungsachsen wie ,,Klasse, Ethni-
zitdt und sexuelle Orientierung formen alle die Definitionen dessen* (Sullivan 1995: 128),
wie Privatheit und Offentlichkeit jeweils gesellschaftlich hegemonial gefasst werden.

Im Rahmen Internationaler Politischer Theorie ist damit eine begriffliche Grundlage
geschaffen, die es vermag, das Private und dessen Verhiltnis zum Offentlichen zu analy-
sieren, ohne die bestehenden Unterschiede zwischen politiktheoretischen und Gover-
nance-Ansdtzen einzuebnen. Mithilfe der Struktur einer intrinsischen Vermittlung von
Privatem und Offentlichem konnen die Gleichzeitigkeit der Trennung und der Verbun-
denheit beider Sphiren ebenso thematisiert werden wie damit einhergehende Ausschluss-
mechanismen und Herrschaftsbeziehungen. Unterschiedliche Auffassungen dariiber, was
privat und was 6ffentlich sein kann, darf oder sollte, finden in dieser Verhiltnisbestim-
mung ebenso Platz wie unterschiedliche Gewichtungen der einen oder der anderen Sphéa-
re.

6  Zur Unterscheidung intrinsischer und additiver Vermittlungsverhiltnisse vergleiche Miiller (2013). Fiir
Beispiele des Ineinanderenthaltenseins privater und 6ffentlicher Bereiche bei gleichzeitiger Trennung ver-
gleiche Habermas (1990).
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4. Verdoppelung und Uberkreuzung des Privaten

Internationale Politische Theorie macht die Tragfahigkeit und Reichweite einer intrinsisch
vermittelten Konstellation zwischen Privatheit und Offentlichkeit sichtbar und kann deren
Implikationen und Effekte auf unterschiedlichste Bereiche untersuchen. Im Folgenden
wird mit der These der Verdoppelung des Privaten ein Aspekt herausgegriffen, der erst im
Rahmen der vorliegenden IPT-Perspektive, die Konzepte sowohl innerhalb als auch au-
Berhalb der beiden Teildisziplinen mit- und gegeneinander diskutiert, deutlich wird. In ei-
nem zweiten Schritt zeigt sich dessen Uberkreuzung mit einer zweiten scheinbaren Di-
chotomie: der Trennung zwischen staatlichem und inter- beziechungsweise transnationa-
lem Raum. Beide Phiinomene — die Verdoppelung des Privaten und dessen Uberkreuzung
mit der Trennung zwischen staatlicher und globaler Ebene — laufen Gefahr, eine For-
schungsleerstelle in einem Bereich zu reproduzieren, der im doppelten Wortsinne als do-
mestic sphere bezeichnet werden kann.

In beiden Teildisziplinen existiert eine mit dem Begriffspaar ,6ffentlich/privat* ein-
hergehende Tendenz der Zuordnung wesentlicher Bereiche auf ausschlielich die eine oder
die andere Seite. Diese Tendenz ist mit zwei Problematiken behaftet. Erstens kommt es an
diesem Punkt rasch zu konzeptuellen, einander ausschlieBenden Divergenzen — sowohl
zwischen Politischer Theorie und Internationalen Beziehungen als auch intradisziplinér.
Als unumstritten gelten zwar die Zuordnung des Staates zur 6ffentlichen Sphire und die
Definition der Familie als Teil der Privatsphére. Dariiber hinaus werden Einordnungen je-
doch rasch ambivalenter, was sich insbesondere am Bereich der Okonomie zeigt, die der
einen oder der anderen oder gar keiner und ebenso beiden Sphéren zugeordnet werden
kann. Eine dhnliche Mehrdeutigkeit findet sich in Bezug auf die Zivilgesellschaft. Wih-
rend sie auf staatlicher Ebene und in darauf bezogenen politiktheoretischen Anséitzen als
Teil der (gesellschaftlichen) Offentlichkeit gilt, wird sie im Raum jenseits des Staates und
in den Internationalen Beziehungen dem privaten Bereich zugeordnet, da sie nicht staat-
lich ist.

Die Zuordnung wesentlicher Strukturen und Akteure auf nur die eine oder die andere
Seite birgt eine zweite folgenreiche Problematik. Werden zivilgesellschaftliche oder wirt-
schaftliche Akteure nur als Teil des 6ffentlichen Raums begriffen, werden ihre privaten
Eigenschaften, Funktionen und Regulationsmechanismen ausgeblendet. Werden sie dem-
gegeniiber nur als privat charakterisiert, fehlen nicht nur ihre Wechselwirkungen mit Staat
und Offentlichkeit, sondern es entsteht eine andere Konzeption von ,Privatheit, als sie
der Privatsphire der Familie und des Haushalts zugrundeliegt. Was Pateman (1983: 285)
Anfang der achtziger Jahre als eine Trennung zwischen Privatheit und Offentlichkeit in-
nerhalb der Zivilgesellschaft beschreibt, ldsst sich heute als Verdoppelung des Privaten
fassen. Der Begriff der Privatheit spaltet sich in zwei verschiedene Bereiche auf, die
scheinbar in keiner Relation zueinander stehen. In Governance-Theorien und in politik-
theoretischen Ansétzen, die sich auf Rdume jenseits des Staates konzentrieren, stellt sich
die Aufmerksamkeit fiir private Akteure als eine Aufmerksamkeit fiir ganz bestimmte
private Akteure heraus. Die Privatsphire des Haushalts und der Familie bleibt dabei weit-
gehend auflen vor.

Es muss betont werden, dass es an dieser Stelle um die Beschreibung konzeptueller
Tendenzen geht und nicht um den Anspruch der Erfassung oder gar Beurteilung aller
existierenden Forschungen. So kann Brysks (2005: 29 ff.) Untersuchung, in der die Fami-
lie als Ort privater Autoritdt untersucht wird, als eine der Ausnahmen von dieser Diagnose
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genannt werden. Ausgewéhlte feministische, politikwissenschaftliche und soziologische
Analysen brechen ebenfalls mit der Marginalisierung von Haushalt und Familie.

Tendenziell jedoch konzentrieren sich entscheidende Bereiche der Governance- und
Globalisierungsforschung auf die 6konomische Autoritit transnationaler Unternehmen
(Cutler et al. 1999a; Fuchs 2005), auf die moralische oder fachliche Autoritdt von Nicht-
regierungsorganisationen, zivilgesellschaftlichen und religiosen Akteuren (Kerner 2013;
Hall/Biersteker 2002a: 115 ff.) oder auf Formen illegitimer Autoritét von transnationalen
kriminellen Netzwerken oder bewaffneten Widerstandsgruppen (Hall/Biersteker 2002a:
161 ff.; Bangerter 2012; Clapham 2006b). Auch das Konzept der Politisierung eines Ge-
genstandsbereichs zielt nicht selten auf dessen Verdffentlichung, also dessen Verortung in
der 6ffentlichen Sphire ab (Ziirn et al. 2012: 73). Lake zeichnet das Bild einer von ,,Pri-
vatrechten* und individueller Autonomie gekennzeichneten Sphére, die in einem kontré-
ren Gegensatz zu Pflichten, Regeln und Autoritdt der Gemeinschaft stehe. Das Wechsel-
verhiltnis zwischen beiden Sphéren beschrinkte sich auf einen ,,Trade-Off zwischen
privater Autonomie und gemeinschaftlicher Autoritét, statt innere und duflere Konstituti-
onsbeziehungen in den Blick zu nehmen (Lake 2010: 597). Aber selbst in dezidiert ver-
mittelten Herangehensweisen an Privatheit und Offentlichkeit werden Machtverhiltnisse
im Haushalt als Resultat einer expliziten Verdoppelung des Privaten als weniger relevant
erachtet: ,,Im Gegensatz zur ,Privatheit des Haushalts ist ,die Privatheit® des Marktes ein
Ort der Macht und des Einflusses.* (Bexell 2005: 60)

Wihrend also Machtverhéltnisse in (vermittelt) nichtstaatlichen Bereichen wie der
Okonomie oder der Zivilgesellschaft in den Blick geriickt werden und wihrend das Kon-
zept privater Autoritit an Einfluss gewinnt, bleiben Analysen von Herrschaft und Autori-
tit in der Familie und im Haushalt sowie deren Effekte und Wechselwirkungen mit ande-
ren Bereichen marginal.

Es fallt auf, dass sich die Mehrheit der beforschten Akteure und Bereiche auf einer
transnationalen, grenziiberschreitenden Ebene bewegen. Die Trennung zwischen privat
und 6ffentlich wird hier von einer zweiten Trennung gekreuzt, die zwischen dem staatli-
chen Raum einerseits und dem inter- oder dem transnationalen Raum andererseits einge-
zogen wird.

Diese These klingt zundchst paradox, da Governance-Ansitze den Anspruch einer
Mehrebenenperspektive erheben, die die Interaktion zwischen nationaler, regionaler,
trans- und internationaler Ebene in den Blick zu nehmen gestattet. Der klassische Realis-
mus, der von einer logischen und moralischen Unvereinbarkeit von staatlichem und inter-
nationalem Raum ausgeht, mithin der ,,grole Graben* (Clark 1999: 15), ,,in dem das
scheinbar geordnete Innere des Staates einer scheinbaren Unordnung der dufleren Welt
gegeniibergestellt wird“ (Youngs 2000: 47, Hervorhebung im Original), soll in Gover-
nance-Ansdtzen dezidiert {iberwunden werden. Allerdings kann sich der Graben reprodu-
zieren, wenn ,,die jeweiligen territorialen Handlungsebenen getrennt voneinander [...] un-
tersucht und dann additiv zusammengefiigt werden* (Messner/Nuscheler 2006: 54; vgl.
auch Mayntz 2000: 14). Vorrangig richtet sich der Blick der Governance-Forschung auf
Prozesse, Akteure und Institutionen jenseits des Staates.

Zusammengefasst: In der Uberkreuzung der beiden Begriffspaare ,privat/6ffentlich®
und ,staatlich/global‘ ergibt sich eine Verdoppelung des Privaten, die zu einer Ausblen-
dung der innerstaatlichen familidren Privatsphére fiihrt. Die englische Bezeichnung der
domestic sphere zieht beide Sphéren, die innerstaatliche und die familidre, treffend in ei-
nem Begriff zusammen.
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Fiir die Schwerpunktsetzung der Governance-Forschung auf Strukturen und Akteure
jenseits der domestic sphere gibt es iiberzeugende Griinde. Die Ursachen liegen zum ei-
nen in der disziplindren Arbeitsteilung, die den Internationalen Beziehungen traditionell
den globalen Raum zuweist, sei er international, transnational oder global gefasst — eine
Arbeitsteilung, die die Internationale Politische Theorie iiberschreiten kann. Zum anderen
bieten die bedeutende Handlungsfdhigkeit der genannten privaten Akteure, ihre Rolle bei
der Formulierung und Durchsetzung von Normen und ihre grenziiberschreitende Wirk-
méichtigkeit geniigend Anlass fiir eine Konzentration der Forschung auf sie.

Die Fokussierung bleibt jedoch dann unzureichend, wenn die konstitutive intrinsische
Verkniipfung von Politik, Okonomie und Zivilgesellschaft mit der Sphire des Haushalts
(und dariiber hinaus mit der Sphére des Staates) ausgeblendet wird. Denn Familien verfii-
gen iiber eine bedeutende sozial legitimierte, delegierte, private Autoritit (Brysk 2005: 1).
Zugleich ist die Familie zentraler Ort von Menschenrechtsverletzungen (Peters/Wolper
1995; Miiller 2008). Diese betreffen (Ehe-)Frauen ebenso wie, entlang anderer sozialer
Differenzmechanismen, Kinder. Zudem obliegt (unter anderem durch Privatisierungen
und den Abbau (wohlfahrts-)staatlicher Funktionen) Familien die Erfiillung der anfallen-
den Liicken und Aufgaben — in produktiven wie in reproduktiven Bereichen (Peterson
2000: 25). Auch die Lebens- und Arbeitsbedingungen migrantischer Haushaltshilfen ent-
gehen in der Privatsphéire des Haushalts leicht dem politisch-6ffentlichen Blick. Dabei
zeugen sie pragnant von einer ,,Internationalisierung [...] der Neustrukturierung des Pri-
vaten®, in der die Arbeitsteilung entlang geschlechtlicher, sozialer und ethnischer Diffe-
renzachsen organisiert wird (Thiessen 2008: 93; vgl. auch Research Network for Domes-
tic Worker Rights 2014).

In alldem ist die private Sphire der Familie oder des Haushalts keineswegs dichotom
von anderen Bereichen abgetrennt, sondern mit dem Staat ebenso verkniipft wie mit der
Zivilgesellschaft oder der Okonomie (vgl. auch Habermas 1990 [1962]: 110 f.). Davon
zeugen neben dem Familienrecht die familienbasierte Zuweisung von Staats- oder Grup-
penzugehorigkeiten, vom Familienstatus abhéngige Rechte oder Zugénge zu Ressourcen,
die Rolle von zivilgesellschaftlichen Akteuren fiir Rechte der und gegen die Familie und
generell die Uberkreuzung von Arbeitsbedingungen, transnationaler Migration oder
Staatsangehorigkeit mit dem familidren Status (Brysk 2005: 31 ff.; Seubert 2010b; Pe-
ters/Wolper 1995; Cavanna 2000; Connell 2008; Berghahn 2008).

Wihrend es flir eine Konzentration des Forschungsfeldes auf den transnationalen,
okonomischen, zivilgesellschaftlichen Bereich des Privaten also gute Griinde gibt, ist die
Vernachlédssigung des familidren, haushaltlichen, innerstaatlichen Bereichs des Privaten —
der domestic sphere — keineswegs leicht zu begriinden. An dieser Stelle kann die Interna-
tionale Politische Theorie eine entscheidende Funktion einnehmen. Die Verdoppelung des
Privaten, seine Uberkreuzung mit dem innerstaatlichen Bereich und die Ausblendung ei-
nes entscheidenden Bereichs des Privaten werden in der zusammen- und weiterfiihrenden
Diskussion von politiktheoretischen und Governance-Konzepten des Privaten sichtbar
und konnen auf ihre Auswirkungen und Bedeutungsebenen hin untersucht werden.

5. Ausblick

Zusammengefasst kann es Internationaler Politischer Theorie gelingen, durch das Zu-
sammen- und Gegeneinander-Denken von Konzepten aus der Politischen Theorie und den
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Internationalen Beziehungen Perspektiven zu er6ffnen, die tiber beide Teildisziplinen hi-
nausragen. In diesem Rahmen l&sst sich nicht nur das Begriffspaar ,privat/6ffentlich als
intrinsisch vermittelt nachzeichnen, sondern es wird auch eine entscheidende potenzielle
Leerstelle sichtbar: Die Uberkreuzung der beiden Begriffspaare ,privat/6ffentlich® und
,staatlich/global‘ kénnen zu einer Verdoppelung des Privaten und zu einer Ausblendung
der innerstaatlichen familidren Privatsphire — der domestic sphere — und ihrer Wechsel-
wirkungen mit anderen Sphéren fiihren. Private transnationale Akteure werden im Zuge
von Globalisierungs- und Global-Governance-Prozessen sichtbarer. Die Familie und der
Haushalt riicken kaum in dieses neue Aufmerksamkeitsfeld, obgleich sie private Autoritét
innehaben und Strukturen der Ungleichheit und Ungerechtigkeit aufweisen kdnnen.

Ein ergénzender Forschungsblick auf diese Leerstelle wire kein beliebiger oder den
existierenden Ansétzen duflerlich verbleibender, sondern vielmehr die Konsequenz eines
Governance-Konzeptes, das sich auf alle nichtstaatlichen Akteure konzentriert. So findet
die Familie zumindest begrifflich bereits in eine frithe maligebliche Governance-Defini-
tion Eingang: ,,Global Governance umfasst Regelsysteme auf allen Ebenen menschlichen
Handelns — von der Familie bis hin zu internationalen Organisationen —, deren Zielumset-
zungen durch die Ausiibung von Kontrolle transnationale Auswirkungen haben* (Ro-
senau 2005: 45). Kriterien zur Definition der fiir private Autoritit relevanten Akteure las-
sen sich problemlos auf Familien {ibertragen: ,,Das ,Private‘ beinhaltet potenziell jeden
kollektiven Akteur, der durch formelle oder informelle vertragliche Bindungen im zivil-
gesellschaftlichen Bereich organisiert ist“ (Graz/Nolke 2008: 11). Hinzu kommt, dass
Familien spitestens im Zeitalter von Globalisierung und Migration auch transnational
agieren und wirken konnen (Brysk 2005: 29 ff.). Gleichzeitig gelten sie liberalen Gesell-
schaftsmodellen als die kleinsten und lokalsten Formen sozialer Einheiten und bleiben mit
der staatlichen Ebene eng verbunden.

Die Relevanz des Haushalts und der Familie als Reproduktionsort 6ffentlicher und
privater Sphéren fiihrt jedoch nicht zu dem Schluss, dass IPT-Ansétze sich nun einzig auf
diesen Bereich zu konzentrieren hétten. Die beispielhafte Bestandsaufnahme oben, der in-
terdisziplindre Blick auf soziologische Forschungen und der empirische Blick auf die Ar-
beit internationaler Organisationen wie der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO)
zeugen von Ansétzen, die Machtbeziehungen, Lebens- und Arbeitsbedingungen im Haus-
halt und in der Familie in den Blick nehmen. Sinnvoll ist eine IPT-Perspektive, die nicht
allein auf die Leerstelle fokussiert, die sich aus der Verdoppelung des Privaten ergibt.
Vielmehr gilt es, die Effekte von Machtstrukturen, Handlungsablaufen und privater Auto-
ritdt innerhalb von Familie und Haushalt auf das Private der Okonomie und der Zivilge-
sellschaft und auf 6ffentliche Bereiche sowie all deren Wechselwirkungen offenzulegen
und zu analysieren. Die Institutionen, Prozesse und Akteure, die bereits im Governance-
Fokus stehen, sind intrinsisch von familidren und haushaltlichen Strukturen durchdrungen
und konstituiert. Umgekehrt kénnen diejenigen Forschungen im (innerstaatlichen) Be-
reich von Familie und Haushalt an Substanz gewinnen, die die konstituierenden Effekte
von transnationalen Prozessen und Akteuren aufnehmen. Machtasymmetrien in jeweils
einem der Bereiche spielen fiir die anderen Bereiche eine jeweils zu spezifizierende Rolle.
An dieser Stelle sei nur an den feministischen Hinweis erinnert, dass die Funktion der
haushaltlichen Privatsphire fiir die Entwicklung intimer Beziehungen, kreativer Fahigkei-
ten und einer Pause vom Druck in der Offentlichkeit eine Funktion ist, die in traditionel-
len Familienmodellen allein Ménnern zukommt (Okin 1991: 87 f.). Diese Asymmetrie
wird dann {ibersehen, wenn davon ausgegangen wird, dass die Trennung zwischen Pri-
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vatem und Offentlichem alle (Geschlechter, Nationalititen, soziale Gruppen etc.) in der
gleichen Weise betrifft (Pateman 1983: 283).

Es gilt, eine Konzeption des Privaten im transnationalen Raum zu entwickeln, die
keinen Bereich des Privaten und seiner Beziehungen zu anderen Sphiren vernachléssigt
und die gleichzeitig nicht blo an die staatliche Ebene zuriickgebunden wird, sondern
transnationale Kréfteverschiebungen im Blick behalten kann. Eine Internationale Politi-
sche Theorie, die Konzepte des Privaten und des Offentlichen und deren (Un-)Gleichzei-
tigkeiten auf staatlicher, internationaler und transnationaler Ebene zusammendenken
kann, ohne sie ineinander aufzulsen, bildet fiir solch ein analytisch wie empirisch zu un-
terfiitterndes Vorhaben einen angemessenen Rahmen.

Eine dergestalt verstandene Internationale Politische Theorie gestattet weitere For-
schungsausblicke. So ldsst sich mit der Frage ankniipfen, inwiefern ,,Internationalisierung
und Privatisierung Hand in Hand* gehen (Kruck 2014: 609). Anders formuliert: Wie wir-
ken die beiden ,groflen Dichotomien®, die keine sind, privat/6ffentlich und staatlich/glo-
bal, aufeinander ein? Es kann untersucht werden, in welchen gesellschaftlichen Konstella-
tionen welche Bereiche des Privaten wie definiert werden, welche Akteure und Logiken
ihnen zugeordnet werden und welche Effekte und Implikationen sie auf andere Bereiche
haben. Schlie8lich kénnen und miissen auch Fragen der Demokratie, Macht, Ungleichheit
und der Legitimitdt von Autoritdt auf die Privatsphire des Haushalts sowie auf deren
Riickkoppelungen zu anderen Bereichen ausgedehnt werden, um Theorien globaler Ord-
nungszusammenhinge und demokratietheoretische Uberlegungen vor der Reproduktion
einer bedeutenden Leerstelle zu bewahren.
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Die Grenzen transnationaler Rechtspolitik
und die politischen Paradoxien des
fragmentierten globalen Konstitutionalismus

Pablo Holmes’

Schliisselworter: Weltpolitik — Politisierung — Systemtheorie — Claude Lefort

Abstract: Dieser Artikel befasst sich mit der aktuellen Debatte iiber den transnationalen Konstitutionalismus
und den theoretischen Uberlegungen iiber die Mdglichkeiten einer internen Politisierung der transnationalen
Governance. Nach einer Zusammenfassung der Debatte {iber die Transnationalisierung des Rechts und die Ent-
stehung von fragmentierten Formen transnationaler Governance, versuche ich neue Formen im Verfassungs-
recht innerhalb der fragmentierten Rechtsregime der Global Governance zu beschreiben. Im Anschluss daran
untersuche ich die von einigen Rechtsgelehrten vertretene Annahme, auf der Moglichkeit einer internen Politi-
sierung des Rechtsdiskurses zu beharren, um die sogenannte Expertenherrschaft im transnationalen Recht in-
frage zu stellen. Unter Bezugnahme auf Claude Leforts sozialtheoretische und politisch-philosophische Uber-
legungen beschreibe ich anschlieBend das, was ich als soziale Bedingungen einer ,Politisierung des Rechts* be-
zeichne. Mein Argument dabei ist, dass die Mdoglichkeit, die Politik des Rechts in irgendeiner Weise zu ver-
wirklichen, auf Merkmalen beruhen muss, die fiir die politische Konstitutionalisierung des Rechts typisch
sind, aber in der heutigen transnationalen Governance nicht vorhanden zu sein scheinen.

Abstract: This essay addresses the ongoing debate on transnational constitutionalism and the theoretical as-
sumptions related to the possibilities of internal politicization of transnational governance. After reconstructing
the debate on the transnationalization of law and the emergence of fragmented forms of transnational govern-
ance, | engage on the description of emerging forms of constitutional law within the fragmented legal regimes
of global governance. After doing that, I explore the assumption exposed by some legal scholars, which insists
on the possibility of an internal politicization of legal discourse as a way to challenge the so-called “rule of ex-
perts” in transnational law. Drawing on social-theoretical and political-philosophical formulations of Claude
Lefort, I will then address what I call the social conditions of the politicization of law. My claim is that the very
possibility of carrying out a certain politics of law depends on features, typical of the political constitutionaliza-
tion of law, which do not seem to be present in transnational governance

1. Einleitung

Leben wir heute in einer zunehmend transnationalen Weltgesellschaft, in der die sozialen
Formen der Interaktion und Kommunikation in den unterschiedlichen sozialen Bereichen
(Pries 2008: 9—47; Meyer 2000: 233; Sassen 2000: 372), wie etwa Wirtschaft, Wissen-
schaft, Sport oder Massenkommunikation, nicht ldnger durch die politischen Grenzen ei-
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ner nationalen souverdnen Rechtsordnung eingeschrankt werden, miissen wir die Tatsache
hinnehmen, dass es auch Recht auf diesem Niveau geben soll (Fischer-Lescano 2005: 65—
67).

Dariiber hinaus ist in soziologischer Perspektive festzustellen, dass die Komplexitét
einer konkreten Gesellschaft entscheidend die Komplexitit ihres Rechtssystems beein-
flusst (Luhmann 1993: 131-143). Dies bedeutet nicht, dass sich Gesellschaft in einem ste-
tigen Voranschreiten in Richtung hoherer ,Entwicklung® befindet. Es heilit vielmehr, dass
die soziale Komplexitdt ganz grundsitzlich mit gewissen sozialen Strukturen korrespon-
dieren muss, die auf einer normativen Ebene, etwa in einem Regelwerk, in dhnlich kom-
plexer Weise organisiert sind. Im Fall der Transnationalisierung der Weltgesellschaft ist
es nicht schwierig, innerhalb der letzten zwei oder drei Jahrzehnte die Entstehung um-
fangreicher Verrechtlichungsprozesse zu identifizieren, die diesen Umstinden Rechnung
tragen. Diese Prozesse sind nicht nur extrem komplex, sondern sie verweisen auf den zu-
nehmend atopischen Charakter sozialer Kommunikation auf globaler Ebene. In der Zwi-
schenzeit sind diese rechtlichen Mechanismen zu einem der wichtigsten Studienobjekte in
unterschiedlichen Forschungsfeldern geworden.

Wenn man andererseits beriicksichtigt, dass neu entstehende Rechtsformen jenseits
nationalstaatlicher Grenzen operieren, darf eine weitere Implikation dieser Tatsache nicht
vergessen werden. In der rechtstheoretischen Tradition ist zum einen auf die Existenz der
»rules of recognition® aufmerksam gemacht worden (Hart 1967: 92), die auf den Letzt-
grund der Normgiiltigkeit in einem konkreten System verweisen. Zum anderen wurde auf
die logische Notwendigkeit verwiesen, die Existenz einer ,,Grundnorm* anzunehmen, die
andere Gesetzesnormen mit von ihr abgeleiteter Giiltigkeit ausstattet (Kelsen 1960: 198).
Innerhalb der zeitgendssischen Rechtstheorie erscheint eine solche Erklarung gesetzlicher
Giiltigkeit, die sich auf logische, faktische oder moralische Formen der Legitimitit stiitzt,
als nicht mehr niitzlich oder notwendig (Luhmann 1993 66—74; Fischer-Lescano/Chris-
tensen 2006: 8—14). Anstatt {iber theoretische Grundlegungen zu mutmafBien, betrachtet
die Rechtstheorie die im Rechtssystem selbst vorhandenen Giiltigkeitsgrundsitze — nim-
lich in jenen, durch einen Vorrat von verfassungsrechtlichen Regeln bestimmten internen
Bedingungen, welche die rechtlichen Kompetenzen und die materiellen Grenzen normati-
ver Macht regulieren. Giiltigkeit wird zu einem operativ rekursiven Einheitssymbol des
Rechts, das nicht letztendlich definiert werden darf, aber stindig mit dem Recht mitlauft.

Anhand dessen hat sich schrittweise ein theoretischer Diskurs iiber die Existenz
transnationaler Rechtsordnungen entwickelt, die innerhalb ihres eigenen verfassungs-
rechtlichen Rahmens funktionieren. Mit einem verfassungsrechtlichen Rahmen ist hier
indes natiirlich nicht die politisch motivierte Ubereinkunft innerhalb des demokratischen
Konstitutionalismus gemeint, sondern die Existenz eines Rechts zweiter Ordnung, das in-
nerhalb der transnationalen Rechtsordnung das Problem rechtlicher Reflexivitét erfasst.
Indem ich die Existenz eines verfassungsrechtlichen Rahmens hinter der Existenz politi-
scher Verfassungen annehme, folge ich im Wesentlichen der Argumentation Giinther
Teubners (2012) und David Sciullis (1992). Die Kontroversen um diesen Punkt werde ich
an spdterer Stelle in diesem Text thematisieren. In Bezug auf globales und transnationales
Recht beinhaltet eine dieser Kontroversen Folgendes: Wenn ein globales Recht existiert,
das die Grenzen des territorial segmentierten politischen Systems der Weltgesellschaft
iiberschreitet, dann muss es auch einen konstitutionellen Rahmen geben, von dem Krite-
rien ableitbar sind, um die Giiltigkeit einer Rechtsnorm zu bestimmen. Zumindest sollte
iiber die verfassungsrechtlichen Probleme gesprochen werden, die dort auftauchen, wo die
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Existenz politischer Verfassungen von Nationalstaaten die Kommunikation {iber das
Recht nicht mehr an den politischen demokratischen Prozess binden kann (Neves 2013:
2). Wie wir sehen werden, zielt die Debatte iiber den transnationalen Konstitutionalismus,
die nun seit mehr als einem Jahrzehnt vorherrschend ist, auf nichtdemokratische Formen
rechtlicher Reflexivitit ab, die Rechtsordnungen jenseits des Staates hervorzubringen
scheinen.

In der Folge werde ich versuchen, das Problem der rechtlichen Transnationalisierung
als ein immer stirker werdendes Gesellschaftsphdnomen zu beschreiben, das die moderne
Form des demokratischen Verfassungsdiskurses gefdhrdet. Fiir viele TheoretikerInnen ist
der verfassungsrechtliche Diskurs ausschlaggebend, um die politischen Konsequenzen der
rechtlichen Willensbildung auf transnationaler Ebene zu rahmen. Dementsprechend sind
auch die politischen Folgen rechtlicher Entscheidungen auf dieser Ebene teilweise durch
die, in einem konkreten Rechtssystem giiltigen, verfassungsrechtlichen Prinzipien be-
stimmt (Koskenniemi 2006: 9).

2. Rechtliche Transnationalisierung und Global Governance: Neue
Formen der Regulierung

Jeder, der versuchen will zu verstehen, wie neu entstehende transnationale Regulierungs-
formen operieren, muss hinter das hochst vereinfachte — und im Bereich der internationa-
len Beziehungen und der Politikwissenschaft {ibliche — Vokabular des staatszentrierten
Realismus schauen und den verschlungenen Beziehungen zwischen dem Recht und den
unterschiedlichen Sektoren der Weltgesellschaft Aufmerksamkeit schenken. Global-
Governance-Regime &hneln einem ,,ungleichen Durcheinander” von Organisationen, In-
stitutionen und Rechtsprechungen, die in gréerem Widerspruch zueinander stehen kon-
nen als die strukturierten Resultate der Willensbildung, die von den Nationalstaaten
durchgefiihrt wird (Fischer-Lescano/Teubner 2006: 19). Beschreibungen der Global
Governance als das Ergebnis hegemonischer oder homogener Blocke politischer Macht,
die ausschlieSlich von den Nationalstaaten repriasentiert werden, sind kaum in der Lage,
die Komplexitit einer postnationalen Konstellation und den Pluralismus der transnationa-
len regulatorischen Dynamik abzubilden (Keohane 1984: 56-58). In diesem Rahmen
verweist die wissenschaftliche Debatte iiber die ,Verrechtlichung globaler Politikregime*
(Abbott et al. 2000: 401-408) auf die wichtigen Entwicklungen in der Entstehung eines
globalen Rechts und seiner Beziehungen zu neuen Formen der Governance.

Die produktivste Auseinandersetzung mit der Entstehung neuer globaler Rechtsord-
nungen wird immer noch von denjenigen gefiihrt, die der rechtstheoretischen Argumenta-
tion folgen, die Philip Jessup schon 1956 aufgestellt hat. Jessups iiberzeugender Definiti-
on zufolge sollte die Rechtstheorie anstelle des Terminus ,internationales Recht® den Be-
griff ,transnationales Recht® verwenden, um auf diese Weise all jenes Recht einzuschlie-
Ben, das Aktivitdten oder Ereignisse regulieren, bei denen nationale Grenzen iiberschritten
werden, gleichgiiltig ,,0b sie nun staatliche oder nicht-staatliche Akteure involvieren® (Je-
ssup 1956: 2). Transnationales Recht sollte sowohl ,,6ffentliches und privates internatio-
nales Recht* einbeziehen als auch ,,andere Regeln, die nicht vollkommen in solche Stan-
dardkategorien passen® (ebd.: 2). Im Gegensatz zu ,international‘, das sich auf Phinome-
ne bezieht, die ,zwischen‘ Staaten passieren, verweist der Begriff ,transnational®, mit
dem diese neu entstehenden Rechtsregime bezeichnet werden, auf Phinomene, die ,,jen-
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seits” des Staates, ,,liber” Staaten ,,hinweg™ oder ,,durch* Staaten ,.hindurch* stattfinden
(Scott 2009: 866). Mit der zunehmenden Relativierung der regulatorischen Kraft des Staa-
tes ist in der Tat mehr Raum fiir gesellschaftliche Organisationen wie Unternehmen, Uni-
versititen, Sportverbdnde und Informationsnetzwerke vorhanden, um ihre eigenen For-
men gesellschaftlicher Regulierung sowohl national wie auch trans- und international
durchzusetzen (Hall/Biersteker 2002: 3—10).

Vom Standpunkt des rechtlichen Realismus und Pluralismus aus gesehen, ist die Ein-
sicht, dass die Gesellschaft rechtliche Mechanismen und soziale Formen der Regulierung
herstellt, die weit iiber das ,staatliche Recht® hinausgehen, nicht neu (Macaulay 2005:
365; Santos 1977). Dennoch scheint das ,,lebende Recht™ (Ehrlich 1989: 402) der Weltge-
sellschaft dank des radikalen Transnationalisierungsprozesses einen neuen Autonomie-
spielraum zu gewinnen. Eine sorgfiltige Beobachtung der regulativen Dynamiken in der
heutigen Weltgesellschaft sollte in der Lage sein zu zeigen, dass transnationales Regie-
rungshandeln in vielfdltiger Weise durch gesellschaftliche Regulierungsprozesse beein-
flusst ist, die in expliziter Konkurrenz zu nationalen oder internationalen politischen Pro-
zessen staatlicher Gesetzgebung stehen.

Uber informelle und manchmal nicht eindeutig legale (wenn auch nicht eindeutig il-
legale) Mechanismen sind Groflunternehmen in der Lage, ihre Interessen auf vielfiltige
Weise in die Sprache 6ffentlicher Regulierung zu iibersetzen (Picciotto 2012: 165-171;
Crouch, 2010: 161-168). Auch wenn dieses Phdnomen wahrscheinlich nicht ganz neu ist,
ist seln Einflussbereich doch nie grofer gewesen als in den letzten Jahrzehnten (Igan
2009). ! Dariiber hinaus wire die alleinige Begriindung dieser Verdnderung iiber die ,,neo-
liberale Hegemonie* (Crouch 2011: 23) nichts anderes als eine vorschnelle Politisierung
einer theoretischen Analyse. Nichtsdestoweniger sollte man auf die Urspriinge dieses
Prozesses blicken, die eindeutig auf den 6konomischen und institutionellen Verdanderun-
gen beruhen, die die Intensivierung wirtschaftlicher Transnationalisierung mit sich brach-
te. Als ihre Konsequenz konnen Firmen wie auch andere transnationale oder supranatio-
nale Organisationen staatliche Akteure und politische Korperschaften mit Mitteln der Er-
pressung und der indirekten Rechtswahl unter Druck setzen (Crouch 2006: 1545). Sogar
noch interessanter sind die Fille informeller Governance-Netzwerke wie diejenigen, die
um den Basler Ausschuss flir Bankenaufsicht entstanden sind, und die in der Lage sind,
Staatspolitik auf nationaler Ebene umfassend zu beeinflussen (Picciotto 1997: 1040—
1041).

Zudem lésst sich kaum bestreiten, dass supranationale Organisationen wie die Konfe-
renz der Vereinten Nationen flir Handel und Entwicklung (UNCTAD), die Weltbank, die
Welthandelsorganisation (WTO), der Internationale Wahrungsfond (IWF) und ebenso re-
gionale Organisationen wie die Europdische Union (EU) und das Nordamerikanische
Freihandelsabkommen (NAFTA) oder sogar private Sportorganisationen wie der Welt-
fuBballverband FIFA oder der Internationale Sportgerichtshof (CAS) in den letzten Jahr-
zehnten eindeutig abgegrenzte Rechtswege entwickelt haben. Supranationales Recht kann
nationale Souverinitét in vielfacher Hinsicht beeinflussen, begrenzen oder binden, und
zwar in den unterschiedlichsten Bereichen wie etwa der Besteuerung, des internationalen
Handels oder der Umweltgesetzgebung. Hinzu kommt, dass ebenfalls in den letzten Jahr-

1 Igan hat politisches Lobbying als einen der Hauptgriinde fiir die Marktinstabilitit beschrieben, der 2008
zur Finanzkrise gefiihrt hat, und des Weiteren Belege dafiir geliefert, dass der politische Einfluss der Fi-
nanzindustrie das Potenzial haben konnte, Auswirkungen auf die Finanzstabilitdt auszuiiben.



Pablo Holmes: Die Grenzen transnationaler Rechtspolitik 227

zehnten einige supranationale Rechtsinstitutionen Charakteristika entwickelt haben, die
eigentlich fiir nationale Rechtssysteme typisch sind, ndmlich die Einrichtung von Ge-
richtshofen, Verfahrensvorschriften und Gesetzgebungen (Kjaer 2011: 395-402).

3. Transnationaler Konstitutionalismus: Funktionale
gesellschaftliche Ordnung jenseits des Staates

Probleme beziiglich der Strukturen der Global Governance sind nicht linger ein Gegen-
stand, mit dem sich nur Diplomaten, international titige Anwailte oder 6ffentliche Behor-
den auf hoherem Niveau befassen miissen. Im 21. Jahrhundert erscheinen zunehmend
Probleme des tdglichen Lebens mit globalen und transnationalen Fragestellungen verbun-
den (Kennedy 2009: 37—40). Transnationale Unternehmen verletzen Menschenrechte in
verschiedenen Léndern, wihrend sie Computer oder Sportschuhe produzieren (Rodrigu-
ez-Garavito 2005: 203-233); die WTO trifft Entscheidungen iiber den Gebrauch gene-
tisch modifizierter Organismen (GMO), die die Umwelt in weit entfernten Regionen La-
teinamerikas ebenso bedrohen kdnnen wie in Europa.

Unzéhlige globale Probleme und Entscheidungen globaler Rechtsprechung werden
zwar nur lokal erfahren, besitzen aber eine eindeutig politische und sogar konstitutionelle
Qualitét. Sie betreffen nicht nur staatliche Politiken, sondern auch zivile, politische und
soziale Rechte, die konstitutionell gegriindet sind. Kontinuierlich kénnen sowohl private
wie auch offentliche transnationale Akteure und Behorden national eingebettete Grund-
rechte angreifen, ohne durch nationale politische und rechtliche Organisationen kontrol-
liert werden zu konnen. Der Gedanke, dass ein globales Rechtssystem im Entstehen ist,
bricht mit dem herkdmmlichen Rahmen der Verfassungstheorie, ndmlich den zwei
Kernideen nationalen Rechts: der Territorialitit und der Einheit des nationalen Rechtssys-
tems.

In der Tat sind Rechts- und Politiktheorien immer fast ausschlieBlich mit den territo-
rialen Grenzen der Rechts- und Politikregime befasst gewesen, ohne zu bemerken, dass
ihnen in vielen Hinsichten Bedeutung entzogen wurde. Nationale Territorialitét bildete
den Kern der Verfassungstheorie und der rechtlichen wie politischen Reflexion des ,key-
nesianisch-westfélischen Paradigmas® (Fraser 2005: 1). Es ist jedoch genau dieses ,,Netz
aus klaren Grenzen* zwischen den Regimen, das durch den Prozess der gesellschaftlichen
und rechtlichen Transnationalisierung in Frage gestellt worden ist.” Die augenscheinlichs-
te Konsequenz daraus ist, dass es heutzutage keine ,,oberste Ordnung der Ordnungen*
gibt oder ein politisches Metaprinzip der Autoritit, an dem die Analyse auf transnationa-
ler Ebene auszurichten wire (Walker 2008a: 376). Es ist insbesondere nicht langer selbst-
verstindlich, dass Gerichte und politische Institutionen sich ausschlieBlich auf Grundlage
hierarchischer Mechanismen (innerhalb einer innerstaatlichen Ordnung) aufeinander be-
ziehen oder auf Grundlage horizontaler Mechanismen mit klaren territorialen Grenzen,
die ihre Rechtsprechung beschrinken. Vielmehr haben verschiedene Formen eines supra-,
trans- und intranationalen Rechts komplexe Wechselwirkungen zwischen einer Vielzahl

2 Panel Report, European Communities — Measures Affecting the Approval and Marketing of Biotech
Products. WT/291/R; WT/DS292/R; WT/DS293/R.

3 Mit vielen Beispielen zur verbindlichen Dimension transnationaler Rechtsordnungen vergleiche Renner
(2011: 91-168).
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von Korperschaften auf verschiedenen Ebenen geschaffen, die sowohl Wettbewerb als
auch Koordination untereinander erfordern (Picciotto 2012: 461) . Insofern passen in
rechtlicher Hinsicht pluralistische Erkldrungen sehr gut zu der neuen weltweiten Ordnung
multipler transnationaler Regime und politischer Schichten, in der wir leben.

Die Interaktionen nationalen, internationalen und transnationalen Rechts in Augen-
schein zu nehmen, ist vielversprechend, weil damit enthiillt wird, wie die Weltgesellschaft
nicht nur um politische Organisationen (wie den Staat) herum strukturiert ist, sondern
auch entlang funktionaler Strukturen, die grenziiberschreitend global operieren (Zumban-
sen 2012: 25). Die Beschreibung einer zunehmenden Fragmentierung, die die Debatte
iber die Global Governance in den vergangenen Jahren geprégt hat und die alles andere
als eine modische Referenz auf postmodernistische Tendenzen war (Koskenniemi 2009a:
795-797), griindete in den Strukturen der Weltgesellschaft selbst, die im Prozess der
Transnationalisierung entstanden waren. Hiermit korrespondieren auch die Differenzie-
rungsprozesse, die die Staaten nicht aufhalten kdnnen und die in der Weltgesellschaft
durch erstarkende selbstreferenzielle Dynamiken in Wirtschaft, Wissenschaft, Kultur, Ge-
sundheit, Transport und Sport hervorgerufen werden (Fischer-Lescano/Teubner 2006:
19). Die Quellen rechtlicher Normen in diesen Regimen sind die selbstorganisierten Pro-
zesse hochspezialisierter funktionaler Sektoren.! Martti Koskenniemi (2007a: 4, Hervor-
hebung im Original) schreibt hierzu:

»dpecializations such as ,trade law‘, ,human rights law‘, ,environmental law‘, ,criminal law‘,
,security law*, ,European law* and so on started to reverse established legal hierarchies in favour of
the structural bias in the relevant functional expertise. Even though this process was often organised
through intergovernmental organisations, the governmental delegations were composed of technical
(economic, environmental, legal) experts in a way that transposed the functional differentiation at
the national level onto the international plane.

Wihrend die Rechtspluralitdt innerhalb des keynesianisch-westfilischen framework (Fra-
ser 2005: 1) einer (staatszentrierten) Verfassungsordnung nur einen dufleren Druck auf
vermutlich einheitliche Rechtssysteme ausiibte, ist der Pluralismus unter den neuen Ver-
hiltnissen intern, ndmlich der entstehenden Grundstruktur selbst eingeschrieben (Walker
2008b: 539). Er triagt zu einem wesentlichen Teil zum Verstiandnis des rechtlichen Konsti-
tutionalismus bei (Somek 2012) und macht insofern aus dem transnationalen Konstitutio-
nalismus von vornherein eine Art Verfassungspluralismus (Walker 2008a: 317; Teubner
2004: 5-7). Dementsprechend muss ein pluralistischer Konstitutionalismus (verstanden
als eine Beschreibung der funktionstragenden Bedingungen des Rechtssystems) die Un-
ordnung bei den Grenzziehungen hierarchischer Rechtsregime beriicksichtigen, damit er
eine adidquate Beschreibung zeitgenoOssischer Rechtsordnungen liefern kann (Walker
2002: 337-338).

Sicherlich wurden Verfassungen lange als das Ergebnis einer politischen Entschei-
dung angesehen, die nur einem begrenzten Gemeinwesen zugeschrieben werden konnte
(Somek 2012; Walker 2008b: 527-529). Etwa nach der Art Carl Schmitts begriff man
Verfassungen als ein Ausdruck der bevorstehenden politischen Einheit, die mit dem Sou-
verdnitdtskonzept gleichzusetzen war. In diesem Zusammenhang wurde der Staat (als die
politische Einheit par excellence) als einziger Triger einer politischen Eigenidentitdit an-
gesehen, die mit einer Verfassung ausgestattet werden konnte (Lindahl 2008: 9—17).

4 Diesem Phdanomen wird hier Aufmerksamkeit geschenkt: Study Group of the Int’l Law Comm’n, 58th Sess.,
May 1-June 9, July 3—Aug. 11, 2006, 1-2, UN. Doc. A/CN.4/L.682; GAOR, 60th Sess. (Apr. 13, 2006).
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Diese Denkweise wurde aus verschiedenen Gesichtspunkten sicherlich stark kritisiert
(Mbollers 2000: 256-271). Unter der neuen transnationalen Konstellation gibt es jedoch
regulierende Prozesse, die von rechtlichen Mechanismen Gebrauch machen, aber nicht
staatlich begriindet sind. Das scheint definitiv mit dem Staatszentrismus des konstitutio-
nellen Denkens zu brechen. Und daher tauchen einige Fragen auf, sobald man diese glo-
bale (Un-)Ordnung rechtlicher Regime betrachtet. Wie sollten Rechts- und Politiktheorie
die Legitimitdt und rechtliche Giiltigkeit regulierender Prozesse beschreiben — etwa die
der Europédischen Union und ihres comitology system, das liber eine grole Bandbreite an
Kriften verfiigt, die nicht direkt von einer klaren Bevollméchtigung durch politische Ent-
scheidungen eines einheitlichen Souverdnen abgeleitet werden kénnen (Joerges/Neyer
1997: 282)? Wie sollen die regulierenden Krifte privater Autoritdten in Bereichen wie
dem Cyberspace des Internets definiert werden, wo Entscheidungen beziiglich Auseinan-
dersetzungen iiber IP-Adressen durch die Internet Corporation for Assigned Names and
Numbers (ICANN) ohne Aufsicht staatlich begriindeter nationaler oder internationaler
Rechtsprechung getroffen werden (Teubner 2004: 5—6)? Wie kann die rechtliche Willens-
bildung der WTO verstanden werden, deren Gerichtsentscheidungen oft einen bedeuten-
den Einfluss im Bereich der Menschenrechte, der Einkommensverteilung und der Um-
weltproblematik ausiiben, sogar wenn ihre Wirkméchtigkeit auf handelsbezogene Themen
beschriankt sein sollte (Magnuson 2010; Trachtman 2006)? Wenn das Verfassungsrecht
als eine Art reflexives Recht zu verstehen ist, das innerhalb des Rechts operiert, und wenn
die transnationalen Bewegungen in Richtung einer Verrechtlichung regulierender Prozes-
se ernst genommen werden, ist zu bemerken, dass bereits heute verschiedene Formen des
Verfassungsrechts in den globalen Regulierungsprozessen wirksam sind. Freilich besitzt
transnationales Verfassungsrecht nicht dieselbe Qualitdt wie nationales Verfassungsrecht.

Transnationales Verfassungsrecht nimmt eine duflerst vielféltige Gestalt in jedem der
fragmentierten Rechtsregime an, die die funktional differenzierten Strukturen der Global
Governance ausmachen. Diese Regime fungieren als atopische transnationale Gemeinwe-
sen (Willke 2001: 107-123), die im Gegensatz zu Staaten auf keinen Fall als politisch be-
zeichnet werden konnen. Innerhalb dieser Regime beziehen sich Verfassungsnormen
nicht notwendigerweise auf politische Prozesse wie die parlamentarische Willensbildung
oder die politischen Konflikte, die zwischen Parteien und in Wahlkdmpfen ausgetragen
werden, sondern auch auf das spezialisierte Wissen bestimmter funktionalen Gesell-
schaftsbereichen (Fischer-Lescano/Teubner 2006: 41-48).

Funktionales Verfassungsrecht ist zudem nicht auf supra-, trans- oder internationale
Organisationen beschrinkt (Isiksel 2012: 106). Es entstammt auch einer Vielzahl vertrag-
licher Vereinbarungen und miteinander verzahnter Prozesse zwischen Organisationen wie
Staaten, Unternehmen und Nichtregierungsorganisationen, die sektoriale Regime begriin-
den (Teubner 2012: 139-158). Dies ruft iibrigens Stephen Krasners klassische Regime-
Definition ins Gedachtnis: ,,Regimes can be defined as sets of implicit or explicit princi-
ples, norms, rules, and decision-making procedures around which actors’ expectations
converge in a given area of international relations® (Krasner 1982: 186). Wenn Normen
die Form bindender Rechtsprechungen auf der operativen Ebene in verschiedenen funkti-
onal spezialisierten Bereichen und Organisationen annehmen, tauchen auch Normen auf
hoéheren Ebenen von Reflexivitit auf, die als Rahmen fiir diese primédren Normen dienen.

Das entstehende transnationale Verfassungsrecht hat einen vollig neuen Charakter: Es
besteht aus einem Vorrat an Regeln sowie Regeln iiber Regeln, die eng mit bestimmten
Kenntnissen und Verteilungen gesellschaftlicher Macht in unterschiedlichen Themenge-
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bieten verbunden sind. Jedes Regime scheint sein eigenes Verfassungsrecht zu entwi-
ckeln, was seinerseits auf einem bestimmten technischen Vokabular beruht. Dariiber hin-
aus, so bemerkt Koskenniemi (2009b: 11), ist jedes dieser Vokabulare immer nur in der
Lage, einige wenige Losungen, Akteure und Interessen in den Mittelpunkt zu riicken, was
wiederum zu Lasten anderer geht.

Was aber sind die politischen Konsequenzen aus dieser Verschiebung? Welche Inte-
ressen riickt ein spezifisches Regime in den Mittelpunkt? Wenn eine Entscheidung der
WTO die Chancen einer Gruppe von Angehdrigen einer ethnischen oder kulturellen Min-
derheit beschrinkt, ist es fiir diese dann mdoglich, politische Forderungen gegeniiber ei-
nem Parlament oder einem letztinstanzlichen Verfassungsgericht zu stellen? Denn wel-
chen? All dies sind die immer dringenderen Fragen, denen die heutige Rechts- und Poli-
tiktheorie sich stellen muss.

4. Politik des Rechts: Das ,Politische’ des transnationalen
Konstitutionalismus

Wenn man die sensiblen Themen internationaler Politik heutzutage bedenkt, zum Beispiel
das Thema der genetisch verdnderten Organismen und die daraus entstehenden sozialen,
Okologischen und wirtschaftlichen Konsequenzen, taucht eine schwierige Frage auf, die
Koskenniemi (2009a: 796) so formuliert: ,,What vocabulary would serve best to grasp
[this] novel phenomenon? Sollte das Vokabular der Wirtschaft oder der Okologie be-
nutzt werden? Sollte die Sprache der Menschenrechte oder des Handels Verwendung fin-
den? Von dieser Wahl héngt vieles ab, denn sobald wir wissen, welches Vokabular ange-
wendet wird, haben wir schon eine Vorstellung davon, wie mit einem Sachverhalt umge-
gangen wird (Koskenniemi 2009a: 797).

Tatsdchlich bestimmen sogenannte issue regimes, die liblicherweise von hochspezia-
lisierten epistemischen Gemeinschaften dominiert werden (Haas 1992: 3—4), zunehmend
die Politikgestaltung und das Recht auf transnationaler Ebene. Diese Tatsache zeigt sich
auch darin, wie in Regimen der Global Governance mit rechtlichen Willensbildungen
umgegangen wird, die in bestimmten Regulierungsbereichen in den Fokus der Expertln-
nen geriickt sind. Global Governance bezieht sich zunehmend auf die Bereitstellung op-
timaler Vorteile fiir die jeweiligen Akteure eines bestimmten sozialen Sektors (Kosken-
niemi 2007b: 70-71). Soziale Probleme werden daher in Bezug zu einem neuen Vokabu-
lar beschrieben, das sich von dem Vokabular des demokratisch-politischen Konstitutiona-
lismus sehr unterscheidet.

Bedeuten nun die Fragmentierung der Rechtsregime und die technokratische Willens-
bildung in der Global Governance eine Entpolitisierung der Gesellschaft (Teubner 2012:
175-179)? Macht es noch Sinn, iiber Politisierung auf die gleiche Art und Weise zu spre-
chen wie sie sich in der sogenannten ,,contentious politics* innerhalb eines Staates voll-
zieht (Tilly 2004: 6) — einer Politik, in der Menschen gemeinschaftliche Anspriiche gel-
tend machen, die sich auf die Interessen des Anderen auswirken? Ist nicht eine postdemo-
kratische Verdnderung der Weltpolitik zu beobachten, die das Potenzial fiir Transformati-
onen, die aus ,,politischen Auseinandersetzungen um Interessen* entstehen, unterdriickt
(Crouch 2004: 70-76)?

Einige Autorlnnen reagieren auf diesen Punkt, indem sie einen Schritt zuriicktreten
und alte Konzepte der Politisierung bemiihen. Im Kontext der Verfassungstheorie wird
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ein Begriff der Politisierung entwickelt, die nicht auf funktionalen Unterscheidungen ba-
siert. Das Politische wird mithin jenseits der institutionellen Rahmen des politischen Sys-
tems gebracht und auf den rechtlichen Bereich erstreckt, indem die Kontingenz von recht-
lichen Entscheidungen mit Bezug auf verschiedene gesellschaftliche Bereiche bestritten
wird und somit als Verfassungsfrage auftaucht. Dabei beschrénken sie sich jedoch nicht
auf die laufende Diskussion iiber die Politisierung der internationalen Beziehungen, wie
es in den letzten Jahren in deutscher Sprache durchgefiihrt wird (Ziirn/Ecker-Ehrhardt
2013). Politisierung wird dann nicht als der Prozess betrachtet, ,,mittels dessen Entschei-
dungskompetenzen und die damit verbundenen autoritativen Interpretationen von Sach-
verhalten in die politische Sphire gebracht werden* (Ziirn 2013: 19). Stattdessen wird Po-
litisierung als eine Umschreibung der Kontingenzsichtbarkeit in die funktionale Sprache
des Rechts verstanden. Somit wird gemeint, dass das Politische auch im Recht anwesend
ist, aber rechtliche Politisierung sich nur unter den internen Bedingungen der Kontin-
genzbeobachtung des Rechtsentscheidens zustande bringen lésst.

Besonders in Hinblick auf die Rechtsdisziplin machen sie geltend, dass Politisierung
kein exklusives Phdnomen des politischen Systems ist (Teubner 2012: 172—175). Wenn
man die Mechanismen der Représentation und der Politisierung von Interessen bedenkt,
ist eine rechtliche Politisierung ebenso wie eine Weiterentwicklung der Rechtsmethodo-
logie durchaus moglich. Die Rechtstheorie ist sich historisch immer schon der Mdoglich-
keiten der Politisierung innerhalb des Rechts bewusst gewesen. Seit dem neunzehnten
Jahrhundert haben der Rechtsrealismus und die Freirecht-Bewegung darauf bestanden,
dass es unmoglich sei, rechtliche Willensbildung auf eine ausschlieBlich wortliche und
neutrale Interpretation zu beschrianken (Larenz 1991: 59—69; Horwitz 1992: 169—172). In
der ersten Hilfte des zwanzigsten Jahrhunderts war sich auch Hans Kelsen (1960) der
Tatsache bewusst, dass ein unvermeidliches Moment der Kreativitdt, die immer auch ei-
nen gewissen politischen Inhalt hat, jenseits der logischen Strukturen des Rechts, dem ei-
gentlichen Untersuchungsgegenstand der Rechtswissenschaft, liegen muss. Und auch die
Critical Legal Studies/CLS hat sich mit der Dekonstruktion rechtlicher Formalismen be-
schiftigt, indem sie zeigte, dass Recht immer eine Form von Unbestimmtheit birgt, die im
Moment der rechtlichen Willensbildung politisch auftaucht (Kennedy 1997: 359). Die
Kritische Rechtslehre hatte iibrigens einen langen Bestand in der Rechtsdisziplin, dem in-
ternationalen Recht eingeschlossen.

In Anlehnung an diese lange Tradition haben dann eine gro3e Anzahl von Gelehrten
und RechtspraktikerInnen konzeptionelle Mittel zu entwickeln versucht, um die Rolle der
Politik innerhalb des transnationalen und globalen Rechts zu verstehen. Martti Kosken-
niemi beispielsweise, der CLS auf das 6ffentliche internationale Recht angewendet hat,
hat im letzten Jahrzehnt versucht, die Politik des Rechts mit einer anderen Sprache zu be-
schreiben. Fiir ihn ist auf dieser Ebene eine andere Art von politischer Auseinanderset-
zung maligeblich: ,.the politics of re-definition” (Koskenniemi 1990: 11). Demzufolge ist
es nicht so wichtig, den Platz der Entscheidung zu besetzen, sondern dariiber zu entschei-
den, welche Sprache fiir die Beschreibung eines bestimmten Problems gebraucht werden
soll und wie sie das Problem zum Ausdruck bringt (ebd.: 11-12). Das Vokabular der je-
weiligen Themengebiete, das neutrale Methoden und wissenschaftliche Beschreibung in-
volviert, macht es fiir eine bestimmte Gruppe einfacher, eine partikulare Beschreibung der
Realitét als Realitdt zu verallgemeinern. Die Realitdt jedoch ldsst sich, abhidngig davon,
welches Vokabular benutzt wird, auf sehr verschiedene Weisen beschreiben. Dasselbe
Problem oder derselbe Rechtsstreit kann etwa aus der Perspektive der Okologie oder der
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Wirtschaft beschrieben werden — und dann sehr unterschiedliche Lésungen nach sich zie-
hen: ,,To this extent the vocabularies act as ,ideologies® in the technical sense of reifying,
making seem necessary or neutral something that is partial and contested (ebd.: 12).

Diese verstirkt ideologische Spezialisierung des Vokabulars der Global Governance
lasst sich mit einer neuen Perspektive auf das Recht begriinden, die Koskenniemi das
»managerial mindset nennt. Diese Perspektive ist die Konsequenz der ,,Entformalisie-
rung®, der ,,Fragmentierung“ und des ,,Empire” im Reich des internationalen und transna-
tionalen Rechts (Koskenniemi 2006: 13). Unter Entformalisierung versteht Koskenniemi
»the process whereby the law retreats solely to the provision of procedures or broadly
formulated directives to experts”; unter Fragmentierung ,the splitting of law into func-
tionally defined ,regimes‘*; und unter Empire fasst er ,,the emergence of patterns of con-
straint deliberately intended to advance the objectives of a single dominant actor, either
through the law or irrespective of it (ebd.). Das managerial mindset ersetzt, mit den
funktionalen Dialekten der transnationalen Regime ausgestattet, nach und nach die
Rechtssprache, die das Recht iiblicherweise in seiner politisch konstitutionalisierten Form
hatte. Die Expertenherrschaft ist notwendigerweise parteiisch, weil sie strukturell durch
das spezialisierte funktionale Regime gestiitzt wird, durch das die Welt in den Blick ge-
nommen wird. Diese Herrschaftsform ist der des europdischen Ancien Régime sehr &hn-
lich: ,,Ancien régimes, after all, were also regimes* (ebd.: 17).

Koskenniemi lehnt das managerial mindset aus einer entgegengesetzten Perspektive
heraus ab, die in der Tradition des politischen Konstitutionalismus begriindet ist. Das con-
stitutional mindset korrespondiert mit der politischen Tradition, die sich bis zur Kanti-
schen Begriindung fiir die Existenz einer internen GesetzmaBigkeit des Rechts zuriickver-
folgen ldsst, dessen Giiltigkeit auf seiner eigenen internen Normativitit beruht. Recht soll-
te entsprechend dieser Annahme als eine normative Ordnung fiir sich betrachtet werden,
die auf Vernunft und auf der Kompetenz, ihre eigenen Gesetze zu schaffen, beruht. Indem
Koskenniemi Kants Kritik des utilitaristischen Denkens und seinem Argument folgt, dass
Freiheit als Selbstbestimmung verstanden werden muss, behauptet er: ,,[L]aw is needed
for legislation to exist, and legislation is needed for self-determination to be possible*
(Koskenniemi 2006: 16). Recht muss demzufolge der Ausdruck des selbstbestimmten
Willens einer Gemeinschaft sein.

Anders als das managerial mindset beriicksichtigt das Kantische constitutional
mindset die politischen Interessen eines jeden. Wéhrend jedoch fiir Kant die politische
Dimension des Rechts letztlich durch die moralische Dimension der allgemeinen Ver-
nunft beschrénkt ist, stellt fiir Koskenniemi die (,Kantische‘) Moralpolitik nichts anderes
als eine politische Option dar, fiir die sich jede Juristin und jeder Jurist bewusst entschei-
den muss. Die Kantische Moralpolitik wird so zu einem politischen Projekt, das gegen-
iiber anderen politischen Projekten behauptet werden muss. Im besonderen Fall des inter-
nationalen Rechts muss es gegen das managerial mindset des entformalisierten Empire-
Rechts verteidigt werden. Konstitutionalismus ldsst sich daher als ein political mindset
beschreiben.

Die Aufgabe der heutigen Politik des Rechts wire dieser Einsicht zufolge, die Besta-
tigung des Konstitutionalismus als ein kollektives Projekt, das die Expertenherrschaft in-
frage stellt, weiter zu verfolgen. Das politische Projekt des Kantischen Universalismus
wird jedoch auf diese Weise von der Kantischen Pramisse der universalen Vernunft ge-
trennt, die in den institutionellen Mechanismen privater und offentlicher Selbstgesetzge-
bung wirksam ist. Es wird ein politisches Projekt unter anderen, das um Vorherrschaft
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iiber das ,konstitutionelle Vokabular® im globalen und transnationalen Recht ringt, ohne
jede Riicksicht auf seine eigenen strukturellen Existenzbedingungen.

Fiir diejenigen, die eine Politisierung des Rechts ohne Riicksicht auf seine politische
Demokratisierung durch institutionelle und politische Reformen verteidigen, wird die
zentrale Frage der heutigen Politik des Rechts folgende: ,,Welche Art von [...] Recht und
welche Art von (und wessen) Praferenz bestimmt, wie soziale Probleme rechtlich ge-
rahmt werden (Koskenniemi 2009b: 17)? Dennoch beruht die Neudefinition der ,,manage-
rial world“ in der konstitutionellen Sprache eines ,,Kantischen mindsets* oder des 6ffent-
lichen Verwaltungsrechts nicht auf dem ,,intrinsischen Wert dieser Vokabulare“, sondern
macht nur Sinn um der ,.kritischen Herausforderung® willen, die sie fiir ,,die heutige Kul-
tur der a-politischen Expertenherrschaft™ darstellt (ebd.). Mit anderen Worten: Das ,,Kan-
tische mindset* des Konstitutionalismus fungiert fiir diejenigen, die dieser Art ,Gramscia-
nischen‘ Ansatz folgen, als Grundlage fiir eine kontrahegemoniale Technik, die eine Kon-
trolle der herrschenden Sprache innerhalb des internationalen Rechts anstrebt.

Der Kampf um Hegemonie iiber die konstitutionelle Sprache des globalen und trans-
nationalen Rechts konnte nun als Kampf um die Definition des Universellen im Sinne ei-
ner Weltanschauung definiert werden (Fischer-Lescano/Buckel 2009: 442). Demzufolge
normalisieren Kdmpfe um die Hegemonie der Rechtssprache partikulare Weltanschauun-
gen durch die formale Sprache des Rechts, indem sie ihnen einen Weg zu Universalisie-
rung und Anschlussfihigkeit ebnen. Durch dieses Verfahren kann eine partikulare
Rechtshegemonie das Vorrecht gewinnen (ebd.: 447). Der verfassungsrechtliche Diskurs,
der die Sprache des Rechts aus dem Rechtssystem selbst heraus artikuliert, befande sich
im Zentrum heutiger Moglichkeiten der Politisierung der Weltgesellschaft.

5. Grenzen der transnationalen Rechtspolitik

Wenn Koskenniemi argumentiert, dass die neuen Global-Governance-Regime wie neue
totalitdre Ancien Régime scheinen, die auf einem naturalistischen Rechtsverstindnis ba-
sieren, sollte er auch beriicksichtigen, dass es im Ancien Régime den Biirgern nicht rich-
tig moglich war, den Souverdn politisch infrage zu stellen (Thornhill 2011: 88-112).
Mindestens nicht im selben Sinne, wie er fiir die heutige Expertenherrschaft fiir moglich
zu halten scheint. Dies war nicht nur deswegen so, weil das Regime totalitdr war, sondern
auch, weil die Gesellschaft iiber kein Vokabular verfiigte, das politische und rechtliche
Willensbildung als moglichen Gegenstand einer solchen Politisierung beschreiben konnte.

In traditionellen Gesellschaftsformen ist in der Tat nicht nur das politische System
verhindert, interne Formen des sozialen Konflikts zu entwickeln, sondern auch andere so-
ziale Bereiche sind fiir gewohnlich in einer totalitir-moralischen Lebensform zusammen-
gefasst, die jedem Individuum und jeder soziale Gruppe nur sehr eng determinierte sozia-
le Rollen und Positionen in der Gesellschaft zuweist (Luhmann 1997: 678-707). Unter
der sozialen Organisation des Ancien Régimes waren Individuen und Gruppen von Indi-
viduen nicht in der Lage, ein Selbstverstidndnis zu entwickeln, das es ihnen ermdglichte,
sich selbst als politische Akteure wahrzunehmen (Luhmann 1997: 1016-1036; 1989: 149,
208-215). Auch das Recht war totalitdren Organisationsformen unterworfen, was es wie-
derum zu einem blofBen Reproduktionsmedium der strukturellen Gesellschaftshierarchien
machte. Unter diesen Umsténden war rechtliche Willensbildung nicht die Aufgabe eines
ausdifferenzierten Rechtssystems. Und aus diesem Grund war es schlicht unmdglich, eine
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Politik des Rechts zu entwerfen, die in Form von Auseinandersetzungen um die Hegemo-
nie iiber eine ,konstitutionelle Sprache‘ ausgetragen werden konnte. Anciens Régime sind
normative Ordnungen, die jede andere soziale Ordnung in dieselben natiirlichen oder me-
taphysischen Semantiken einordnen, die das gesellschaftliche Leben mit Bedeutung ver-
sehen miissen.

Damit will man behaupten, dass die Mdglichkeit der Politisierung des Rechts von in-
nen heraus folglich von gewissen gesellschaftlichen Bedingungen abhingt, ndmlich von
der sozialen Differenzierung des Rechtssystems von anderen gesellschaftlichen normati-
ven Ordnungen.

Das bringt mich zu dem, was Claude Lefort (1986: 305) das ,,Moment des Politi-
schen® genannt hat. Dies wiirde fiir Lefort von einem tiefliegenden Gesellschaftswandel
abhingen (ebd.: 302), die nicht nur auf die Ausdifferenzierung des Rechts selbst an-
kommt. Traditionelle Gesellschaften wurden demzufolge bis zur Moderne als ein sozialer
Korper betrachtet, in dem Politik, Religion, Moral und Wissenschaft vereint waren. Der
Prozess, der die gesellschaftlichen Mdglichkeiten der Beobachtung und Identifizierung
sozialer, politischer und rechtlicher Kontingenzen angesto3en und damit die Politisierung
der Gesellschaft und auch des Rechts ermdglicht hat, hat fiir Lefort seine Wurzeln in der
Fragmentierung dieser Einheit. Dieser Fragmentierungsprozess hitte nun unter der politi-
schen Ordnung des Ancien Régimes begonnen (Lefort 1988a: 9; Marchart 2007: 90-91)
und sich erst nach einem institutionellen Wandel stabilisiert, der eine Prozeduralisierung
politischer Konflikte durch den Einschluss von Individuen in politische Prozesse moglich
gemacht hat.

Das sogenannte ,,Konigreich der Einheit™ wurde also als Konsequenz aus Modernisie-
rung und Individualisierung (man konnte vielleicht auch aus funktionaler Differenzierung
sprechen) folglich nicht sofort abgeschafft. Sogar das erstarkende Biirgertum, das die
»zwel Korper des Konigs™ (Kantorowicz 1998: 441-448) symbolisch wie auch real durch
die Enthauptung Ludwigs XVI. zu beseitigen suchte, zielte darauf ab, eine Art soziale
Einheit wieder zu etablieren (Lefort 1986: 304), um die Mdglichkeit der Politisierung ih-
rer eigenen Privilegien zu vermeiden. Zeitlose und ahistorische Ideale wie das des unbe-
grenzten Privateigentums, der staatlichen Souverénitét, oder selbst die Nation haben die-
sem Zweck gedient, da sie zum Ziel hatten, neue politische Ordnungen zu griinden, die
auf gesellschaftlichen Fundamenten beruhen, welche nicht zum Gegenstand politischer
Auseinandersetzungen werden konnten.

Fiir Lefort war also klar, dass die Differenzierung von Politik, Recht und Wissen-
schaft nur durch einen umfassenden Prozess der politischen Demokratisierung stabilisiert
werden kann, der von der rechtlichen Institutionalisierung einer demokratischen Revolu-
tion mittels der Konstitutionalisierung politischer Rechte abhéngt (ebd.: 302—303). Somit
wiirde jegliche gesellschaftliche Forderung nach Macht verhindert, die die politische
Ordnung durch ein letztes unbestreitbares Fundament begriinden wollte. Es geht folglich
darum, ein Wiederauftauchen erneuerter Ausdrucksformen des Ancien Régimes zu ver-
meiden (ebd.: 239, 256-257).

Dies driickt fiir Lefort (1988a: 19) die wechselseitige Beziehung zwischen dem Auf-
tauchen eines demokratisierten politischen Systems und der Differenzierung einer auto-
nomen Rechtsordnung aus, das die Ausiibung von Macht den ,,Prozeduren periodischer
Neuverteilungen™ in Form von Wahlkdmpfen unterwirft. Als Folgerung daraus wird der
,,Ort der Macht“ in der Gesellschaft ,,eine leere Stelle* und demokratische Politik kann als
eine ,Institutionalisierung von Konflikten* auftauchen, die kein letztes Fundament als
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Begriindungsform des politischen Entscheidens auftauchen léasst (ebd.). Das Rechtssystem
kann andererseits das Entstehen interner Formen von Kontingenz beobachten, was wiede-
rum interne Politisierungsbewegungen ermoglicht.

Der Vorgang politischer Demokratisierung hiangt jedoch nicht nur von der Konstitutio-
nalisierung von Rechten ab. In seinen Studien zum Phinomen des Totalitéren geht Lefort in
seiner Verteidigung des Demokratisierungsprozesses noch weiter und versteht ihn als
Schliissel dazu, die Moglichkeiten der sozialen Differenzierung und Politisierung in den un-
terschiedlichen Gesellschaftsbereichen zu verstehen. Indem er betrachtet, wie die Sichtbar-
keit sozialer Kontingenzen unter einem totalitdren Regime eingeschrénkt wird, versucht er
zu zeigen, wie die schiere Moglichkeit der Entstehung sozialer Konflikte institutionalisiert
werden muss, wenn soziale Kontingenz sichtbar bleiben soll (Lefort 1988b: 51). Er argu-
mentiert, dass konstitutionelle Prozesse — vor allem inkludierende Wahlverfahren — notwen-
dig sind, damit soziale Kontingenz aktiv bleibt und um Konflikte als eine permanente Mog-
lichkeit zu verrechtlichen und zu institutionalisieren (Lefort 1988a: 18). Die Institutionali-
sierung von Konflikten durch den Wahlkampf und ein freies und allgemeines Wahlrecht
ermdglichen nicht nur die Fragmentierung einer vereinheitlichten normativen Ancien-
Régime-Ordnung, sondern auch die soziale Kontingenz in unterschiedlichen Gesellschafts-
bereichen. Gesellschaften, die unter einem totalitdren Politikregime leben, welches iiber
keine rechtlich regulierten demokratischen Konfliktvorgédnge verfligt, neigen folglich dazu,
einen wachsenden Entdifferenzierungsprozess zwischen den Gesellschaftsbereichen der po-
litischen Macht, des Rechts, und der (auch wissenschaftlichen) Wahrheit zu beobachten, in-
dem diese unter derselben totalitdren normativen Ordnung zusammengefasst werden. Auf
diese Weise wird die soziale Sichtbarkeit der Kontingenz in den unterschiedlichen Berei-
chen immer weiter gefdhrdet. Wenn das Rechtssystem nicht auf einer stabilen ,,Institutiona-
lisierung von Konflikten beruht, ldsst es sich von zeitlosen Einheitskonzepten stéirker an-
greifen, die interne Formen der Politisierung selbst dann einschranken kénnen, wenn ausge-
kliigelte Techniken des rechtlichen Managements und Denkens vorhanden sind. Die Erfah-
rungen des Totalitarismus im 20. Jahrhundert sind reich an Beispielen von politischen Herr-
schaftsformen, von denen sich kaum sagen ldsst, dass sie auf rechtsfreien Regimen aufbau-
en. Trotz dieser Tatsache ist es klar, dass das Rechtssystem in diesen Regimen im Interesse
politischer Anfiihrer ausgenutzt und fiir interne Formen der Politisierung weitgehend unzu-
géanglich wurde. Lefort (2007: 158) zufolge wurde das Recht in diesen Zusammenhéngen
sehr oft zum Gegenstand sozialer Materialisierungsprozesse. Als Beispiel flir dieses Phé-
nomen nennt er das ,,Recht des Lebens* im Nationalsozialismus und das ,,Recht der Ge-
schichte® in der Sowjetunion (ebd.: 45-48).

In der politischen Demokratie werden diesem Argument zufolge soziale Hierarchie-
formen und willkiirliche Traditionen nicht nur innerhalb politischer Organisationen, son-
dern auch entlang sozialer Funktionen und Sektoren andauernd der Moglichkeit der Kritik
ausgesetzt. Wie es Lefort ausdriickt, wird die politische Konstitutionalisierung aus diesem
Grund zur wesentlichen Bedingung, die es vermag, den gesellschaftlichen ,,Ort der
Macht™ unbesetzt zu halten. Aber die Demokratisierung des politischen Systems ist
dadurch unentbehrlich, dass nur die politische Konstitutionalisierung die soziale Sichtbar-
keit der Kontingenz hervorrufen kann, welche die Politisierung der Willensbildung inner-
halb verschiedener Gesellschaftsbereiche, des Rechts eingeschlossen, moglich macht.

Demokratische Politik wird ebenso zur zentralen Bedingung fiir die Moglichkeit jeg-
licher Politisierung des Rechts, wie es die Sichtbarkeit von Kontingenz innerhalb des Sys-
tems ermdglicht. Wenn man an die Annahmen denkt, die die konstitutionellen Uberle-
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gungen zum transnationalen Recht hervorgebracht haben, wird man bemerken, dass sie
eindeutig dazu tendieren, rechtliche Politisierung in gewissem Malle als ein asoziales und
bedingungsloses Phianomen zu behandeln, das mit jedem Rechtsregime einhergeht. In die-
ser Hinsicht kann Leforts Uberlegung sehr niitzlich sein, um diese Annahmen des transna-
tionalen Konstitutionalismus zu erkldren. Wenn der Nationalstaat — und mit ihm die kon-
stitutionalisierte Politikform — seine Kraft als alleinige Quelle der Rechtsproduktion ein-
biilt und wenn, als Konsequenz daraus, die politische, konstitutionelle Form des Rechts
nicht mehr denselben strukturellen Bedingungen unterworfen gilt, denen sie im demokra-
tischen Konstitutionalismus unterworfen war, ist es gut moglich, dass die interne Sicht-
barkeit der Kontingenz rechtlicher Willensbildung zunehmend auf dem Spiel steht und
verloren gehen kann. Aus diesem Grund macht es Sinn, wenn Martti Koskenniemi vom
Auftauchen eines ,jneuen™ alten Regimes fragmentierter funktionaler Rechtsregime
spricht, in denen die Expertenherrschaft dominiert. Tatsdchlich ist diese Idee nicht der
Beschreibung einer neuen Art von Absolutismus fremd, der sich in Form entterritoriali-
sierter Regime zeigt, die auf der fragmentierten Herrschaft eines immer nur fachspezifi-
schen Wahrheitsanspruchs beruhen, den technische Einrichtungen geltend machen.

Die politischen Auseinandersetzungen, die im transnationalen Recht ausgetragen
werden, sollten jedoch stérker theoretisch in den Blick genommen werden. Sich nur auf
die Annahme zu verlassen, dass die wichtigste Aufgabe eines kritischen Rechtsdenkens
darin besteht, kontrahegemoniale Techniken gegen die immer mehr an Einfluss gewin-
nende Expertenherrschaft zu ersinnen, kann in vielfacher Hinsicht irrefithrend sein. Es ist
nur schwer vorstellbar, dass die politischen Auseinandersetzungen in der transnationalen
Governance als ,Politik der Neudefinition® aufgefasst werden. Dass es Kdmpfe um die
Vorherrschaft in der Sprache des transnationalen Rechts gibt, bedeutet nicht zwingend,
dass die fragmentierten Regime transnationaler Governance in der Sprache kollektiver
Konflikte politisiert werden konnen.

Wenn man auf die Formen heutiger Governance auf globaler und transnationaler
Ebene schaut, fillt es nicht schwer, pessimistisch zu werden angesichts der Moglichkeit,
die dortigen fragmentierten Rechtsregime tatséchlich zu verdndern und zu politisieren.
Wenn man andererseits die gesellschaftlichen Bedingungen der politischen Konstitutiona-
lisierung rekonstruiert, wie ich es anhand von Leforts Arbeit versucht habe, scheint es der
Fall zu sein, dass die Abwesenheit eines globalen Konstitutionalismus notwendigerweise
die Entdifferenzierung des Rechts impliziert, ndmlich in einer irgendwie gearteten form-
losen und fragmentierten Management-Ordnung, die eine einfache Beute fiir private Inte-
ressen wird, sobald diese die Sprache der Governance sprechen. Vielleicht sollten die
Auseinandersetzungen um die Vorherrschaft {iber die transnationale Sprache des Rechts
weder als Krieg der Disziplinen (bei der das 6ffentliche internationale Recht die Rolle des
Universellen im Sinne eines ,Kantischen® konstitutionellen mindsets spielen und der Par-
tikularitdt der unterschiedlichen managerial mindsets gegeniiberstehen wiirde) noch als
Kampfe um die konstitutionelle Sprache des transnationalen Rechts beschrieben werden.
Es konnte vielmehr der Fall sein, dass die beste Beschreibung einer neuen Politik des
transnationalen Rechts diejenige ist, welche die Notwendigkeit seiner Demokratisierung
widerspiegelt. Wie Andreas Fischer-Lescano und Sonja Buckel paradoxerweise zeigen,
miissen die politischen Auseinandersetzungen in der Welt die Sprache des Rechts mit den
in rechtlicher Hinsicht kreativen gesellschaftlichen Bewegungen verbinden, welche die
einzige Kraft darstellen, die das transnationale Recht zur Aufnahme neuer Formen politi-
scher Inklusion bewegen kann (Fischer-Lescano 2009: 450—452). Diese sollte jedoch
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nicht als Auseinandersetzung um die Universalisierung einiger ,&sthetischer Urteile
missverstanden werden, die partikulare Formen des Leids so verallgemeinern konnten, als
wiren sie nun nachtriglich kollektiv erfahrbar. Auch wenn es philosophisch méglich
klingt, das Partikuldre &dsthetisch in das Universelle zu verwandeln, kann die benotigte &s-
thetische Sprache nur unter hochst selektiven Bedingungen entstehen und ihre Wirksam-
keit beweisen: Auch die Vorstellung eines freien und universellen Verstdndnisses dstheti-
scher Schonheit hat ihre Wurzeln in der modernen Differenzierung eines freien kiinstleri-
schen Ausdrucks, der ebenfalls auf konstitutionellen und inkludierenden Rechten beruhen
muss. Anstelle auf solchen heterodoxen und abstrakten Hypothesen einer ubiquitiren Po-
litisierung der Gesellschaft zu insistieren, sollte die Rechtstheorie vielleicht zu jener insti-
tutionellen Ebene zuriickkehren, auf der politische Inklusion, partizipatorische Politik und
die rechtliche Institutionalisierung sozialer Konflikte ihre materielle Grundlage haben.

Die Politik des transnationalen Rechts wiirde nur dann sinnvoll sein, wenn sie auf die
institutionelle Ebene demokratischer Konstitutionalisierung konzentriert wire. Da es sehr
unwahrscheinlich ist, dass wir zu derjenigen institutionellen Demokratieform zuriickkeh-
ren werden, die wir aus dem Nationalstaat kennen, ist es eindeutig, dass eine der wichtigs-
ten praktischen und theoretischen Fragen heutzutage darin besteht, ob es der transnationa-
len Welt moglich sein wird, funktionale Aquivalente zur demokratischen politischen Ver-
fassung auf einer transnationalen Ebene zu entwickeln (Brunkhorst 2002: 203-218). Eine
transnationale Demokratie wére mit Sicherheit von der nationalen verschieden. Sie muss
jedoch in der Lage sein, iiber verfahrensrechtliche Wege der Willensbildung, welche stark
politisierten Formen gesellschaftlichen Konflikts und gesellschaftlicher Kritik unterliegen
koénnen, weite Bereiche der Gesellschaft einzuschlieB3en.
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Debatte

Im Wartesaal — Zu den beruflichen
Aussichten im Bereich Politische Theorie

Hubertus Buchstein / Tobias Miiller

Ob am Rande von Tagungen, auf dem Institutsflur oder beim Zusammensein mit Kaltge-
traink am Abend: Ein schier unerschopfliches Dauerthema fiir den wissenschaftlichen
Nachwuchs in der Politischen Theorie und Ideengeschichte sind die beruflichen Zu-
kunftsaussichten im Wissenschaftsbetrieb.! Wobei die Bezeichnung ,wissenschaftlicher
Nachwuchs® eine ebenso falsche wie beleidigende Etikettierung ist, die den Idiosynkrasi-
en des traditionellen deutschen Hochschulsystems geschuldet ist. Denn nicht wenige Zu-
gehorige dieses wissenschaftlichen ,Nachwuchses® haben ldngst Erfahrungen in der Wis-
senschaft von 15-20 Jahren auf dem Buckel und kiimmern sich zuhause um fast erwach-
sene Kinder. In welchem anderen Berufsfeld gilt es nicht als grobe Beleidigung, wenn
man jemanden, der das dreifigste Lebensjahr {iberschritten hat, als ,Nachwuchs* tituliert?
Zutreffender ist es, denjenigen, die nach der Promotion oder Habilitation wissen wollen,
ob und wie es mit ihnen beruflich in der Wissenschaft weiter gehen kann, einen anderen
Namen zu geben, der das Kafkaeske ihrer Situation zum Ausdruck bringt: Bewohnerinnen
und Bewohner des Wartesaals.

Der Wartesaal hat bekanntlich viele Rdume und Nischen, angenehme und weniger
angenehme, besser dotierte und schlechter ausgestattete, Ruhe und die Moglichkeit zur
konzentrierten Arbeit spendende sowie atemlose Betriebsamkeit fordernde, Eigenstindig-
keit und Freude bietende oder in ihren Hierarchien entwiirdigende: zeitlich begrenzte
Stellen als Wissenschaftliche Mitarbeiterin oder Wissenschaftlicher Mitarbeiter an Lehr-
stithlen, Stipendien, Forschungsprojektbeschéftigungen, Fellowships, Finanzierungen
iiber Exzellenzcluster; Beschéftigungsverhéltnisse aus Mitteln des Hochschulpaktes von
Bund und Landern, Juniorprofessuren, Arbeitsamtszwischenfinanzierungen, familidre Zu-

* Prof. Dr. Hubertus Buchstein, Universitat Greifswald
Kontakt: buchstei@uni-greifswald.de
Tobias Muller, M. A., Universitat Greifswald
Kontakt: muellert@uni-greifswald.de

1 Dieser Artikel basiert auf dem Beitrag der Verfasser ,,Drauflen, vor dem Institut — Ein Dialog iiber die
beruflichen Aussichten des wissenschaftlichen Nachwuchses im Bereich Politische Theorie® im theo-
rieblog vom 20. August 2014. Wir danken Rieke Trimcev fiir die Anregung, die Verwendung der We-
berschen Spielmetapher am Ende des Beitrages wieder in Richtung aktiver Handlungsstrategien zu off-
nen.
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wendungen, Auslandsaufenthalte, Anstellungen fiir Verwaltungstitigkeiten, Vertretungs-
anstellungen, Professuren auf Zeit, Verwaltungsanstellungen, Gastaufenthalte an For-
schungsinstituten — die institutionellen Mdglichkeiten, zumindest fiir einige Jahre im Wis-
senschaftsbetrieb unterzukommen, haben sich auch im Bereich der Politischen Theorie
und Ideengeschichte in den vergangenen zehn Jahren deutlich erhoht. Und erhoht hat sich
in der Wahrnehmung der Bewohnerinnen und Bewohnern des Wartesaals damit auch die
Zahl derjenigen, mit denen konkurriert wird, wenn es darum geht, den Saal in Richtung
einer Daueranstellung im Wissenschaftsbetrieb endlich zu verlassen. Die Wartezeit ist
begrenzt. Die abstruse ,Zwolfjahresregelung® des Wissenschaftszeitvertragsgesetzes 14sst
die innere Uhr ticken.

Nervos beobachten die Bewohnerinnen und Bewohner des Wartesaals sich gegensei-
tig und vergleichen ihre Leistungen, Strategien und Chancen. Wer findet fiir sich eine
neue Nische im Saal, die zumindest fiir einige Zeit weiter hoffen ldsst? Wer erhélt den er-
l6senden Ruf aus dem Wartesaal heraus auf eine der begehrten Lebenszeitanstellungen?
Und was ist eigentlich mit denen geschehen, die man schon ldnger nicht getroffen und
von denen man schon lénger keine Publikation mehr gesehen hat?

Anders als in den anderen Teilbereichen der Politikwissenschaft bedeutet Dauerstelle
im Bereich der Politischen Theorie und Ideengeschichte in der Regel eine Professur an
einer Universitdt. Es gibt in der Politischen Theorie nur wenige universitdre Dauerstellen
unterhalb der professoralen Ebene, keine Stellen fiir die Politische Theorie an Fachhoch-
schulen und auch die aulleruniversitiren sozialwissenschaftlichen Forschungsinstitute bie-
ten zwar Stellen fiir Politikwissenschaftlerinnen und -wissenschaftler aus vielen verschie-
denen Bereichen unseres Faches, aber nicht speziell mit dem Schwerpunkt Politische
Theorie und/oder Politische Ideengeschichte.

Habilitation, Hazard und Harakiri

Vor diesem Hintergrund ist es kaum iiberraschend, wenn die im Wissenschaftsbetrieb
prekér Beschiftigten diejenigen, die bereits eine reguldre Professur erlangt haben, danach
fragen, wie sie deren Aussichten einschétzen und was die besten Strategien seien, um
ebenfalls eine Professur im Bereich Politische Theorie und Ideengeschichte zu erlangen.
Ist es fur eine Karriere in Deutschland sinnvoll, weiterhin die traditionelle Habilitation
anzustreben? Oder ist es besser, ein international wahrgenommenes ,zweites Buch® zu
schreiben? Wie wirkt sich eine kumulative Habilitation oder gar Promotion auf spétere
Karrierechancen in der Wissenschaft aus? Stimmt es, dass in Berufungskommissionen
auch im Bereich der Politischen Theorie immer mehr auf die Anzahl international publi-
zierter Artikel in Peer-review-Zeitschriften Wert gelegt wird? Ist es Harakiri, fiir mehrere
Jahre ins Ausland zu gehen und sich von dort auf eine in Deutschland ausgeschriebene
Professur zu bewerben? Stimmt es, dass die DVPW-Sektion fiir Politische Theorie und
Ideengeschichte eine Art institutionelles Nadelohr ist, weil fast alle, die in den vergange-
nen fiinfzehn Jahren im Teilbereich eine Professur erlangt haben, zuvor auf Tagungen der
Sektion positiv aufgefallen sind? Diese und andere Fragen werden an die Generation der
derzeitigen professoralen Amtsinhaberinnen und -inhaber in der Erwartung gestellt, dass
sie — wer sonst? — das Erfolgsrezept am besten kennen miissten. Diese Erwartungen wer-
den dann zuweilen mit Gegenfragen gekontert: Warum glauben die Jiingeren, dass die Al-
teren das Erfolgsrezept wissen miissten, wenn doch die Hochschullandschaft erneut und
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permanent im Umbruch ist? Was sollen da die alten Rezepte? Mdglicherweise gibt es —
zumindest fiir den Bereich der Politischen Theorie und Ideengeschichte — gar kein solches
Erfolgsrezept? Guter Ratschlag ist ganz offensichtlich schwierig, wenn es kein solches
Rezept geben sollte.

Das aber wire dann in der Tat nichts wirklich Neues. Die Universititslaufbahn, so
hatte Max Weber schon in seinem zu vielen Gelegenheiten zitierten Vortrag Wissenschaft
als Beruf aus dem Jahre 1919 konstatiert, funktioniere in Deutschland wie ein Gliicks-
spiel, sei reiner ,,Hazard“. Die ,,Tiichtigkeit“ moge bei einer erfolgreichen Berufung auf
eine Professur zwar auch eine Rolle spielen, eine Garantie sei sie aber nicht. Fiir den er-
folgreichen Weg zur Professur gélte, so Weber (1951: 569), dass dort zwar ,,nicht nur der
Zufall herrscht, aber er herrscht doch in ungewohnlich hohem Grade. Ich kenne kaum ei-
ne Laufbahn auf Erden, wo er eine solche Rolle spielt™. Als Alternativmodell stellte We-
ber den gesicherteren beruflichen Werdegang eines Wissenschaftlers in den USA vor
(warnte diesbeziiglich aber auch vor damit notwendigerweise einhergehenden betriebsam-
biirokratischen Erstarrungen). Insofern wére das einzig Neue an der Ratlosigkeit der Fra-
genden, dass Webers Einschédtzung der Aussichten fiir eine erfolgreiche Universitétslauf-
bahn im deutschen Wissenschaftssystem auch nach fast hundert Jahren kaum etwas von
ihrer Aktualitit verloren hétte.

Selbstverstiandlich geht es bei universitdren Berufungsvorgéngen in allererster Linie
um die Eignung und Qualitit der Bewerberin oder des Bewerbers — mit dieser Anforde-
rung ist aber nicht viel mehr definiert als das Feld, auf dem das Kontingenzpotenzial, das
durch die Texte von Stellenausschreibungen, deren Interpretationsvarianten, der Zusam-
mensetzung der Berufungskommission, dem Bewerberfeld, der Gutachterauswahl oder
den Erwartungen von Fakultéits- und Universitétsleitungen erzeugt wird, erst zu seiner
vollen Entfaltung gelangt. Welche besonderen interdisziplindren ,Anschlussméglichkei-
ten‘ werden in der Stellenausschreibung von der/dem zukiinftigen Inhaberin oder Inhaber
gefordert? Welche thematischen Schwerpunkte finden sich in der Stellenausschreibung?
Welche innerdisziplindren Briicken miissen beschritten werden kdnnen? Aus welchem
Forderprogramm mit welchen sich daraus ergebenden spezifischen Anforderungen wird
die ausgeschriebene Stelle vorfinanziert? Vertreterinnen und Vertreter welcher Facher ar-
beiten in der Berufungskommission mit? Wie ist das Gutachterverfahren organisiert, wer
iibernimmt die entsprechenden Fachgutachten? Wie sehr mischen sich Hochschulleitung
und Ministerium in die Berufungsvorginge ein? Alle, die schon einmal intensiver an Be-
rufungsvorgingen fiir eine Professur beteiligt waren, konnen angesichts der Komplexitét
bundesdeutscher Berufungsverfahren Max Webers Hinweis auf die Macht des Zufalls nur
fiir wenige Ausnahmefille widersprechen.

Nun bietet der Hinweis auf das Wirken von Zufillen noch keinen konstruktiven An-
haltspunkt fiir die eigene erfolgreiche Strategiec auf dem Weg zur Professur. Wo die
Macht des Zufalls erkannt ist, bieten sich unterschiedliche Reaktionsmuster an, um sein
Gliick zu finden oder sich mit seinem Pech abzufinden. Machiavellis Phantasien tiber die
Gottin ,Fortuna“ als einer Frau, die geradezu eine perverse Lust dabei empfindet, grob
behandelt zu werden, stoft ob ihrer chauvinistischen und metaphysischen Pramissen heu-
te hochstens noch auf irritierte Resonanz (vgl. Miinkler 1984: 178—179). Im Sinne von
Niklas Luhmann oder Herrmann Liibbe bietet die Abhdngigkeit vom Zufall hingegen ei-
nen reichhaltigen Nédhrboden fiir verschiedene Strategien der Kontingenzbewiltigung, die
in Extremfdllen bis zu einer religiés anmutenden Schicksalsergebenheit oder Verschwo-
rungstheorien reichen konnen. Gewiefte Teilnehmende am Roulettetisch und in der
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Spieltheorie Versierte reagieren auf das Wissen um zufallsbedingte Faktoren anders. Sie
versuchen sich niichtern an einer Berechnung von Wahrscheinlichkeiten. Ihre Frage lau-
tet: Wie groB ist die Chance, wie grof} ist die Wahrscheinlichkeit, in den kommenden Jah-
ren eine Professur im Bereich der Politischen Theorie und Ideengeschichte zu erlangen?

Die Etablierung des Teilbereichs Politische Theorie und
Ideengeschichte

Um eine solche Berechnung serids durchfiihren zu konnen, bedarf es genauer Zahlenwerte.
Auf der Nachfrageseite muss die Anzahl der auf absehbare Zeit wahrscheinlich frei wer-
denden Professuren bekannt sein, also solcher Professuren, deren Inhaberinnen und Inhaber
altersbedingt in den Ruhestand gehen und die darauthin aller Wahrscheinlichkeit nach neu
ausgeschrieben werden. Auf der Angebotsseite benotigt man die Anzahl der formal eben-
falls qualifizierten Mitbewerberinnen und Mitbewerber fiir eine solche Stelle — also all die-
jenigen, die habilitiert sind oder habilitationsaddquate Leistungen vorweisen konnen.

Im theorieblog gibt es eine (mittlerweile etwas veraltete) Auflistung aller Professo-
rinnen und Professoren fiir Politische Theorie und Ideengeschichte im deutschsprachigen
Raum (also inklusive der Schweiz und Osterreich).” Bereits 2011 hatte Michael Th. Gre-
ven in einem Kommentarbeitrag zum theorieblog bemingelt,” dass mit dieser Liste der
falsche Eindruck entstehen kann, die Politische Theorie sei personell breit aufgestellt.
Denn die Auflistung enthélt eine Reihe von Namen von Kolleginnen und Kollegen an
Universititen aus anderen Fachdisziplinen, sodass sich die Zahl um mehr als die Hélfte
reduziert, sobald man gezielt nur nach Professuren im Fach Politikwissenschaft sucht. Die
anderen aufgelisteten Professuren finden sich in den Fachern Philosophie, Rechtswissen-
schaft, Geschichtswissenschaft, Soziologie oder anderen Kulturwissenschaften, deren
Stelleninhaberinnen oder Stelleninhaber ausweislich ihrer Forschungen mehr oder weni-
ger enge Verbindungen zur Politischen Theorie und Ideengeschichte haben, deren Stellen
aber nicht als solche denominiert sind.

Dabei steht die Politische Theorie auf professoraler Ebene im Hinblick auf ihre per-
sonelle Stérke auch innerhalb der bundesdeutschen Politikwissenschaft nicht schlecht da.
Das Fach hat sich in der Bundesrepublik in den vergangenen 65 Jahren personell rasant
entwickelt, und mit ihr der Teilbereich Politische Theorie und Ideengeschichte:

2 Die Auflistung findet sich im theorieblog in der Rubrik ,,Professuren fiir Politische Theorie und Philoso-
phie im deutschsprachigen Raum* (letzter Aufruf am 6. September 2015).

3 Vgl Michael Th. Greven, Kommentar vom 3. April 2011 in der Kommentarzeile zur Rubrik ,,Professu-
ren fiir Politische Theorie und Philosophie im deutschsprachigen Raum® (letzter Aufruf am 6. September
2015).
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Ubersicht: Die professorale Kopfstirke des Faches und Professuren im Teilgebiet
Politische Theorie®

Jahr Professuren gesamt Professuren Prozentangabe
des Teilgebiets

1949 0

1954 8

1959 21

1964 51

1969 81 11 13,6
1979 268 33 12,3
1989 313 38 12,1
1999 354 49 13,9
2009 362 52 14,4
2014 384 53 13,8

Es gibt keine andere sozialwissenschaftliche Disziplin, die nach 1945 in der Bundesre-
publik5 auf eine derartige Erfolgsgeschichte zuriickblicken kann (vgl. Behrmann 2006).
Das Teilgebiet der Politischen Theorie und Ideengeschichte, das nach dem DFG-
Gutachten von M. Rainer Lepsius (1961) seit Mitte der 1960er Jahre flichendeckend
etabliert wurde, profitierte von Anfang an von dieser Expansion. Damit wurde zugleich
anerkannt, dass die Politische Theorie und Ideengeschichte einen eigenstindigen Theorie-
anspruch neben den diversen ,Bereichstheorien‘ in den anderen Teilgebieten des Faches
erhebt (vgl. Gohler et al. 2009).

Politische Theorie in diesem Sinne befasst sich mit den Grundlagen, auf denen die so-
zialwissenschaftlich orientierte, theoriegeleitete Forschung in der Politikwissenschaft auf-
baut. Zu diesem Zweck analysiert sie die Modelle, Begriffe und das Vokabular, mit denen
politische Phédnomene systematisch erfasst werden, erschlieit die jeweils dabei zugrunde
liegenden historischen Erfahrungs-, Denk- und Erwartungshorizonte und diskutiert die
normativen Begriindungen fiir politische Ordnungsvorstellungen (vgl. Buchstein 2015).

Heute ist die Politische Theorie an fast allen der insgesamt 69 universitéren Standorte
des Faches Politikwissenschaft in Deutschland als eigensténdiges Teilgebiet im Studien-
programm und personell fest verankert.

Die Bedeutung und Rolle der Politischen Theorie und Ideengeschichte war in ihrer
bisherigen 65-jdhrigen bundesdeutschen Fachhistorie selten unbestritten. Das Teilgebiet
musste seinen Platz im Fach stets neu behaupten. Mit den anderen Teildisziplinen steht
die Politische Theorie in einem wechselhaften Verhiltnis von Konkurrenz und Kooperati-
on. Allerdings ist der Wechsel von einem Teilgebiet zum anderen angesichts der hoch-
gradigen Spezialisierung vieler Forschungsfelder heute sehr viel schwieriger zu bewerk-
stelligen als vor dreiflig oder zwanzig Jahren, wodurch eine weitere berufliche Aus-
weichoption innerhalb des Wissenschaftsbetriebes verschwunden ist. Die periodisch auf-
flackernden Krisendebatten sollten dennoch niemanden, der ein besonderes Interesse an
der Politischen Theorie hat, in die Resignation treiben; es gibt nun einmal keinen Arten-
schutz fiir akademische Teildisziplinen, sondern wissenschaftliche Felder miissen sich
fortlaufend um Anerkennung bemiihen und immer wieder neue Antworten auf neue Ent-

4  Die Angaben basieren auf Arendes/Buchstein (2004: 25), Arendes (2005: 134, 194) sowie eigenen Re-
cherchen und Berechnungen (Stand: 13. Juni 2014).

5 Zur deutlich langsameren Entwicklung des Faches in der Schweiz und Osterreich und dem geringeren An-
teil der Politischen Theorie in den beiden Landern vergleiche die Beitrdge in Klingemann (2007).
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wicklungen geben. Diesen Anerkennungsdruck spiiren andere Teildisziplinen im Fach
zum Teil noch heftiger. Die gegenwirtigen Globalisierungs- beziehungsweise Denationa-
lisierungsprozesse iiberschreiten den traditionell nationalstaatlich organisierten Geltungs-
raum politischer Institutionen und fordern damit die traditionellen Teilgebiete ,Politi-
sches System der Bundesrepublik‘, ,Vergleichende Politikwissenschaft® und ,Internatio-
nale Politik® in ihren traditionellen inhaltlichen Feldern und Abgrenzungen auf noch
grundlegendere Weise heraus (vgl. Hay 2010).

Teilbereichsdemographie

Aus disziplinhistorischer Sicht kann der Teilbereich Politische Theorie und Ideenge-
schichte somit auf eine insgesamt imponierende Bilanz blicken. Die Anzahl der an bun-
desdeutschen Universititen im Teilbereich Politische Theorie titigen Professorinnen und
Professoren ist derzeit sogar so gro3 wie nie zuvor. Und wenn man zu den Professuren die
Wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter auf den unterschiedlichen Qualifika-
tionsstufen, die (an zwei Handen abzihlbaren) Akademischen Rite, die Wissenschaftli-
chen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den Drittmittelprojekten, die derzeit aus Mitteln
des Hochschulpaktes finanzierten Lehrenden sowie die iliber Exzellenzférderungsmali-
nahmen Finanzierten hinzurechnet, dann gelangt man im Fach Politikwissenschaft nach
Durchsicht der Institutsangaben im Uberschlag grob geschitzt auf eine Gesamtzahl von
etwa 250 gegenwirtig an bundesdeutschen Universititen Forschenden und Lehrenden fiir
den Bereich der Politischen Theorie und Ideengeschichte. Allen Kassandrarufen im Zuge
der Debatte iiber die Bologna-Reform zum Trotz — denen einer der beiden Koautoren die-
ses Beitrages eingeschlossen (vgl. Buchstein/Fietz 2007) — hat sich damit auch der pro-
portionale Stellenanteil der Politischen Theorie im gesamten Fach nur geringfiigig ver-
mindert.

In dieser fiir das Teilgebiet erfreulichen Stabilisierung schlagen sich nicht nur die
tempordren Sondermittel im Zuge des Hochschulpaktes sowie Stellenbesetzungen im
Rahmen des Frankfurter Exzellenzclusters ,,Die Herausbildung normativer Ordnungen®,
sondern auch der Ausbau der universitdren Lehramtsausbildung nieder. Dennoch ist es
keine ausgemachte Sache, dass das Teilgebiet Politische Theorie auch auf ldngere Sicht
die Umstellung der Studiengénge auf die Bologna-Normen unbeschadet {ibersteht. Hierfiir
diirfte insbesondere die — keineswegs erzwungene — Fokussierung auf die Praxistauglich-
keit der Bachelor- und Master-Studiengidnge verantwortlich sein, im Zuge derer die Ver-
treterinnen und Vertreter des Teilbereichs es oftmals nicht vermochten, die Politische
Theorie und Ideengeschichte in den Curricula der stirker anwendungsbezogenen Pro-
gramme fest zu verankern.

Die in der obigen Tabelle zum Ausdruck kommende momentane Stabilitét bietet auf
mittlere Sicht jedoch eine gewisse Sicherheit im Hinblick auf die zukiinftige universitire
Priasenz des Teilgebietes. Eine solche Prognose ergibt sich jedenfalls allein schon aus der
derzeitigen professoralen Altersstruktur: Fast die Hélfte der insgesamt 53 Professuren des
Teilgebiets (41 sind von Ménnern, 12 von Frauen besetzt) sind erst in der vergangenen De-
kade neu besetzt worden. Ein Grofiteil der Neuberufenen ist momentan jiinger als 50 Jahre.
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Ubersicht: Die Altersstruktur der Professorinnen und Professoren im Bereich Politische
Theorie®

Lebensalter: 45 und jiinger 46-50 51-55 5660 iiber 60 Jahre
Anzahl: 12 13 7 12 9

Was fiir den absehbaren Fortbestand des Teilbereichs zundchst wie eine gewisse Sicher-
heitsgarantie aussieht, transformiert sich aus der Perspektive der Wahrscheinlichkeitsbe-
rechnungen der Bewohnerinnen und Bewohner des Wartesaals in das genaue Gegenteil.
In den kommenden fiinf Jahren gehen lediglich neun Kolleginnen und Kollegen in Pensi-
on und mit Blick auf die Stellenpléne an den entsprechenden Instituten darf nicht davon
ausgegangen werden, dass wirklich jede der Positionen automatisch neu als Theoriestelle
ausgeschrieben wird. Auch wenn die Existenz des eigenstdndigen Teilbereiches Politische
Theorie also mittelfristig als gesichert angesehen werden kann, so sind die Perspektiven
fiir die momentan bereits Habilitierten oder eine Habilitation Anstrebenden in unserem
Teilgebiet keineswegs rosig: Im Durchschnitt werden in der kommenden Dekade pro Jahr
voraussichtlich lediglich ein bis zwei Professuren zur Neubesetzung ausgeschrieben wer-
den. Und damit wird die Aussicht, in eine beruflich abgesicherte Position in unserem
Teilgebiet zu gelangen, zu einem noch grofleren Vabanquespiel, als sie es bereits in der
Vergangenheit gewesen ist. Aus dieser erhohten Unsicherheit rithrt auch die Steigerung
der Nachfrage nach einem Patentrezept fiir die akademische Karriere.

Die mit diesen Zahlenwerten deutlich erkennbar werdenden Wahrscheinlichkeitsrela-
tionen’ sind nicht nur das Resultat eines universitiren ,Schweinezyklus¢ vergangener Jah-
re, sondern deuten unmissversténdlich darauf hin, dass dieser Zyklus nahezu ungebrochen
in eine neue Runde zu gehen droht. Selbst dort, wo, wie im Herbst 2015 an der Universi-
tit Bonn, Neubesetzungen aus Fordertopfen des Bundes vorgezogen werden, wird das
Gesamtbild dadurch nicht veréndert, weil es sich bei den vorgezogenen Besetzungen le-
diglich um einen Zeitraum von wenigen Jahren handelt.

Der Tabelle ist zu entnehmen, dass fast die Hélfte aller derzeitigen Professorinnen
und Professoren im Bereich Politische Theorie auf eine abgesicherte berufliche Perspekti-
ve von mehr als 20 Jahren bis zu ihrer dann verdienten Pensionierung blicken darf. Eine
dhnliche altersméBige Ballung gab es in der Politischen Theorie schon einmal vor 30 Jah-
ren als Folge der Berufungswelle in den 1970er Jahren. Sie hatte den Effekt, dass in den
1980er Jahren die Zahl der habilitierten Bewerberinnen und Bewerber auf eine Theorie-
professur die Zahl der ausgeschriebenen Stellen um ein Vielfaches iibertraf. Erst der Neu-
aufbau der Politikwissenschaft in den neuen Bundesldndern zu Beginn der 1990er bot ei-
nigen aus dem damaligen Wartesaal eine dauerhafte berufliche Position, sei es als
neue/neuer Stelleninhaberin oder Stelleninhaber oder als ,Nachriickende® auf einer frei
gewordenen Position im Westen (vgl. Lehmbruch 2003) — nachdem sie sich zuvor teil-
weise bis zu zwolf Jahren als Privatdozentin oder Privatdozent liber Wasser gehalten hat-
ten. Nicht wenige andere hatten zuvor nach mehr als einem Jahrzehnt als Vertretungspro-

6  Eigene Recherche und Berechnungen (Stand: 14. Juni 2014).

7  Eine informelle Umfrage von Hubertus Buchstein unter Kolleginnen und Kollegen, die in den vergange-
nen fiinf Jahren in Berufungsvorginge im Bereich der Politischen Theorie involviert waren, hat ergeben,
dass auf eine ausgeschriebene Professur im Durchschnitt 35-40 als serios einzuschitzende Bewerbungen
eingingen. Aus Griinden des Datenschutzes werden diese Angaben nicht ndher spezifiziert; aufgrund der
lediglich auf vertraulichen Gesprichen basierenden Datenerhebungsmethode sind sie zudem ohne Ge-
wihr.
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fessorin oder -professor oder arbeitslos gemeldete/r Privatdozentin oder Privatdozent aber
bereits aufgegeben und sich eine andere berufliche Perspektive gesucht.

Man benotigt schon eine gehdrige Portion Fantasie, um sich gegenwdértig ein dhnli-
ches ,Wunder® wie den neu entstandenen Arbeitsmarkt an den Universititen in den neu-
en Bundesldndern vorstellen zu kénnen. Und man benétigt eine gehorige Portion an
Kontingenzbewiltigungskompetenz, um aus einer solchen Vorstellung Antrieb fiir die
Arbeit am eigenen Fortkommen schopfen zu konnen. Niichtern betrachtet weist momen-
tan wenig auf ein vergleichbares Ereignis hin, welches einen neuerlichen Stellenboom
im Bereich der Politischen Theorie und Ideengeschichte in der Bundesrepublik auslésen
konnte.

Es gibt noch einen weiteren bedenklichen Aspekt der demographischen Kohortenbil-
dung im Teilbereich der Politischen Theorie. Er betrifft die inhaltliche Entwicklung des
Teilgebietes in den kommenden Jahren. Es muss aufgrund der Stellenstruktur damit ge-
rechnet werden, dass die meisten der momentan dominierenden theoretischen Selbstver-
standnisse auch in der ndheren Zukunft das Teilgebiet prigen werden. Denn Veridnderun-
gen und Innovationen finden erfahrungsgeméifl auch — manche sagen: gerade — in der Wis-
senschaft im Zuge von personellen Verdnderungen statt. Viele Debatten, so kdnnen wir
gerade aus der politischen Ideengeschichte lernen, sind deshalb entschieden und durch
neue Ideen inspiriert worden, weil ihre Kontrahentinnen und Kontrahenten von neuem
Personal abgelost wurden (vgl. Hirschman 1998). Eine Politische Theorie an den bundes-
deutschen Universitdten ohne groBere personelle Verdnderungen auf professoraler Ebene
konnte in den kommenden Jahren zu einer ziemlich langweiligen und iiberraschungsfreien
Angelegenheit werden. Sie wiirde zu einem business as usual und verlore unter eigensin-
nigen jungen Studierenden an Attraktivitét.

Es ist schwer einzuschéitzen, inwieweit die momentane Stellensituation auch der wis-
senschaftlichen Kreativitit der Bewohnerinnen und Bewohner des Wartesaals abtréglich ist.
Bei Gespriachen mit und unter jiingeren Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern entsteht
nicht selten der Eindruck, dass die inhaltliche Arbeit, das Streunen durchs Dickicht der Poli-
tischen Theorie (um von den hiigeligen, kaum tiberschaubaren Landschaften der Nachbar-
disziplinen zu schweigen), das Sich-Ausprobieren, kurz: das fiir die Wissenschaft unab-
dingbare trial and error hinter den behutsamen Bauarbeiten an den eigenen Stufen des Le-
benslaufs (,zeige mir deinen CV und ich sage dir, wer du bist*) zurlickbleibt. Sozialwissen-
schaftlerinnen und Sozialwissenschaftler diirfte nicht iiberraschen, dass institutionelle Struk-
turen und die damit einhergehenden Erwartungshorizonte einen regulativen Einfluss auf das
Verhalten der in diesen Strukturen Agierenden nehmen. Mit Blick auf die genannten Zah-
lenrelationen wére es geradezu striflich naiv, sich wihrend der gefiihlt unendlichen Reise
auf dem Weg zur Lebenszeitstelle nicht so aufzustellen, dass die Wahrscheinlichkeit, einen
(Lehr-)Stuhl zu ergattern, maximiert wiirde. Fiir die inhaltliche Fortentwicklung des Teilge-
biets wird ein solch individuell rationales Verhalten auf der kollektiven Ebene, so wie wir es
zur Geniige aus anderen sozialen Konstellationen kennen, vermutlich nicht unbedingt zu
den besten und rationalsten Ergebnissen fithren. Wenn die Bewohnerinnen und Bewohner
des Wartesaals um die gleiche knappe Wéhrung konkurrieren (Peer-review-Artikel oder
Publikationen im Allgemeinen, DAAD-geforderte Auslandsaufenthalte, DFG-Drittmittel
etc.), die am Ende die Voraussetzung dafiir ist, {iberhaupt um ebenso knappe Stellen vor-
sprechen zu diirfen, dann sind radikale Experimente nur bei denjenigen, die auf volles Risi-
ko spielen wollen, zu erwarten. Die meisten anderen werden vermutlich — mit einem riick-
versichernden Blick auf den vielbemiihten internationalen Diskussionsstand — auf fremde



Hubertus Buchstein, Tobias Muller: Im Wartesaal 249

Ziige aufspringen und bereits etablierte Forschungspfade breiter austrampeln. Auch diese
Aussicht ist fiir Innovationen im Teilbereich nicht gerade forderlich.

Die rationale Wahl von Spielvarianten

Insgesamt bietet sich ein paradox anmutendes Bild. Je komplexer Politik wird und je
mehr sich Politikwissenschaftlerinnen und Politikwissenschaftler in allen Teilbereichen in
ihrer Arbeit darum bemiihen, dieser steigenden Komplexitit auf theoretischer Ebene ge-
recht zu werden, desto wichtiger wird die Funktion einer Politischen Theorie, die diese
Ambitionen reflexiv begleitet. Um diese Reflexionsfunktionen ausiiben zu kénnen, kann
die Politische Theorie den Interessierten heute eine breite Palette bieten, von der Politi-
schen Philosophie iiber die Politische Ideen-, Begriffs- und Semantikgeschichte bis hin
zur Wissenschaftstheorie und -politologie. Auf der anderen Seite sind die statistischen
Chancen der einzelnen Bewerberinnen und Bewerber fiir Professuren im Bereich der Poli-
tischen Theorie und Ideengeschichte so schlecht wie zuletzt in den 1980er Jahren, was
dem Innovationspotenzial im Teilbereich, wie dargelegt, nicht zutraglich sein diirfte.

Einen individuellen Ausweg bietet die Bewerbung auf einen Arbeitsplatz auf dem in-
ternationalen akademischen Markt, was einigen auch mit Bravour gelungen ist. Auch
wenn im Wissenschaftsbetrieb des angelsdchsischen Raumes derzeit viel im Argen liegt,
so bietet das dortige System mit seinen Tenure-Track- und Lecturer-Stellen fiir jiingere
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler ein besseres Arbeitsumfeld, als die Sekt-oder-
Selters-Situation hierzulande. Um diese zu iiberwinden, misste das iiberkommene feudale
Universitdtssystem griindlich umgebaut werden. Die von vielen in der DVPW unterstiitzte
Petition der Initiative ,,Wissenschaft als Beruf — fiir bessere Beschiftigungsbedingungen
und planbare Perspektiven” vom Dezember 2014 zielt im Kern auf eine solche Verdnde-
rung der universitdren Stellenstruktur. Doch mit einer ihren Namen wirklich verdienenden
Reform in diese Richtung wird schon aufgrund vieler um ihre Privilegien flirchtenden
Professorinnen und Professoren auf absehbare Zeit nicht zu rechnen sein. Bei vielen
frisch Berufenen setzt offenbar unmittelbar nach Dienstantritt so etwas wie eine ,Blitz-
vergreisung® ein, die dazu fiihrt, dass man all das, was man im Wartesaal im Hinblick auf
den nétigen Umbau der Universitéten in Deutschland noch fiir gut und richtig befand, auf
einmal fiir wertlos und nichtig erklért.

Fiir diejenigen, denen der berufliche Weg ins Ausland aus familiiren oder anderen
Griinden verbaut ist, gibt es angesichts der mittelfristig diisteren Perspektiven fiir eine Dauer-
anstellung im bundesdeutschen Universititsbetrieb wenig Trost. Diejenigen, die aus wohl-
habenderen Elternhdusern stammen, konnen ldnger durchhalten als diejenigen, fiir die der
Weg zur Professur einen sozialen Aufstieg gegeniiber ihrer sozialen Herkunft bedeutet hét-
te; das — so kann weiter spekuliert werden — bliebe vermutlich auch nicht ohne Auswirkun-
gen auf die thematischen Schwerpunkte und inhaltlichen Positionierungen im Teilbereich.

Vielleicht lohnt angesichts dieser Situation fiir auf Kontrolle und Planung ihres aka-
demischen Lebenslaufs bedachte Menschen ein modifizierter Riickgriff auf das Weber-
sche Bild vom Gliickspiel: Den Kontrollmdglichkeiten sind beim Hazard von vornherein
klare Grenzen gesetzt. Wer sich an den Roulette-Tisch setzt, mag zwar genau zu berech-
nen trachten, wie hoch die Wahrscheinlichkeiten fiir ein Plein, Douzaine oder Cheval je-
weils sind. Man kann sich angesichts der geltenden Regeln jedoch nicht dazu entschlie-
Ben, mit fiinf Kugeln zu spielen. Ebenso wenig wird es mdglich sein, den eigenen Weg
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zur Professur am Reifibrett erfolgreich zu planen. Was bleibt, ist der ebenso niichterne
wie notorische Hinweis darauf, nicht alles auf die eine Karte beziehungsweise Zahl ,Wis-
senschaft® zu setzen, sondern sich rechtzeitig um einen beruflichen ,Plan B¢ zu kiimmern.

Eine solche ,gemischte Strategie’ mag im Ergebnis sogar eine emotional entlastende
Funktion ausiiben und kreative wissenschaftliche Kréfte freisetzen, die beim &ngstlichen
Starren auf die Schlange mit dem Namen ,Professur® ansonsten nicht geweckt wiirden. Es
gibt Ziele und Zielzustinde im menschlichen Leben, die sich durch direkte Strategien
kaum erreichen lassen. Der Schlaf ist ein solches Beispiel: Schlaflosigkeit durch den blo-
Ben Willen tiberwinden zu wollen, ist zum Scheitern verurteilt. Veteranen der Schlaflo-
sigkeit wissen, dass das Einschlafen erst dann gelingt, wenn man aufgehort hat, krampf-
haft dariiber nachzudenken, dass man unbedingt einschlafen will und damit zu hadern, es
immer noch nicht geschafft zu haben. Moglicherweise aber ist der ,Schlaf® im Zusam-
menhang mit dem Thema Professur ein nicht so passendes Beispiel. Andere Beispiele fiir
ein solches Wollen eines Zielzustandes, der durch direkte Strategien nicht erreicht werden
kann, sind die Authentizitdt, also das geplante Vorhaben, natiirlich zu werden oder die
Spontanitit (vgl. Elster 1987: 143 ff.). Moglicherweise besteht der erfolgreichste Weg zur
Professur im Bereich der Politischen Theorie und Ideengeschichte angesichts der momen-
tanen teilbereichsspezifischen Demografie aus Etappen, die sich in dhnlicher Weise einer
direkten Strategiewahl schlicht entziehen.

Besser jedoch ist es, es mit dem von Max Weber gewéhlten Vergleich mit dem Ha-
zard an dieser Stelle nicht zu libertreiben. Denn anders als beim Roulette sind die Spielre-
geln beim Spiel um die Professur vage und miissen haufig erst mithsam verstanden wer-
den, wobei es dann wiederum einen nicht unerheblichen Bereich an Interpretationsspiel-
raum gibt. Auch stehen die Regeln beim Spiel um die Professur nicht ein fiir alle Mal fest,
sondern befinden sich wihrend des laufenden Spiels im steten Umbruch. Einzelne Spiel-
ziige konnen nicht nur die bisherigen Wahrscheinlichkeiten, sondern sie konnen die Re-
geln verdndern. Das universitdre Spiel dhnelt eher einem aus Feedbackschleifen lernenden
Computerspiel als dem starren Reglement im Kasino oder beim Schach und Poker.

Wer also beim strategischen Spiel um die Professur allein auf gegebene Wahrscheinlich-
keiten setzt und diese dann zum Passepartout der ihm oder ihr verbliebenen Handlungsoptio-
nen macht, {iberldsst das innovative Potenzial der Spielziige von vornherein den anderen Be-
teiligten. Denjenigen, die im festen Glauben an einmal erkannte Spielregeln agieren, kann
dies sogar zum Nachteil gereichen und sie sehen sich auf einmal kalt ausgespielt. Anders als
bei der Zufalls- und Kontingenzerfahrung, der wir uns mit der Einwilligung in die Regeln am
Roulettetisch aussetzen, griindet der Kontingenzraum solcher Computerspiele auf Codes, die
zumindest teilweise durch die eigene Aktivitét korrigiert werden konnen.

Es mag auf die im Wartesaal laut werdenden Beforderungsfragen keine sichere Ant-
wort geben; aber es gibt die Mdglichkeit — und damit wohl oder iibel auch die eigene Ver-
antwortung — den Code ,Kontingenz‘ in den Wettstreit um die Universitétslaufbahn so
einzubauen, dass er etwas weniger als blole Unsicherheit und etwas mehr als Handlungs-
chance erfahren wird.
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Debatte

Was ist flr die Politische Theorie wichtig?

Eine Umfrage zur Berufungspraxis in der Politischen
Theorie

Paula Diehl’

Einleitung

Im Herbst 2014 hat sich innerhalb der Theorie-Sektion eine lebendige Diskussion zur Si-
tuation der Politischen Theorie und ihres akademischen Nachwuchses in der Politikwis-
senschaft entwickelt. Ausgeldst wurde diese Diskussion durch einen Dialog zwischen
Hubertus Buchstein und Tobias Miiller, der im Theorieblog verdffentlicht wurde und ih-
rem hier verdffentlichten Beitrag zugrunde liegt. In Reaktion auf diesen Dialog wurde ei-
ne kleine Umfrage durchgefiihrt, bei der es darum ging, die Erfahrungen von Politischen
Theoretikerinnen und Theoretikern als Mitglieder in Berufungskommissionen zur Beset-
zung von Professuren fiir Politische Theorie abzufragen. Dabei interessierte insbesondere,
ob und gegebenenfalls wie sich die Erwartungen an exzellente Bewerberinnen und Be-
werber bei Vertretern aus der Politischen Theorie von den Vertretern anderer politikwis-
senschaftlicher Subdisziplinen sowie anderer Disziplinen unterscheiden. Die gewonnenen
Eindriicke diirften nicht nur die von Hubertus Buchstein und Tobias Miiller beschriebe-
nen sogenannten ,,Bewohner des Wartesaals®, also die Nachwuchswissenschaftlerinnen
und -wissenschaftler, interessieren, sondern auch die etablierten Vertreterinnen und Ver-
treter der Politischen Theorie, da es dabei um mehr geht als individuelle Strategien des
Uberlebens im hektischen und kalten Wartesaal. Die gewonnenen Eindriicke zum Funkti-
onieren interdisziplindrer Berufungskommissionen fiir die Besetzung von Professuren der
Politischen Theorie dienen auch der Reflexion iiber die eigene Positionierung der Politi-
schen Theorie als Ganzes. Dabei ging es nicht um eine systematische Befragung aller Po-
litikwissenschaftlerinnen und -wissenschaftler, sondern um die Sammlung von Eindrii-
cken der Politischen Theoretikerinnen und -theoretikern. Die Fragen, die damit aufgewor-
fen werden, betreffen die Entwicklung der Politischen Theorie innerhalb der Politikwis-
senschaft, ihre eigenen Evaluationskriterien und Arbeitsweisen sowie ihre Beziehung zu
anderen Subdisziplinen und Disziplinen. Sie lassen durchscheinen, dass Forschungs- und
Publikationsverhalten der Politischen Theorie anders ablaufen als in den mehr empirisch
statt theoretisch forschenden Subdisziplinen des Faches und legen nahe, dass es sich loh-
nen wiirde, liber diese Wege und die eigene Positionierung als Subdisziplin der Politik-
wissenschaft nachzudenken.

* PD Dr. Paula Diehl, Humboldt-Universitat zu Berlin
Kontakt: diehlpau@cms.hu-berlin.de
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Zur Umfrage

Die Umfrage wurde durch die Sektion ,,Pohtlsche Theorie und Ideengeschichte” in der
DVPW initiiert. Sie erfolgte online und anonym. ! Zur Teilnahme aufgerufen waren alle
Vertreterinnen und Vertreter der Politischen Theorie auf professoraler Ebene und aus dem
Mittelbau, die in der Vergangenheit als Mitglied einer Berufungskommission fiir eine
Professur fiir Politische Theorie aufgetreten sind. Es beteiligten sich 22 Personen.”

Die Umfrage gliederte sich in zwei Abschnitte. Im ersten Teil wurde nach den eige-
nen entscheidenden Kriterien zur Berufung einer Professur fiir Politische Theorie aus
Sicht einer ebensolchen Theoretikerin beziechungsweise eines Theoretikers gefragt (inter-
ne Perspektive). Im zweiten Abschnitt wiederholten sich die Fragen, diesmal sollten die
Teilnehmerinnen und Teilnehmer aber nicht ihre eigenen Kriterien darstellen, sondern die
Kriterien wiedergeben, die sie bei den Kommissionsmitgliedern anderer Disziplinen und
Subdisziplinen beobachtet haben (externe Perspektive).

Zunichst wurde danach gefragt, welches, aus Sicht der Politischen Theorie, die wich-
tigsten zu erwarteten Leistungen und Fahigkeiten der Bewerberinnen und Bewerber be-
ziiglich der Art von Publikation, Drittmitteleinwerbung und Lehrerfahrung seien. Zu ge-
wichten gab es folgende Optionen: 1) Monografien, 2) Zahl der Aufsitze allgemein, 3) Peer-
Review-Journals, 4) Zeitungsartikel, 5) Einwerbung von Drittmitteln und 6) Lehrerfah-
rung (vgl. Tabelle 1).

sehr wichtig eher weniger | unwichtig gesamt
wichtig wichtig wichtig
Monografien 16 4 1 1 0 22
Zahl der Aufsitze allgemein 3 9 7 3 0 22
Peer-Review- Journals 5 8 6 3 0 21
Zeitungsartikel 0 1 2 9 9 22
Anwerbung von Drittmitteln 2 7 10 3 0 22
Lehrerfahrung 1 14 4 3 0 22

Tabelle I: wichtigste Leistungen aus interner Perspektive

Als eindeutiges Ergebnis ist hier der groBe Stellenwert von ,,Monografien” zu sehen, 16
von 22 Beteiligten stuften sie als ,,sehr wichtig® ein. Ver6ffentlichungen in ,,Peer-Review-
Journals* wurden dagegen zwar immerhin als ,,wichtig® (8 von 22) und ,,eher wichtig* (6
von 22) eingestuft, schienen aber im Vergleich zu Monografien keineswegs dieselbe Be-
deutung zu haben. Von durchschnittlicher Bedeutung war auch die Lehre. 14 von 22 Be-
fragten erkannten sie als ,,wichtig®™, jedoch nur einer davon als ,,sehr wichtig®. Die Ein-
werbung von Drittmitteln spielt ebenfalls eine wichtige Rolle. Zeitungsartikel dagegen
spielen keine nennenswerte Rolle bei Berufungen.

1 Fir die Umfrage wurde das Online-Umfrage-Tool Survey Monkey verwendet.
Diese Zahl erscheint zunichst gering. Dabei muss jedoch beriicksichtigt werden, dass die Umfrage auf-
grund von technischen Schwierigkeiten wiederholt werden musste. 22 Personen beteiligten sich erneut.
Das Ergebnis wird zudem durch die niedrige Zahl der Ausschreibungen solcher Stellen — durchschnittlich
1,5 Stellen pro Jahr — und die Gesamtzahl der Professuren fiir Politische Theorie in Deutschland (53, ver-
gleiche den Beitrag von Buchstein und Miiller in diesem Heft) relativiert.
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Im Anschluss daran wurde nach der Bedeutung von Internationalitdt und Anschluss-
fahigkeit zu anderen Disziplinen ebenfalls aus der Sicht der Politiktheoretikerinnen und -
theoretikern gefragt. Auch hier gab es fiinf Optionen zu bewerten: 1) internationale Ver-
netzung, 2) Teilnahme an internationalen Tagungen, 3) internationale Publikationen, 4)
Anschluss an andere Disziplinen, 5) Interdisziplinaritét (vgl. Tabelle 2). Mit dem Faktor
»internationale Vernetzung® wurde bewusst auch ein Kriterium eingefiihrt, das explizit
nicht quantifiziert wurde. Ohne Spezifizierung wirkt diese Option in der Umfrage deshalb
als subjektiver Eindruck, dies war so intendiert.

sehr wichtig eher weniger | unwichtig | gesamt
wichtig wichtig wichtig
internationale Vernetzung 4 11 5 0 0 22
internationale Tagungen 3 7 7 1 1 22
internationale Publikation 4 10 7 0 0 22
Anschluss an andere Disziplinen 6 1 1 1 21
Interdisziplinaritét 3 5 4 1 1 22

Tabelle 2: Internationalitdt und Anschlussfihigkeit zu anderen Disziplinen aus interner
Perspektive

Alle drei Internationalititskriterien — Vernetzung, Tagungen und Publikationen — wurden
selten als ,,sehr wichtig™ eingestuft, jedoch oft als ,,wichtig und ,,eher wichtig®. Der An-
schluss an andere Disziplinen fiel nur unwesentlich mehr ins Gewicht. Auch Interdiszipli-
naritét scheint keine entscheidende Bedeutung fiir die Berufung auf eine Professur fiir Po-
litische Theorie zu haben, nur drei von 22 schitzen sie als ,,sehr wichtig® ein.

Interessant wird es, wenn man die Praferenzen der Politischen Theoretikerinnen und
Theoretiker mit den wahrgenommenen Préferenzen derjenigen vergleicht, die aus anderen
politikwissenschaftlichen Subdisziplinen und Disziplinen kommen (vgl. Tabelle 3).

sehr wichtig eher weniger | unwichtig gesamt
wichtig wichtig wichtig
Monografien 3 7 4 6 0 20
Zahl der Aufsitze allgemein 1 9 7 3 1 21
Peer-Review- Journals 13 7 0 1 0 21
Zeitungsartikel 0 1 2 5 12 20
Anwerbung von Drittmitteln 13 5 2 1 0 21
Lehrerfahrung 3 8 2 8 0 21

Tabelle 3: wichtigste Leistungen aus externer Perspektive

Auf Grundlage ihrer Erfahrungen glauben die Befragten, dass fiir die Vertreterinnen und
Vertreter anderer Subdisziplinen der Politikwissenschaft und anderer Disziplinen die Mo-
nografien keine grof8e Rolle spielen. Umgekehrt verhilt es sich mit Publikationen in
»Peer-Review-Journals* und ,,Einwerbung von Drittmitteln®, die die nicht aus der Politi-
schen Theorie kommenden Kommissionsmitglieder aus Sicht von mehr als die Hélfte der
Befragten als ,,sehr wichtig* einstufen.
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sehr wichtig eher weniger | unwichtig | gesamt
wichtig wichtig wichtig
internationale Vernetzung 8 6 3 4 0 21
internationale Tagungen 3 7 6 3 2 21
Internationale Publikation 12 6 1 1 0 20
Anschluss an andere Disziplinen 8 6 4 2 1 21
Interdisziplinaritdt 5 5 10 0 20

Tabelle 4. Internationalitdt und Anschlussfihigkeit zu anderen Disziplinen aus externer
Perspektive

Der Eindruck, dass Vertreterinnen und Vertreter anderer politikwissenschaftlicher Sub-
disziplinen und Disziplinen Bewerbungen anders bewerten, wiederholt sich auch beim
Punkt ,Internationalitdt’ und ,Anschlussfihigkeit’ an andere Disziplinen (vgl. Tabelle 4).
8 von 21 Befragten gehen davon aus, dass fiir nicht politiktheoretische Kommissionsmit-
glieder die internationale Vernetzung ,,sehr wichtig™ sei. Zwar teilen nur 4 von 22 der be-
fragten Politischen Theoretikerinnen und Theoretiker diese Sicht, doch 11 der Befragten
hatten das Kriterium der internationalen Vernetzung fiir ,,wichtig™ erachtet. GroBere Un-
terschiede zeigen sich bei der Relevanz von internationalen Publikationen. Mehr als die
Halfte der Befragten (12 von 20), geht davon aus, dass Kommissionsmitglieder aus ande-
ren Subdisziplinen des Faches und aus anderen Disziplinen internationalen Publikationen
einen hoheren Stellenwert geben als sie selbst — aus Sicht der Politischen Theorie hielten
nur 4 Teilnehmerinnen und Teilnehmer diese fiir ,,sehr wichtig®.

Um die Unterschiede zwischen den eigenen politiktheoretischen Kriterien und den
aus externer Perspektive wahrgenommenen Kriterien der anderen Subdisziplinen des
Fachs und anderer Disziplinen im Rahmen einer gemischten Berufungskommission zu
verdeutlichen, folgt hier noch einmal einen Gegeniiberstellung der Mittelwerte:

Vergleich der Erwartungen von PolitiktheoretikerInnen
und Kommission
Fahigkeiten und Leistungen
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Nimmt man als MafBstab nicht den Mittelwert, sondern nur die Posten, die mit ,,sehr wich-
tig* angekreuzt wurden, werden die Unterschiede noch dramatischer:

"sehr wichtige" Bewerbungskriterien im
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Schlussfolgerung

Es gibt zumindest aus der Perspektive der Politischen Theoretikerinnen und Theoretiker
zwischen der Politischen Theorie einerseits und den Subdisziplinen des Faches sowie an-
deren Disziplinen andererseits groBe Diskrepanzen hinsichtlich der Kriterien, die exzel-
lente Bewerberinnen und Bewerber auf Professuren fiir Politische Theorie erfiillen miis-
sen. Sie betreffen vor allem den Status von Monografien und begutachteten Artikeln, aber
auch Internationalitdt und Drittmittel. Wie es tatséchlich fiir die Bewerberinnen und Be-
werber ausgeht, hingt immer von multiplen Faktoren ab (vergleiche den Beitrag von
Buchstein und Miiller in diesem Heft). Als Orientierungsinstrument fiir das Verhalten im
Wartesaal eignet sich diese Umfrage allein deswegen schon nicht. Schaut man sich die
Profile der Neuberufenen in den letzten Jahren an, stellt man fest, dass sie in der Tat viel-
faltig sind.

Aber die erhobenen Zahlen lassen eine gewisse Stimmung unter den Befragten durch-
scheinen. Sie verraten offene Punkte, tiber die es sich lohnen wiirde, nachzudenken. Es
gibt offensichtlich einen doppelten Diskussionsbedarf. Der erste stellt sich an die Evalua-
tionskriterien aus der Perspektive der Politischen Theorie. Die wahrgenommenen Unter-
schiede in der Einschétzung der Kriterien weisen auf die besonderen Bedingungen und
Arbeitsweisen im Theoriebereich hin. Es ist durchaus denkbar, dass die Forschung in der
Politischen Theorie einen anderen Rhythmus, eine andere Arbeits- und Produktionsweise
aufweist als die empirische Forschung. Wire dies der Fall, welche sind die wiinschens-
werten Produktionsbedingungen und Kommunikationsweisen fiir Forschungsergebnisse?
Auch die eher zuriickhaltende Bedeutung von englischsprachigen peer-reviewed Aufsit-
zen deutet darauf hin, dass es Griinde geben kann, in der eigenen Sprache zu verdffentli-
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chen.® Ahnliches kann beim Punkt Einwerbung von Drittmittelprojekten gefragt werden.
Entsprechen die vorliegenden Drittmittelfinanzierungen den Arbeitsweisen in der Politi-
schen Theorie? Stellen sie iiberhaupt ein wichtiges Mittel der Forschung in diesem Be-
reich dar? Oder liegt es eher an den Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern selbst,
diese klug zu nutzen? Wie erklart sich die geringere Bedeutung fiir Einwerbung von
Drittmittel in der Politischen Theorie?

Die zweite Diskussion richtet sich vor allem an das Verhiltnis zu den anderen Sub-
disziplinen des Fachs. Es liegt an den Politischen Theoretikerinnen und Theoretikern, ihre
Kriterien und Arbeitsweisen fiir andere Subdisziplinen nachvollziehbar zu machen. Der
Dialog mit ihnen scheint deshalb besonders notwendig zu sein.

3 Diese Frage wurde im Workshop ,,Sprachvielfalt in den Sozial- und Geisteswissenschaften* (12—
14.10.2015) an der Villa Vigoni intensiv diskutiert.
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Frankreich nach 11/13

Eine neue Qualitat des Ausnahmezustandes

Matthias Lemke’

Am Abend des 13.11.2015 haben im GroBraum Paris die nach Opferzahlen schwersten Ter-
roranschldge in Frankreich nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges stattgefunden. Zur Er-
moglichung einer effektiven Verfolgung der Téter und zur Sicherstellung des bestmdglichen
Schutzes der Bevolkerung rief Prasident Hollande noch am Abend der Ereignisse fiir ganz
Frankreich den Ausnahmezustand (Etat d’urgence) aus. Zur Begriindung der dreimonatigen
Phase signifikanter Ausweitungen der Exekutivkompetenzen dienten zwei offentliche Auf-
tritte der Exekutive, von Frangois Hollande vor dem Congtres des franzosischen Parlaments
in Versailles (16.11.2015) und von Premierminister Manuel Valls vor der Assemblée Nati-
onale (19.11.2015). Eine Analyse der vorgetragenen Plausibilisierungen macht deutlich,
dass eine in vergleichbaren historischen Féllen bislang nicht zu beobachtende diskursive Fi-
gur erstmalig Verwendung findet: die der Expansion des Ausnahmezustandes.

1. Der Ausnahmezustand nach 11/13

»Mit Engeln und paradiesischen Zusténden ist in sékularen Gesellschaften nicht zu rech-
nen. Wohl aber mit Konflikten aller Art (Frankenberg 2010: 9). Und wie in einer Ent-
gegnung auf Giinther Frankenberg hei3t es bei Carl Schmitt (1922: 49) hinsichtlich des
Umgangs mit diesen Konflikten aller Art: ,,Der Ausnahmezustand hat fiir die Jurispru-
denz eine analoge Bedeutung, wie das Wunder fiir die Theologie.* Die franzosischen Pri-
sidenten haben dieses Wunder nicht selten in Anspruch genommen. Bereits im 19. Jahr-
hundert wihrend der Dritten Republik (vgl. Rossiter 1948) genauso wie in der bewegten
Vierten und der Fiinften Republik (vgl. Lemke 2010: 94-99; 2013: 195), deren Griinder —
Charles de Gaulle — sehr genau um die politische Notwendigkeit dieses Wunders wusste:

,Wir wissen um den Wert von Verfassungen! In den letzten einhundertfiinfzig Jahren haben wir uns
siebzehn davon gegeben. Und die Natur der Dinge ist stérker als von Politikern erlassene Verfas-
sungstexte* (de Gaulle 1960: 246).

* Dr. Matthias Lemke
Kontakt: matthias_lemke@gmx.de

1 Alle Ubersetzungen, soweit nicht anders angegeben, vom Verfasser.
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Die Natur der Dinge und die Konflikte aller Art, der die Exekutive der Franzdsischen Re-
publik immer wieder mit einer Ausweitung ihrer Befugnisse® zu begegnen miissen glaub-
te, trat in unterschiedlichsten Konstellationen und an verschiedensten Orten auf: in Alge-
rien und in Neukaledonien angesichts des Strebens nach kolonialer Unabhéngigkeit und
zuletzt in den banlieues angesichts massiver Ausschreitungen in den Vorstadten und sozi-
alen Randzonen der franzosischen Metropolen.

Bei der Inanspruchnahme besonderer Kompetenzen durch die Exekutive ist analytisch
betrachtet weniger das Was von Belang. Vielmehr zeichnen sich zeitgendssische repra-
sentative Demokratien wie die V. Republik in ihrem ,,Regelungsrationalismus® (Franken-
berg 2010: 125) durch die Anforderung aus, kollektiv bindende Entscheidungen vor ihrer
Implementierung gegeniiber den Rechtsadressatinnen und -adressaten begriinden zu miis-
sen. In demokratisch-normativer, aber auch in legitimatorischer Perspektive ist demnach
dem Was jeder policy das Wie des 6ffentlichen Plausibilisierens — also ein Begriinden in
einem sehr weiten Sinne — vorgeschaltet. Der Routinemodus 6ffentlichen Plausibilisierens
folgt den rechtlichen Vorgaben einer Verfassung. Diese setzt die Regeln und Grenzen des
Politischen. Das politische System kann jedoch — wie im Falle der Anschldge von 11/13 —
durch eine Krisensituation unter derart groflen Reaktionsdruck geraten (vgl. Va-
lls/Cazeneuve 2015), dass sich die Exekutive gezwungen sieht, die Grenzen des beste-
henden Regelwerkes zu verschieben. Die damit einhergehende Uberschreitung muss ho-
hen Legitimationsanspriichen gerecht werden, denn durch die Verhdngung eines Aus-
nahmezustandes (vgl. Lemke 2010: 84 ff.; Frankenberg 2010; Agamben 2004) wird die
Verfassung in ihrer Geltung und Schutzfunktion derart eingeschréinkt, dass die Grenze zur
Nichtdemokratie iiberschritten werden kann (vgl. Rossiter 1948: 249; Greiner 2013). Um
die ,,ausnahmezustandsaffine Staatspraxis* (Frankenberg 2010: 128) einer sich auswei-
tenden Exekutivmacht zu plausibilisieren, haben sich Regierungen reprasentativer Demo-
kratien bislang vier unterschiedlicher Muster bedient, die als Situation der AuBerlichkeit,
Freund-Feind-Unterscheidung, Effizienz und Notwendigkeit (vgl. Forster/Lemke 2015:
30-32) beschrieben werden konnen. Sind Plausibilisierungen entlang dieser Muster er-
folgreich, ermoglichen sie die 6ffentlich akzeptierte Ausrufung eines Ausnahmezustandes
und die Umsetzung entsprechender Exekutivmalinahmen, selbst wenn diese zum Nachteil
der Biirgerinnen und Biirger gereichen, etwa indem sie deren Freiheitsrechte beschnei-
den.* Entsprechende Exekutivpraktiken werden in der Literatur intensiv diskutiert. Hin-
sichtlich der Publikationsarchitektur liegen grundlegende politik- und rechtstheoretische
Studien (vgl. Schmitt 1922; Agamben 2004; Frankenberg 2010) ebenso vor wie solche
mit einer kleinen Fallzahl (vgl. Rossiter 1948; Krohn 1981; Ladiges 2007; Dieflelmann
2015a; 2015b). Die Frage, inwiefern Krisen und die fiir deren Bewiltigung vorgesehenen

2 Vergleiche zur machtpolitischen Qualitét der Ausweitung der Befugnisse Léon No€l: ,,Das Verfassungs-
gericht legt diese Waffe in Thre Hénde; es wiinscht, dass Sie von ihr nur dann Gebrauch machen, wenn Sie
nicht anders konnen.” Léon Noél zu Charles de Gaulle anlésslich der Erkennung auf Vorliegen der Vo-
raussetzungen fiir die Anwendung von Artikel 16 durch den Conseil constitutionnel am 23.4.1961 (zit.
nach Hamon 1994: 12).

3 ,,Ces attentats sont ’un des pires actes de terrorisme commis en Europe depuis la fin de la seconde guerre
mondiale.“

4  Die spezifische Brisanz, die der Ausnahmezustand im Kontext demokratischer Regime entfaltet, riihrt aus der
Tatsache, dass demokratisch verfasste Staaten fiir sich grundsétzlich auch die Qualitit der Rechtsstaatlichkeit
in Anspruch nehmen. Vergleiche Dyzenhaus (2008: 33): ,,According to Carl Schmitt, the limits of law ex-
posed by emergencies debunk not only legal theory, but also what we might think of as the political theory of
liberal democracy, since Schmitt rightly took liberal democracy to be committed to the rule of law.*
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verfassungsrechtlichen Instrumentarien tatsachlich zur dauerhaften Ausweitung von Exe-
kutivkompetenzen und damit zur Entdemokratisierung beitragen und vor allem: wie ge-
nau diese Praxis in diskursiver Hinsicht funktioniert, ist normativ betrachtet hochgradig
relevant. Jedoch ist sie in der bisherigen Forschung nicht hinreichend adressiert. Zu ihrer
Beantwortung kann die Analyse der gegenwértigen Lage in Frankreich, wie sie im Fol-
genden aus gouvernementalitdtskritischer Perspektive vorgenommen wird, beitragen.

Die politischen Reaktionen auf die Anschlige vom 13.11.2015 um das Stade de
France (Eingénge D und H sowie in der Rue Jules Rimet), im 10. und 11. Arrondissement
(Boulevard Voltaire, Rue de Charonne, Rue de la Fontaine-au-Roi, Rue Alibert, Rue
Bichat) sowie im Konzertsaal Le Bataclan erfolgten unter dem unmittelbaren Eindruck
der zunédchst kaum iiberschaubaren Ereignisse:

| Es] finden Terrorangriffe von einem bisher nie dagewesenen AusmalBl im Grofraum Paris statt. Es
gibt Dutzende von Toten, es gibt viele Verletzte, es ist entsetzlich. Wir haben auf meine Entschei-
dung hin alle nur moglichen Kréfte mobilisiert, damit es zu einer Neutralisierung der Terroristen
kommen kann und alle moglicherweise betroffenen Stadtviertel gesichert werden kdonnen. [...] Der
Ausnahmezustand wird erklart. Das bedeutet, dass bestimmte Orte geschlossen werden, der Verkehr
unterbunden werden kann und dass auch iiberall in der Region fle-de-France Hausdurchsuchungen
veranlasst werden koénnen. Der Ausnahmezustand wird im gesamten Staatsgebiet verhdngt™ (Hol-
lande 2015a).5

In der Nachschau legen die veranlassten MaBnahmen und ihre diskursiven Vermittlungen
in der politischen Offentlichkeit die Einschitzung nahe, dass die Plausibilisierung ausge-
weiteter Exekutivkompetenzen eine neue Ebene erreicht hat. Denn jenseits der vier klassi-
schen Plausibilisierungsmuster kann ein neues identifiziert werden, das bisher in dhnli-
chen Konstellationen nicht aufgetreten ist. Dieses kann als Expansion des Ausnahmezu-
standes bezeichnet werden. In einer paradox anmutenden, Politik und Recht miteinander
verzahnenden Begriindungsfigur werden zwei Aussagekomplexe zusammengefiihrt: Wah-
rend die situative Notwendigkeit des Ausnahmezustandes bekréftigt wird, wird gleichzei-
tig seine eigentliche Unwirksamkeit beklagt und daraus die Erfordernis abgeleitet, ihn zu
verschirfen. Damit enthélt die Plausibilisierung von Ausnahmezustinden erstmals eine
Art Beobachtung zweiter Ordnung, die nicht jenseits, sondern unmittelbar in der auslo-
senden Krise anhebt und eine nochmalige Verschiarfung der Reduktion demokratischer
Freiheitsrechte anstrebt. Die folgende Analyse unternimmt den Versuch, dieser Plausibili-
sierung in zwei Schritten nachzugehen: Zunichst gilt es, die Regelungen, wie sie in
Frankreich fiir die Praxis des Ausnahmezustandes gelten, ideengeschichtlich und verfas-
sungsrechtlich zu rekapitulieren. Aufbauend auf dieser Rekapitulation werden dann zwei
zentrale Interventionen der Exekutive in der politischen Offentlichkeit — die Rede des
franzosischen Staatsprésidenten vor dem Kongress am 16.11.2015 und die des Premier-
ministers vor dem Parlament am 19.11.2015 — im Hinblick auf die in ihnen enthaltenen
Plausibilisierungsmuster untersucht. Im Zuge ihrer inhaltsanalytischen ErschlieBung so-
wie des Abgleichs mit bisherigen Sprachmustern wird sich zeigen, inwieweit angesichts
der politischen Reaktionen auf die Anschldge des 13.11.2015 tatsichlich von einer neuen
Qualitdt des Ausnahmezustandes und seiner 6ffentlichen Plausibilisierung gesprochen
werden kann.

5 Ubersetzung: Der Spiegel.
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2. lIdeengeschichtliche und verfassungsrechtliche Ausgangslage

Die Analyse der Grundlagen des Etat d urgence in Frankreich fiihrt auf ein weites Feld,
das ideengeschichtliche ebenso wie zeitgendssische verfassungsrechtliche Komponenten
umfasst. Die Forderung, trotz der Verfiigbarkeit eines innerweltlichen, staatlichen Ord-
nungsgefiiges dieses mitsamt seinen Grenzen und Regeln zur Herrschaftsausiibung in der
Krise notfalls suspendieren zu diirfen, ist, so muss zunichst einmal konstatiert werden,
ein sehr alter Topos der politischen Ideengeschichte. Jenseits der romischen Diktatur steht
es prominent an der Schwelle zwischen europédischem Mittelalter und der Neuzeit.

Eine paradigmatische Wegerdffnung der Theoretisierung kriseninduzierter Expansion
von Exekutivkompetenzen hat Thomas von Aquin (1225-1274) vorgeschlagen. Im Rah-
men seiner Riickbesinnung auf die aristotelische politische Philosophie und der damit
einhergehenden Uberwindung der seit Augustinus dominierenden Vorstellung des volli-
gen Aufgehens der irdischen Verhiltnisse in der gottlichen Vorsehung fragt er nach den
Grenzen irdischer Gesetzgebung und ihrer Geltung. Seine Uberlegungen kulminieren in
der Formel des necessitas non habet legem, die im Kern all das legislativ Unbestimmte
vorwegnimmt, das John Locke (1632—-1704), einer der Begriinder des liberalen Paradig-
mas des rule of law, in den Two Treatises on Government (2008 [1689]) als prarogative
Gewalt (§§ 159-168) wieder einzufangen bemiiht ist. Das Problem der necessitas non ha-
bet legem riihrt bei Thomas aus der begrenzten menschlichen — genauer gesagt: fiirstli-
chen — Vernunft.® In der innerweltlichen Routine permanenter Fortschreibung der Gesetze
stellt sie einen Spezialfall legislativer Anpassung dar, insofern sie eine legislative Reakti-
on unter Zeitdruck erzwingt:

,,Es ist aber freilich folgendes zu erwédgen: Wenn die Beobachtung des Gesetzes dem Wortlaut nach
nicht eine jahe Gefahr hat, der sofort zu begegnen ist, so geht es nicht jeden Beliebigen an, die Ausle-
gung zu geben, was der Stadt niitzlich und was ihr nicht niitzlich ist: sondern das fallt blof in den Be-
reich der Oberen, die wegen solcher Art Fille die [Berechtigung, ML'] haben, Entbindungen von den
Gesetzen auszusprechen. Ist aber die Gefahrdung jah und duldet sie nicht einen so grof3en Verzug, daf3
zum Oberen gegangen werden kann, so hat gerade die Notwendigkeit die Entbindung schon in sich:
denn die Notwendigkeit ist nicht dem Gesetz unterworfen. (von Aquin 1954, I/II: qu. 96, a.6).

Was hier bei Thomas explizit als necessitas non habet legem auftritt, stellt den Fiirsten vor
eine besondere Herausforderung: Es ist das Plotzliche, die ,,jihe Gefahr* (ebd.), auf die zu

6  Anders als die gottliche Vernunft vermag diese nicht, alle nur denkbaren Eventualititen menschlichen
Seins zu antizipieren und gesetzgeberisch abzubilden: , Keines Menschen Weisheit ist so groB3, daf sie alle
einzelnen Fille sich ausdenken konnte; [...]. Und wenn der Gesetzgeber alle Fille erwégen konnte, so ge-
horte es sich nicht, da3 er alle zum Ausdruck bréachte, wegen der Vermeidung von Durcheinander; son-
dern er miisste das Gesetz demgemaf} geben, was in der Mehrzahl der Fall eintrifft* (von Aquin 1954, VII:
qu. 96, a.6). Und: ,,Da das menschliche Gesetz eine Sollvorschrift der Vernunft ist, an der die menschli-
chen Handlungen ihre Richtleite haben, so tritt eine Abdnderung des Gesetzes ein, wenn angesichts der
wechselnden Verhiltnisse von Menschen und Zeiten das Unvollkommene eine Zubesserung erfahrt®
(Ebd.: qu. 97, a.1).

7 In der vorliegenden Ubersetzung der Summe der Theologie wird ,auctoritates® (von Aquin 1996: 144)
unzutreffend als ,,die Gewaltsame* wiedergegeben, wobei jedoch Thomas hier eindeutig auf die Beschrei-
bung einer Macht, einer Kompetenz abzielt. Daher folge ich hier dem Sinn nach der Ubersetzung von Jo-
sef F. Groner: ,,Dies ist allein Sache der Obrigkeit, die in derlei Féllen berechtigt ist, von Gesetzen zu ent-
binden. Tritt jedoch ein Gefahrenzustand so plétzlich ein, dal keine Zeit mehr bleibt, sich an die Vorge-
setzten zu wenden, dann bringt die Dringlichkeit als solche die Entbindung mit sich, denn die Notwendig-
keit steht tiber dem Gesetz.“ (Ebd.: 145)
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reagieren zeitnah geboten ist, sodass eine Anpassung der positiven Gesetze, wenn, dann nur
ex post erfolgen kann. Im Augenblick ihres Eintretens jedoch gilt einzig das Gebot des
Handelns. Dieses Handeln, das auf den bestmdglichen Erhalt des Gemeinwohls abzielt,8
kann, ja muss erforderlichenfalls auch ohne (hinreichende) gesetzliche Basis erfolgen. Mit
dieser Notfallkompetenz des Fiirsten, die darin besteht, auch ohne rechtliche Deckung agie-
ren zu konnen, wird indes weder — wie im Fall der romischen Diktatur — ein spezielles Amt
geschaffen noch das bestehende Gesetz grundsitzlich ausgehebelt.’” Es handelt sich laut
Thomas um eine Einzelfallentscheidung, deren Reichweite auf die Abwendung der konkre-
ten Krise beschriankt bleibt. Jenseits und genau genommen auch in der Krise ist der Fiirst
ansonsten ndmlich an die geltenden Gesetze gebunden. Die solcherart konzipierte derogatio
legis bleibt demnach klar auf die notwendigen, zeitkritischen Maflnahmen zur Kriseninter-
vention beschrinkt. Sobald es die Umstdnde zulassen, ist der Fiirst aufgerufen, im Sinne
seines innerweltlichen Mitwirkungsauftrages an der Realisierung gottlichen Heils zur Nor-
malitdt der Gesetzgebung zuriickzukehren. Die kriseninduzierte Normabweichung 16st das
bestehende Legislativgefiige nur partiell beziechungsweise situativ, nie aber in Génze und
auch nicht dauerhaft ab. Fiir die theoriegeschichtliche Modellierung des Ausnahmezustan-
des als kriseninduzierter Expansion der Exekutivkompetenzen ergeben sich somit zwei we-
sentliche Konsequenzen. In Form der derogatio legis erfolgt die Krisenintervention der
hierzu berechtigten Exekutive, anders als im Fall der romischen Diktatur, nicht in Form ei-
ner institutionellen, sondern in Form einer rein situativen Reaktion. Die konkret gegebene
Notwendigkeit begriindet kein gesondertes Amt oder eine Institution, das oder die gleich-
sam das normale Amtsgefiige und die daran angelehnten Praktiken suspendiert. Diese kon-
zeptionelle Einddmmung des Ausnahmezustandes durch die derogatio legis hat — den Er-
folg der Intervention vorausgesetzt — zwei entscheidende Vorteile: Sie ldsst den iibrigen Ge-
setzeskanon in seinem Bestand unangetastet und kennt nicht — zumindest nicht in dem Ma-
Be wie im Falle der romischen Diktatur unter Sulla und Caesar — das Problem der schlei-
chenden Ausweitung der Normsuspendierung und der damit einhergehenden, schleichenden
Aushohlung der Verfassung.

Diese von Thomas etablierte Logik der derogatio legis hat — noch dazu in der Zu-
sammenschau mit der Tradition der Diktatur der romischen Republik — spéter Niccolo
Machiavelli (1469-1527) aufgegriffen, der die Thematik damit in das moderne Staats-
denken tberfiihrt. In den Discorsi sopra la prima deca di Tito Livio (Machiavelli 1990
[1531]), seiner Auseinandersetzung mit der romischen Geschichtsschreibung nach Titus
Livius, hat er unmissverstiandlich festgestellt: ,,Meine Meinung ist, da3 Republiken, die in
duBerster Gefahr nicht zur diktatorischen oder einer dhnlichen Gewalt Zuflucht nehmen,
bei schweren Erschiitterungen zugrunde gehen werden.” (Ebd.: 185) Die Mdglichkeit, an-
gesichts existenzieller Gefahrdung auf ein institutionelles Regime des Ausnahmezustan-
des zuriickgreifen und vom bestehenden Normgefiige situativ abweichen zu kénnen, er-
scheint ihm als Uberlebensversicherung der Republik. Nur eine starke Republik, die sich
im Krisenfall paradoxerweise jenseits der Gesetze zu stellen und auflerhalb ihrer Geltung
zu handeln vermag, ist letztlich langfristig {iberlebensfahig. Diesem politischen Realis-

8 ,.Daja die Gesetzesidnderung fiir das Gemeinwohl einen Nachteil zu bringen pflegt, so ist das Gesetz nicht
immer abzudndern, sobald etwas Besseres in Sicht tritt, es lage denn eine einleuchtende Notwendigkeit
oder hochste Niitzlichkeit fiir das Gemeinwesen vor* (von Aquin 1954, I/II: qu. 97, a.2).

9 ,,Wer im Falle einer Notwendigkeit an den Worten des Gesetzes vorbei handelt, wirft sich nicht iiber das
Gesetz selbst zum Richter auf; sondern er gibt ein Urteil {iber den einzelnen Fall ab, in welchem er sieht,
dass der einzelne Fall nicht zu beobachten [sic!] ist“ (Ebd.: qu. 96, a.6).
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mus, der necessitas non habet legem voll anerkennt und daraus nichts weniger als die
schiere Notwendigkeit einer institutionellen oder formalen derogatio legis ableitet, hat
sich in der republikanischenTradition auch Jean-Jacques Rousseau (1712—-1778) ange-
schlossen. In seinen Considérations sur le gouvernement de Pologne (1782) rekurriert er,
im Zusammenhang mit dem Verfassungsinstrument der romischen Diktatur, auf genau die
gleiche Machtpragmatik, wie bereits Machiavelli, wenn er schreibt: ,,Jeder freie Staat, der
sich auf groBle Krisen nicht vorzubereiten vermocht hat, droht bei jedem Sturm unterzu-
gehen® (Rousseau 1782: 480). Der Ausnahmezustand, so Rousseau, ist jene Vorbereitung,
die der Republik als kodifiziertem Rechtsraum wenn nicht dauerhafte, so doch iiber poli-
tische Notwendigkeiten hinausreichende Stabilitdt zu verleihen vermag.

Damit ist gleichsam die Briicke in die Gegenwart, in die Zeit nach dem 13.11.2015
geschlagen: Wenn der Abgeordnete Jean-Jacques Urvoas, Berichterstatter der Kommissi-
on iiber Verfassungsgesetze, in seiner Replik auf Premierminister Manuel Valls auf eben
jene Passage bei Rousseau verweist und, obwohl er ,,die Generalisierung des Ausnahme-
zustands [...] [fiir] einen gefahrlichen Weg™ (Urvoas 2015) hilt, angesichts der ,,dramati-
schen Situation™ (ebd.) keine andere Moglichkeit sieht, als eben jenen auszurufen, dann
steht damit die eine, klassische Frage aller ausnahmezustandlichen Kriseninterventionspo-
litik wieder unmittelbar im Raum. Sie lautet: ,,Kann man die Verletzung der Rechtsord-
nung rechtfertigen, wenn der Fortbestand dieser Ordnung in Frage gestellt ist und begriin-
dete Aussicht besteht, daB3 sie durch solche Verletzung gesichert, ja gerettet wird? (Fried-
rich 1961: 26). Schon weit vor den Attentaten hat die Franzosische Republik eine Antwort
auf diese Frage Carl J. Friedrichs zu geben versucht. Der franzosische Versuch der Ein-
schreibung des Unbestimmten in das Prinzip des rule of law der Republik hat sich in
drei'® nationalen Rechtsnormen'' niedergeschlagen. Dieses Geflecht von Bestimmungen
zur derogatio legis liefert die verfahrenspraktische Grundlage fiir die Normsuspendierung
durch die Exekutive. Fiir die Anwendung des Ausnahmezustandes in Frankreich sind dies
die Artikel 16 (1) und 36 (2) der Verfassung vom 4.10.1958 und das Durchfiihrungsgesetz
N°55-385 (3) vom 3.5.1955.

10 Vergleiche hierzu auch die Etude d’impact in Valls/Cazeneuve (2015: 3-7).

11 Auch transnationale Rechtsnormen wéren hier einschligig, so etwa die Europdische Konvention zum
Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten, die als urspriingliche Europaratsinitiative mittlerweile
Bestandteil des Unionsrechts ist und die Frankreich am 3.5.1974 ratifiziert hat. Sie erlegt den Regierungen
der Unterzeichnerstaaten auf, grundsétzlich solche Praktiken zu unterlassen, die von ihrer Anlage her ge-
eignet sein konnten, die jederzeitige Geltung der Schutzanspriiche der Biirgerinnen und Biirger vor Uber-
griffen durch den Staat zu unterminieren. Allerdings sicht Artikel 15 der Konvention (unter dem Titel
,,Abweichen im Notstandsfall“) zwei Einschrankungen vor, ndmlich den ,,Kriegsfall“ und den ,,anderen
offentlichen Notstand*: ,,Wird das Leben der Nation durch Krieg oder einen anderen 6ffentlichen Not-
stand bedroht, so kann jede Hohe Vertragspartei Mafinahmen treffen, die von den in dieser Konvention
vorgesehenen Verpflichtungen abweichen, jedoch nur, soweit es die Lage unbedingt erfordert und wenn
die MaBinahmen nicht im Widerspruch zu den sonstigen volkerrechtlichen Verpflichtungen der Vertrags-
partei stehen (Europdische Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten, Art. 15,
Abs. 1). Zusitzlich zu diesen Abweichungsbestimmungen im Kriegs- oder Krisenfall hat Frankreich nach
Ratifikation der Konvention deren Verzahnung mit den nationalen gesetzlichen Bestimmungen fiir den
Etat d’urgence vorgenommen: ,,Die aufgelisteten Umstinde fiir das Inkrafttreten von Artikel 16 der Ver-
fassung, von Artikel 1 des Gesetzes vom 3. April 1978 und des Gesetzes vom 9. August 1849 fiir die Aus-
rufung des Belagerungszustandes, von Artikel 1 des Gesetzes Nr. 55-385 vom 3. April 1955 fiir die Aus-
rufung des Ausnahmezustandes, die zudem die Anwendung der in diesen Texten vorgesehenen Mafinah-
men erlauben, miissen als konform mit dem Gegenstand des Artikels 15 der Konvention begriffen wer-
den* (Houillon 2005: 23).



264 Zeitschrift fur Politische Theorie, Heft 2/2015

(1) Wenn sich die politische Ordnung derart massiv herausgefordert sicht, wie das im
Ubergang von der IV. zur V. Republik im Hinblick auf den Algerienkrieg der Fall war,
dann verwundert die weitreichende Auslegung des Etat d’'urgence in der Verfassung der
V. Republik vom 4.10.1958 kaum.'? Hinsichtlich des im Krisenfall ,,zu mobilisierenden
juristischen Arsenals* (Houillon 2005: 12) heif3t es in Artikel 16:

»(1) Wenn die Institutionen der Republik, die Unabhéingigkeit der Nation, die Integritét ihres Terri-
toriums oder die Durchsetzung ihrer internationalen Interessen plétzlich und schwerwiegend be-
droht sind und die reguldre Funktion der verfassungsméfigen offentlichen Institutionen unterbro-
chen ist, ergreift der Prisident der Republik, nach erfolgter offizieller Absprache mit dem Premier-
minister, mit den Prisidenten des Parlaments und mit dem Verfassungsgerichtshof, die angesichts
der Umsténde erforderlichen Mafinahmen. [...]

(3) Diese Maflnahmen miissen von dem Willen getragen sein, den verfassungsméfigen 6ffentlichen
Institutionen innerhalb kiirzester Zeit die Mittel fiir die Erfiillung ihrer Aufgaben zu sichern. [...]“
(Constitution de la République Frangaise du 4 octobre 1958, Art. 16").

Dieser Versuch einer législation d’exception (Frangois Saint-Bonnet), insofern sie aus dem
Versagen des institutionellen Gefiiges der Republik resultiert und deren Ahnlichkeit mit den
Regelungen von Art. 48 der Weimarer Reichsverfassung mitunter betont wird (vgl. etwa Le
Sénat 2006: 11, Fn. 1), erweist sich aus demokratisch-normativer Perspektive in zweierlei
Hinsicht als problematisch. Auch wenn der Gesetzgeber bemiiht war, die Anwendung von
Praktiken der Normsuspendierung in Regeln zu fassen, so geschieht das nach wie vor mit
einem Vokabular, das hinsichtlich seiner Schliisselbegriffe (Bedrohung, erforderliche Maf3-
nahmen etc.) interpretationsbediirftig bleibt. Angesichts der infrage stehenden Rechtsgiiter —
die demokratisch-republikanische Staatsform sowie die jederzeitige Garantie personenbezo-
gener Grund- und Freiheitsrechte — scheint eine solche Auslieferung von Grundrechten an
die situative Deutungsmacht einer politischen Autoritit fragwiirdig.'* Dem entgegen steht
die Schwierigkeit, das Auftreten einer politisch relevanten Krise in all ihren tatsidchlichen
Erscheinungsformen a priori zu definieren, was zumindest eine gewisse Offenheit der Defi-
nition unumgénglich macht. — Allzumal dann, wenn Exekutive und Legislative sich erst
einmal ganz grundsétzlich auf die Bereitschaft zur Normsuspendierung eingelassen, sie also
als politisch notwendige Maflnahme mdglichst permanenter souverdner Selbstbestimmung
begriffen und akzeptiert haben. Wenn dariiber hinaus der Exekutive mit jenem ,,mysteridsen
und zweifelhaften [...] obskuren und beunruhigenden® (Voisset 1969: 1) Instrument des Etat
d’urgence angesichts qualitativ nicht ndher spezifizierter ,,Bedrohungen moglichst weitrei-
chende Reaktions- und Gestaltungsspielriiume erdffnet werden,”” so die implizite Verfah-
renslogik der hier zitierten Ausziige aus Artikel 16 der Verfassung vom 4.10.1958, dann
vergroBert sich damit auch die tatséchliche Chance der Exekutive zur erfolgreichen Auf-
rechterhaltung der Systemintegritit nach der Uberwindung des Krisenfalls.

12 Zum Entstehungskontext und zur Begriffsbestimmung des Etat d’urgence nach Artikel 16 der Verfassung
vergleiche Voisset (1969: 1-4).

13 Ferner wird in Artikel 16 bestimmt, dass die franzosische Nation von der Verhdngung des Ausnahmezu-
standes zu informieren und dass die Auflosung der Nationalversammlung wéhrend der Dauer des Aus-
nahmezustandes unzuldssig sei.

14 Vergleiche Saint-Bonnet (2001: 24): ,,Wie auch immer die konkrete Beschaffenheit einer Krise aussehen
mag, ein Ausnahmezustand wird von der Autoritit ausgerufen, die eine Situation als Krise definiert.*

15 Vergleiche Voisset (1969: 14): ,,Der Anwendungsbereich von Ausnahmekompetenzen ist folglich extrem
breit und man muss sofort unterstreichen, dass das zur Zeit der Ausarbeitung der Verfassung weit weniger
der Fall war.*
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(2) Neben den Bestimmungen des Artikels 16 sind ferner diejenigen des Artikels 36 der
Verfassung einschldgig. Die durch ihn ermdglichten, aulerordentlichen Exekutivreaktio-
nen reichen deutlich weiter als jene in Artikel 16. Seine Anwendung bezieht sich auf Ge-
fahrdungen, die aus einem militdrischen Angriff von auflen oder aber aus einer bewaffne-
ten Erhebung im Inneren resultieren:

,Der Belagerungszustand, vorgesehen von Artikel 36 der Verfassung und im Falle einer ,unmittel-
baren Bedrohungslage, die aus einem dufleren Krieg oder aus einem bewaffneten Aufstand resul-
tiert‘, anzuwenden, zeichnet sich insbesondere durch eine Ubertragung von Polizeikompetenzen an
das Militér aus. Er wird vom Ministerrat angeordnet, aber seine Verldngerung iiber eine Dauer von
zwOlf Tagen hinaus bedarf der Autorisierung durch das Parlament* (Le Sénat 2006: 5).

Der auf die reale historische Situation des Belagerungszustandes zuriickreichende Begriff
des Etat de siége spiegelt die Erfahrung der existenziellen Bedrohung einer belagerten
Stadt durch eine duBere militdrische Streitmacht (vgl. Rossiter 1948: 79-129). Gegen die-
se Bedrohung galt es die Stadt und ihr Verfassungsgefiige militérisch zu verteidigen. Im
Zuge der Franzosischen Revolution wurde der Begriff insofern ausgeweitet, als er von ei-
nem rein militdrischen zu einem politischen Begriff avancierte. Der Etat de siége bezog
sich fortan nicht mehr auf die durch Mafinahmen von aulen induzierte existenzielle Be-
drohung, sondern auch auf Bedrohungen aus dem Inneren:

“This expansion of the notion of state of siege created the dichotomy between état de siége réel
(state of siege in its original sense) and the état de siege fictif (‘constructive’ state of siege).”
(Aolain/Gross 2006: 27)

Der Etat de siége fictif wurde somit zu einem Rechtsinstrument, das es durch seine Ver-
ankerung in der Verfassung erlaubte, ex ante MaBinahmen zu definieren. Sie wiirden bei
tatséchlichem Eintreten einer existenziellen Bedrohung der Verfassungsordnung mit dem
Ziel zu ergreifen sein, die Bedrohung abzuwenden oder die Krise zu beenden und die Gel-
tung der Verfassungsordnung aufrechtzuerhalten oder wieder herzustellen. Der Etat de
siege fictif erscheint somit als eine erste ,,legal crisis institution* (ebd.) und damit als ein
die Exekutive juristisch bindender, historischer Vorlaufer des Etat d 'urgence:

“The vital point is that the state of siege is not a condition in which law is temporarily abrogated,
and the arbitrary fiat of a ‘commander’ takes its place. It is emphatically a legal institution, express-
ly authorized by the constitutions and the various bills of rights that succeeded each other in France,
and organized under this authority by a specific statute.” (Radin 1942: 634, 637)

Insofern es im Kern um die Ubertragung staatlicher Regelungs- und Entscheidungsbefug-
nisse von der zivilen an die militirische Autoritdt geht, liegt hier eine Aufwertung milité-
rischer Befugnisse im Rahmen nationaler Krisenreaktion vor, der beide Artikel der Ver-
fassung substanziell voneinander unterscheidet.

(3) Das Gesetz N°55-385 vom 3.4.1955'¢ ist ein Durchfiihrungsgesetz zum Ausnahmezu-
stand, das vor dem Hintergrund des Algerienkrieges (1954-1962) entstanden ist, der die
Entlassung Algeriens aus der kolonialen Abhéngigkeit von Frankreich und die politische
Erosion der IV. Republik zur Folge hatte. Das aus 17 Artikeln in zwei Kapiteln bestehen-
de Gesetz regelt die Anwendung des Ausnahmezustandes. Es legt den territorialen'” und

16 Die letzte Anderung erfolgte nach den Attentaten vom 13.11.2015 und ist auf Basis des Gesetzes N°2015-
1501 vom 20.11.2015 umgesetzt worden.

17 Vergleiche Gesetz N°55-385 vom 3.4.1955, Artikel 1: ,,L état d’urgence peut étre déclaré sur tout ou par-
tie du territoire métropolitain, des départements d’outre-mer, des collectivités d’outre-mer régies par
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temporalen'® Geltungsbereich des Etat d'urgence fest, es bestimmt, wer iiber seine Ausru-
fung entscheidet'® und formuliert — allerdings erst seit den Anschligen vom 13.11.2015 —
eine Informationspflicht der Exekutive gegeniiber beiden Kammern des Parlaments®. Ne-
ben diesen grundlegenden Rahmenbestimmungen definiert es die konkreten Befugnisse der
Behorden fiir den Zeitraum der Geltung des Ausnahmezustandes. Diese sind in Folge der
Anschlige signifikant verschirft worden. Die Analyse der einschldgigen Details erfolgt —
weil sie im Kontext des aktuell geltenden Ausnahmezustandes von der Exekutive entworfen
und gegeniiber der politischen Offentlichkeit plausibilisiert worden sind — in Kapitel 3.

Die drei vorstehend erlduterten rechtlichen Bestimmungen zum Etat d urgence erge-
ben zusammengenommen folgendes Bild: Sie schaffen einen situationsaffinen Moglich-
keitsraum, der die gesteigerte Bereitschaft zur Uberschreitung demokratischer Normen,
die Cindy Skatch (2005) fiir den franzdsischen Semiprésidentialismus diagnostiziert hat,
mit einem rechtlich kodifizierten Repertoire versorgt. Im Rahmen einer derogatio legis
kann die Exekutive im Dienste der Sicherheit Ausgangssperren verhdngen, Hausdurchsu-
chungen anordnen und den Einsatz des Militdrs im Inneren veranlassen, ohne dass es da-
fiir noch wirklich substanzielle, inhaltliche Begriindungen, wie etwa den Nachweis des
Erfolgs der jeweiligen MaBnahmen, bediirfte (vgl. hierzu ausfiihrlich Agamben 2014%").
Die Summe der verfiigbaren rechtlichen Instrumente eréffnet eine Arena reaktiver Eska-
lation. Trotz aller Versuche ihrer konstitutionellen Kodifizierung ist die Exekutive darin
weder rechtlich noch politisch einzuhegen. Ideengeschichtlich hat die starke Exekutive im
Sinne der ,,Diktatur als heroischem Regime der Krise* (Barthélemy 1931: 111) bis weit in
die zweite Hilfte des 20. Jahrhunderts unhinterfragt iiberdauert. Die gegenwirtigen Er-
scheinungsformen dieses Heroismus und die bereits eine Woche nach den Anschliagen er-
folgten Verscharfungen des Rechtsregimes des Etat d 'urgence deuten darauf hin, dass sie
in der politischen Praxis immer noch unhinterfragt als Problemldserin zu wirken vermag.

3. Offentliche Plausibilisierung

Im Zuge der 6ffentlichen Plausibilisierung von Ausnahmezustinden in reprisentativen De-
mokratien finden verschiedene, wiederkehrende diskursive Muster Verwendung. Durch eine

I’article 74 de la Constitution et en Nouvelle-Calédonie, soit en cas de péril imminent résultant d’atteintes
graves a 1’ordre public, soit en cas d’événements présentant, par leur nature et leur gravité, le caractére de
calamité publique.*

18 Vergleiche ebenda, Artikel 2 und 3: ,,[2] La prorogation de 1’état d’urgence au-dela de douze jours ne peut
étre autorisée que par la loi. [...] [3] La loi autorisant la prorogation au-dela de douze jours de 1’état
d’urgence fixe sa durée définitive.” Mit anderen Worten: Eine unbestimmte Dauer — etwa durch die im-
mer wieder neue Schaffung einer entsprechenden gesetzlichen Grundlage — ist moglich.

19 Vergleiche ebenda, Artikel 2: ,,L’¢état d’urgence est déclaré par décret en Conseil des ministres.*

20 Vergleiche ebenda, Artikel 4-1: ,,L’Assemblée nationale et le Sénat sont informés sans délai des mesures
prises par le Gouvernement pendant 1’état d’urgence. Ils peuvent requérir toute information complémen-
taire dans le cadre du contrdle et de 1’évaluation de ces mesures.“ Es handelt sich um eine Neueinfiigung
auf Grundlage des Gesetzes N0o2015-1501 vom 20.11.2015.

21 ,Let me begin with a concept which seems, starting from September 2001, to have replaced any other po-
litical notion: security. As you know, the formula ,for security reasons functions today in any domain,
from everyday life to international conflicts, as a password in order to impose measures that the people
have no reason to accept. I will try to show that the real purpose of the security measures is not, as it is
currently assumed, to prevent dangers, troubles or even catastrophes.*
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Analyse des Sprachgebrauchs in verschiedenen einschlidgigen Szenarien konnten bisher vier
solcher Muster deduktiv ermittelt werden: Situation der AuBerlichkeit, Freund-Feind-
Unterscheidung, Effizienz und Notwendigkeit (vgl. Forster/Lemke 2015). Die Situation der
AuBerlichkeit beschreibt ein Sprachmuster, in dem die Notwendigkeit eines Ausnahmezu-
stands durch Verweis auf einen der eigenen Verfassungsordnung gegeniiber als au3enste-
hend konstruierten individuellen oder kollektiven Akteur plausibilisiert wird. Dieser indivi-
duelle oder kollektive Akteur wird als Gegeniiber im Rahmen einer ansonsten (also etwa
volkerrechtlich) legitimen Auseinandersetzung beschrieben. Die Freund-Feind-Unterschei-
dung, die plausibilisierungslogisch an eine Situation der AuBerlichkeit anschlieBt, radikali-
siert diese. Hierbei handelt es sich um eine Konstruktion eines existenziellen Konflikts zwi-
schen zwei Gruppen von Kombattanten in wertender Absicht. Die eigene Gruppe wird ge-
geniiber der als feindlich entworfenen als moralisch, ethnisch etc. hoherwertig konstruiert.
Wiéhrend diese beiden Muster hédufig in Kombination miteinander auftreten, so gilt dies
auch fiir die Muster der Effizienz und der Notwendigkeit. Die Notwendigkeit, schnell, an-
gemessen und umfassend angesichts der jeweiligen Krisensituation zu handeln, fiihrt zu ei-
nem Legitimationsmuster, das als Effizienzgebot bezeichnet werden kann. Der Normalzu-
stand wird dabei wegen seiner Einhegung durch die verfassungsmifligen Rechtsbestim-
mungen als umstindlich und retardierend angesichts der zu bewiltigenden Krise beschrie-
ben. Das Muster legt die Aufgabe der Normalitdt der Rechtsgeltung — Kernbestand des rule
of law — zugunsten einer schnelleren, besseren Problemldsungsfahigkeit der von verfas-
sungsrechtlichen Restriktionen weitestgehend entbundenen Exekutive nahe. Mit ihm zu-
sammen tritt hdufig das Muster der Notwendigkeit auf: Die Verlagerung der Handlungs-
macht zugunsten der Exekutive wird notwendig, um zum status quo ante zuriickzukehren.
Im Kern artikuliert das Muster die Forderung nach einer (Teil-)Suspendierung des Normal-
vollzugs des politischen Systems. Dieses Vorgehen wird auch dann als notwendig erachtet,
wenn dadurch voriibergehend das demokratische System und seine Schutzmechanismen ge-
gen Machtakkumulation und Rechtsbeugung beziehungsweise -bruch eingeschrankt werden
(vgl. ebd.: 32). Die Notwendigkeit zielt also auf eine bedingungslose Machtkonzentration,
die als notwendiger Gegenpol zur einbrechenden Unberechenbarkeit der Krise schnellst-
moglich etabliert werden muss.

Die folgende Inhaltsanalyse der Plausibilisierung des Ausnahmezustands, der nach den
Attentaten des 13.11.2015 im Eilverfahren durch den parlamentarischen Prozess geschleust
worden ist, sucht primér nach diesen Mustern. Sie soll nicht nur aufzeigen, inwieweit diese
Sprachmuster zur Plausibilisierung herangezogen worden sind. Ebenso kann sie zeigen, in-
wieweit die Spitzen der Exekutive in ihren Plausibilisierungsversuchen am 16. und
19.11.2015* auf zumindest ein weiteres, neues Sprachmuster zuriickgegriffen haben, des-
sen Verwendung es rechtfertigt, die gegenwértige Lage als qualitativ neue Erscheinung im
Kontext der Legitimierung erweiterter Exekutivkompetenzen zu bezeichnen.

22 Die beiden Texte wurden nach politisch-institutionellen sowie zeitlichen Erwédgungen fiir die Analyse
ausgewdhlt. Es handelt sich — entsprechend des Institutionengefiiges des franzdsischen Semiprasidentia-
lismus, wie Maurice Duverger (1996) es beschrieben hat — um die ersten Einlassungen der hochsten Spit-
zen der Exekutive (des Priasidenten und des Premierministers) nach den Anschldgen vor der hochsten Re-
prisentativkorperschaft der politischen Offentlichkeit Frankreichs.



268 Zeitschrift fur Politische Theorie, Heft 2/2015

3.1 Francois Hollande vor dem Parlement réuni en Congres (16.11.2015)

Schon Rahmen und Ort der Rede Hollandes zeugen von mehr als nur symbolisch gemein-
ter Entschlossenheit: Wenn der franzdsische Congrés, der beide Kammern des Parla-
ments, die Assemblée Nationale und den Sénat, umfasst, im Schloss von Versailles zu-
sammenkommt, dann ist das nicht nur ein seltenes Ereignis, sondern es liegt zumeist auch
ein besonderer Anlass vor. Die Besonderheit des Anlasses hatte Hollande selbst noch vor
Beginn seiner Rede vor dem Congrés auf eine prignante Formel verdichtet. Was noch am
Abend der Ereignisse ein Verbrechen, ein Akt des Terrors gewesen war, war nun zu ei-
nem ,,Akt des Krieges* (Hollande 2015b)23 avanciert: ,,Frankreich®, so der allererste Satz
der Rede, ,,befindet sich im Krieg“ (Hollande 2015¢). Diese ungemein starke Formulie-
rung zur Beschreibung der Situation nach den Anschligen — Frankreich, angegriffen,
durch eine ,,neue Qualitit des Terrorismus® (ebd.) von seinen ,,Feinden“** (ebd.) iiber-
rascht, zur Reaktion aus der Defensive heraus gendtigt — setzt den unverriickbaren Stan-
dard fiir alle weiteren, blo3 noch konsekutiven Plausibilisierungen. Der diskursive Mog-
lichkeitsraum des Politischen wird eingeschrankt, Zustimmung zu den Maflnahmen der
Exekutive wird erwartet.

Wie stark die von Hollande gewihlte und von Manuel Valls spiter aufgegriffene
Formulierung ist, ldsst sich anhand der beiden erstgenannten Plausibilisierungsmuster —
Schaffung einer Situation der AuBerlichkeit und Freund-Feind-Unterscheidung — illustrie-
ren. Beide sind, wenn, dann nur analytisch, nicht aber hinsichtlich des Bildes, das sie zur
Handlungsermdglichung entwerfen, zu trennen. Alleine die Aussage ,,Frankreich befindet
sich im Krieg* (ebd.) impliziert eine Binnenintegration der Gesamtheit der franzdsischen
Nation®, dem ,,Land der Freiheit* (ebd.), als angegriffene und die AuBerlichkeit des An-
greifers gleichermalB3en. Angesichts einer franzosischen Nation, die als Werteverbund zum
kollektiven Opfer geworden ist,”® entwirft er ein Téterbild von ,.feigen Mérdern® (ebd.)
beziehungsweise von ,,Barbaren (ebd.), das die Frage nach der Anerkennung des anderen
als legitimem Kombattanten gar nicht erst aufkommen ldsst. Nach der konkreten Zu-
schreibung einer Gruppenverantwortung an den sogenannten Islamischen Staat — ,.eine
djihadistische Armee, die Gruppe Daesch®’, die uns bekampft [...] (ebd.) — folgen zahl-
reiche, mitunter auch nur implizite Attribuierungen, deren gegenteilige Assoziationen und
Entsprechungen die ,, Terroristen” (ebd.) qualifizieren. Frankreich ist Freiheit, Demokra-
tie, Republik, es ,liebt das Leben, die Kultur, den Sport, das Feiern“ (ebd.), ohne dabei
nach Hautfarbe, Herkunft, Bildungsgrad oder religidser Zugehorigkeit zu unterscheiden.
Alle diese Eigenschaften machen die franzosische Nation in ihrer Gesamtheit aus — und
fiir die Terroristen hassenswert.”® Die Terroristen, auch wenn sie zu Teilen aus Frankreich

23 ,,Ce qui s’est produit hier a Paris et a Saint-Denis pres du Stade de France est un acte de guerre et face a la
guerre, le pays doit prendre les décisions appropriées.© (Hollande 2015c)

24, Cependant, avec les actes de guerre du 13 novembre, I’ennemi a franchi une nouvelle étape.“ (Ebd.)

25 ,,Vendredi, c’est la France tout entiere qui était la cible des terroristes.” (Ebd.).

26 ,Les actes commis vendredi soir a Paris et prés du Stade de France, sont des actes de guerre. Ils ont fait au
moins 129 morts et de nombreux blessés. Ils constituent une agression contre notre pays, contre ses va-
leurs, contre sa jeunesse, contre son mode de vie.“ (Ebd.)

27 In Frankreich wird zur Bezeichnung des sogenannten Islamischen Staats von ,Daesh‘ (deutsche Schreib-
weise: ,Daesch) gesprochen. Diese Abkiirzung gilt bei Mitgliedern der Terrororganisation als beleidi-
gend.

28 Vergleiche ganz in diesem Sinne auch Valls (2015): ,,Ne nous y trompons pas : le terrorisme a frappé la
France, non pas pour ce qu’elle fait en Irak, en Syrie ou au Sahel, mais pour ce qu’elle est.
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stammen sollten und damit eigentlich iiber die Staatsbiirgerschaft Anteil an der franzosi-
schen Nation haben,” reprisentieren das ginzlich andere, die vollige Negation der vor-
stehenden Eigenschaften, Werte, Institutionen. Damit ist die Konfliktstellung keinesfalls
auf Frankreich beschrinkt, sie ist global®’: auf der einen Seite die franzdsische Nation und
alle, die deren Werte teilen, auf der anderen Seite die Terroristen. Das, worum es in die-
sem Konflikt geht, ist die vollige, existenziell gemeinte Durchsetzung eines Lebensstils
gegen einen anderen. Erfolg tritt in dieser Logik genau dann ein, wenn die eine Seite den
Lebensstil der anderen vernichtet hat. Und Hollande macht sich diese Logik, die ja eigent-
lich den radikalen islamistischen Djihadismus ausmacht, gleichsam mit zu eigen, wenn er
ebenfalls kompromisslos fordert: ,,Wir werden den Terrorismus ausldschen.” (Ebd.) Die
Plausibilisierungsstrategie der Schaffung einer Situation der AuBerlichkeit miindet damit
in eine globale Dimension, die durch die Freund-Feind-Unterscheidung zudem existenzi-
ell aufgeladen wird. Radikaler l&sst sich eine Konfliktstellung nicht formulieren. Denn es
bleibt kein Raum mehr fiir eine weitere, liber diese totale Zuspitzung hinausreichende Es-
kalation.

Auch die Plausibilisierungsstrategie des Effizienzgebotes wird in der Rede iiberaus
deutlich bedient:

»Angesichts der kriegerischen Handlungen, die auf unserem Territorium ausgeiibt worden sind —
und die sich an die Attentate des 7., 8. und 9. Januar und an so viele andere, im Laufe der vergange-
nen Jahre im Namen einer und derselben djihadistischen Ideologie begangenen Verbrechen an-
schliefen — miissen wir erbarmungslos reagieren (Ebd.).

In seiner Erklarung am Abend der Attentate hatte Hollande noch etwas zuriickhaltender
geklungen: ,,Im Angesicht des Terrors muss Frankreich stark sein; es muss grof3 sein und
die staatlichen Autorititen entschlossen. Das werden wir sein.” Die rhetorische Zielper-
spektive bleibt jedoch unverdndert: Unter Verweis auf vorgéngige Anschldge und Verbre-
chen’’, in deren Ablauf er die Ereignisse des 13.11.2015 einordnet, sodass diese — ob-
schon es sich um grundsétzlich distinkte Akte handelt — wie eine Art maximale Eskalation
in einer langen Reihe terroristischer Aktivititen auf franzosischem Boden erscheinen, ist
die Forderung nach einem harten, effizienten Durchgreifen der Exekutive selbstevident.
Frankreich miisse ,,seine Kréfte mobilisieren* (ebd.), denn nur hartes, effizientes Durch-
greifen, ebenso erbarmungsloses wie entschlossenes Handeln, ohne Riicksicht, ohne Um-
kehr, ohne Gnade fiihrt zum Erfolg.

Die schiere Notwendigkeit — das vierte gdngige Plausibilisierungsmuster im Zusam-
menhang mit der Implementierung von Ausnahmezustinden — erhellt unmittelbar aus der
Forderung nach erbarmungslosem und entschlossenem Handeln. Sie erweitert dieses um

29 Die Trennlinie, die Hollande zeichnet, verlauft damit nicht zwischen Franzosen und Nichtfranzosen, son-
dern zwischen Franzosen (und all jenen, die deren Werte teilen) und den Terroristen als Negation dieser
Werte. Die Zuschreibung der Kombattantenrollen erfolgt damit postnational im globalisierten Raum:
,,Nous le savons, et c’est cruel que de le dire, ce sont des Frangais qui ont tué vendredi d’autres Frangais.
Il y a, vivant sur notre sol, des individus qui, de la délinquance passent a la radicalisation puis a la crimi-
nalité terroriste. Parfois, ils sont allés combattre en Syrie ou en Irak. Parfois ils forment des réseaux qui
s’entrainent en fonction des circonstances, ou qui s’entraident pour mener a un moment que leurs com-
manditaires ont choisi des actes terroristes.” (Hollande 2015c¢).

30 Vergleiche ebenda: ,,Ce qui a été visé par les terroristes, ¢’était la France ouverte au monde. Plusieurs di-
zaines d’amis étrangers font partie des victimes, représentant 19 nationalités différentes. [...] la nécessité
de détruire Daech constitue un sujet qui concerne toute la communauté internationale.*

31 Gemeint sind die Uberfille auf die Redaktion des Satiremagazins Charlie Hebdo sowie auf einen jiidi-
schen Supermarkt.



270 Zeitschrift fur Politische Theorie, Heft 2/2015

eine spezifische Kausalitdt. Die Exekutive ist in dieser Erzdhllogik blof reaktive Kraft:
»Wir miissen, so Hollande, ,,uns verteidigen, jetzt akut und auf lange Sicht™ (ebd.). Es
sind die Terroristen und ihre Attentate, die der franzdsischen Regierung die Ausweitung
ihrer Kompetenzen zum Zweck der Durchsetzung von Sicherheit nachgerade aufzwingen.
Hinsichtlich der normativen Bewertung des Handelns der Exekutive macht das einen ge-
waltigen Unterschied: Nicht die Regierung will oder strebt nach mehr Macht, sie wird
durch die Ereignisse zu ihrer Erméchtigung gedringt.

Angesichts dieser Plausibilisierungsstrategie erscheint die Verhdngung des Ausnah-
mezustandes als ebenso folgerichtige wie nicht hinterfragbare Maflnahme, ganz so, wie
sie von Hollande bereits in der Nacht vom 13. auf den 14.11.2015 verkiindet worden war:

,[...] der Ausnahmezustand wird angeordnet, was bedeutet, dass der Zugang zu bestimmten Orten
unterbunden wird; der offentliche Verkehr kann verboten werden; und es werden zudem Haus-
durchsuchungen stattfinden, was den gesamten Pariser Groflraum [Ile-de-France] betrifft. Der Aus-
nahmezustand wird fiir das gesamte Staatsgebiet ausgerufen (Ebd.).

Die Sprachmuster zur Plausibilisierung der Notwendigkeit des Ausnahmezustandes er-
weisen sich — das mag ein erster Befund hinsichtlich der Charakteristik der Rede Hollan-
des sein — als sehr verdichtet und iiberaus stark ineinander verschrénkt: Weder sind die Si-
tuation der AuBerlichkeit und die Freund-Feind-Unterscheidung noch das Effizienzgebot
und die Notwendigkeit auch nur ansatzweise voneinander zu trennen. Dichte und Ver-
schrinkung der Sprachmuster in der Choreographie der Rede zeigen deutlich, wie sehr
sich die Exekutive um die Darstellung entschlossenen, zielgerichteten und letztlich erfolg-
reichen Handelns bemiiht. Bis hierhin bedient die Rede damit alle fiir die Plausibilisie-
rung von Ausnahmezustinden in reprisentativen Demokratien typischerweise festzustel-
lenden Muster, auch wenn die Akzentuierung — mit Hinblick auf die Ausfiihrlichkeit, die
Deutlichkeit und die Positionierung in der Rede — auf dem Paar der Situation der AuBer-
lichkeit und der Freund-Feind-Unterscheidung liegt.

Zudem enthilt sie etwas Neues. Denn mit der vorstehend konzedierten Akzentuierung
einher geht eine kaum merkliche, dafiir aber politisch umso wirkungsméchtigere Ver-
schiebung des Fokus der 6ffentlichen Debatte: Das ,Was‘ — namlich die Bekdmpfung der
Gruppe Daesch — steht vollkommen aufler Frage. Es geht einzig noch um das ,Wie® —und
insbesondere um dessen moglichst optimale Ausgestaltung. Folglich kiindigt Hollande ei-
nen Gesetzesentwurf an, der dieses ,Wie‘ weiter spezifizieren soll beziehungsweise der
das Arsenal anwendbarer Mafinahmen im Ausnahmezustand signifikant erweitern wird:

,Ich habe entschieden, dass das Parlament ab Mittwoch [18.11.2015] mit einem Gesetzesentwurf
befasst werden wird, der den Ausnahmezustand um drei Monate verldngern und seinen Inhalt an die
technolggischen Entwicklungen sowie die der aktuellen Bedrohungslage anpassen wird* (Hollande
2015c).

Denn aktuell verfiige Frankreich — wie bereits im vorangegangenen Kapitel skizziert —
zwar iber einschldgige Regime zur rechts- und grundrechtskonformen Reaktion auf mani-

32 Und er fahrt unmittelbar fort: ,,En effet, la loi qui régit 1’état d’urgence, la loi du 3 avril 1955 ne pouvait
pas étre conforme a 1’état des technologies et des menaces que nous rencontrons aujourd’hui. Mais elle
comporte deux mesures exceptionnelles : 1’assignation a résidence et les perquisitions administratives.
Ces deux mesures offrent des moyens utiles pour prévenir la commission de nouveaux actes terroristes. Je
veux leur donner immédiatement toute leur portée et les consolider. Le Premier ministre proposera donc
au Parlement d’adopter un régime juridique complet pour chacune de ces dispositions. Et mesdames, mes-
sieurs les parlementaires, je vous invite a le voter d’ici la fin de la semaine.*
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feste Krisensituationen. Beide jedoch wiirden jeweils spezifische Unzulidnglichkeiten
aufweisen:

,Das erste Regime besteht im Riickgriff auf Artikel 16 der Verfassung. Es setzt voraus, dass der
Normalvollzug der 6ffentlichen Gewalten nicht mehr gewihrleistet ist. Der Prisident der Republik
ergreift daraufthin die notwendigen Maflnahmen und darf dabei von der Verteilung der verfassungs-
maBigen Kompetenzen abweichen. Und dann gibt es den Artikel 36 der Verfassung, der den Belage-
rungszustand regelt. Auch er taugt nicht fiir die aktuelle Situation. Der Belagerungszustand wird im
Falle unmittelbarer Bedrohung in Folge eines Staatenkrieges oder eines bewaffneten Aufstandes
verhdngt. In diesem Falle werden verschiedene Kompetenzen von der zivilen an die militérische
Administration iibertragen® (Ebd.).

Beide Regime, so das Urteil Hollandes, trafen, wie jeder zweifelsohne zugestehen miisse,
auf die gegenwirtige Situation nicht zu. Folglich delegiert er an seinen Premierminister
die Aufgabe der legislativen Umsetzung erforderlicher Anpassungen der bestehenden
rechtlichen Instrumente zur Krisenintervention im Ausnahmezustand.

3.2 Manuel Valls vor der Assemblée Nationale (19.11.2015)

Das zentrale Anliegen, das Manuel Valls drei Tage nach dem Auftritt Francois Hollandes
vor dem Congrés verfolgt, besteht dementsprechend nicht primér darin, Zustimmung fiir
die ohnehin unstrittige, von der Exekutive vorgegebene Marschroute zu generieren. Dass
zwischen seine und die Position des Présidenten nicht einmal das sprichwortliche Blatt
Papier passt, macht schon die drastische Wortwahl deutlich, mit der er Verlauf und Fol-
gen der Attentate beschreibt: ,,Einhundertneunundzwanzig Menschenleben wurden ausra-
diert™, ohne jedes Mitleid (Valls 2015). Noch viel wichtiger als die Herstellung und Fes-
tigung der ohnehin gegebenen nationalen Einheit ist hingegen — entsprechend des présidi-
alen Auftrages — die Schaffung einer fiir das Exekutivhandeln moglichst optimalen ge-
setzlichen Ausgangslage. Dementsprechend lautet die zentrale Aussage in der Rede von
Manuel Valls vor der Assemblée Nationale:

»Meine Damen und Herren Abgeordneten, weil die terroristische Bedrohung da ist, weil unsere
Mitbiirgerinnen und Mitbiirger von uns verlangen, alles zu unternehmen, um sie zu schiitzen, weil
wir unser Handeln effizient weiterfiihren miissen, deswegen muss der Ausnahmezustand fiir das ge-
samte Territorium [...] verlangert werden. Die Dauer, die Ihnen zur Entscheidung vorliegt, belduft
sich auf drei Monate. Sie wird es erlauben, die Ausschaltung und Zerstérung der Terrornetzwerke
zu beschleunigen, ganz im Zeichen des Respekts fiir die juristische Aufarbeitung, die auf mittlere
und lange Sicht die einzige Antwort sein kann, um diese Netzwerke zu neutralisieren. Die Verldnge-
rung des Ausnahmezustandes muss einhergehen mit einer Modernisierung der durch das Gesetz von
1955 bereitgestellten Moglichkeiten, denn als dieses verabschiedet wurde, war der Kontext ginzlich
anders. Das Gesetz von 1955 wurde fiir die Bewiltigung ziviler Unruhen geschaffen und nicht, um
dem Terror des 21. Jahrhunderts die Stirn zu bieten! Es sieht sich nun mit einem rechtlichen wie
auch technologischen Umfeld konfrontiert, das mit jenem seiner Entstehungszeit nichts mehr zu tun
hat: Die Terroristen wissen das sehr wohl* (Ebd.).

Die fiir Valls durch den ,totalitdren (ebd.) Terrorismus signifikant verdnderten Umfeld-
bedingungen machen im Sinne eines effektiven und nachhaltigen Krisenmanagements ei-
ne Modernisierung des Durchfiihrungsgesetzes N°55-385 unumginglich. Das forderten
schlieBlich auch die Biirgerinnen und Biirger: ,,Sie erwarten von uns allen harte, schnelle

33 Nach aktuellem (30.11.2015) Stand sind in Folge der Attentate 130 Menschen ums Leben gekommen.
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und effektive Antworten.* (Ebd.) Und Valls lésst keinen Zweifel daran, dass sie diese har-
ten, schnellen und effektiven Reaktionen von Exekutive und Legislative auch geliefert
bekommen werden: ,,Frankreich kdmpft“ (ebd.), aber — und dieses Aber ist eines der zent-
ralen Motive der Rede von Valls — es kdmpft, vereint, entschlossen, auf dem Boden des
Rechts. Das Recht zum Ausnahmezustand selbst wird zur Waffe.** Es muss dementspre-
chend, wenn es in diesem ,,neuen terroristischen Krieg™ (ebd.) effektiv funktionieren und
entscheidend dazu beitragen soll, dass Frankreich die Herausforderung iibersteht, ange-
passt — um nicht zu sagen: verschirft — werden. Die im Schnellverfahren behandelte Mo-
difikation des Gesetzes N°55-385 unter dem Titel Projet de Loi, prorogeant [’application
de la loi N°55-385 du 3 avril 1955 relative a [’état d’urgence et renforcant [’efficacité de
ses dispositions™ enthilt drei Kernelemente, die zusammengenommen die ,,schnelle und
starke™ (ebd.) Reaktion ermdglichen, die jetzt erforderlich ist:

(1) Tatbestandserweiterung: Die bisherige Formulierung des Anwendungsbereiches, wo-
nach sich Maflnahmen lediglich auf ,,[jede Person,] deren Aktivitit sich als gefahrlich fiir
die 6ffentliche Sicherheit und Ordnung erweist*® (Valls/Cazeneuve 2015, Hervorhebung
d. A.), erstrecken diirfen, soll, weil sie aus Sicht der Exekutive als zu restriktiv erscheint,
gestrichen werden. An ihrer Stelle soll folgender Teilsatz eingefligt werden: ,,[jede Per-
son,] in Anbetracht derer ernstzunehmende Griinde vorliegen, die darauf schlie3en lassen,
dass sein/ihr Verhalten eine Bedrohung fiir die 6ffentliche Sicherheit und Ordnung dar-
stellt“’’ (ebd.). Diese Umformulierung des Tatbestandes kommt de facto einer Auswei-
tung durch Aufweichung gleich. Indem nun nachrichtendienstlich oder sonst wie gewon-
nene Erkenntnisse {iber Verhalten, Bewegungsprofile, Absichten in die Beurteilung der
Gefahrdungslage nicht nur einflieBen, sondern in ihrer Potenzialitdt auch verfolgbar wer-
den, wiéchst der Bereich justiziablen Verhaltens signifikant an — und zwar ohne dass es
einer Tat im Sinne eines Verbrechens bedarf.

(2) Verschdrfung individueller und kollektiver Grundrechtseinschrinkungen: Die Rechte
auf Bewegungs- und Aufenthaltsfreiheit einzelner Personen werden ebenso eingeschrankt
wie das Recht auf Unverletzlichkeit der Wohnung. Biirgerinnen und Biirger kénnen von
den Exekutivbehdrden aufgefordert werden, sich an einen bestimmten Ort zu begeben,
dort zu verbleiben oder aber sich regelmiBig bei den Polizei- oder Meldebehdrden zwecks
Uberpriifung des Aufenthaltsortes vorzustellen. Einzig die Bildung von Camps zum Zwe-
cke der Internierung von Biirgerinnen und Biirgern bleibt — nach den einschliagigen Erfah-
rungen im Kontext des Algerienkrieges — verboten. Auf kollektiver Ebene wird zudem
das Recht auf Zusammenschluss, gleich welcher Natur er sein mag, verdachtsabhéingig
eingeschrinkt. Von der Intention dieser Bestimmung her’® erweitern sich auch hier die

34 Vergleiche Valls (2015): ,,Nous devons étre unis, et parce que nous sommes une grande démocratie, nous
appuyer sur la force de notre droit. Or, la force de notre droit, c’est notamment 1’état d’urgence.*

35 Vergleiche Valls/Cazeneuve (2015) und ebenso La Commission des Lois Constitutionnelles, de la Légi-
slation et de I’ Administration générale de la République (2015).

36 Im franzosischen Original: ,,[de toute personne] dont 1’activité s’avére dangereuse pour la sécurité et
’ordre publics®.

37 Im franzésischen Original: ,,[de toute personne] a 1’égard de laquelle il existe des raisons sérieuses de
penser que son comportement constitue une menace pour la sécurité et I’ordre publics®.

38 Der — neu eingefiigte — Artikel 6-1 im Wortlaut: ,,Sans préjudice de I’application de ’article L. 212-1 du
code de la sécurité intérieure, sont dissous par décret en conseil des ministres les associations ou groupe-
ments de fait qui participent a la commission d’actes portant une atteinte grave a 1’ordre public ou dont les
activités facilitent cette commission ou y incitent.*



Matthias Lemke: Frankreich nach 11/13 273

Kontroll- und Sanktionsmoglichkeiten der Exekutive. Terroristische, oder in der gegen-
wartigen Situation: islamistische und/oder djihadistische Gruppierungen oder religidse
Zusammenschliisse oder solche, die unter entsprechendem Verdacht stehen, sollen auf
Grundlage dieser Bestimmung aufgeldst werden kdnnen.

(3) Informationspflicht. Die Exekutive soll, entsprechend der Bestimmung von Artikel 4-
1, der ebenfalls neu eingefiigt wird, beide Kammern der Legislative ,,ohne jeden Vollzug*
(vgl. ebd.) von ihren Beschliissen zum Ausnahmezustand unterrichten.” Valls argumen-
tiert vor der Assemblée Nationale, dass es gerade in der Krise gelte, verstérkt ,,aufeinan-
der zu horen® (ebd.) und Informationen auszutauschen. In der einschldgigen Passage sei-
ner Rede® bleibt indes eine inhaltliche Begriindung aus, was, wenn man die Exekutive
und die Legislative als distinkte Akteure der politischen Offentlichkeit begreift, die Inter-
pretation zulésst, dass durch derlei Vorabstimmungen der diskursiv-offene Charakter 6f-
fentlicher Debatten zumindest herabgesetzt wird. Denn informieren ist nicht diskutieren,
und die Informationspflicht der Exekutive gegeniiber der Legislative muss nicht notwen-
digerweise in der Offentlichkeit vollzogen werden.

Diese drei KernmafBinahmen der Modernisierung der Bestimmungen des Durchfiihrungsge-
setzes zum Etat d'urgence lassen sich allesamt in eine Richtung deuten. Es geht — auf indi-
vidueller, auf kollektiver wie auch auf politisch-institutioneller Ebene — um die Steigerung
von Konzentration und Kontrolle in der politischen Arena. Gleichsam indes, so betont das
Exposé zum Gesetzentwurf, gelte es, nicht mehr erforderliche Grundrechtseinschrankungen,
die noch aus der Zeit des Umbruchs von der [V. zur V. Republik stammen, aufzuheben:

,Die vorgeschlagenen Modifikationen zielen zudem auf die Aufthebung vorgesehener Mafinahmen,
die aus dem Kontext der Zeit stammen, in dem das Gesetz urspriinglich beschlossen worden war
und die heute keiner ernsthaften Uberpriifung mehr standhalten, wie beispielsweise die Kontrolle
der Presse oder anderer Verdffentlichungen (Ebd.).

Diese Formulierung ist schwierig einzuordnen. Denn sie zielt in einer Phase der Konzent-
ration der Exekutivkompetenzen auf die dezidierte Aufgabe bestehender Kontrollbefug-
nisse. Zwei miteinander konkurrierende Motivlagen konnen sie erkldren: Entweder es
geht der Exekutive tatsdchlich um einen nachhaltigen Grundrechteschutz im Bereich der
Presse- und Informationsfreiheit, oder aber sie gibt ein in Zeiten von Social Media,
Smartphones und Internet ohnedies nicht mehr zu kontrollierendes Terrain symbolisch
preis, um mit dieser Preisgabe andere, restriktive Maflnahmen zu verschleiern. Angesichts
des bisher festgestellten Tenors der zur Beschlussfassung vorliegenden Mafinahmen gibt
es gute Griinde anzunehmen, dass eher letzteres Motiv — und damit die Expansion des
Ausnahmezustandes — ausschlaggebend zu sein scheint.

39 Der Artikel 4-1 im Wortlaut: ,,.L.’ Assemblée nationale et le Sénat sont informés sans délai des mesures
prises par le Gouvernement pendant 1’état d’urgence. Ils peuvent requérir toute information complémen-
taire dans le cadre du contrdle et de I’évaluation de ces mesures.*

40 Vergleiche Valls (2015): ,,Moderniser la loi de 1955, c’est aussi mieux informer le Parlement. Depuis ce
week-end, celui-ci est associé trés étroitement. Dimanche, le Président de la République a regu les prési-
dents des assemblées, les présidents de tous les groupes parlementaires et les présidents des commissions
concernées. Lundi, le chef de I’Etat s’est exprimé devant le Parlement réuni en Congrés. A initiative de
Jean-Jacques Urvoas, avec le soutien de tous les groupes, un amendement important a été adopté pré-
voyant I’information du Parlement s’agissant des mesures prises pendant 1’état d’urgence. Le Gouverne-
ment y est bien évidemment favorable, et je vous proposerai par ailleurs des rendez-vous réguliers pour
faire le point sur sa mise en ceuvre et, avec les ministres concernés, vous fournir toutes les informations
nécessaires et possibles, sur la lutte antiterroriste sur notre sol et nos opérations militaires au Levant.*
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4. Ausnahmezustand 2.0

»Die Demokratie hat die Fahigkeit zu reagieren.” (Hollande 2015c). Diese zweifellos zu-
treffende Einschétzung Frangois Hollandes spiegelt — als Projektion wie auch als Tatsa-
chenbeschreibung — all die Entschlusskraft wider, die auch in den beiden hier analysierten
Reden zum Ausdruck kommt. Was aber, so gilt es trotz aller situativen Dynamik gouver-
nementalitétskritisch zu fragen, folgt mittel- bis langfristig aus den Reaktionen auf die At-
tentate? Fiir die Freiheit, fiir die politische Kultur der Republik, fiir die Demokratie
selbst? Die inhaltsanalytische Aufbereitung der Interventionen von Frangois Hollande und
Manuel Valls miindet in drei zentrale Befunde, die Strategie, institutionelles Setting und
grundlegende Plausibilisierungspraktiken im hier vorliegenden Ausnahmezustand tangie-
ren und die ihm in der Summe eine neue Qualitét verleihen:

(1) Strategisch: Die Plausibilisierungsmuster der Situation der AuBerlichkeit und der
Freund-Feind-Unterscheidung sind in beiden Reden iiberaus eng miteinander verwoben.
Analytisch sind sie schlechterdings nicht zu trennen. Das sagt viel aus iiber den Schock,
den Frankreich und seine Regierung erlitten hat, ein Schock, der in eine Vernichtungs-
kriegsrhetorik miindet, die jeden Plausibilisierungsversuch des Etat d urgence dominiert.
Derart unbedingt gewollt und existenziell gemeint, wird der Ausnahmezustand in seiner
instrumentellen Dimension zu einem totalen Ausnahmezustand. Die Exekutive treibt die
kriseninduzierte Expansion ihrer Kompetenzen nicht nur bis an deren rechtliche Grenzen
— sie meint, noch weiter zu miissen, weil sie sich im Krieg wihnt. Der sogenannte Krieg
gegen den Terror war indes schon nach 9/11 nicht zu gewinnen, und nach 11/13 sieht das
kaum anders aus: ,,Weltweit dem Terrorismus den Krieg zu erkldren, war ein schreckli-
cher Fehler und er ist zum Scheitern verdammt™ (Richardson 2007: 22), hat Louise
Richardson einmal hinsichtlich der versuchten und mittlerweile gescheiterten Krisenbe-
waltigung durch die Bush-Administration geschrieben. Denn:

,»Etwas einen Krieg zu erklédren, das letztlich nur eine Strategie ist, ergibt offensichtlich wenig Sinn.
Niemand kdme auf die Idee, beispielsweise Prézisionslenkwaften den Krieg zu erkléren. [...] Terror
ist wie Angst eine Emotion, und einer Emotion einen Krieg zu erkldren, ist kaum eine zum Erfolg
fithrende Strategie” (Ebd.: 228).

Auch wenn mit dem sogenannten Islamischen Staat in der aktuellen Situation eine Konflikt-
partei bereitsteht, der sich von Seiten der franzdsischen Regierung durchaus der Krieg erkld-
ren lieBe, so ist doch nicht zuletzt angesichts der Erfahrungen nach 9/11 sehr fraglich, ob mit
militdrischen Mafinahmen alleine der terroristischen Bedrohung, noch dazu wenn sie auch in
den banlieues auf ein vielfach fruchtbares Umfeld trifft, angemessen beizukommen ist.

(2) Institutionell: Bemerkenswert ist dariiber hinaus die institutionelle Aufteilung der
Plausibilisierung. Zu beobachten ist eine Orientierung der Akzentsetzungen bei den Plau-
sibilisierungsmustern an den Funktionsposten in der Exekutive. Wahrend Hollande in sei-
ner Rede primir die Muster der Situation der AuBerlichkeit und der Freund-Feind-
Unterscheidung bedient und damit — entsprechend seiner Funktion als Staatsprisident —
die grundsitzliche Richtung der Politik vorgibt, ist Valls als Premierminister auf das Mus-
ter der Effizienz ausgerichtet, in dessen Rahmen er das Klein-Klein der als erforderlich
erachteten gesetzlichen ,Modernisierungen‘ abhandelt. Ob und inwiefern sich eine solche
Arbeits- und Plausibilisierungsteilung auch in anderen Ausnahmesituationen nachweisen
lasst (vgl. Lemke 2013: 195), bliebe zu untersuchen.
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(3) Grundlegend: Ein von Hollande und Valls im Zusammenhang mit der Forderung nach
einer Reform der einschldgigen Ausnahmegesetze und Verfassungsbestimmungen ver-
bundener Topos ist das der weitestmdglichen Legalisierung der Normsuspendierung, ge-
nauer: ihrer nachhaltigen Modernisierung. Hierin liegt — in Sachen Plausibilisierung — das
Neue der Situation nach dem 13.11.2015. Im Zuge der von Hollande beauftragten und
von Valls betriebenen politischen Vorbereitung moglichst optimaler Bedingungen fiir ein
in diesem Sinne befreites Exekutivhandeln tritt ein neues Plausibilisierungsmuster auf,
das zur Expansion des Ausnahmezustandes drangt. Im Kern handelt es sich dabei um ei-
nen Erzdhlzusammenhang, der aus drei Schritten besteht: In einem paradox anmutenden,
zwischen situativer politischer Erfordernis und geltendem Verfassungsrecht angesiedelten
Spannungsbogen wird die situative Notwendigkeit des Ausnahmezustandes bekraftigt,
gleichsam seine eigentliche Unwirksamkeit beklagt und daraus die Erfordernis abgeleitet,
ihn zu ,modernisieren‘, sprich ihn zu verschirfen. Damit enthélt die Plausibilisierung von
Ausnahmezustinden erstmals eine Art Beobachtung zweiter Ordnung, die nicht jenseits,
sondern unmittelbar in der auslosenden Krise anhebt.

Was folgt aus diesen Befunden? Mit Blick auf die eingangs von Carl Schmitt zitierte Aus-
sage liefle sich die begriindete Befiirchtung formulieren, dass die repriasentative Demokra-
tie — und zwar nicht nur die Frankreichs — mit dem Ausnahmezustand ihr blaues Wunder
erleben konnte. Das kann passieren, wenn sie sich zu sehr auf die immer weiter gehende
Expansion der Exekutivbefugnisse kapriziert, und dabei das vernachléssigt, was auch und
in noch viel wesentlicherem MafBle seit der Aufklarung ihr Erbe ausmacht: die Besinnung
auf das Recht und die durch das Recht ermoglichten Werte von Freiheit, Gleichheit und
Briiderlichkeit. An deren Stelle tritt jedoch immer haufiger das, was Dirk Kurbjuweit un-
langst eine Politik der Leere genannt hat und die wenige Tage nach den Pariser Anschlé-
gen im Stadion von Hannover auf bedriickende Art und Weise zu besichtigen war. Statt
Leere und Riickzug seien jedoch, so Kurbjuweit weiter, Mut und Présenz vonnéten, die
im Kern auch zur demokratischen politischen Kultur und ihrem Gestaltungswillen geho-
ren. Im Sinne dieser politischen Kultur, und nur in diesem Sinne, sollte auch nach den
Anschldgen des 13.11.2015 gelten, was Charlie Hebdo schon in seiner Ausgabe vom
25.2.2015"" ebenso trotzig wie entschlossen getitelt hat: ....c’est reparti!*.

Literatur

Agamben, Giorgio, 2004: Ausnahmezustand. Homo Sacer I1.1, Frankfurt (Main).

Agamben, Giorgio, 2014: For a theory of destituent power. Public lecture in Athens, 16.11.2013. In:
Chronos Magazine: http://www.chronosmag.eu/index.php/g-agamben-for-a-theory-of-destituent-
power.html, 30.11.2015.

Aolain, Fionnuala ni / Gross, Oren, 2006: Law in Times of Crisis. Emergency Powers in Theory and
Practice, Cambridge (Mass.) / New York.

von Aquin, Thomas, 1954 [1265-1273]: Summe der Theologie. Zusammengefalit, eingeleitet und erldu-
tert von Joseph Bernhart, Zweiter Band: Die sittliche Weltordnung, 3. durchgesehene und verbesser-
te Auflage, Stuttgart.

von Aquin, Thomas, 1971 [1271-1273]: Uber die Herrschaft der Fiirsten. An den Kénig von Cypern.
Revidierte Ubersetzung von Ulrich Matz, Stuttgart.

41 N°1179.


http://www.chronosmag.eu/index.php/g-agamben-for-a-theory-of-destituent-power.html
http://www.chronosmag.eu/index.php/g-agamben-for-a-theory-of-destituent-power.html
http://www.chronosmag.eu/index.php/g-agamben-for-a-theory-of-destituent-power.html

276 Zeitschrift fur Politische Theorie, Heft 2/2015

von Aquin, Thomas, 1996: Naturgesetz und Naturrecht. Theologische Summe, Fragen 90-97, lateini-
scher Text mit Ubersetzung, Anmerkungen und Kommentar, Bonn (= Sammlung Politeia, Band 34).

Barthélemy, Joseph, 1931: La crise de la démocratie contemporaine, Liittich / Paris.

Chowdhury, Subrata R., 1989: Rule of Law in a State of Emergency. The Paris Minimum Standards of
Human Rights Norms in a State of Emergency, New York.

Dieflelmann, Anna-Lena, 2015a: Ausnahmezustand im Sicherheits- und Krisendiskurs. Eine diskurstheo-
retische Studie mit Fallanalysen, Siegen (= Reihe Sprach- und Kommunikationswissenschaften,
Band 4).

DieBlelmann, Anna-Lena, 2015b: Der Ausnahmezustand. Zur schleichenden Implementierung und Legi-
timitét von sonder- und auflerrechtlichen Maflnahmen. In: Matthias Lemke / Oliver Schwarz / Toralf
Stark / Kristina Weissenbach (Hg.), Legitimitétspraxis. Politikwissenschaftliche und soziologische
Perspektiven, Wiesbaden, 39-57.

Duverger, Maurice, 1996: Le systéme politique frangais: droit constitutionnel et science politique, 21.
Auflage, Paris.

Dyzenhaus, David, 2008: The Compulsion of Legality. In: Victor V. Ramraj (Hg.), Emergencies and the
Limits of Legality, Cambridge, 33-59.

Forster, Annette / Lemke, Matthias, 2015: Die Legitimation von Ausnahmezustinden. Eine Analyse
zeitiibergreifender Legitimationsmuster am Beispiel der USA. In: Matthias Lemke / Oliver Schwarz
/ Toralf Stark / Kristina Weissenbach (Hg.), Legitimititspraxis. Politikwissenschaftliche und sozio-
logische Perspektiven, Wiesbaden, 13-37.

Frankenberg, Giinther, 2010: Staatstechnik. Perspektiven auf Rechtsstaat und Ausnahmezustand, Frank-
furt (Main).

Friedrich, Carl J., 1961: Die Staatsrdson im Verfassungsstaat, Freiburg.

Gaulle, Charles de, 1960: Conférence de Presse, tenue au Palais de 1’Elysée, 5 Septembre 1960. In: La
Fondation Charles de Gaulle / L’Institut National Audiovisuel; http://www.ina.fr /fresques/ de-
gaulle/ fiche-media/ Gaulle00061/ conference-de-presse-du-5-septembre-19 60.html, 30.11.2015.

Greiner, Bernd, 2013: Konstitutionelle Diktatur. Clinton Rossiter iiber Krisenmanagement und Not-
standspolitik in modernen Demokratien. In: Mittelweg 36 — Zeitschrift des Hamburger Instituts fiir
Sozialforschung 22, 24—40.

Hamon, Francis, 1994: L’Article 16 de la Constitution de 1958, Paris (= La documentation frangaise,
documents d’études N°1.07).

Hollande, Frangois, 2015a: Déclaration du président de la République a la suite des attaques terroristes a
Paris. In: Présidence de la République ; http://www.elysee.fr/ declarations/article/declaration-du-
president-de-la-republique-a-la-suite-des-attaques-terroristes-a-paris/, 30.11.2015.

Hollande, Frangois, 2015b: Déclaration a 1’issue du Conseil de défense. In: Présidence de la Ré-
publique; http://www.elysee.fr/declarations/article/declaration-a-l-issue-du-conseil-de-defense-2/,
30.11.2015.

Hollande, Frangois, 2015c: Discours du président de la République devant le Parlement réuni en Con-
grés. In: Présidence de la République; http://www.elysee.fr/declarations/ article /discours-du-
president-de-la-republique-devant-le-parlement-reuni-en-congres-3/, 30.11.2015.

Houillon, Philippe, 2005: Rapport fait au nom de la Commission des Lois constitutionnelles, de la Légi-
slation et de I’ Administration générale de la République sur le Projet de Loi (N°2673), prorogeant
Iapplication de la loi N°55-385 du 3 avril 1955. In: Assemblée Nationale; http://www.assemblee-
nationale.fr/12/rapports/r2675.asp, 30.11.2015.

Krohn, Maren, 1981: Die gesellschaftlichen Auseinandersetzungen um die Notstandsgesetze, Koln.

La Commission des Lois Constitutionnelles, de la Législation et de I’Administration générale de la Ré-
publique, 2015: Projet de Loi, prorogeant I’application de la loi N°55-385 du 3 avril 1955 relative a
I’état d’urgence et renforcant efficacité de ses dispositions (N°3237, 14°™ Législature de la Consti-
tution du 4 octobre 1958). In: Assemblée Nationale ; http://www.assemblee-nationale.fr/14/pdf/ta-
commission/r3237-a0.pdf, 30.11.2015.

Ladiges, Manuel, 2007: Die Bekdmpfung nicht-staatlicher Angreifer im Luftraum. Unter besonderer Be-
riicksichtigung des § 14 Abs. 3 LuftSiG und der strafrechtlichen Beurteilung der Totung von Unbe-
teiligten, Berlin.


http://www.ina.fr
http://www.elysee.fr/
http://www.elysee.fr/declarations/article/declaration-a-l-issue-du-conseil-de-defense-2/
http://www.elysee.fr/declarations/
http://www.assemblee-nationale.fr/12/rapports/r2675.asp
http://www.assemblee-nationale.fr/12/rapports/r2675.asp
http://www.assemblee-nationale.fr/12/rapports/r2675.asp
http://www.assemblee-nationale.fr/14/pdf/ta-commission/r3237-a0.pdf
http://www.assemblee-nationale.fr/14/pdf/ta-commission/r3237-a0.pdf
http://www.assemblee-nationale.fr/14/pdf/ta-commission/r3237-a0.pdf

Matthias Lemke: Frankreich nach 11/13 277

Lemke, Matthias, 2010: Das Alter Ego der Souverénitit. Zur Begriindung von Normsuspendierungen im
Ausnahmezustand. In: Samuel Salzborn / Riidiger Voigt (Hg.), Souverénitdt. Theoretische und
ideengeschichtliche Reflexionen, Stuttgart, 83—102.

Lemke, Matthias, 2012: Ausnahmezustinde als Dispositiv demokratischen Regierens. Eine Quer-
schnittsanalyse am Beispiel der USA. In: Zeitschrift flir Politikwissenschaft 22, 307-331.

Lemke, Matthias, 2013: Am Rande der Republik. Ausnahmezustdnde und Dekolonisierungskonflikte in
der V. Franzosischen Republik. In: Riidiger Voigt (Hg.), Ausnahmezustand. Carl Schmitts Lehre
von der kommissarischen Diktatur, Baden-Baden, 185-208.

Le Sénat, 2006 (Hg.): L’Etat d’urgence, Paris (= Les documents du travail du Sénat. Série Législative
comparée, N°LC 156).

Locke, John, 2008 [1689]: Zwei Abhandlungen iiber die Regierung. Herausgegeben und eingeleitet von
Walter Euchner, 13. Nachdruck, Frankfurt (Main)

Machiavelli, Niccolo, 1990 [1531]: Discorsi. In: Niccolo Machivelli, Politische Schriften, Frankfurt
(Main), 125-269.

Ottmann, Henning, 2004: Geschichte des politischen Denkens, Band 2: Romer und Mittelalter, Teil-
band 2: Das Mittelalter, Stuttgart / Weimar.

Radin, Max, 1942: Martial Law and the State of Siege. In: California Law Review 30, 634—-647.

Richardson, Louise, 2007: Was Terroristen wollen. Die Ursachen der Gewalt und wie wir sie bekdmpfen
konnen, Frankfurt (Main) / New York.

Rossiter, Clinton L., 1948: Constitutional Dictatorship. Crisis and Government in the Modern Democra-
cies, Princeton.

Rousseau, Jean-Jacques, 1782: Considérations sur le gouvernement de Pologne. In: Jean-Jacques Rous-
seau, Collection compléte des ceuvres de J. J. Rousseau. Tome premier: Contenant les ouvrages de
Politique, Genf, 415-540.

Saint-Bonnet, Frangois, 2001: L’état d’exception, Paris.

Schmitt, Carl, 1922: Politische Theologie. Vier Kapitel zur Lehre von der Souverénitit, Miinchen.

Skach, Cindy, 2005: Constitutional Origins of Dictatorship and Democracy. In: Constitutional Political
Economy 16, 347-368.

Urvoas, Jean-Jacques, 2015: Prorogation de 1’état d’urgence. In: Assemblée nationale, XIV® législature,
Session ordinaire de 2015-2016, Compte rendu intégral, Séance du jeudi 19 novembre 2015 ;
http://www.assemblee-nationale.fr/14/cri/2015-2016/2016 0059.asp, 30.11.2015.

Valls, Manuel, 2015: Prorogation de 1’état d’urgence. In: Assemblée nationale, XIV® 1égislature, Session
ordinaire de 2015-2016, Compte rendu intégral, Séance du jeudi 19 novembre 2015;
http://www.assemblee-nationale.fr/14/cri/2015-2016/20160059.asp, 30.11.2015.

Valls, Manuel / Cazeneuve, Bernard, 2015: Projet de Loi, prorogeant I’application de la loi N°55-385 du
3 avril 1955 relative a I’état d’urgence et renforcant 1’efficacité de ses dispositions (N°3225, 14™
Législature de la Constitution du 4 octobre 1958). In: Assemblée Nationale ; http://www.assemblee-
nationale.fr/14/pdf/projets/pl3225.pdf, 30.11.2015.

Voisset, Michéle, 1969: L’article 16 de la Constitution du 4 octobre 1958, Paris (= Univ.-Diss. Paris, Fa-
culté des Droits et des Sciences économiques 1967).


http://www.assemblee-nationale.fr/14/cri/2015-2016/2016
http://www.assemblee-nationale.fr/14/cri/2015-2016/20160059.asp
http://www.assemblee-nationale.fr/14/pdf/projets/pl3225.pdf
http://www.assemblee-nationale.fr/14/pdf/projets/pl3225.pdf
http://www.assemblee-nationale.fr/14/pdf/projets/pl3225.pdf




Sondierungen

Matti TrauBneck’

Tagungsbericht

Bericht zur Tagung Challenging the Banality of Racism. Political
Theory as A Race Critical Theory an der Justus Liebig Universitat

GieBBen, vom 23.-24. Oktober 2015

Dem zweitdtigen Workshop Challenging the
Banality of Racism. Political Theory as Race
Critical Theory lag ein klares Programm zu-
grunde: Alltagsrassismen zu untersuchen und
fiir die Politische Theorie zu konzeptualisie-
ren. Die Banalitdit von Rassismus kann, in
Anlehnung an Ta-Nehisi Coates und Hannah
Arendt, sowohl in seiner konstituierenden
Gestaltungsmacht gesehen werden als auch in
der mit dieser einhergehenden Dethematisie-
rung. Damit riicken nach Jeanette Ehrmann,
die den Workshop gemeinsam mit Emmanuel
Ametepeh, Andrea Hirtel und Fitsum Reso-
me Teddla veranstaltete, gerade die Erschei-
nungsformen von Rassismus in den Blick,
die abseits von Hassreden und organisierter
Gewalt die postkolonialen und postfaschisti-
schen Gesellschaften Europas und vor allem
auch die Disziplin der Politischen Theorie
selbst pragen.

Der erste Beitrag von Yoko Arisaka war
eine Reflexion auf die Bedingungen unseres
Wissens unter dem Titel Epistemologies of
Ignorance: Race, Gender, and the Myth of
Multiculturalism. Sie fragte mit Verweis auf
das Konzept des Individualismus und einem
Schwerpunkt auf den materiellen Bedingun-
gen, wieso es der liberalen Ideengeschichte

* Matti TrauBneck, Magistra Artium, Philipps-Universitat
Marburg
Kontakt: matti.traussneck@staff.uni-marburg.de

und dem daraus entstandenen Multikultura-
lismus nicht gelingen konnte, das ,Rasse-
Problem‘ zu l6sen und kritisierte die Ver-
schiebung von ,Rasse‘ auf ,Kultur® als ein
Unsichtbarwerden und Unsichtbarmachen
rassisierter Markierungen als einen Prozess,
der es dem weillen Individuum ermdglicht,
an seinen eigenen rassifizierenden Vorstel-
lungen festzuhalten. AnschlieBend wurde dis-
kutiert, welche Rolle ,Klasse‘ in den Epis-
temologien der Ignoranz spielt, ob Theorie
und Praxis sich iiberhaupt streng getrennt
denken lieBen und wie sich Rassismus in Ja-
pan wiederfiande. Auch ging es um die Diffe-
renz von individualistischen oder kollektiven
Kulturen, das Verhéltnis von Wiirde und Per-
son und um die Frage, ob eine offene Un-
gleichheitsideologie einer falschen Gleich-
heitsideologie vorzuziehen sei. Es wurde auch
auf die Einschreibung des Kolonialismus in
die Kolonisierten hingewiesen und auf
Slavoj Zizeks Multikulturalismuskritik, nach
rassismusfreien Raumen in einer postkoloni-
alen Welt gefragt und nach materiellen
Grundlagen auf der korperlichen Ebene mit
Verweis auf Rachel Dolezal, und danach,
welchen Wert Kategorien wie ,Wiirde* und
,Person‘ weiterhin hétten.

Die Philosophin Nadia Yala Kisukidi
(Universitit Genf), die ihre Teilnahme kurz-
fristig absagen musste, entfaltete in ihrem zur
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Verfligung gestellten Vortragsmanuskript das
Projekt einer Dekolonisierung der Philoso-
phie aus Perspektive der Africana Philoso-
phie. Als ein epistemologisches Unterneh-
men, das von Intellektuellen des afrikani-
schen Kontinents sowie der afrikanischen
Diaspora getragen wird, umfasst die Africana
Philosophie insbesondere drei Felder der
Theoriebildung: eine Anthropologie auf der
Grundlage von Erfahrungen der Dehumani-
sierung; Ideen der Befreiung ausgehend von
der Beherrschung durch Versklavung, Kolo-
nisierung und Rassifizierung; sowie eine Me-
takritik der Vernunft, die die von der europa-
ischen Moderne in ihrer Begegnung mit ,an-
deren‘ Korpern hervorgebrachte ,raison dé-
raisonnable® — die vernunftgeleitete Rechtfer-
tigung des Rassismus — einer rigorosen
Uberpriifung unterzieht. Gerade in den Kor-
pern der Philosoph_innen und in der perso-
nellen wie inhaltlichen Institutionalisierung
der Philosophie an den Universititen des
globalen Nordens offenbare sich, dass das
vermeintlich universelle Vernunftdenken der
Aufklarung vergeschlechtlicht und rassifiziert
sei. Jenseits einer einfachen Zuriickweisung
der Aufkldrung pladiert Kisukidi auf eine
Dekolonisierung der Philosophie, die bereit
ist anzuerkennen, dass das ,Recht zum Philo-
sophieren‘ global ungleich verteilt ist, dass
Philosophie nur in der Pluralitét ihrer Subjek-
te, Orte, Manifestationen und Représentatio-
nen zu denken ist, und die bereit ist, die Insti-
tutionalisierung der Philosophie unter den
Bedingungen einer globalisierten und postko-
lonialen Welt neu zu denken.

Im néchsten Vortrag Je suis Charlie
skizzierte Nabila Abbas Entwicklungen in
Frankreich nach dem Attentat auf die Satire-
zeitschrift Charlie Hebdo. Sie bezog sich auf
Jacques Ranciere, der den franzosischen Re-
publikanismus als essenzialistisch und ho-
mogenisierend kritisiert. Muslimische Ange-
horige der Republik erschienen, so Abbas,
immer vor allem als muslimisch, nicht aber
als vollstindig franzdsisch. Sie bezeichnete
den Laizismus als gemeinsamen Nenner aller
politischen Richtungen und argumentierte,
dass es dabei immer um eine Verbindung mit

Fragen nach ,Rasse‘ und Ungleichheit ginge.
Die auf den Kundgebungen proklamierte
franzosische Identitdt sei eng verbunden mit
antiislamischen Positionen, die, vormals der
extremen Rechten zugehorig, nunmehr zum
Vokabular der Mitte gehorten. In der Diskus-
sion wurde die hohe Prozentrate muslimi-
scher Gefangener in franzosischen Gefing-
nissen thematisiert und das Konzept des Lai-
zismus ausfiihrlich als ein von vorneherein
gewaltformiges Unterfangen kritisiert. Lai-
zismus wurde als neue Religion und als Zu-
gehorigkeitsmerkmal interpretiert, was gera-
de im Beispiel ,,Je suis Charlie, je suis juif*
deutlich wiirde, da in Frankreich seit Jahren
ein stark steigender Antisemitismus zu be-
obachten sei. Der Slogan wurde in Bezug ge-
setzt zu den Bildern von Migration und dem
Sterben im Mittelmeer, wozu es keine Be-
kenntnisse gibt.

Der letzte inhaltliche Programmpunkt des
ersten Tages war eine gemeinsame Diskussi-
on zum Thema Challenging the Banality of
Racism in Theory and Practice mit Felmon
Davis als Moderator und Regina Kreide, Ed-
die Bruce-Jones, Jeanette Ehrmann und Va-
nessa Eileen Thompson. Felmon Davis eroff-
nete die Diskussion mit dem Hinweis auf das
offenkundige Paradoxon amerikanischer Ge-
schichte, eine Demokratie auf Zwangsarbeit
aufgebaut zu haben. Diese Griindungsprob-
lematik habe einen Langzeiteffekt auf die
amerikanische Gesellschaft. Er schlug iiber
das Stichwort der materiellen Kultur einen
Bogen von den Kontrolleuren der Schwarzen
Sklav_innen zu heutiger Polizeigewalt. Eddie
Bruce-Jones nahm die rechtliche Auseinan-
dersetzung um LGBTIQ-Gefliichtete zum
Ausgangspunkt seines Beitrags, um die Aus-
wirkung aktivistischer Praxis auf die juristi-
sche Praxis und umgekehrt zu thematisieren.
Insbesondere an der Unvereinbarkeit der akti-
vistischen und juristischen Perspektive auf
den Kolonialismus wiirde deutlich, wie die
Deutungsmacht des Staates bestimmend sei.
Regina Kreide fragte in ihrem Beitrag zur Si-
tuation der Roma, wie Antiziganismus zu fas-
sen sei und beschéftigte sich mit einem Dis-
kurs, der Roma als ein europdiisches ,,Prob-
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lem* und nicht als eine européische Minder-
heit sehe und damit verbunden ein Sicher-
heitsdiskurs produziere, welcher von allen eu-
ropéischen Institutionen reproduziert wiirde.
Jeanette Ehrmann kritisierte die hegemoniale
Wissensproduktion und den institutionalisier-
ten Kanon der Politischen Theorie und plé-
dierte dafiir, beides fiir verdrangte Themen
und Theoretiker innen zu 6ffnen. Ausgehend
vom Thema der Haitianischen Revolution
thematisierte sie weille Abwehrmechanismen,
die auch die Politische Theorie stark pragten.
Als Moglichkeit der Intervention nannte sie
die Alternative Reading List und die Universi-
ty of Colour, problematisierte aber auch die
prekére finanzielle Lage der Universititen im
Neoliberalismus. Vanessa Eileen Thompson
verband zwei aktuelle Diskussionen, Why is
my professor not black und Black Lives Mat-
ter — in Academia miteinander. Sie argumen-
tierte, es habe eine Verschiecbung stattgefun-
den von Paul Gilroys Black Atlantic zur heu-
tigen Black Mediterranean. Sie konstatierte,
dass bis heute rassistische sexistische und
klassistische Praxen die akademische Wissen-
sproduktion bestimmten und wies auf die
Gleichzeitigkeit der Institutionalisierung von
Black and Ethnic Studies mit dem Prison In-
dustrial Complex hin. In der anschlieenden
Diskussion wurden vor allem die Themen
epistemologischen Schweigens und weiller
Abwehrstrategien aufgegriffen, verkniipft und
weiter ausgebaut und an das Thema der mate-
riellen Grundlagen riickgebunden.

Der zweite Tag begann mit einer Rekapi-
tulation der Themen und Diskussionen vom
Vortag durch Emmanuel Ametepeh, gefolgt
von dem Vortrag In the Shadow of the Law:
Reflections on Race, Rights, and Legal Vio-
lence in Europe von Eddie Bruce-Jones. Zu-
nichst umriss Bruce-Jones die Bedingungen
von Recht und Rechtswissenschaften im Zu-
sammenhang mit der Problematisierung von
,Rasse‘. Ausgehend von Todesféllen in Haft
oder Gewahrsam beschrieb er die aktivisti-
schen Praktiken und Interventionen in géngi-
ge Rechtspraxen, welche Rassismus nicht
oder nur schwer und widerwillig reflektieren
konnten. Besonders thematisierte er die Kri-

minalisierung und Strategien der Gegenwehr
der Aktivist innen der Initiative Oury Jalloh.
Er nannte in seinem Vortrag auch Stephen
Lawrence, getdtet 1993 in London, Christy
Schwundek, getotet 2011 in Frankfurt am
Main und Ousmane Sey, gestorben 2012 in
Dortmund. In der Diskussion kam die Frage
nach geschlechtsspezifischer Polizeigewalt
auf, worauthin auf Ndeye Mareame Sarr, ge-
totet 2001 in Aschaffenburg, verwiesen wur-
de. Der Mehrwert von statistischen Daten
wurde thematisiert und gefragt, inwiefern das
Recht iiberhaupt hilfreich sei und wie sich
seine ,,Farbenblindheit” in den genannten und
dhnlichen Féllen ausgewirkt habe. Die
schwierige Situation der Aktivist innen wur-
de angesprochen und eine Analogisierung zu
Lynchmorden in den USA angedacht.

Es folgte ein gemeinsamer Vortrag von
Daniel James und Vanessa Eileen Thompson
mit dem Titel Towards a Liaison of the Phi-
losophy and Sociology of Race: The Case of
Black Solidarity. Sie beschiftigten sich mit
dem Phidnomen ,Schwarzer Solidaritdt® und
nahmen die Feldforschung Thompsons mit
der Brigade Anti-Négrophobie (BAN), einem
mehrheitlich Schwarzen Kollektiv aus Paris,
zum Ausgangspunkt. Mit Tommie Shelbys
,thin conception of blackness™ stellten sie
gemeinsam Kritik an identitétsbasierten Soli-
daritdtskonzeptionen vor und erarbeiten mit
dem Grounded-theory-Ansatz und unter Zu-
hilfenahme von Sally Haslangers ameliorati-
vem Ansatz die Rekonstruktion einer mogli-
chen ,,thick conception®, die aber nicht Vo-
raussetzung, sondern Ergebnis solidarischer
Aktionen wire. In der Diskussion wurde die
Verbindung zu den Traditionen des Pragma-
tismus und Realismus thematisiert, das ge-
naue Verstindnis von grounded theory in die-
sem Kontext und weiterfithrende Fragen for-
muliert nach dem Konzept der Zwecksetzung
sowie nach der Schwierigkeit der Definition
von ,Schwarzsein‘. Abschliefend wurde die
Zusammensetzung der BAN aus Schwarz-
und weifipositionierten Mitgliedern und die
Folgen dessen diskutiert und die Frage, inwie-
fern der ameliorative Forschungsansatz mit
dem solidarischen in Konflikt geraten kdnne.
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Der Workshop endete mit einer ausfiihr-
lichen Abschlussdiskussion, in welcher The-
men und Fragen der letzten beiden Tage ver-
kniipft wurden, und mit der Erarbeitung kon-
kreter Vorschlige fiir eine weitere Beschéfti-
gung mit ,Rasse‘ als Kategorie Politischer
Theorie. Dabei riickte die Universitét in den
Fokus, zum einen als ein Raum, der For-
schung und Wissenschaft interdisziplinér,
tiber Lander- und Kontinentegrenzen hinweg
ermoglichen kann, zum anderen als ein
Raum, der selbst massiv rassisiert ist und
selbst rassifiziert, sodass es zugleich fraglich
erscheint, inwiefern die Universitidt der Raum
fir eine kritische Auseinandersetzung mit
den Konzepten ,Rasse‘ und ,Rassismus‘ sein
kann. Daher sollte institutionalisierter Ras-
sismus innerhalb der Universitit zum For-
schungsgegenstand weiterer Auseinanderset-
zung gemacht werden. Konkret wurde von
allen Teilnehmenden beschlossen, im An-
schluss an diesen Workshop wieder gemein-
sam zusammenzukommen, um an den ent-
standenen Fragen weiter zu arbeiten.

Die Organisator innen hatten sich fiir
das Workshop-Format entschieden, um aus-
reichend Diskussionszeit zu haben. So wurde
in den beiden Tagen sehr ausfiihrlich und

breit aufgestellt diskutiert. Die aufgekomme-
nen Themen und Fragen bieten eine gute
Grundlage fiir eine weitere, systematisierende
Beschiftigung mit dem Konzept der ,Rasse®,
rassistischen Praxen und der Kritik daran.
Neben dem Thema des institutionalisierten
Rassismus wiére auch eine grundlegende Re-
konstruktion des Begriffs ,Rasse‘, seiner Ge-
schichte, der Diskurse und Praktiken wiin-
schenswert. Besonders hinsichtlich des Ge-
brauchs nach 1945 im deutschen Sprach-
raum, wo zwar ein Verschwinden des Be-
griffs, nicht aber seiner Wirkung zu beobach-
ten ist und wissenschaftliche und politische
Bearbeitungen die Auseinandersetzung durch
das Ausweichen auf den englischen, ver-
meintlich weniger belasteten Begriff umge-
hen. Eine Herausforderung an die Gesamtheit
der Politischen Theorie bleibt die dekoloniale
Neugestaltung des Wissensbestands, der
Konzepte und vor allem auch ganz konkret
die Verankerung von Theoretiker innen aus
dem globalen Siiden. Hier ist dem Workshop
ein vielversprechender Auftakt gelungen, aus
dem sich hoffentlich ein echtes Gegenge-
wicht zu etablierten Diskursen entwickeln
wird.



Tagungsbericht

Foucault war ein Zeitreisender

Jan Philipp Schewe’

Bericht zur Tagung Uberwachen und Strafen heute an der
Universitat Bremen, 5.-7. November 2015

,,Am 2. Mirz 1757 war Damiens dazu verur-
teilt worden, ,vor dem Haupttor der Kirche
von Paris offentliche Abbitte zu tun‘, wohin
er in einem Stiirzkarren gefahren werden
sollte, nackt bis auf ein Hemd und eine bren-
nende zwei Pfund schwere Wachsfackel in
der Hand; auf dem Gréve-Platz sollte er dann
im Stiirzkarren auf einem dort errichteten Ge-
rist an den Brustwarzen, Armen, Oberschen-
keln, und Waden mit gliihenden Zangen ge-
zwickt werden; seine rechte Hand sollte das
Messer halten, mit dem er den Vatermord
begangen hatte”, so beginnt das Werk eines
der einflussreichsten Klassiker der jiingeren
Sozialtheorie (wobei man iiber das Genre
streiten mag). Sein Meister: der Franzose Mi-
chel Foucault. 40 Jahre nach der deutschen
Erstverdffentlichung von Uberwachen und
Strafen. Die Geburt des Gefingnisses hatten
Frieder Vogelmann, Jorg Bernardy und Mar-
tin Nonhoff dazu eingeladen, die bewegte
Vergangenheit und ndhere Zukunft dieses
Klassikers zu diskutieren.

Dabei ging es nicht primdr um die bei
solchen Ereignissen leidlich reflexhafte Frage
des ,,Wie weiter mit...?, vielmehr fand die
Tagung eine wiirdige Balance zwischen His-
torizitdt und Aktualitdt, was nicht zuletzt an
der intimen Atmosphére lag, die zu Gespra-

* Jan Philipp Schewe, Johann Wolfgang Goethe-Universitat
Frankfurt am Main
Kontakt: jschewe@stud.uni-frankfurt.de

chen, Kommentaren und spannenden Diskus-
sionen innerhalb der Vortragspanels einlud.

Rezeptionsgeschichtlich war es zuletzt
ruhig geworden um den groBen franzosischen
Philosophen. Zwar zeigt sich Suhrkamp wei-
terhin bemiiht, mit der franzdsischen Verof-
fentlichungspraxis Schritt zu halten, so er-
schienen Anfang dieses Jahres die Vorlesun-
gen zur Strafgesellschaft (La Société Puniti-
ve), dennoch gehoren die groBeren Rezepti-
onswellen, wie sie etwa noch die 1983er und
1984er Vorlesungen zur Parrhesia schlugen
sowie die Veroffentlichungen der Dits et
Ecrits Anfang der 2000er Jahre oder gar die
Entstehung der inzwischen recht eigensténdi-
gen und selbstbewussten Gouvernmentality
Studies wiahrend der 1990er, der Vergangen-
heit an. Umso erfreulicher, dass sich ein dem
Anlass standesgemédfBes Publikum am Teer-
hof in Bremen eingefunden hatte. Zur illust-
ren Runde der Sprecher innen zdhlten unter
anderem Susanne Krasmann, Friedrich Bal-
ke, Thomas Bierbricher, Petra Gehring, Mar-
tin Saar und Katrin Meyer. Einzig Ulrich
Brockling und Thomas Lemke fehlten, um
dieses Who’s who der deutschsprachigen
Foucaultforschung zu komplettieren. Termin-
liche Griinde verhinderten beide.

Thematisch priagte die Tagung ein gewis-
ser Dualismus zwischen Empirie und Philo-
sophie, wobei dieser eher nomineller denn
inhaltlicher Natur war. Wie konnte es bei
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Foucault auch anders sein. Schlielich wagt
Uberwachen und Strafen explizit diesen
schmalen Grat und gewinnt daraus seine
Schirfe fiir jedwede Gegenwart. Empirie,
hier verstanden als Genealogie, als das An-
filllen des Archivs und seiner mannigfaltigen
Gegenstiande, diec im Umkehrschluss den
wirkméchtigen Beweis gegeniiber den Pha-
nomenen der sozialen Wirklichkeit erbringen,
beriihrt den Kern foucaultscher Methodik.
Mit Foucault muss nie eine Entscheidung fal-
len, weil das eine das andere stets bedingt.
Wenn sich also manche Vortrédge der konkre-
teren Gegenwart widmeten und einige noch
den politisch-theoretischen Gehalt iiberpriif-
ten, verhinderte dies in keiner Weise, den
durchaus privateren Griinden nachzugehen,
welche Motive nach einer Lektiire von
Uberwachen und Strafen von entscheidender
Zentralitdt bleiben: Diziplinartechnologie,
Machtanalyse, Panoptismus oder Delinquenz.

Dass es diesen Graben zwischen Histori-
zitit und Aktualismus im foucaultschen
Werk nicht geben kann, demonstrierte Fried-
rich Balke in seinem Vortrag auf eindrucks-
volle Weise. Je ldnger Foucault geschrieben
habe, desto weiter entfernt habe er sich von
der Gegenwart, bis er zum Schluss das antike
Griechenland zum Ausgangspunkt seiner ge-
nealogischen Reisen nahm. Dennoch habe
Deleuze mit seinem Postskriptum jene Kon-
trollgesellschaft aufgedeckt, die Foucault hat-
te beschreiben wollen. So sei die Machtspal-
tung in Uberwachen und Strafen die zentrale
Figur. Ihre Doppelhelix aus Schwichung auf
der einen und Steigerung auf der anderen Sei-
te symbolisiere die vielen kleinen Krifte, die
im Diskurs wirken. Im Hinblick auf Medien
verwies Balke auf die antiken Hypomnemata,
kleine Notizheftchen, die der Reflexion und
Erinnerung dienen und neben der charakteris-
tischen Reflexion als Beichte erste Subjekt-
werdung durch Schrift einiiben. Von dort aus
sei die Verbindung zum modernen Fragebo-
gen, der den Beamten ersetze, unumgénglich.
Mit der zunehmenden Computerisierung
wandle sich diese Schriftmacht von der kli-
nisch-epistemologischen zu einer rein denun-
ziatorischen und werde zur ,,Beichte ohne

Schrift“. Foucaults Vermutung, das Recht
kédme immer zu spit, treffe auch diesmal zu,
wenn man sich vor Augen fiihre, wie das
neuerliche ,,Recht auf Vergessen* lediglich
fir eine Ldschung in der Suchanfrage
(Google) einstehe, nicht aber im Archiv.

Der Bewegung, die Vergangenheit mit
der Gegenwart zu verbinden, folgte auch der
Vortrag von Thomas Bierbricher. Der Frank-
furter Neoliberalismus-Spezialist unternahm
den mutigen Versuch, mit Foucaults ,Ar-
beitshypothese® aus Uberwachen und Strafen
einen neuen Gegenstand zu bespannen — die
Européische Union. Genauer, die internen
Uberwachungs- und Regulierungsmechanis-
men im Falle von Haushaltskrisen. Nicht erst
die Entwicklungen beispielsweise in Grie-
chenland hitten den inneren Disziplinie-
rungsdruck kenntlich gemacht, Steven Gill
(1998) wies bereits 1998 auf die unterschwel-
lige neoliberale Delegetimierung hin, welche
die EU-Vertrdge von Maastricht in ihrer
Konsequenz aufwiesen. Zuletzt hatte Andreas
Fischer-Lescano (2015) auf diese konstituti-
onelle Erodierung aufmerksam gemacht.
Thomas Biebricher zeigte eindrucksvoll, wie
sehr die EU inzwischen vom Schema des
Uberwachen und Strafens geprigt ist. In einer
Analogie zur Schule, ein Ort, den auch
Foucault urspriinglich als von der Disziplin
durchzogen ausmacht, entlarvt er das ,,Euro-
pdische Semester als Regelungsinstrument,
das minutids die Haushaltsentwiirfe von Mit-
gliedsstaaten priift, berit, korrigiert, bewertet
und zur Einstufung nach Gefahrdungskatego-
rien freigibt. Der Umstand, dass ldngst 17 der
28 Mitgliedsstaaten diese Form der Uberwa-
chung ,,genieBen*, liberraschte kaum.

Zusammen mit Frieder Vogelmann und
Martin Saar gehorte Petra Gehring jener
Gruppe an, die fiir eine philosophische Lesart
von Uberwachen und Strafen eintraten und es
bevorzugten, sich noch einmal der Grundla-
gen im Text zu versichern. Gehrings fleiffiger
Beitrag (der fast einer Keynote entsprach)
konzentrierte sich auf die ihrer Meinung nach
vorschnelle Deutung des panoptischen Ge-
dankens als Aspekt von Internalisierung.
Man liege falsch oder wiirde von Foucault
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auf eine falsche Féhrte gefiihrt, wenn man
sich zu sehr auf die Position des Bewachers
konzentriere. Gefangniszellen angelegt in ei-
nem Rund, nicht einsehbar, gerichtet auf ei-
nen Turm in der Mitte, von dessen Kanzel
der Hiftling jederzeit erblickt wird, der seine
Uberwachung aber nur erahnen kann, so die
allgemeine Definition des Panopticons.
Wichtiger sei aber, so Gehring weiter, die
Perspektive des Gefangenen und was Fou-
cault mit Bezug auf ihn eben nicht {iber das
allgegenwartige Auge sage. So gelange man
zur Erkenntnis von der Einfaltung des Blicks,
des ,.invertierten Auges“. Diese Figur diirfe
keinesfalls als ,inneres Auge* verstanden
werden. Sie erinnert daran, dass Foucault in
dieser frithen bis mittleren Werksphase oft
nach der ,,Schwelle der Modernitét suche.
Dementsprechend sei der Panoptismus eine
Figur der Vergangenheit, da sein (Macht-
)Effekt Nichtsichtbarkeit, das Nichtvisuelle
ist. Der Eingekerkerte interessiere sich wenig
fiir den Blick. Das Neue im Voranschreiten
der Moderne sei doch gerade die absolute
Sichtbarkeit. Der ,alte‘ hierarchische Blick
war misstrauisch, die neuen Disziplinen sind
dezentral und unsichtbar und ermoglichen ein
stindiges Gesehenwerden; kein ,,invertiertes
Auge* mehr, da in allem, was noch Auge ist,
die Uberwachung vormodern bleibt. Die ei-
gentliche Disziplinartechnik, der wir in
Uberwachen und Strafen begegnen, sei daher
die Priifung. Der Blick, so Gehring, sei ,,kas-
siert*.

Frieder Vogelmann hingegen verfolgte
die philosophische Absicht, den methodi-
schen Bausteinen im theoretischen Funda-
ment Rechnung zu tragen und sich die abso-
lute Stellung der foucaultschen Existenzbe-
dingungen von Wahrheit bewusst zu machen.
Nicht undhnlich einer fritheren Argumentati-
on pladierte Vogelmann fiir eine stirkere Be-
riicksichtigung der archdologischen Dimen-
sion in Uberwachen und Strafen (vgl. Bie-
bricher/Vogelmann 2012). Kritiker hétten
Foucault in der Vergangenheit vorgeworfen,
,grofispurig® die Humanwissenschaften ent-
larven und dekonstruieren zu wollen, ohne in
gleicher Weise mit den aufkommenden So-

zialwissenschaften zu verfahren (Garland
1990). Darauthin zeigte Vogelmann sehr
schon, dass diese Kritik ihrerseits auf einem
Missverstindnis  beruht, das anndhme,
Foucault sei ein Theoretiker der Macht. Dies
wiirde die archiologische Dimension aus-
klammern und den Unterschied zwischen
Wissen (savoir) und Erkenntnis (connais-
sance) egalisieren. Wissen sei, um mit Fou-
cault zu sprechen, die Frage nach den Exis-
tenzbedingungen von Erkenntnissen, nach
deren Vorbedingungen, schlieflich nach den
(diskursiven) Bedingungen, die Erkenntnisse
wahrheitsfahig machen. Der Preis, den die
Sozialwissenschaften fiir ,ihren‘ klassischen
Foucault, also jener der sich ausschlielich
dem Phinomen der Macht néhere, zahlen, sei
seine kritisch-explosive Kraft. Ohne eine
addaquate Analyse der Wissensproduktionen
und ihrer Orte bleibe wenig mehr als ein
,.halber Foucault“ zuriick. Bereits 2007 wies
John Frauley (2007) auf ein solches Argu-
ment der Riickbindung jeder foucaultschen
Kritik an ihre Existenzbedingungen hin. Er
blieb damals ohne groBeres Echo. Vogel-
mann kiindigte an, die im Unterstrom verlau-
fenden Implikationen aus Wissensproduktion
und Wabhrheitsregime in den Versuch iiber-
filhren zu wollen, eine ,,Geschichte der
Wabhrheit* zu schreiben, wie es Foucault sei-
ner Meinung nach immer beabsichtigt habe.
Die letzten Vortridge der Tagung verleg-
ten Foucault dann wieder zuriick in die Ge-
genwart und brachten Uberwachen und Stra-
fen zur Anwendung. Katrin Meyer kon-
zentrierte sich darauf, anhand eines Fallbei-
spiels die europédische Fliichtlings- und Au-
Benpolitik als ein von Disziplinierungsphan-
tasien geprigten Uberwachungsalptraum zu
entlarven. Thr Fokus lag dabei auf der soge-
nannten ,,Uberwachung im Raum®. Derge-
stalt symbolisiere die Figur des Fliichtlings
einen vom nationalstaatlichen Souverdn nicht
langer tolerierbaren Korper. Im unbéndigen
Wissen um die standige Kontrolle seiner bio-
politischen Kérper kann es der nationalstaat-
liche oder europdische Souverén schlichtweg
nicht erlauben bezichungsweise ertragen, von
einem Korper heimgesucht zu werden (der
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Fliichtling), der nicht verzeichnet wére. Die-
ser Anormale muss ,ausgeschafft werden.
Ihr Beispiel bezog sich auf die Ausschaf-
fungspraxis (Abschiebung) der Schweiz, die
Fliichtlinge und Asylbewerber innen bis zu
eineinhalb Jahre in der Haft festsetzten kon-
nen. Dieser ,,Wegweisungsvollzug* erfiillt in
seiner drastischsten Version, also bei Weige-
rung, die Zelle und damit das Land zu verlas-
sen, die gewaltvolle Entfernung des Delin-
quenten (hier der Fliichtling). Er wird in eine
Zwangsjacke gekleidet, fest auf einem fahr-
baren Stuhl arretiert, angebunden und gefes-
selt, auf dass er sich nicht linger bewege.
Diese Praxis schldgt mit jahrlich 29 Millio-
nen Schweizer Franken zu Buche, was den
Verdacht nahelegt, dass der Fliichtling noch
ein weiteres Tabu des westlichen National-
staats beriihrt, warum er unter keinen Um-
stinden geduldet werden kann oder in unse-
ren Gesellschaften ankommen soll. Der
Flichtling ist dkonomisch ohne Wert und
was nicht produktiv ist, muss unter den Be-
dingungen einer biirgerlich-kapitalistischen
Produktionsweise aussortiert werden. So ge-
lang Meyer ein Portrdt des europdischen
Grenz- und Migrationsregimes als grofer
Uberwacher und Strafer.

,,Uberwachen und Strafen heute® fand an
drei Konferenztagen iiberaus heterogene
Antworten auf die von Michel Foucault einst
formulierte Frage ,,Wer ist der Autor?“. Es
war interessant zu beobachten, wer das Werk
wie und wo ,weiterschreibt® und das Uber-
wachen und Strafen nicht immer in der Ver-
langerung zu Der Wille zum Wissen gelesen
werden muss, weil man andererseits darum

fiirchten miisste, die These von der Produkti-
vitidt der Macht bei Foucault aus den Augen
zu verlieren, sondern génzlich auf sich ge-
stellt bestehen kann und der Gegenwart eini-
ge schmerzhafte ,Wahrheiten® entreiflen
kann. Vor allem Jérg Bernardys Bild von
Foucault als Zeitreisendem, der in friihere
Jahrhunderte eintaucht und Merkmale aus-
findig macht, die nach wie vor unsere Ge-
genwart bestimmen, wird noch lange im Ge-
déchtnis bleiben.

Literatur

Biebricher, Thomas / Vogelmann, Frieder, 2012:
Governmentality and State Theory: Reinvent-
ing the Reinvented Wheel. In: Theory &
Event 15.3;  http://muse.jhu.edu/journals/
theory and event/toc/tae.15.3.html,  18.11.
2015.

Fischer-Lescano, Andreas, 2015: Das Europdische
Parlament sollte den Fiskalvertrag vor den
EuGH bringen. In: Maximilian Steinbeis /
Alexandra Kemmerer / Christoph Mollers
(Hg.), Krise und Konstitutionalisierung in Eu-
ropa, Baden-Baden, 61-64.

Frauley, Jon, 2007: Towards an Archaeological-
Realist Foucauldian. Analytics of Govern-
ment. In: British Journal of Criminology 47,
617-633.

Garland, Andrew, 1990: Punishment and Modern
Society. A Study in Social Theory, Chicago.

Gill, Steven, 1998: European Governance & New
Constitutionalism: EMU & Alternatives to
Disciplinary Neo-Liberalism in Europe. In:
New Political Economy 3, 5-26.


http://muse.jhu.edu/journals/

	Inhaltsverzeichnis
	Editorial der Gastherausgeber: Deitelhoff/Volk: Einleitung – Internationale Politische Theorie in der Diskussion
	Deitelhoff/Daase: Herrschaftszeiten
	Niesen/Ahlhaus/Patberg: Konstituierende Autorität
	Eberl/Salomon: Internationale Politische Theorie: Globale Demokratiewissenschaft in der postdemokratischen Konstellation?
	Flügel-Martinsen: Die Normativitätsbegründungsfalle
	Mende: Privatheit und Global Governance in der Internationalen Politischen Theorie
	Holmes: Die Grenzen transnationaler Rechtspolitik und die politischen Paradoxien des fragmentierten globalen Konstitutionalismus
	Buchstein/Müller: Im Wartesaal – Zu den beruflichen Aussichten im Bereich Politische Theorie
	Diehl: Was ist für die Politische Theorie wichtig?
	Lemke: Frankreich nach 11/13
	Tagungsbericht: Traußneck: Sondierungen. Bericht zur Tagung Challenging the Banality of Racism. Political Theory as A Race Critical Theory an der Justus Liebig Universität Gießen, vom 23.–24. Oktober 2015
	Tagungsbericht: Schewe: Foucault war ein Zeitreisender. Bericht zur Tagung Überwachen und Strafen heute an der Universität Bremen, 5.–7. November 2015

